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DAS 


ENTEIGNUNGSBECHT, 


Von 
DR  C.  S.  GRÜNHUT, 

PROFESSOR  AN  DER  UNIVERSITÄT   IN  WIEN. 


WIEN 

^LFRED     jf^ÖLDER 

(BECK'SCHE  UNIVERSITÄTSBÜCHHANDLÜNG) 
ßothenthurmsl.rasse  lö. 

1873. 


Alle  Rechte  Torlbelialten. 


Vorwort. 


Durch  die  Vorarbeiten  für  eine  systematische 
Darstelhing  des  Eisenbahnrechtes  zu  eingehender 
Prüfung  des  heutigen  Standes  der  Lehre  von  dem 
Enteignungsrechte  veranlasst,  fand  der  Verfasser,  dass 
dieses  in  seinen  Wirkungen  so  tief  einschneidende 
Rechtsinstitut,  obwohl  in  jüngster  Zeit  wiederholt 
zum  Gegenstande  dankenswerther  Bearbeitung  ge- 
macht, doch  selbst  nach  seiner  dogmatischen  Seite 
hin  noch  nicht  genügend  erörtert  sei  und  in  wesent- 
lichen Puncten  einer  Revision  bedürfe;  derselbe 
glaubte  die  Früchte  seiner  Studien  auf  diesem  Rechts- 
gebiete in  Form  dieser  besonderen  Abhandlung 
vorlegen  zu  sollen. 

Wien,  im  August  1873. 


E^inleitimir. 


§.  1. 
Begriff  des  Enteignungsrechtes. 

Aus  dem  grossen  Comj)lexe  der  ihrer  iSTatur  nach 
sehr  verschiedenartigen  Eingriffe,  welche  von  der  Staats- 
verwaltung bei  der  Vollziehung  ihrer  Aufgabe  in  das  Pri- 
vateigenthum  gemacht  werden  können,  werden  die  schwer- 
sten aller  Eingriffe  herausgelöst  und  unter  dem  Begriffe 
des  Enteignungsrechtes  zusammenget'asst ,  nämlich  jene 
Eingriffe ,  welche  sich  dadurch  vollziehen ,  dass  entweder 
ein  dingliches  Recht  an  fremdem  Grrund  und  Boden  für 
den  Staat  constituirt,  oder  dass  das  Eigenthumsrecht  selbst 
auf  den  Staat  übertragen  wird.  Eine  Enteignung  im 
eigentlichen  Sinne  liegt  vor,  sobald  die  Staatsverwaltung 
für  sich  die  Constituirung  eines  dinglichen  Rechtes  an 
einer  fremden  Sache  oder  die  Uebertragung  des  Eigen- 
thumsrechtes  selbst  in  das  öffentliche  Gut  verlangt  und 
gegen  den  Willen  des  Eigenthümers  durchführt;  sie 
ist  unter  ein  besonderes  Recht  gestellt,  das  Enteignungs- 
recht im  objectiven  Sinne.  Die  Constituirung  des  ding- 
lichen Rechtes,  resp.  die  Entziehung  des  Eigenthums-  | 
rechtes  muss  eine  gezwungene  sein,  eine  freiwillige  \ 
Enteignung   gibt   es  nicht;    selbst  wenn   die  Veräusserung 
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wegen  der  sicheren  Aussicht  auf  eine  unmittelbar  bevor- 
stehende öffentliche  Arbeit,  mit  welcher  das  Enteignungs- 
recht verknüpft  ist,  und  unter  dem  Hochdrucke  dieser 
Aussicht  erfolgt ,  aber  ohne  dass  die  Sache  selbst  bereits 
in  der  gesetzlichen  Weise  zur  Enteignung  bestimmt  ist, 
so  kann  in  einer  solchen  Veräusserung  eine  Enteignung 
nicht  gesehen  werden,  denn  die  Veräusserung  ist  und  bleibt 
eine  freiwillige ;  die  Wirkungen  des  betreffenden  Rechts- 
geschäftes sind  nicht  nach  den  für  die  Enteignung  gelten- 
den Normen ,  sondern  in  der  Hegel  nach  den  allgemeinen 
Bestimmungen  ül^er  den  Kaufvertrag  zu  beurtheilen. 

Die  Rechtsbasis  der  Enteignung  bringt  es  mit  sich, 
dass  die  Constituirung  des  dinglichen  Rechtes,  resp.  die 
/Entziehung  des  Eigenthumsrechtes,  nur  im  allgemeinen 
Interesse,  niemals  im  blossen  Privatinteresse 
erfolgen  darf;  das  allgemeine  Interesse  kann  aber  nicht 
nur  bei  Unternehmungen  des  Staates,  der  Kreise,  der  Ge- 
meinden u.  s.  w. ,  sondern  auch  bei  Unternehmungen  der 
Privaten,  Gesellschaften,  Genossenschaften  u.  s.  w.  in 
wirksamer  AYeise  gefördert  werden,  ^)  Das  Enteignungs- 
recht wird  aber  selbstverständlich  nicht  in  dem  Privat- 
interesse der  Unternehmer,  nicht  behufs  Vermehrung  des 
persönlichen  Vermögens  derselben  ausgeübt,  sondern  einzig 
und  allein  wegen  der  engen  Beziehungen,  in  welchen  diese 
Unternehmungen  zu  dem  allgemeinen  Interesse  stehen;  da 
aber  das  Privatinteresse  in  diesen  Fällen  mit  dem  allge- 
meinen Interesse  innig  verschmolzen  ist,  so  liegt  in  der 
Förderung  des  allgemeinen  Interesses  auch  die  Förderung 
des  Privatinteresses. 

In  dem  Begriffe  der  Enteignung  bildet  endlich  die 
Entschädigung  ein  wesentliches  Merkmal. 

Das  EnteignungsrecKt  im  eigentlichen  Sinne  ist  dem- 
nach das  Recht  der  Staatsgewalt ,  die  zwangsweise 
Entziehung     des     individuellen      Eigenthums- 

')  So  in  Beziehung  auf  Trockenlegungen,  Bewässerungen,  Deiche, 
Straasen,   Eisenbahnen  u.   s.  w. 


rechtes  und  die  Uebertragung  desselben  in 
das  öffentliche  Gut,  resp.  die  zwangsweise 
Constituirung  eines  dinglichen  Rechtes  an 
einer  fremden  Sache  für  das  öffentliche  Grut, 
im  allgemeinen  Interesse  gegenEntschädigung 
zu  verfügen. 

Die  Enteignung  muss  von  den  gesetzlichen  Eigen- 
thumsbeschränkungen ,  den  sogenannten  Legalservituten, 
unterschieden  werden. 

Die  Uebelstände,  mit  denen  es  verknüpft  wäre,  wenn 
die  Consequenzen  des  EigenthumsbegriiFes  in  vollem  Masse 
rücksichtslos  gezogen  würden ,  werden  durch  das  positive 
(xesetz  dadurch  beseitigt,  dass  dieses  die  eine  oder  andere 
Consequenz  im  allgemeinen  Interesse  fallen  lässt,  sie  modi- 
ficirt,  und  Beschränkungen  des  Eigenthumes  einführt;  bald 
wird  dem  Eigenthümer  eines  Grundstückes  untersagt,  in 
dieser  oder  jener  Beziehung  über  die  Sache  zu  verfügen; 
hcild  muss  er  sich  in  dieser  oder  jener  Richtung  die  Ver- 
fügung eines  Anderen  gefallen  lassen;  auf  diese  Weise 
werden  die  Anforderungen  des  allgemeinen  Interesses  mit 
dem  individuellen  Rechte  versöhnt.  Solche  durch  das  all- 
gemeine Interesse  erheischte  ^igenthums-Beschränkungen 
körinen  nach  dem  Vorangegangenen  nicht  als  eine  Ent- 
eignung angesehen  werden ;  es  liegt  darin  weder  eine  gänz- 
liche, noch  eine  theilweise  Entziehung  des  Rechtes  an  den 
betreifenden  Objecten  ,  sondern  nur  eine  M  o  d  i  f  i  c  a  t  i  o  n 
des  Gebrauches  derselben.^) 


')  Es  ist  keine  Enteignung  im  eigentlichen  Sinne ,  wenn  der  Eigen- 
thümer verpflichtet  ist ,  Nachgrabangen  nach  Fossilien  auf  seinem  Grund- 
stücke gegen  eine  gewisse  Abgabe  zu  gestatten  (Schurffreiheit,  1.  3, 
6.  Cod.  de  metallariis ,  11,  6;  conf.  1.  13  §.  1,  Dif).  comm.  praed.  8,  4); 
ebensowenig,  wenn  dem  Eigenthümer  verboten  ist,  im  Umkreise  einer 
Festung  zu  bauen,  oder  wenn  durch  die  Eisenbahnpolizei  rücksichtlich  der 
angrenzenden  Grundstücke  Beschränkungen  auferlegt  sind  (Anpflanzungen, 
Bauführungen  nur  in  einer  gewissen  Entfernung  u.  s.  w.) ,  oder  wenn  die 
Errichtung  oder  Veränderung  von  Gebäuden  an  die  Beobachtung   polizeili- 
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Eine  feste  Abgrenzung  des  Begriffes  der  Enteignung 
im  eigentlichen  Sinne  ist  von  Wichtigkeit ;  denn  nur  dadurch 
wird  der  Kreis,  innerhalb  dessen  die  durch  das  Enteignungs- 
recht (im  obj.  S.)  vorgeschriebenen,  mehr  oder  weniger  um- 
fassenden Förmlichkeiten  im  einzelnen  Falle  zur  Anwendung 
zu  kommen  haben,  bestimmt  gezogen ;  diese  Abgrenzung  ist 
aber  nicht  in  allen  Legislationen  in  gleicher  Weise  durch- 
geführt. Die  französische  Gesetzgebung  (sowohl  das 
Gresetz  vom  8.  März  1810  als  auch  das  Gesetz  vom  3.  Mai 
1841)  betrachtet  als  Enteignung  lediglich  die  Uebertragung 
d  e  s  E  i  g  e  n  t  h  u  m  s  selbst  in  das  öffentliche  Gut.  Alle 
anderen  Fälle  der  Eingriffe  der  Staatsgewalt  in  das 
Privateigenthum,  welche  nicht  mit  einer  Uebertragung  des 
Eigenthums  selbst  verbunden  sind,  in  welchen  also  das 
Eigenthum  bei  dem  alten  Eigenthümer  verbleibt,  sind  nicht 
als  Enteignung  behandelt,  daher  insbesondere  auch  nicht 
die  gezwungene  Constituirung  eines  dinglichen 
E. echtes  an  fremder  Sache ;  die  Entschädigung  für  solche 
Eingriffe  in  das  Einzeleigenthum  wird  nicht  in  derselben 
Weise  festgestellt,  wie  die  Entschädigung  bei  der  Enteig- 
nung, sondern  nur  nach  den  gewöhnlichen  Vorschriften  des 
Rechtes  und  des  Verfahrens.  Von  der  gleichen  Anschauung 
geht  die  belgische  Gesetzgebung  aus. 

§.  2. 
Begründung  des  Enteignungsrechtes.  ^) 

Der  Mensch  ist  seiner  Natur  nach  zugleich  ein  indi- 
viduelles und  ein  staatliches  Wesen;  der  Staat  ist  ein 
Factum,  welches    der    einzelne   Mensch,    wenn   er  zum  Be- 


cher Vorschvilteii  geknüpft,  ist,  welche  zur  Befürderung  der  allgemeinen 
Wohlfahrt  (zum  Zwecke  der  Sicherung  vor  Feuersgefahr ,  der  Herstellung 
hreiter  und  gesunder  Strassen  u.  s.  w.)  ertheilt  worden  sind. 

')  Vgl.  vorzüglich  Stein  Verwaltungslehre.  VII.  Theil ,  Innere  Ver- 
waltungslehre ;  III.  Hauptgebiet.  Die  wirthschaftlichc  Verwaltung.  I.  Theil. 
Die  Entwäliruug.    S.  293—300. 


—    o    

wusstsein  kommt,  vorfindet.  Der  Mensch  le])t  im  Staate 
niclit  wegen  eines  Gesetzes,  das  er  sich  erst  selbst  ge- 
scliafFen  hat,  sondern  in  Folge  eines  ihm  durch  seine  Natur 
auferlegten  Gesetzes;  der  Staat  ist  selbstständig  in  der 
sittlichen  Natur  des  Menschen  gesetzt;  nur  im  Staate  er- 
langt der  Mensch  die  vollständige  Befriedigung  seiner  phy- 
sischen, moralischen  und  intellectuellen  Bedürfnisse ;  der 
Staat  ist  die  Bedingung  seiner  Entwicklung  und  Vervoll- 
kommnung; ausser  dem  Staate  kann  der  Mensch  niclit 
menschlich  leben  —  unus  homo,  nullus  homo  —  das  Leben 
im  Staate  ist  sein  natürlicher  Zustand. 

Als  Individuum  kommen  dem  Menschen  unmittelbar 
kraft  seiner  Persimlichkeit  gewisse  Hechte  zu ;  nicht  der 
Staat  gibt  dem  Individuum  diese  Rechte,  er  erfindet  sie 
nicht  und  schafft  sie  nicht,  sie  sind  dem  Menschen  schon 
früher  gegeben ;  der  Staat  aber  ist  es,  welcher  behufs  Ord- 
nung des  geselligen  Zusammenlebens  die  Ausübung  dieser 
Rechte  regelt,  welcher  diese  Rechte  anerkennt  und,  indem 
er  sie  begrenzt,  zu  gleicher  Zeit  sichert.  Würde  das  aus- 
schliessliche Gefühl  des  individuellen  Rechtes,  eine  durch 
nichts  gemässigte,  bis  zur  äussersten  Consequenz  erfol- 
gende Ausübung  dieses  Rechtes  platzgreifen,  so  wäre  ein 
unheilvoller  Individualismus  die  Folge,  welcher  das  Band 
des  Staates  nach  und  nach  auflösen  müsste. 

Das  individuelle  Recht  darf  daher  nicht  allein  zur 
Herrschaft  kommen ;  jedes  Individuum  muss  sich  als  ein 
dem  Ganzen  verbundenes  und  ihm  dienstbares  Glied  fühlen ; 
an  der  Seite  des  individuellen  Rechtes  muss  daher 
immer  das  nothwendige  Princip  der  staatlichen  Be- 
grenzung und  Beschränkung  stehen.  Alle  indivi- 
duellen Rechte  bestehen  in  ihrer  Ausübung  nur  innerhalb 
der  Schranken  und  Bedingungen,  welche  durch  das  Inter- 
esse dei'  Gemeinschaft  auferlegt  sind ;  wenn  es  auch  wahr 
bleibt,  dass  diese  Rechte  dem  Menschen  als  Individuum 
'zustehen,  so  geht  doch  der  Mensch  im  Individuum  nicht 
auf  und  hört  niemals  auf,  gleichzeitig  ein  staatliches  Wesen 
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zu  sein;  daher  ist  es  der  Natur  des  Menschen  angemessen, 
dass  diese  Rechte  niemals  unbeschränkt  oder  von  der  Idee 
und  dem  Zwecke  der  Gemeinschaft  losgetrennt  seien ;  es 
ist  vielmehr  eine  wichtige  und  erhabene  Mission  des  Staates, 
die  individuellen  Rechte  mit  den  berechtigten  Bedürfnissen 
und  Anforderungen  der  Gemeinscliaft  in  Harmonie  zu 
bringen.  In  Erfüllung  dieser  Mission  hat  der  Staat,  als  das 
zusammenhaltende  Princip,  das  Recht,  in  die  individuelle 
Reclitssphäre  einzugreifen  und  von  jedem  Einzelnen  zu  ver- 
langen, dass  er  einen  Theil  seiner  persönlichen  Selbststän- 
digkeit zum  Opfer  bringe,  wenn  in  der  vollen  Geltend- 
macliung  des  individuellen  Rechtes  ein  Hinderniss  für  das 
harmonische  Nebeneinanderbestehen  Aller  gelegen  ist.  Auf 
dieser  Mission  des  Staates  beruht  es,  dass  das  Eigenthuras- 
recht  manig fachen  Beschränkungen  unterworfen 
wird,  damit  dessen  Ausübung  mit  dem  Wohle  aller  An- 
deren verträglich  bleibe. 

Das  Wesen  des  Staates  erschöpft  sich  aber  nicht  in 
einem  blossen  Nebeneinander,  einem  Aggregate  von  Indi- 
viduen, so  dass  der  Staat  seiner  Mission  genügt,  wenn  er 
sich  darauf  beschränkt,  die  Hindernisse  hinwegzuräumen, 
welche  dem  harmonischen  Nebeneinanderbestehen 
der  einzelnen  Interessen  und  einzelnen  Rechte  entgegen- 
stehen; der  Staat  ist  vielmehr  ein  in  sich  ruhendes,  mit 
der  Idee  der  Persönlichkeit  bekleidetes  Wesen,  welches  in 
der  Summe  der  einzelnen  Menschen  nicht  aufgeht,  sondern 
in  sich  selbst  seine  Existenzberechtigung  trägt;  er  ist  ein 
in  seiner  Dauer  und  Beharrlichkeit  über  den  nur  eine  ephe- 
mere Existenz  geniessenden  Individuen  stehender  Organis- 
mus, in  welchem  die  sittlichen  Kräfte  der  Einzelnen  zur 
Erreichung  der  höchsten  gesellschaftlichen  Gesammtzwecke 
zusammengefasst  sind ;  er  ist  ein  lebendiger  Organismus, 
ein  wollendes  und  liandelndes  AVesen,  welches  als  solches 
seine  höheren  Rechte  und  Interessen  hat.  Leben,  d.  h.  sich 
erhalten  und  entwickeln.  Erlialtung  und  Entwickelung,  das' 
sind  die  Angelpunkte  des  Culturstaates.  Die  Anforderungen, 


welche  in  dieser  Beziehung  von  dem  Staate  gestellt  werden, 
müssen  Befriedigung  finden.  Jedes  Grlied  hat  für  deren  Er- 
füllnng  mitzuwirken;  jedes  Individuum  liat  sicli  für  das 
(iranze  zu  hethätigen,  w\('  ja  auch  die  Kräfte  des  Indivi- 
duums im  Ganzen,  wie  durcli  einen  Hehel,  vermehrt  werden. 
Die  Erhaltung  und  Entwickelung  des  Ganzen  ist  aber 
durch  die  Erhaltung  und  Entwickelung  der  Einzelnen, 
als  der  Glieder  des  Ganzen,  bedingt,  denn  in  dem 
Ganzen  werden  alle  Rechte,  alle  Kräfte,  alle  Interessen 
aller  Einzelnen  zu  einer  grossen,  ergänzenden  Gemeinschaft 
vereinigt. 

Die  Staatsgewalt,  die  Seele  des  staatlichen  Organismus, 
muss  daher  alle  Bedingungen  verwirklichen,  welche  für  die 
Erhaltung  und  volle  Entwickelung  der  Ein- 
zelnen nothwendig  sind.  Die  Erfüllung  dieser  Anfor- 
derungen kann  es  mit  sich  bringen,  dass  die  Staatsgewalt 
die  Schranken,  welche  ihr  durch  das  individuelle  Recht  ge- 
zogen sind,  durchlu'ifht,  dass  sie  das  individuelle  Reclit  er- 
greift und  Unterwerfung  unter  den  hidieren  allgemeinen 
Zweck  heischt.  Die  erwähnten  Principien :  Entwicklung 
und  Erhaltung  des  Ganzen  und  der  Einzelnen  im  Ganzen, 
bilden  die  Quelle,  aus  welcher  die  Staatsgewalt  das  Recht 
schöpft,  unter  Umständen  sogar  das  in  dividuelle  Recht 
dem  G  e  s  a  m  m  t  i  n  t  e  r  e  s  s  e  aufzuopfern,  denn  die  rück- 
sichtslose Verwirklichung  des  individuellen  Rechtes  ist  nicht 
das  hijchste  Postulat  der  Rechtsidee ;  das  Recht  beruht 
seiner  Natur  nach  auf  zwei  Polen:  auf  der  Beziehung  zum 
Individuum  und  auf  der  Beziehung  zum  Ganzen  i) ;  dieser 
im  Rechte  gelegene  Widerstreit  wird  dadurch  geschlichtet, 
dass  die  Beziehung  zum  Individuum  sich  als  das  Schwächere 


')  „Alles  Recht  steht  organisch  und  ethisch  auf  der  Voraussetzung 
eiucs  Ganzen  in  der  (lemeinschaft ;  aus  diesem  Ganzen  bildet  sich  die 
Gliedernug,  während  die  Einzelnen  für  sich  nach  Verstärlcnng  streben." 
T  rend  el  enbur  g,  Naturrecht  auf  dem  Grunde  der  Ethik,  §.  85,  ferner 
§.  100:  „Indessen  geschieht  jede  Rechtsbildmig  nicht  blos  aus  dem  Prin- 
cip    des   Einzelnen,  sondern  ebensosehr  aus  dem  Priucip  des  Ganzen." 
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erweisen    und    zurückweichen    muss,    sobald    die  Erhaltung 
und  Entwickelung  des  Ganzen  damit  in  Conflict  geräth. 

Mit  dieser  Auffassung  soll  also  der  Staat  keineswegs 
als  Selbstzweck,  als  das  letzte  Ziel  der  Menschheit  hingestellt, 
das  Individuum,  die  Einzelpersönliclikeit,  ihm  aufgeopfert 
werden;  der  Mensch,  obwohl  seiner  Natur  nach  ein  staat- 
liches Wesen,  ist  doch  vor  Allem  dazu  geschaffen ,  um 
individuell  zu  existiren;  trotz  die.-er  Auffassung  bleibt 
die  Errungenschaft  der  modernen  Civilisation,  dass  der 
Staat  um  des  Menschen  willen,  nicht  der  Mensch  um  des 
Staates  willen  vorhanden  sei,  unangetastet,  denn  die  Er- 
haltung und  Entwickelung  des  Ganzen  liegt  ja  eben  in 
der  Erhaltung  und  Entwickelung  der  Einzelnen.  Zweck 
des  Staates  ist  und  bleibt  es  demnach,  den  Mitgliedern  die 
möglichst  grosse  Summe  von  Wohlsein  zu  sichern  und 
alle  pliysischen  und  moralischen  Hindernisse  und  Schranken, 
welche  den  Menschen  an  der  Erreichung  seines  Zieles  hin- 
dern, zu  beseitigen ;  keineswegs  soll  der  Einzelne  nur  als 
eine  unter  den  unzähligen  Federn  an  der  Riesenmaschine 
„Staat"  in  Betracht  kommen ,  welche  ausschliesslich  zu 
ihrem  eigenen  Vortheile  zu  functioniren  hätte. 

Die  Staatsgewalt,  welche  in  der  Erfüllung  ihrer  Mission, 
für  die  Erhaltung  und  Entwickelung  des  Gesammtorganis- 
mus  und  damit  der  Individuen  zu  sorgen,  auf  ein  Privat- 
eigenthum  an  einem  bestimmten  Gegenstande  stösst,  ohne 
dessen  Aufopferung  sie  ihre  Aufgabe  nicht  zu  lösen  vermag, 
ist  zur  Aufopferung  des  Privateigenthums  an  diesem  Ge- 
genstande berechtigt,  denn  wenn  auch  das  Eigenthum  an 
und  für  sicli  nicht  als  eine  blosse  Scluipfung  eines  positiven 
Gesetzes  angesehen  werden  kann,  wenn  es  auch  als  „die 
sachlich  erweiterte  Peripherie  der  Persönlichkeit"  in  den 
natürlichen  Gefühlen  und  dem  ethischen  Wesen  des  Menschen 
wurzelt,  so  kommt  es  doch  zur  eigentlichen  Geltung  nur 
im  Staate;  er  beschützt  nicht  nur  das  Eigenthum,  er  gibt 
ihm  auch  durch  seine  gesetzlichen  Bestimmungen  jenen  Rang, 
jene  Bedeutung,  welche  es  unter  den  Rechten   des  Bürgers 
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einnimmt;  die  Tliatsaclie  des  Besitzes,  welcher  zunäclist  die 
physische  Macht  des  Besitzers  allein  Achtnng  verscliaiFt, 
wird  nur  unter  der  Herrschaft  des  Staates  zum  Eigentimms- 
recht. 1)  Wenn  daher  dieses  Eigenthumsrecht  mit  der  Auf- 
gabe des  Staates  in  Widerspruch  geräth,  wenn  es  dem 
Wolile  der  Gesammtheit  entgegentritt,  so  verliert  es  den 
Anspruch  auf  Anerkennung  und  Schutz  der  Gesammtheit. 
Die  Staatsgewalt  braucht  nicht  zuzulassen,  dass  die  Aus-  ; 
führung  der  wichtigsten  Unternelimungen  an  dem  Egoismus  ! 
der  Einzelnen  scheitere,  dass  die  Hartnäckigkeit  des  Indi-  i 
viduums  den  Sieg  davon  trage  über  die  Bedürfnisse  der 
Gesammtheit.  Das  Einzeleigenthum  muss,  wo  es  mit  der 
Aufgabe  des  Staates  in  einen  unauflöslichen  Gegensatz  ge- 
räth, weichen,  insofern  und  insoweit  dieses  die  Bedingung 
für  die  Befriedigung  der  Anforderungen  der  Gesammtheit 
ist.  Die  Staatsgewalt  ist  berechtigt,  sich  des  für  ihre  Auf- 


')  „Das  Eigentlium  hilft  die  Idee  der  individuellen  Sittlichkeit  weiter 
vollziehen.  .  .  .  Den  Sieg  der  Person  über  die  Sache  und  die  Herrschaft 
über  die  gleichsam  gefangene  Sache  machen  den  Besitz  aus,  der,  anerkannt, 
Eigentimm  wird.  Die  höhere  menschliche  That  ist  die  Anbildung  der 
Sachen  zu  dauernden  "Werkzeugen  des  "Willens.  Die  Sachen  werden  in  der 
Hand  der  Menschen  durch  Zwecke  beseelt  und  stellen  nun,  als  ob  sie  auf- 
hören sollten  selbstlos  zu  sein,  Bestimmungen  des  menschlichen  Willens 
dar.  "Wie  in  den  Gliedern,  so  herrscht  im  Eigenthnm  als  den  erweiterten 
Organen  des  Leibes  der  "Wille  mit  ausschliessender  Kraft.  Von  dieser 
Seite  gehen  die  Bedingungen  zur  Rechtsbildung  von  den  Einzelnen  aus. 
Indessen  würde  für  sich  allein  der  Einzelne  angebildete  "Werkzeuge  nur  so 
weit  zu  Eigenthnm  haben,  als  er  sie  physisch  besässe,  mit  seiner  physi- 
schen Macht  darin  gegenwärtig;  er  hätte  sie  nur  momentan,  nur  beschränkt, 
indem  er  genöthigt  wiire,  im  ewigen  Kriege  der  Selbsterhaltung  seine  an- 
bildende Kraft  zu  schwächen  und  die  ruhige  Benutzung  der  Sache  einzu- 
bttssen.  Erst  die  Anerkennung  des  Ganzen,  also  das  Gesetz,  gibt  dem 
"Willen  in  der  Sache  Bestand  und  verbürgt  ihm  über  sie  die  aligemeine 
Verfügung.  Erst  dadurch  wird  das  Eigenthnm  Eigenthnm  und  nähert  sich 
der  Natur  der  Organe,  welchen  der  "Wille  und  zwar  innerhalb  ihi-er  Sphäre 
allgemein  einwohnt.  Von  dieser  Seite  gehen  die  Bedingungen  zur  Rechts- 
bilduug  im  Eigenthnm  bestätigend  und  beschränkend  von  der  Gemeinschaft 
des  Ganzen  aus."  Tr  endeleub  urg,  a.  a.  0.  §.  93. 
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gäbe  notliwendigen  Einzeliieigeiitlmms  zu  bemächtigen;  das 
Gesetz  bewaffnet  sie  zu  diesem  Zweeke  mit  dem  Rechte 
der  Enteignung.  Als  Grund  des  Enteignungsrechtes  er- 
gibt sicli  also  das  Recht  der  Staatsgewalt,  das  individuelle 
Recht  des  Einzeleigenthums  aufzubel)en ,  wenn  diese  Auf- 
hebimg  als  eine  Bedingung  für  die  Erhaltung  und 
volle  Ent Wickelung  der  in  den  Gesammt Orga- 
nismus gegliederten  Einzelnen  betrachtet  wer- 
den muss. 

Der  Staat  opfert  das  individuelle  Recht  an  einem  be- 
stimmten Gegenstande,  weil  nur  dadurch  die  Bedingungen 
für  die  Entwickelung  der  Gesammtheit  herzustellen  sind; 
aber  dieser  Grund  reicht  nicht  aus,  um  das  individuelle 
Vermögen  zu  opfern ;  das  Vermögen  des  Einzelnen  darf  von 
dem  Staate  nicht  vernichtet  werden,  denn  in  dem  Vermögen 
allerdings,  nicht  aber  in  dem  Eigenthume  an  einem  be- 
stimmten Gegenstande,  ist  die  Bedingung  für  die  Entwick- 
lung des  Einzelnen  gelegen.  Wenn  daher  die  Staatsgewalt 
zur  Erfüllung  ihrer  Aufgabe  das  Einzelrecht  an  einem 
bestimmten  Gegenstande  aufhebt,  so  muss  der  Vermögens- 
werth  dem  Eigenthümer  als  Aequivalent  zurückgegeben 
werden.  Die  Enteignung  ist  eine  Last,  welche  von  dem 
Staate  dem  Einzelnen  auferlegt  wird;  die  Staatslasten 
sollen  in  einem  gerechten,  gleichen  Verhältnisse  vertheilt 
sein;  jede  Gleichheit,  jedes  gerechte  Verhältniss  wäre  aber 
zerstört,  wenn  ein  Einzelner  je  gehalten  sein  sollte,  für 
die  Gesammtheit  Opfer  zu  bringen,  zu  denen  die  anderen 
Staatsangehörigen  beizutragen  nicht  verpflichtet  sind;  daher 
bedarf  es  der  vollen  Entscliädigung  des  in  seinen  indivi- 
duellen Rechten  verletzten  Einzelnen.  Nur  durch  die  volle 
Entschädigung  wii'd  die  Verletzung  des  individuellen  Rechtes 
ausgeglichen ;  nur  durch  die  volle  Entschädigung  werden  in 
Wahrheit  die  Bedingungen  für  die  Entwickelung  der  Ge- 
sammtheit, d.  h.  der  in  dieselbe  gegliederten  Einzelnen 
hergestellt.  Trotz  der  vollen  Entschädigung  bleibt  es  sicher- 
lich ein  schweres  Opfer,  welches  die  Staatsgewalt  von  dem 
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Einzelnen  fordert,  wenn  sie  ilm  zwingt ,  sein  Eigentlinm 
an  einem  bestimmten  Gegenstände  anfzngehen ;  ein  solelies 
Opfer  ist  nnr  dann  geveditfertigt,  wenn  es  für  die  Inter- 
essen des  Clesammtorganisnins  gebraelit  wird;  nnr  diese 
mäelitige  Triebfeder  darf  die  Staatsgewalt  veranlassen,  das 
absoluteste  und  zweifelloseste  Recht,  das  individuelle  Eigen - 
tbum,  jenes  Fnndamentalreclit,  auf  dem  alle  gesellsebaft- 
liclien  Einriebtungen  beruhen,  aufzuheben  ;  denn  der  Staat 
ruht  auf  dem  Eigenthume;  das  Eigenthum  kann  nicht  un- 
sicher werden  ohne  gleichzeitige  tiefe  Erschütterung  des 
Ganzen ;  die  Sicherheit  des  Eigenthumes  bedrohen,  heisst  in 
Wahrheit  die  Axt  an  die  Wurzel  des  Staates  legen. 

Aus  der  Rechtsbasis  der  Enteignung  folgt,  dass  die 
Staatsgewalt  das  Einzeleigenthum  nur  dann  entziehen  darf, 
wenn  zur  Erfüllung  ihrer  Aufgabe  ein  anderes,  weniger  [ 
verletzendes  Mittel  nicht  genügen  sollte ;  es  müssen  aus- 
reichende Bürgschaften  dafür  gegeben  werden,  dass  dieser 
tiefe  Einschnitt  in  das  individuelle  Recht  nicht  zu  Missbräu- 1 
clien  benützt  werde,  dass  er  nicht  zuletzt  zur  völligen  Absor- 
birnng  der  berechtigten  Einzelinteressen  und  der  individuellen 
Lebensgestaltung  durch  angebliche  Interessen  der  Clesammt- 
heit  führen  könne;  in  der  oben  erfolgten  Fixirung  des 
Principes  der  Enteignung  liegt  an  und  für  sich  die  richtige 
Grenze,  welche  diesem  gefährlichen  und  doch  so  nothwen- 
digen  Rechte  gezogen  werden  muss.  Wenn  diesem  Principe 
getreu  die  Staatsgewalt  das  Einzeleigenthum  nur  dann 
de  prlvato  ad  imhlicum  übergehen  lässt,  um  jenen  Anfor- 
derungen zu  entsprechen ,  welche  von  der  Gesammtheit 
gestellt  werden ,  nur  durch  Massregeln  der  Staatsgewalt 
befriedigt  werden  können,  welchen  die  Individuen  selbst 
aus  eigenen  Kräften  nicht  genügen  können,  so  liegt  in 
dem  Enteignungsrechte  nichts  Gefährliches  und  nichts  Un- 
gerechtes; denn  die  subjectiven  Zwecke  der  Individuen 
sind  erst  dann  berechtigt,  wenn  sie  sich  in  das  Gefüge  des 
Ganzen  eingliedern;  in  dem  Enteignungsrechte  liegt  die 
Versöhnung:    des    nothwendigen  Antagonismus  zwischen  den 
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objectiven    Zwecken    des   Staates   und    den   subjectiven    der 
Individnen. 

Mit  der  Feststellung  des  Principes  ist  viel,  aber  nocli 
nicht  Alles  gewonnen;  es  bedarf  dann  noch  in  der  Aus- 
gestaltung des  ßechtsinstitutes  vielfacher  Garantien  für  das 
Eigenthum ;  ohne  diese  Garantien  bleibt  das  Eigenthum  ein 
precäres  Recht,  nur  von  dem  guten  Willen  desjenigen  ab- 
hängig, welcher  gerade  die  Macht  in  seinen  Händen  hat ; 
die  gesetzlichen  Bestimmungen  über  das  Enteignungsrecht 
müssen  aber  von  dem  obigen  Principe  durchdrungen  werden ; 
sie  sollen  die  logisch  -  systematische  Durchbildung  des  in 
dem  Principe  niedergelegten  Rechtsgedankens  enthalten ; 
es  ist  die  schwierige  Aufgabe  des  Gesetzgebers,  den  in 
dieser  Materie  gelegenen  Zwiespalt  auszugleichen  und  zu 
verhüten,  dass  nicht  auf  der  einen  Seite  das  individuelle 
Recht  der  Gefahr  des  willkürlichen  Missbrauches  ausge- 
setzt und  auf  der  anderen  Seite  in  Folge  einer  zu  grossen 
Beschränkung  des  Enteignungsrechtes  die  Entwickelung  der 
Gesammtheit  durch  die  Selbstsucht  des  Einzelnen  gefährdet 
und  o-elähmt  werde. 


§.  3. 
Rechtsgeschichtliche  Entwickelung  des  Enteignungsrechtes.  0 

Die  Rechtsinstitute  sind  in  Wirklichkeit  nur  der  treue 
Ausdruck,  gleichsam  der  juristische  Niederschlag  der  jewei- 
ligen socialen  Sitten  und  Ideen.  Aus  dem  Vorhandensein 
und  der  Ausbildung  gewisser  Rechtsinstitute  lässt  sich  mit 
Sicherheit  ein  Rückschluss  auf  den  Charakter  der  Gesell- 
schaft ziehen,  in  welcher  und  für  welche  sie  bestehen.  Der 


')  Stein  a.  a.  0.  S.  301—318.  —    Meyer,  Das  Kecht  der  Expro- 
priation. .S.  9—159.  —  Haeberlin,  im  Arch.  f.  civil.  Praxis.  Bd.  XXXIX, 

S.  3—47. 
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gleiche  Grad  der  Cultur  ruft  zu  verschiedenen  Zeiten,  bei 
verschiedenen  Völkern  analoge  bürgerliche  und  politische 
Einrichtungen  hervor.  Zu  den  ßechtsinstituten,  in  welchen 
eines  der  sichersten  Kriterien  für  den  Grrad  der  Civilisation 
enthalten  ist,  geliört  das  Enteignungsrecht  im  weiteren  Sinne, 
das  Kecht  des  Staates  in  die  wohlerworbenen  Privatrechte 
überhaupt  einzugreifen. 

Der  Zustand  dieses  Rechtes  in  den  verschiedenen  ge- 
schichtlichen Epochen  gibt  ein  deutliches  Bild  nicht  nur 
der  jeweiligen  gesellschaftlichen  Bedürfnisse,  der  Ver- 
vollkommnung des  socialen  Lebens  und  der  Beziehungen 
der  Menschen  untereinander,  sondern  es  spiegelt  sich  auch 
in  demselben  dasjenige,  was  als  das  zweite  noth wendige 
Element  die  Signatur  einer  jeden  vorgeschrittenen  Civili- 
sation ausmacht,  die  Entwickelung  des  individuellen 
Lebens,  des  Menschen  selbst,  seiner  individuellen  Rechte 
und  Pflichten. 

Die  Grcschichte  des  Enteignungsrechtes  reflectirt  zum 
Theile  die  socialen  Revolutionen,  welche  das  individuelle 
Eigenthumsrecht  im  Laufe  der  Weltgeschichte  durchge- 
macht hat. 

Wir  haben  es  hier  nur  mit  dem  Enteignungsrechte 
im  engeren  Sinne  zu  thun,  mit  einer  der  verschiedenen 
Formen,  unter  denen  die  Staatsgewalt  in  die  wohlerwor- 
benen Rechte  der  Bürger  eingreift.  Wie  sich  aus  dem  Fol- 
genden ergeben  wird,  brauchte  es  lange  Zeit,  bis  sich  dieses 
Rechtsinstitut  zu  seiner  heutigen  Selbstständigkeit  entfalten 
konnte.  Eine  Geschiclite  des  Enteignungsrechtes  im  engeren 
Sinne  lässt  sich  nicht  geben,  ohne  dass  dieses  Rechtsinstitut 
in  seiner  Combination,  zum  Theile  in  seinem  Kampfe,  mit 
verschiedenen  anderen  Elementen  dargestellt  wird ;  es  bietet 
aber  nicht  geringes  Interesse  den  Verbindungen  und  Amal- 
gamirungen  dieses  Rechtsinstitutes  zu  folgen,  es  in  seinem 
Fortschritte  zu  erfassen  und  jene  civilisatorischen  Ideen  zu 
begleiten,  welche  das  Enteignungsrecht  von  seinen  ersten  un- 
klaren Anfängen  zu  dem  heutigen  Standpunkte  geführt  haben. 
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Es  ist  eine  Consequenz  der  griecliisehen  Staatsidee 
dass  sich  bei  den  Griechen  ein  selbstständiges  Enteig- 
nungsrecht nicht  zu  entfalten  vermochte.  Der  Staat  absor- 
birt  das  Individuum  vollständig ;  er  ist  das  All  des  Lebens, 
das  Individuum  ihm  gegenüT/erTdme  Bedeutung.  Der  Mensch 
tritt  hinter  den  Bürger  chu'chaus  zurück ;  der  Staat  ist  das 
letzte  Ziel  der  griechischen  Menschheit ;  er  hat  das  absolute 
Recht,  über  die  Bürger  zu  disponiren,  wann  und  wie  er 
will;  das  Individuum  hat  nur  Werth  durch  die  Pflicht, 
welche  es  mit  Rücksicht  auf  den  Staat  erfüllt,  durch  die 
Functionen,  welclien  es  sich  zur  Vollführung  des  gemein- 
schaftlichen AVerkes  unterzieht.  Das  gesammte  Leben  und 
Streben  des  Einzelnen  geht  in  dem  Staate  auf  und  die 
Freiheit  des  Einzelnen  war  darnach  bemessen,  wie  er  sich 
dem  Staate  und  seinen  Gesetzen  einfügte,  sich  von  ihnen 
durchdringen  liess.  Der  Staat  ist  das  Centrum  des  grie- 
chischen Lebens;  auf  ihn  beziehen  die  Griechen  alle  indi- 
viduellen Bestrebungen ;  diese  erhalten  von  dem  Staate  ihre 
Weihe  und  ihren  Werth.  Der  Staat  ist  es,  welcher  Alles 
regelt,  in  die  zartesten  Bande  der  Familienbeziehungen  ein- 
greift und  über  die  Religion,  die  Erziehung,  das  Recht,  die 
ganze  Existenz  der  Individuen  verfügt. 

Von  diesem  Standpunkte  aus  ist  es  zu  erklären,  dass 
das  Privatrecht  bei  den  Griechen  nie  besonders  entwickelt 
war;  denn  dieses  kommt  nur  dort  zur  vollen  Geltung,  wo 
die  Person  an  sich  selbst  einen  AV^^rth  hat,  wo  der  An- 
.sprucli  des  Einzelnen  auf  die  individuelle  Freiheit  aner- 
kannt ist.  Bei  den  Griechen  hatte  das  Privatrecht  stets  nur 
einen  sccundären  Werth ;  sie  schenkten  ihm  nur  eine  ge- 
ringe Aufmerksamkeit.  Allerdings  trat  die  Gesetzgebung 
überall  zum  Schutze  des  Eigenthumes  ein;  es  bestanden 
besondere  Behörden  (optcrui),  welche  für  die  sichere  Er- 
haltung der  Grenzen  der  Privatbesitzungen  zu  sorgen  hatten  ; 
auch  standen  die  Marksteine  unter  dem  besonderen  Schutze 
der  Gottheit  (Zev?  ipxsTo^) ;  die  Verrückung  derselben  war 
ein    Vergehen     gegen     den    Staat     und    die     Gottheit     zu- 
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gleich  1) ;  allein  dieser  Schutz  des  Privateigenthums  bestand 
nur  gegenüber   dem   Privaten,    nicht   aber    auch  gegenüber 
der  Staatsgewalt.     Bei  der  Rolle,   welche  der  Staat  in  der 
AutFassung  der  Hellenen  spielte,   bei  der  Art,  wie  die  ein- 
zelne   Persönlichkeit    und    ihr   Interesse    dem   Gemeinwesen 
unbedingt  hingegeben  war,  war  es  natürlich,  dass  der  Grund- 
satz zur  unumstösslichen  Geltung  gelangte,   die  Persönlich- 
keit  der    einzelnen  Mitglieder    des    Staates    und    ilir  Eigen-v 
thum,    diese  Erweiterung    der  Persönlichkeit,    könnten   alsl 
dem  Staate  gehörig  erforderlichen  Falles  für  dessen  Zwecke  | 
rücksichtslos  in  Anspruch  genommen  werden. 

Diesem  Grundsatze  entsprechend,  erlaubte  sich  die 
Staatsgewalt  häufig  t'm[)lindliche  Eingriffe  in  die  wohl- 
erworbenen Rechte  der  Einzelnen.  Die  Staatsgewalt  war 
es,  welche  selbst  den  in  den  Parteikämpfen  häufig  ertönen- 
den Ruf  nach  Schuldentilgung  uHd  Landvertheilung  ver- 
wirklichte. Es  sei  hier  nur  an  die  unter  dem  Namen  der 
Sfisachtheia'^)  bekannte  Ma.ssregel  des  Solon  erinnert,  von  der 
es  übrigens  schon  im  Alterthume  nicht  sicher  war,  ob  es 
eine  wirkliche  Schuldentilgung  oder  nur  eine  Erleichterung 
der   Rückzahlung   durch  Aenderung   des  Münzfusses  war.  ^) 

Die  von  der  Staatsgewalt  selbst  ausgeführten  Land- 
vertheilungen  gehörten  zu  den  gewöhnlichen  Mitteln,  durch 


*)  Plato  drückt  nnr  die  allgemeine  Anschaming  aus,  wenn  er  bei 
der  Aufstellung  der  die  Landwirthschaft  betreffenden  Gesetze  die  schönen 
Worte  ausspricht:  „^^lög  oni'ov  iv  TiQojTog  fö/iiog  ode  finria&uj-  /Lif}  xiyaitio 
yrjs  OQia  /urjdflg  .  .  .  yofjtoag  lo  Tilxivrjjic  y.iviiy  d).r]9iug  lovio  uvai,  ßov- 
}.ead(t)  Sh  Ticig  näTQOf  In/Hgriom  xivhv  rov  /n^yiaioy  c(i.).ov  (nkrjv  ooor) 
i-inXXoy  1]  OfjixQoy  Xi&oy  oQfl^ovin  (piUay  xul  s^^TQay  tyoQxoy  naqa  O^scoy.^' 
Plato  vo^oi  VIII.  S.  Si2  e. 

-)  Vgl.  Hermann,  Griechische  Staatsalterthümer,  §.  106,  G. 

3)  Letzteres  ist  das  Wahrscheinlichere  ;  eine  ähnliche  Massregel  führte 
man  um  die  Mitte  des  5-  Jahrh.  v.  Chr.  in  Megara  ans.  (Ar ist.  Politik 
V.  4.  S.  161.  —  Vgl.  Büchsenschütz,  Besitz  und  Erwerb  im  griechi- 
schen Alterthum,  S.  36) 
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welche  die  zur  Macht  gelangten  Demagogen  die  unter- 
drückten Aristokraten  zum  Aufrühre  drängten.  Im  Jahre 
422  V,  Chr.  beabsichtigte  die  im  Besitze  der  Staatsgewalt 
befindliche  demokratische  Partei  in  Leontini  eine  allgemeine 
Landvertheilung,  woran  sie  allerdings  von  den  Aristokraten, 
welche  die  Syracusaner  zu  Hilfe  riefen,  gehindert  wurden.  ^) 
Selbst  in  Sparta  wurde  während  des  zweiten  messenischen 
Krieges  von  einigen  aus  der  verarmten  Bevölkerung  die 
Forderung  nach  Landvertheilung  und  Schuldentilgung  ge- 
stellt und  die  Reformen  des  Agis  gingen  darauf  hinaus.  ^) 
Allein  nicht  blos  bei  der  Durchführung  solcher  socialen 
und  poKtischen  Massregeln,  bei  denen  man  sich  doch  zur 
Begründung  und  Entschuldigung  der  Rechtsverletzung  zum 
Theile  auf  die  Ptiicht  der  Selbsterhaltung,  auf  die  Gebote 
der  höheren  socialen  Gerechtigkeit  berufen  konnte,  wurden 
die  wohlerworbenen  PriMatrechte  der  Einzelnen  missachtet 
und  aufgeopfert,  sondern  man  nahm  keinen  Anstand,  auch 
unter  den  nichtigsten  Vorwänden,  nur  um  die  nöthigen 
Mittel  für  die  Befriedigung  der  Forderungen  einer  uner- 
sättlichen Menge  herbeizuschaifen ,  das  Vermögen  wohl- 
habender Leute  einzuziehen.  Bekannt  ist  der  Ausspruch  des 
Isocrates,  es  sei  gefährlicher  reich  zu  sein,  als  ein 
Verbrechen  zu  begehen ,  denn  im  letzteren  Falle  könne 
man  Verzeihung  erlangen  oder  gelinder  bestraft  werden, 
im  ersteren  Falle  sei  man  dem  sicheren  Verderben  preis- 
gegeben. So  stand  es  mit  dem  Schutze  des  Privateigen- 
thumes  gegenüber  dem  Staate.  Dass  es  unter  diesen  Um- 
ständen zu  einer  selbstständigen  Entwickelung  des  Enteig- 
nungsrechtes nicht  kommen  konnte,  ist  natürlich.  Ein  an 
Enteignung  i.  e.  S.  erinnernder  Vorgang  fand  wohl  in 
Beziehung    auf    das    Eigenthum     an    Sklaven    statt.      Aus 


>)  T  li  n  f  y  tl  i  d  <■  s  V.  4.  —  B  ü  c  h  s  e  u  s  c  h  ü  t  z  a.  a.  0.   R.  36. 

2)  Arist.  Pol.  V,  (j.  167. -- Plutarch  Agis8.  —  Bü  chsenschü  t  z 


a.  a.  O.   8.  36. 
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öffentlichen  Rücksichten,  um  die  Bürger  von  Gewaltthätig- 
keiten  zurückzuhalten ,  schützte  die  Gesetzgebung  den 
Sklaven  gegen  die  Uehertreibung  des  dem  Herrn  zustehen- 
den Strafrechtes  bis  zur  unmässigen  Misshandlung  dadurch, 
dass  sie  auch  ihm  die  Unverletzlichkeit  des  Asyls  zu  Gute 
kommen  Hess.  Dem  Sklaven  stand  es  ebenso  wie  dem  Freien 
zu,  sich  als  Schutzflehender  an  die  Altäre  der  Götter  zu 
setzen,  um  ihres  Schutzes  theilhaft  zu  werden.  Um  aber 
den  Sklaven  für  die  Dauer  zu  schützen,  insbesondere  da- 
gegen zu  schützen,  dass  er,  wenn  ihm  auch  für  diesmal 
Verzeihung  zugesichert  war,  nicht  das  näclistemal  doppelt 
büssen  müsste,  bestimmte  das  attische  Gesetz ,  dass  in 
einem  solchen  Falle  der  Sklave  von  seinem  Herrn  ver- 
langen könnte,  verkauft  zu  werden  und  der  Herr  konnte 
zu  diesem  Verkaufe  durch  ein  gerichtliches  Verfahren 
geliothigt  werden.  ^) 

"  Nicht  selten  geschah  es  ferner,  dass  der  Staat  für 
ihm  geleistete  Dienste  im  Eigenthume  von  Privatpersonen 
stehende  Sklaven  mit  der  Freiheit  belohnte ;  so  beschenkte 
Athen  die  Sklaven,  welche  in  der  Schlacht  bei  den  Arginusen 
mitgekämpft  hatten,  mit  der  Freiheit  und  dem  Bürgerrecht. 
Allgemeine  Regel  scheint  es  in  Athen  gewesen  zu  sein, 
den  Sklaven,  welche  Anzeige  von  einem  schweren,  nament- 
lich einem  den  Staat  gefährdenden  A^erbrechen  gemacht 
hatten,  die  Freiheit  als  Lohn  zu  gewähren.  Dem  Herrn 
des  Sklaven  wurde  der  Preis  desselben  aus  Staatsmitteln 
erstattet.  2) 

Einer  erzwungenen  Veräusserung  unterlag  endlich  je 
der  dritte  oder  achte  Theil  des  in  der  Landschaft  Attica 
erzeugten  Oeles,  welches  zum  Marktpreise  an  die  sXatcovac 
der  Stadt  Athen  abgetreten  werden  musste ,  um  den  jähr- 
lichen Bedarf  der  Stadt  an  Oel  zu  decken,  ^j 


*)  Biichsensehtttz  a.  a.  0.  S.  152. 
^)  Bttchseuschütz  a.  a.  0.  S.   172. 
3)  Boeckh  C.  J.  n.  355. 
Grünhut,  Enteignungsrecht. 
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Allein  wenn  auch  diese  Fälle  eine  Ausnahme  von  der 
Regel  bilden,  dass  Niemand  zur  Veräusserung  seines  Eigen- 
thumes  gezwungen  werden  könne,  so  kann  darin  doch  eine 
Enteignung  im  eigentlichen  Sinne  nicht  erkannt  werden; 
für  das  E;echtsinstitut  der  Enteignung  war  bei  den  Griechen 
kein  Eaum;  dasselbe  ging  in  dem  Gedanken  unter,  dass 
dem  Staate  jede  andere  Rücksicht  untergeordnet  werden 
müsse.  Der  Staat  beunruhigte  das  Eigenthum  in  jeder 
Weise;  er  war  der  erbarmungslose  Saturn,  welchem  erfor- 
derlichen Falles  das  Individuum  und  sein  Eigenthum  zum 
Opfer  gebracht  wurde.  Im  öffentlichen  Rechte  lag  durchaus 
keine  Garantie  für  das  Privatrecht.  Sobald  das  angebliche 
r  oder  wirkliche  Staatsinteresse  mit  dem  Besitze  des  Einzelnen 
j  in^Conflict  gerieth,  so  trug  man  kein  Bedenken,  das  Besitz- 
'  recht  des  Einzelnen  demVortheile  des  Staates  aufzuopfern. 
Bei  den  Römern  war  die  Energie  der  Persönlichkeit, 
das  Bewusstsein  der  individuellen  Freiheit  und  der  Sub- 
jecti\dtät  im  grössten  Masse  ausgebildet.  Ihrem  Rechts- 
systeme  dient  die  vollständige  Anerkennung  des  Ich  als 
Grundlage;  die  in  sich  abgeschlossene  Einzelpersönlichkeit, 
das  Individuum,  bildet  den  Angelpunkt  unzähliger  Reclits- 
sätze.  Diese  unbedingte  Achtung  des  Einzelnen  und  seiner 
Rechtssphäre  reagirte  gegen  die  griecliische  Auffassung  der 
allmächtigen,  objectiven  Staatsidee.  So  sehr  ausgebildet 
auch  der  staatliche  Sinn  bei  den  Römern  war,  mit  so  vielem 
Rechte  man  auch  das  römische  Volk  ein  politisches  Volk 
in  vorzüglichem  Sinne  nennt,  niemals  vergassen  die  Römer 
an  das  Individuum  und  seine  Rechte.  Mit  einer  ängstlichen 
Schonung  beinahe  geht  der  Römer  dort  zu  Werke,  wo  es 
sich  um  wohlerworbene  Rechte  der  Einzelnen  handelt. 
Diese  Anerkennung  der  individuellen  Rechte  der  Bürger, 
auf  welcher  der  grossartige  Bau  des  römischen  Privatrechtes 
beruht,  durfte  aber  nicht  unbedingt  als  Grundlage  des 
öffentlichen  Rechtes  angenommen  werden,  sollte  dasselbe 
nicht  an  einer  gefährlichen  Schwäche  leiden;  vor  einem 
solchen   Fehler   wussten   sich   aber   die  Römer   zu  wahren. 
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Auf  dem  Griebel  ihres  öffentlichen  Rechtsgebäiides  stand  alsj 
oberster  Grundsatz  die  Maxime:  Salus  rei  puhlicae  stipremal 
lex  esto.  Sobald  die  Erhaltung  des  Gemeinwesens  in  Frage 
^and,  sobald  ein  Rettungsmittel  durch  die  öffentliche  Noth 
geboten  war,  scheuten  sich  die  Römer  niemals,  über  Privat- 
rechte und  Privatinteressen  mit  erbarmungslosem  Tritte 
hinwegzuschreiten.  Bekannt  ist,  dass  nicht  selten  zu  Münz- 
verschlechterungen  (insbesondere  während  der  punischen 
Kriege)  Zuflucht  genommen  wurde,  um  dem  Staate  aus 
Finanznöthen  zu  helfen ;  dass  häufig  durch  710 vap  tabidae 
den  Privatschuidnern  die  Schuldenlast  erleichtert  wurde. 

Trotz  des  scharf  ausgeprägten  Rechtsgefüliles  der 
Römer,  trotz  des  schneidenden  individuellen  Charakterzuges 
derselben  musste  auch  bei  ihnen  der  Grrundsatz  der  Unver- 
letzlichkeit der  Privatrechte  vor  einem  höheren  Grundsatze, 
dem  Grundsatze  der  Erhaltung  des  Ganzen  zurücktreten. 
Im  Falle  eines  Conflictes  wurde  das  Recht  des  Einzelnen, 
als  so  wohlbegründet  und  schutzwürdig  es  auch  anerkannt 
wurde,  zum  Opfer  gebracht. 

Bei  dieser  Auffassung  von  dem  "Wesen  des  Staates 
und  dem  Rechte  des  IndividuiTms  liegt  die  Vermuthung 
nahe,  dass  sich  bei  den  Römern  früh  ein  selbstständiges  Ent- 
eignungsrecht entwickelt  habe,  denn  die  Elemente  für  die 
Ausbildung  dieses  Rechtsinstitutes  waren  hieniit  gegeben. 
Diese  Vermuthung  wird  noch  bekräftigt,  wenn  wir  uns 
erinnern,  dass  die  Römer  die  "Welt  mit  grossartigen  Strassen 
und  Bauwerken  erfüllten,  deren  Reste  noch  heute  unsere 
Bewunderung  erregen ;  es  scheint  kaum  glaublich,  dass  man 
es  von  der  Hartnäckigkeit  einzelner  Individuen  abliängig 
gemacht  habe,  ob  diese  Arbeiten,' Strassen  wie  die  via  Appia, 
u.  a.  in  der  projectirten  "Weise  durchgeführt  werden  sollten 
oder  nicht;  allein  trotz  aller  unterstützenden  Umstände 
erweist  sich  diese  Vermuthung  als  eine  irrige ;  es  brauchte 
vielmehr  lange  Zeit,  bis  sich  bei  den  Römern  das  Enteig- 
nungsrecht aus  der  Verschmelzung  mit  dem  Staatsnothrechte 
loszulösen  und  zu  einer,  wenn  auch  zunächst  verkümmerten, 
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selbstständigen  Existenz  zu  gelangen  vermochte ;  nicht  früher 
!  als  in  der  Kaiserzeit  finden  sicli  unbestreitbare  Spuren  für 
'  das  Vorhandensein  eines  selbstständigen  Enteignungsrechtes. 
Um  die  Entwicklungsstadien,  welche  dieses  Rechtsinstitut 
bei  den  Römern  durchgemacht  hat,  annähernd  festzustellen, 
ist  es  nothwendig,  die  Gestaltung  der  römischen  Grund- 
eigenthumsverhältnisse  einer  kurzen  Betrachtung  zu  unter- 
ziehen. 

Die  römische  Gesellschaft  hatte  sich  auf  der  Basis 
des  Eigenthumes  am  Grund  und  Boden  organisirt.  Schon 
von  der  Wiege  des  römischen  Volkes  an  stand  das  Grund- 
eigenthum  theils  dem  Staate  {ager  'publicum)  theils  den  Pri- 
vaten {ager  privatus)  zu.  Nach  der  allgemeinen  Meinung  des 
Alterthums  hätte  E-omulus  nur  das  öffentliche  Eigenthum 
am  römischen  Grund  und  Boden  begründet;  das  Privat- 
eigenthum  soll  erst  von  Xunia  geschaffen  worden  sein,  wie 
ja  überhaupt  Romulus  als  der  Eroberer,  Numa  als  der 
Civilisator  galt.  Die  Grundstücke,  welche  im  Privateigen- 
thume  standen,  wurden  nach  gewissen,  von  den  Etruskern 
ererbten  sacramentalen  Riten  abgegrenzt ;  wahrscheinlich 
waren  in  Rom  die  öffentlichen  Auguren  die  ursprüng- 
lichen Agrimensoren  ^).  Später  verloren  die  Auguren  dieses 
Amt;  schon  zu  Cicero's  Zeiten  ging  es  auf  practische  Geo- 
meter  über.  In  dieser  durch  die  Auguren  erfolgten  Ab- 
grenzung lag  eine  religiöse  Weihe  des  Eigenthums.  Die 
Achtung  der  Grenzsteine  war,  wie  bei  den  Griechen,  unter 
die  Aegide  der  Religion  gestellt ;  das  Eigenthumsrecht  ver- 
letzen war  ein  Sacrilegium;  die  Grenzmarken  eines  Nach- 
barfeldes verschieben,  ein  Capitalverbrechen.  Durch  diese 
Abgrenzung  wurde  dem  Grund  und  Boden  der  Stempel 
des  Privateigenthums  aufgedrückt  (agri  limitati,  divisi, 
assignati) ;  er  .stand  im  q  u  i  r  i  t  i  s  c  h  e  n  Eigenthum.  Welches 
war  nun  die  Natur  des  quiritischen  Eigenthums?  Das 
ganze   römische   Grundeigenthum   rührte    von   Eroberungen 

')  Livius  I.  18. 
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lier;  das  Kriegsreclit  war  die  erste  Qii(dle  desselben.  Aher 
dieses  Krieg-sreelit  liatte  nicht  iiiimittell)ar  auf  jeden  der 
Eroberer  das  Eigenthum  eines  Tlieils  des  Territoriums 
übertragen ;  die  Eroberung  war  dureli  die  in  sicli  geschlos- 
sene Einheit  des  populus  und  folglich  zunächst  zum 
Vortheile  dieser  Einheit  vollfülirt  worden,  d.  h.  jedes 
eroberte  Territorium  wurde  durch  die  Thatsache  der  Erobe- 
rung zunächst  in  ager  imhlicus  verwandelt.  Dieses  natio- 
nale Eigenthum  besass  jeder  als  Grlied  des  Volkes,  keiner 
als  Individuum;  in  der  ältesten  Zeit  ging  der  Einzelne 
hinsiclitlich  seines  Grrundeigenthums  in  der  Gresammtheit 
auf;  wie  die  Person  des  Bürgers  ein  Theil  des  impnhis,  so 
war  sein  Grundbesitz  ein  Theil  des  agrr  populi.  ^) 

Die  Verwandlung  des  agor  jjublicus  in  Privatgut  eines 
jeden  Römers  war  erst  ein  secundäres  Ereigniss;  dadurch 
wurde  aber  der  Charakter  des  Eigenthumsreclites  an  Grund 
und  Boden  wesentlich  bestimmt.  Da  jedes  Privateigenthum 
von  der  Gründung  der  Stadt  an  aus  der  Machtfülle  des 
jyoindns  floss.  und  seine  wesentKche  Garantie  in  dem  eminent 
nationalen  Ursprünge  liatte,  so  war  das  Privateigenthum  nur 
gleichsam  eine  Emanation  des  gemeinschaftlichen  Eigenthums 
des  populus.  So  war  das  wahre,  quiritische  Eigenthum  be- 
schaffen; es  war  ein  Eigenthum,  welches  aus  der  Macht- 
vollkommenheit des  pojjulus  geflossen  und  dem  Einzelnen  nach 
den  durch  das  öffentliche  Recht  und  Privatrecht  geheiligten 
Formen  friedlich  zugetheilt  war.  Diese  Auffassung  des 
quiritischen  Eigenthums,  als  eines  nationalen,  erhält  sich 
bis  in  die  Kaiserzeit.  Mit  dieser  Auffassung  des  quiritischen 
Eigenthums  an  Grund  und  Boden  war  aber  die  Zulässigkeit 
der  Enteignung  von  selbst  begründet.  Die  logischen  Con- 
sequenzen  dieser  Auffassung  wurden  aber  erst  gegen  Ende 
der  Republik  und  in  der  Kaiserzeit  gezogen ;  sie  offenbaren 
sich  ausgeartet  in  den  Proscriptionsgesetzen,  durch  welche 
die  Staatsgewalt  das  Eigenthum    der  Grundstücke,  welches 


1)  Puchta.  lust.  I.  Bd.  S.  40,  43  n.  s.  w. 
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sie  auf  das  Indivirliiuin  übertragen  hatte,  wieder  an  sich 
zieht,  indem  dieses  Individuum  aus  der  Zahl  der  Glieder 
des  Staates  gestrichen  wird. 

In  der  älteren  Zeit  brachte  es  aber  gerade  diese 
nationale  und  religiöse  Xatur  des  Grundeigenthumes  mit  sich, 
dass  dasselbe  eines  besonderen  Schutzes  theilhaftig  wurde. 
Aus  der  älteren  Zeit  ist_kein  Beispiel  einer  Enteignung  von 
Gi'und  und  Boden  bekannt:  es  sind  im  Gegentheile  sichere 
Belege  dafür  vorhanden ,  dass  eine  Enteignung  zur  Au.s- 
führung  öffentlicher  Unternelimungen ,  wie  grosser  Wasser- 
leitungen, Landstrassen  u.  s.  w.  nicht  anerkannt  wurde.  ') 
Dem  Eigenthümer  stand  es  frei ,  ob  er  sein  Grund- 
eigenthum  abtreten  wollte  oder  nicht;  das  quiritische 
Eigenthum  wurde  auf  das  höchste  respectirt;  allerdings 
war  andererseits  das  Gefühl  der  Gemeinschaft  zu  innig, 
der  Bürgersinn  zu  rege,  waren  auch  die  Interessen  der 
Bürger  zu  sehr  versclimolzen,  als  dass  leicht  Jemand  für 
die  Ausführung  einer  öffentlichen  Unternehmung  seinen 
Grund  und  Boden  verweigert  hätte.  WcjUte  aber  einmal 
Jemand  seinen  Grund  und  Boden  nicht  abtreten  oder  ver.^^uchte 
ein  Grundeigenthümer,  durch  Habsucht  verblendet,  die  Um- 


')  Opera  deinde  facienda,  ex  decrela  in  eani  rem  pecAinia ,  Jacns  sternen- 
dos  lapide,  d etergendasque,  qua  opus  esset,  cloacas,  in  Ävenlino  et  in  aliis 
partibus,  qua  nnndum  erant  faciendas  locaverunt.  Et  separatim  Flaccus 
molem  ad  Neptunias  aquas,  ut  iter  populi  esset,  et  viam  per  Formianum 
raontem.  C'ato  afria  duo ,  Maenium  et  Titlum  in  loulumiis  et  qnatuor  ta- 
hernas  in  pvhli<  um  emit ;  hasilicamque  ihi  fecit  quae  Purcia  appellata  est. 
(Livius  XXXIX  c.  44).  FJx  eo  communiter  locarunt  aquavi  adducendam 
fomicesque  faciendas.  Tmpedirnento  operi  fuit  M.  Licinius  Crassus ,  qui 
per  fundum  smim  duci  non  est  passtis.  (Livins  XL.  c.  51.)  Posset  hoc 
senatusconsultum  aequissimum  videri ,  etiams'i  ex  rei  tanlum  puhlicae 
utilitate  ea  spatia  Judicurentur:  multo  magls,  cum  ^majores  nostri,  adniira- 
hili  aequitate,  ne  ea  quidem  eripuere  pricatls,  quae  ad  modum  publicum 
pertinebant.  Sed  cum  acquas  perducerent,  si  difficilior  possessor  in  parte 
vendenda  fuerat,  pro  lato  ayro  pecuniam  intulerunt  et  post  determinafa 
necessaria  loca  rztrsus  euni  agrum  vendidervnl,  nt  in  suis  ßnibu^s  propriwri 
jus  tain  Res  publica  quam  pric ata  haberenl.  (Froutiuus  de  aquae  ductibus 
urbis  Eomae  n.  128J. 
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stände  auszubeuten  und  einen  übermässigen  Preis  zu  er- 
langen, so  stand  man  lieber  von  der  Ausführung  des 
öfFentliehen  Werkes  ab,  als  dass  man  eine  Enteignung 
vorgenommen  hätte.  ^) 

Während  das  quiritische  Eigenthum  an  (xrund  und 
Boden  sieli  eines  solchen  Schutzes  erfreute,  dass  sogar  das 
berechtigte,  allgemeine  Interesse  vor  demselben  zurücktreten 
musste,  so  erlaubte  sich  die  rcimische  Staatsgewalt  schon  in 
früher  Zeit,  ebenso  wie  wir  dies  bei  den  Griechen  gesehen 
haben,  Eingriffe  in  das  Eigentlium  an  Sklaven.  Die  ur- 
sprüngliche Quelle  dieses  Eigenthums  war  ebenfalls  das 
Kriegsrecht,  die  Kriegsgefangenschaft;  das  Eigenthum 
wurde  also  vom  Staate  abgeleitet;  es  liegt  aber  in  der 
Natur  der  Sache,  dass  dieses  Eigenthum  nicht  mit  jener 
ängstlichen  Sorgfalt  behandelt  wurde,  wie  das  ebenfalls 
vom  Staate  abgeleitete  Grundeigenthum.  Theils  Rücksichten 
der  Menschlichkeit,  theils  Gründe  der  Politik,  der  Moral 
und  Religion  haben  rücksichtlich  des  Eigenthums  an  Sklaven 
einen  der  Enteignung  älmliclien  Eingriff  der  Staatsgewalt 
zur  Folge  gehabt.  -) 


')  Ut  forum  laxaremus  et  vsque  ad  afriuvi  Uhertatis  expllcaremus, 
coniempslmus  sexcentles  U.S.,  ctim  pricatis  tum  poterat  transigi  minore 
pernnia.  (Cicero  ad  Atticum  IV.  16.) 

^)  Des  Zusammenhanges  wegen  seien  hier  diese  der  Enteignung  ähn- 
lichen Fälle  rücksichtlich  des  Eigenthums  an  Sklaven,  auch  die  aus  der 
späteren  Zeit  zusammeugefasst.  Der  Staat  gab  den  Sklaven  aas  Dank- 
barkeit die  Freiheit,  insbesondere  wenn  er  sie  zur  Vertheidiguug  des 
Staatsgebietes  bewaffnet  hatte.  (Li v ins  XXII.  c.  57,  XXXII.  c.  26.)  Der 
Sklave,  welcher  den  Mörder  seines  Herrn  dennucirte,  wurde  frei  (1.  1.  Cod. 
Pro  quibus  causis  servi  7.  13,  cf.  1.  3.  §.  13,  1.  16  Dig.  de  Set*»  Silaniano 
29,  5);  das  gleiche  galt  von  dem  Sklaven,  welcher  Falschmünzer,  Ent- 
führer oder  Deserteure  angab  (1.  2,  3,  4  Cod.  eod.).  Antoninus  Pins  befahl, 
dass  die  von  den  Eigenthümern  arg  misshandelten  Sklaven,  welche  sich 
zur  Statue  des  Kaisers  geflüchtet  hatten,  für  Rechnung  der  Eigenthümer 
bonis  contUtiombus  verkauft  werden  sollen  ;  expedit  enim  rei  puhUcae  ne 
quis  sua  re  male  ututur.  §.  2  Inst,  de  iis  qui  sui,  1.  8,  cf.  1.  2.  Dig. 
de  his  qui  sui  1.6.  In  der  Kaiserzeit  wurde  das  harte  jims  accrescendi  der 
die  Freilassung  verweigernden  Miteigenthümer  des  servu^  communis  aufge- 
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Neben  dem  quiritiscben  Granrleigenthum  bildete  sich 
unter  dem  Schutze  des  Prätors  das  bonitarische  Grrund- 
eigenthum  heraus.  Dasselbe  existirte  practisch  nur  so  weit, 
als  der  Prätor  es  anerkannte;  seiner  Natur  nach  konnte 
es  daher  der  Staatsgewalt  nicTit  selbstständig  gegenüber 
stehen  und  war  am  wenigsten  geeignet,  dieselbe  zu  hemmen, 
als  sie  keinen  Anstand  nalim,  sogar  das  quiritische  Eigen- 
thum  an  Grrund  und  Boden  an  sich  zu  ziehen. 

Der    im    quiritisclien     und     bonitarischen     Eigenthum 
stehende    Grund    und    Boden   wird  von  dem  im  Eigenthum 
des  Staates    gebliebenen,    dem    ufjor  imhlicus^   unterschieden. 
In  den  verschiedenen  Phasen,  welche  die  Rechtsverhältnisse 
am  ager  jiubliciis  im  Laufe  der  Zeit  durchzumachen  hatten, 
liegen  die  Anknüpfungspunkte    für    die    spätere  Gestaltung 
des  Enteignungsrechtes,  i)    Was  die  Rechtsstellung  des  ogr-r 
publiciis  betriift,    so    war    das    Eigenthum  des  Staates  dem 
Rechte  nach  unverjährbar;    der    Staat  konnte  nur  die  Son- 
dernutzung   (iiosspsslo)    bewilligen,   welche    aber   im  Wesen 
widerruflich  blieb.     Der  Detentor    des  ager  publicus  war  in 
einer  doppelten  Stellung;    gegenüber    dem    Staate  hatte  er 
nur    die    jjosscssio,    nicht    das    dominium;    sein    Titel    blieb 
immer     widerruflich;     gegenüber    den    Privaten    war    seine 
possessio  durch    den   Prätor    geschützt;    die    possessorischen 
Interdicte  wurden  zunächst  zum  Schutze  der  possessores  des 
ager   publicus    eingeführt,    erst    später    auch    auf    den    ager 
privatus   angewendet.     Der    Besitz    des    Detentors    war    in 
commercio,  er  war  übertragbar  durch  Verkauf,    Schenkung, 
Erbfolge  u.  s.  w. ;    über  die  possessiones  konnte  ebenso  ver- 


hoben und  wurden  die  letzteren  gezwungen,  ihren  Autheil  denjenigen, 
welche  ihn  freilassen  wollten,  gegen  eine  von  Jnstinian  ihrem  Ansmasse 
nach  bestimmte  Entschädigung  (10 — 70  solidi)  zu  überlassen  (1.  1  Cod.  de 
comm.  serv.  maimm.  7.  7,  cf.  §.  4.  Inst,  de  donat.  2.  7).  Die  in  caput 
dom'nii  interrogirten  Sklaven  wurden  immer  verkauft ;  sie  sollten  weder 
die  Eache  ihres  Herrn  zu  fürchten,  noch  eine  Belohnung  von  demselben 
zu  erwarten  haben.  (1.  27,  §.  11,  12,  13,  14  Dig.  de  quaest.  XLVHI.  5). 
')  Vgl.  Meyer  a.  a.  0.  S.  25—70. 
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fügt  werden,  wie  über  das  dominium.,  nur  unter  anderen 
Formen, 

In  einer  dem  ager  'puhlicus  ähnlichen  Reelitslage  befand 
sich  der  ager  provincialis.  Nach  der  Eroberung  einer  Pro- 
vinz wurde  das  ganze  Gebiet  als  Eigenthura  des  »Staates 
erklärt ;  von  dem  eroberten  Lande  wurde  ein  Tlieil  von 
den  Censoren  verkauft  oder  verpachtet,  ein  anderer  Tlieil 
wurde  im  Genüsse  der  älteren  Besitzer  gegen  eine  gewfJhn- 
lich  an  die  Ritter  verpachtete  Steuer  {iributa,  vectigalia) 
gelassen;  diese  Grundsteuer  war  die  Folge  des  Princips, 
dass  das  dominium  des  Staates  gewahrt  werden .  sollte ;  das 
vecügal  war  in  gewissem  Sinne  der  Pachtzins,  den  die  Pro- 
vinzialen  von  ihren  Besitzungen  an  Rom  bezahlten,  welches 
ihnen  den  Genuss  derselben  überliess.  Dieses  Recht  des 
Staates  hatte  zur  Folge,  dass  der  Detentor  des  Provincial- 
bodens,  ebenso  wie  der  Detentor  des  ager  puhlicus,  bloss 
possessor  mit  widerruf  barem  Titel  war;  dem  jpopulus  romanus 
stand  das  dominium,  zu. 

Was  nun  den  ager  puhlicus  betrifft,  so  massten  sich 
die  grossen  Patrizierfamilien,  welche  als  eine  privilegirte 
Gesellscliaftsklasse  die  Leitung  der  öffentlichen  Angelegen- 
heiten erlangt  hatten,  die  ausschliessliche  possessio  am  ager 
puhlicus  an.  Den  Plebejern  stand  nur  der  Genuss  an 
einigen  Gemeindeweiden  zu.  Von  diesen  possessiones  zahlten 
die  Patrizier  wahrscheinlich  nicht  einmal  einen  Census ;  den 
Plebejern,  elend  und  niedergedrückt  wie  sie  waren,  blieb 
keine  Wahl,  als  entweder  Clienten  zu  werden  oder  sich 
eines  Antheiles  an  Grund  und  Boden  zu  bemächtigen. 
Dieses  ist  die  Grundlage  und  das  Ziel  aller  agrarischen 
Kämpfe  und  Gesetze.  Die  Plebejer  suchten  die  ungerechte 
Gestaltung  der  Grundvertheilung  zu  beseitigen ;  sie  forder- 
ten einen  Antheil  am  ager  puhlicus ;  das  Genussrecht  der 
Patrizier  sollte  widerrufen,  der  ager  puhlicus  eingezogen 
werden.  Die  Drohung  des  Widerrufes  warf  aber  den  Staat 
in  fortwährende  Unruhen  ;  sie  erregte  natürlich  einen  Sturm 
auf  Seite  der    Träger  jener   unzähligen   Interessen,    welche 
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sich  in  dem  Schatten    des    durcli    die    lange    Zeitdaner  ge- 
heiligten Besitzes  gebildet  hatten.  ^) 

Die  rihnischen  agrarischen  Gesetze  sind  keineswegs, 
wie  die  meisten  griechischen,  als  ein  Anshruch  der  dema- 
gogischen Leidenschaft,  als  der  Versnch  einer  Rnckkehr 
znr  primitiven  Gütergleichheit  anzusehen;  niemals  war  der 
Zweck  eines  agrarischen  Gesetzes  bei  den  Römern  der,  noch 
einmal  unter  den  Bürgern  eine  Landvertheilung  vorzu- 
nehmen oder  eine  chimärische  Gütergleichheit  auszuführen. 
Die  römischen  agrarischen  Gesetze  waren  zweifacher  Natur ; 
die  einen  bezogen  sich  ausschliesslich  auf  den  Besitz  und 
eine  neue  Vertheilung  des  ager  pubUcus ;  die  anderen,  eine 
traurige  Frucht  der  Bürgerkriege,  hatten  die  Vertheilung 
hauptsächlich  jener  Grundstücke  unter  die  Soldaten  zum 
Gegenstande,  welche  den  proscribirten  Bürgern  oder  den 
proscribirten  Städten  abgenommen  worden  waren.  In  den 
r  Massregeln,  welche  gegen  die  Possessoren  des  ager  public us 
\  ergriflPen  wurden,  sind  die  ersten  Grundlagen  für  das 
.spätere  Enteignungsrecht  zu  suchen. 

Die  lex  Licinia  Sextia  de  modo  agri  et  pecoris  387  a.  u. 
brachte  zuerst  in  grösserem  Umfange  den  immer  unge- 
stümer sich  erhebenden  Plebejern  einen  Antheil  am  ager 
puhlictis  und  ermöglichte  dadurch  deren  Emporsteigen 
aus  einer  untergeordneten  Stellung.  In  Folge  der  durch 
die  grossen  Eroberungen  nach  Rom  geflossenen  Reich- 
thümer  wurde  das  Grundeigenthum  in  den  Händen 
einzelner  Familien  concentrirt;  es  begann  die  Latifundien- 
wirthschaft  mit  ihren  schädlichen  Wirkungen  ^) ;  an  Stelle 
der  Bebauung  durch  freie,  ländliche  Arbeiter  wurde  die 
Sklavenwirthschaft  eingeführt ;  die  Mittelklasse  von  Grund- 


')  Vetuskite  possessionis  se,  non  Jure,  misericordia  senalus,  non 
Of/ri  conditiorie  defendunf,  nam  illavi  oyrum  inihliaim  esse  fatentur;  se 
movcri  possessioiiibiis,  amicissi7nis  sedibus  ac.  dlis  Penatibus  neyant  apar- 
tere. (Cicero  de  lege  agraria  11.  §.  31.) 

-)  Verumque  confitentibus  lalifundiit  perdidere  Itidiam  imo  et  pro- 
vincios.    PI  in.  H.  N.  XYIII.  7,  3. 
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eigentliümern,  der  freie  Bauernstand  verschwand  beinalie 
gänzlich.  Die  beiden  Gracclien  wollten  diese  Wnnde  heilen, 
welche  znni  Untergang  des  römischen  Staates  führen  mnsste; 
sie  griffen  das  Uehel  an  der  Wurzel  an.  Der  grosse  Kampf, 
welcher  in  Folge  der  Eogationen  der  Gracchen  in  Rom 
entbrannte,  hatte  zunächst  keinen  anderen  Zweck,  als  die 
Ux  Lichna  wieder  in  Kraft  zu  setzen ;  erst  später  wurden 
die  Gracchen  weiter  gedrängt.  Immer  war  aber  nur  vom 
agpv  ji;?t/>Z»V».s,  nicht  vom  ager  ]>rivatus  die  Rede ;  einer  der 
bemerkenswerthesten  Vorschläge  der  Tribunen  hatte  sogar 
die  Ernennung  einer  Commission  zum  Gegenstande,  welche 
untersuchen  sollte,  welche  Grundstücke  ihrem  Ursprünge 
nach  zum  ager  jyrivatus ,  welche  zum  ager  puhlicus 
gehörten.  Die  legcs  Semproniae  G2I,  G32  a.  u.  bestimm- 
ten ,  dass  der  gesammte  occupirte  und  unentgeltlich 
benutzte  italische  ager  imhliciis,  soweit  er  das  licinisclie 
Mass  von  500  Jugern  und  für  jeden  Sohn  noch  250,  jedoch  j^ 
im  Ganzen  nicht  über  1000  Jugern,  überstieg,  zwar  gegen  | 
Entschädigung  für  allfällige  Meliorationen  H 
aber  ohne  Rücksicht  auf  die  Länge  des  Besitzes  eingezogen 
und  in  Hufen  von  30  Jugern  an  Bürger  und  Bundesge- 
nossen zu  unveräusserlichem  Erbpachtrecht  gegen  eine 
massige  Grundsteuer  (vectigal),  durcdi  eine  Generalcommission 
{trhtnivirl  agris  dandis  assignandia)  vertheilt  werde.  So  sollte 
ein  Mittelstand  in  Italien  organisirt  und  eine  Quelle  der 
Einkünfte  für  den  Staat  wieder  hergestellt  werden. 

Das  tragische  Ende  der  Gracchen  ist  bekannt ;  das 
Uebel,  welches  sie  beseitigen  wollten,  verschlimmerte  sich 
immer  mehr;  der  römische  Staat  wurde  durch  die  Kämpfe 
zwischen  der  äussersten  Armuth  auf  der  einen  und  dem 
äussersten  Reichthum  auf  der  anderen  Seite ,  zwischen 
einer  neuen  und  einer  altgewordenen  Gesellschaft  durch- 
wühlt. Im  Angesichte  der  grossen  Latifundien  und  der  stets 
wachsenden  Sklavenwirthschaft  blieb  den  Plebejern  keine 
Wahl,  als  sich  unter  der  Fahne  von  Ehrgeizigen  zu  gewag- 
ten Expeditionen    anwerben    zu    lassen,    deren  Frucht   die 
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Erwerbung  eines  Stückes  Landes  sein  konnte,  und  so  durch 
Gewalt  zu  erlangen,  was  ihnen  verweigert  wurde,  Eigen- 
thum  an  Grund  und  Boden.  So  entsteht  nun  die  zweite 
Classe  der  agrarischen  Gesetze ;  es  entwickelt  sich  das 
System  der  Militärassignationen  und  Militärcolonien  ^) ,  in 
Folge  dessen  der  «^«^7'  inihlicus  heinahe  gänzlich  verschwand ; 
das  Wenige,  was  übrig  blieb,  verlor  sich  in  den  kaiserlichen 
Gütern  (fundi  patrimonlales). 

Aber  nicht  blos  der  ager  inMicus  wurde  durch  diese  agra- 
rischen Massregeln  den  siegreichen  Legionen  zur  Verfügung  ge- 
stellt, sondern  auch  d  e  r  a g e r  p riv at^is ,  welcher  i n  d e n 
frülieren  agrarischen  Gesetzen  stets  geachtet 
worden  war,  wurde  zum  erstenmale  getroffen.  2) 

In  Folge  dieser  zweiten  Classe  der  agrarischen  Gesetze 
entstand  eine  neue  Vertheilung  des  Grundeigenthums  und 
auch  eine  neue  Auffassung  des  Eigenthumsrechtes ,  indem 
dasselbe  als  auf  einer  raison  d'etat  basirend  angesehen 
wurde,  eine  Auffassung,  welche  für  die  Ausbildung  des 
Enteigmingsrechtes  von  grosser  Bedeutung  sein  musste. 

Es  wäre  verfehlt,  in  diesen  agrarischen  Kämpfen  und 
Massregeln  eine  Enteignung  im  heutigen  Sinne  zu  sehen; 
diese  Veränderungen  in  der  Vertheilung  des  Grundeigen- 
thums waren  vielmehr  durch  das  Staatswohl  gebotene 
sociale  Massregeln,  welche  durch  vorübergehende  ein- 
malige Acte,  durch  speciell  für  diesen  Zweck  gegebene 
Gesetze  ausgeführt  wurden.  Für  solche  ausserordentliche 
elementare  Gewalten  und  Mächte,  wie  sie  in  diesen 
socialen  Krisen  geweckt  wurden,  welche  nur  im  Sturme 
sich  zu  äussern  vermögen ,  kann  man  überhaupt  keine 
Regeln  setzen.  Ihre  Ausübung  ist  ein  Factum , .  ein 
sociales  Ereigniss ;  sie  lassen  sich  nicht  in  den  Rahmen 
eines  Rechtsinstituts  zwängen.  Allein  das  Loos  war 
einmal     geworfen ,     das     Recht     am     Grund     und     Boden 

')  Vgl.  Rudorff,  Römische  Rechtsgeschichte.  I.  §.  IG. 
'^)  Impiui  haec  tarn  cAilta  novalia  milen  hahehit 

BarbaruH  has  segetes.  (Virgil  Ecloge  I.) 
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in  Frage  gestellt  worden.  Die  Differenz  zwischen  dem 
römischen  und  dem  Provincial  -  Eigenthum ,  zwischen  dem 
quiritischen,  dem  bonitarischen  Eigentimm  und  der  possessio 
des  ager  puhlicus  war  aber  mehr  in  der  Form  als  in  der 
Sache  vorhanden ;  sie  lebte  nur  im  Bewusstsein  des  Juristen, 
nicht  im  Bewusstsein  des  Volkes ;  denn  der  Besitz  des 
Grrundes  und  Bodens,  die  Bebauung  desselben  ist  eine  wich- 
tige Thatsache,  welche  anfangs  nur  neben  das  Recht  des 
Eigenthums  hintritt,  zuletzt  aber,  durch  die  Jahre  geheiligt, 
in  den  Augen  des  Volkes  das  Recht  selbst  beherrscht. 
Dem  Laien  erscheint  es  als  eine  ebenso  grosse  Ungerech- 
tigkeit, den  Besitzer  zum  Vortheile  des  Eigenthümers  zu 
verdrängen ,  besonders  wenn  das  Recht  des  Eigenthümers 
durch  die  Zeit  verdunkelt  wird,  als  dem  Eigenthümer  selbst 
sein  Eigenthum  zu  entziehen.  Mit  den  agrarischen  Mass- 
regeln war  aber  die  Scheu  vor  der  Thatsache  des  Besitzes 
und  damit  zuletzt  auch  die  Scheu  vor  dem  Eigenthumsrechte 
an  Grrund  und  Boden  gewichen;  man  hatte  sich  daran  ge- 
wöhnt, Besitz  und  Eigentimm  im  allgemeinen  Interesse 
aufzuopfern ,  den  Besitzer  und  Eigenthümer  zur  Abtretung 
seiner  Rechte  zu  zwingen;  es  war  nur  eine  folgerichtige 
Entwickelung ,  wenn  man  den  Grundsatz  der  Aufopferung 
der  Privatrechte  im  allgemeinen  Interesse  weiter  zu  bilden 
und  zu  einem  Rechtsinstitute  auszugestalten  suchte.  Dieses 
geschah  in  der  Kaiserzeit. 

Alle  die  verschiedenen  Bestandtheile  der  höchsten 
rechtsetzenden  Autorität  waren  in  der  Hand  einer  Person 
vereinigt;  alle  republikanischen  Gewalten,  um  so  unbe- 
schränkter, als  sie  ihrer  Anlage  nach  dazu  bestimmt  waren, 
durch  eine  wechselseitige  Unabhängigkeit  sich  gegenseitig 
im  Gleichgewichte  zu  halten ,  concentrirten  sich  in  der 
Person  des  Kaisers  und  brachten  diese  mit  einem  Schlage 
auf  den  Gipfelpunkt  der  absoluten  Gewalt.  In  einer  Zeit, 
in  welcher  die  unbeschränkte  Machtfülle  des  Caesar  sich  in 
der  Maxime  offenbarte:  quod  iirincipi  placuit ,  legis  habet 
vigorem,    war  es  natürlich,  dass  diese  sich  nicht  durch  die 
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Schranken  des  Einzeleigenthumes  hemmen  Hess.     Man  hul- 
digte   dem  Grundsatze:     Caesar   omvia   habet;    hatte    ja    die 
gesammte    Entwickelung   der   römischen    Grundeigenthums- 
verhältnisse  einen  überwiegenden  Einfluss  der  Staatsgewalt 
begründet ;    die    Xatur    des     qniritischen    Eigenthumes    als 
eines   nationalen ,    als    eines    Ausflusses    der    Staatsgewalt 
hatte    sich    nicht    geändert ;     das    bonitarische    Eigenthum 
beruhte   auf  dem    Schutze  des  Prätors,    also    des   Kaisers; 
das  dominium    an  den  letzten  Resten  des  ager  publicus ,  so- 
wie des  Provincialbodens  stand  dem  Kaiser  zu  und  das  in 
Folge  der  zweiten  Classe  der  agrarischen  Gesetze  geschaf- 
fene  Privateigenthum    an    Grund   und  Boden  war   auf  eine 
blosse  raison  d'ctat  basirt.  So  kam  es,  dass  das  Verhältniss 
!    des  Einzeleigenthümers   zum  Caesar    mit   dem  Verhältnisse 
\   eines  Haussohnes    oder  Sklaven  verglichen  wird,    welchem 
I  von    seinem    Vater    oder    Herrn    ein    pfcidium    eingeräumt 
Lwurde.  *)     Der   Caesar   und   der   Einzeleigenthümer    stehen 
,   sich  nicht  als  zwei  Gleichberechtigte  gegenüber ;  der  Letz- 
tere   ist  vielmehr    dem  Ersteren  unterworfen;    der  Caesar 
entzieht    dem    andern    nicht    dessen    Recht,    sondern    er 
macht  nur  sein  eigenes  Recht  geltend. 

Schon  unter  Augustus  war  kein  Zweifel  darüber,  dass 
der  Caesar  auch  enteignen  könne ;  hatte  ja  Augustus  schon 
die  Umwandlung  Italiens  in  eine  Provinz  dadurch  begonnen, 
dass  er  zuerst  die  alten  Privilegien  des  römischen  Grund- 
eigenthums  durch  zwei  scliwerc  Abgaben  angriif  (den  zwan- 
zigsten Theil  der  Successionen  und  den  hundertsten  Theil 
der  Adjudicationen) ,  welche  das  Grundeigenthum  in  den 
häufigsten  Besitzveränderungen  trafen ;  doch  machte  er  aus 
Gründen  der  Politik  nur  selten  von  dem  Enteignungsrechte 
Gebrauch ;  sowohl  er  als  a'uch  seine  Xachfolger  zogen  es 
vor,  die  zur  Herstellung  öffentlicher  Strassen,  Wasser- 
leitungen und  ähnlicher  AVerke  notliwendigen  Grundstücke 
aus  freier  Hand  zu  kaufen.  In  der  spätem  Kaiserzeit  wird 


')  Seueca  de  beueficiis,  VII.  4.  etc. 
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das  Recht  zur  Enteignung  als  etwas  ganz  Selbstverständ- 
liches in  allgemeinen  Entscheidungen  in  Anspruch  genom- 
men, insbesondere  in  einigen  Rescripten  der  Kaiser,  welche 
dann  durch  die  Aufnahme  in  die  theodosianische  und  justi- 
nianische Sammhing  zur  Basis  des  Rechtsinstitutes  werden.  ^) 
Von  besonderer  Wichtigkeit  ist  in  dieser  Beziehung 
eine  an  den  praefechis  in*6i  Aurelianus  gerichtete  Constitution 
der  Kaiser  Theodosius ,  Arcadius  und  Honorius  aus  dem 
Jahre  393. 2)  Darnach  sollen ,  wenn  die  Errichtung  eines  1 
öffentlichen  Gebäudes ,  also  eines  Werkes  von  allgemeinem  i 
Interesse  vom  pr'mceps  genehmigt  ist,  auch  Privatgebäude 
niedergerisseii ,  also  die  Privateigenthümer  zur  Abtretung 
ihres  Eigenthumes  gezwungen  werden  können  ;  werden  diese 
Privatgebäude  auf  mehr  als  50  Pfund  Silber  geschätzt,  so 
bedürfe  es  zur  Enteignung  der  speciellen  Erlaubniss  des 
Kaisers  s) ;    ausserdem  hänge  es  vom  Stadtpräfecten  ab ,  zu 


')  Vgl.  Fresquet  in  der  Revue  historique  du  droit  frant-ais  et 
etranger  VI.  S.   102  n.  s.  w.  —  Meyer  a.  a.   0.  S.  59  ff. 

'')  L.  9  Cod.  Just,  de  operibus  publicis  8.  12;  1.  30  Cod.  Theod. 
de  operib.  publ.  15.  1-  »St  quaiido  concestia  a  nohis  licenlia  fnerit  ex- 
struendi,  id  suhlimia  magnificentia  Ina  sciat  esse  servandum,  ut  ntdla  domus 
inchoandae  publicae  fahricae  grat'ia  dirttalur ,  nisl  usque  ad  qiiinquaginla 
libras  argenti  pretii  aestlmatione  taxahiltir.  De  aedificlis  vero  majorls 
pretii  ad  nostram  scientiam  referatur ,  ut  uhi  amplior  poscitur  quantitas, 
imperinlis  exstet  auctoritas.  Vgl.  1.  53  Cod.  Theod.  15.  1  (Befelil  der 
Kaiser  Honorius  und  Theodosius  an  Valentinian,  PräfcL-ten  von  Constanti- 
nopel,  einige  Gebäude  behufs  Vergrösserung  der  exedrae  zu  enteignen). 
In  der  Nov.  VII.  c.  II.  §.  1  erklärt  Justiuian,  dass  der  Kaiser  auch  die 
Grundstücke  der  Kirchen  und  Klöster,  aber  nur  gegen  volle  Entschädigung, 
enteignen  könne,  si  quaedam  in  commune  ntills  et  ad  reipuhlkae  id'ditatem 
spectans  necessitas  adsit. 

^)  Vgl.  1.  3.  §.  1  Dig.  de  oper.  publ.  50.  10,  puhlico  vero  sumptu  opus 
novuvi  sine  principis  auctorilate  fieri  non  Heere,  conttttutionibus  decla- 
ratur;  ferner  Gesetz  des  Valentinian  und  Valens,  gerichtet  an  Symmachus 
aus  dem  Jahre  364 :  Intra  urbem  Homam  aeternam  malus  judicum  novum 
opus  inforviet,  quotiens  serenitatis  nostrae  arbilria  cessabunt  (1.  11,  Cod. 
Theod.  15.  1,  ].  31,  37  eod. ,  1.  13.  Cod.  Just.  8.  13).  Nur  im  Falle 
der  Dringlichkeit  können  die  rectores  provinciarum  berechtigt  sein,  die  be- 
treffenden Arbeiten  in  Angriff  zu  nehmen  (1.   18.   Cod.  Theod.  15.  1). 
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bestimmen ,  welche  Privatgebäude  behufs  Ausführung  des 
öffentlichen  Baues  niedergerissen,  also  enteignet  werden 
müssen ;  jedesfalls  müsse  der  amtlich  zu  eruirende  ^)  Schätz- 
preis dem  Eigenthümer  aus  dem  öffentlichen  Fonds  bezahlt 
werden.  Die  Entschädigung  der  enteigneten  Privateigen- 
thümer  bestand  nicht  immer  in  einer  Geldsumme,  zuweilen 
wurden  Grundstücke  oder  gewisse  Rechte  im  Austausch 
gegeben.  2)  ^) 


')  Vgl.  1.   1.  Cod.  Just,   de  communi   servo.  7.  7. 

")  So  bestimmt  1.  50.  Cod.  Theod.  15.  1 ,  dass  den  enteigneten 
Eigenthümern  das  Eecht  super  aedißcandi  nebst  einer  alten  Basilica  ein- 
geräumt werden  soll,  71t  contractus  quidam  et  permutatio  facta  videatur ; 
als  Enteignuugsgrund  wird  der  Zweck  des  Bauwerkes  (Thermen  des  Hono- 
rins)  angegeben,  cujus  decus  tantiim  est,  11t  pvivata  jtiste  negligeretur 
paulisper  ntilüas.  Nach  1.  51  eod.  werden  die  Eigenthümer  der  behufs 
Erbauung  von  Thürmen  und  Mauern  in  Constantinopel  enteigneten  Grund- 
stücke dadurch  entschädigt,  da.ss  ihnen  das  Recht  eingeräumt  wird,  in 
diesen  Thürmen  zu  wohnen.  ,,Turres  novi  muri  qui  ad  munitionem  splea- 
didissimae  urhis  exslrucius  est,  completo  opere ,  praecipuimus  eorum  tisui 
deputari ,  per  quorum  terras  idem  murits  studio  ac  provisione  tuae  magni- 
tndinis  ex  nostrae  serenilatis  arbitrio  celehratur." 

^)  Ausser  der  Enteignung  von  Grundstücken,  ausser  den  oben  erwähn- 
ten enteignuugsähnlichen  Eiugriifen  in  das  Eigenthum  an  Sklaven  wird 
auch  von  einer  Enteignung  von  Getreidevorräthen  und  Lebensmitteln  be- 
richtet. Auf  den  Grundeigenthümern,  resp.  Nntzniessern  (vgl.  1.  27.  §.  3. 
Dig.  de  nsufr.  7.  1)  lastete  in  manchen  Gemeinden  die  Verpflichtung, 
jährlich  einen  bestimmten  Theil  der  von  ihnen  erzeugten  Früchte  zu  einem 
ermässigten  Preise  an  das  Municipium  abzutreten  (1.  18.  §.  25.  Dig.  de 
ranneribus  1.  2.  Cod.  td  nemini  liceat  «i  coemtione  speciertivi  se  excusare 
10.27.);  zur  Entschädigung  werden  die  Eigenthümer  von  der  Verpflichtung 
befreit,  gewisse  Steuern  zu  bezahlen  (cf.  praef.  Cod.  10.28).  Diese  Ver- 
jiflichtung  stand  in  A''erbindang  mit  der  Sorge  für  die  Wohlfeilheit  der 
Lebensmittel  in  den  Municipien,  wie  der  öffentliche  Einkauf  von  Getreide 
in  den  römischen  Provinzen  mit  der  für  den  Unterhalt  des  römischen 
Volkes.  Gewöhnlich  werden  als  Enteignungsfälle  noch  1.  14.  §.  1.  Dig. 
(juemadmoduvi  servit.  amiitatur  8.  6.  und  1.  12.  pr.  Dig.  de  religiosis  et 
sumtibvs  funerum  11.  7.  angeführt,  allein  im  ersteren  Falle  ist  der  Ge- 
sichtspunkt der  Legalservitut  massgebend  (dagegen  Meyer  a.  a.  0.  S.  64 
n.  s.  w.),  im  zweiten  Falle  fehlt  es  überhaupt  an  einem  directen  allge- 
meinen Interesse.  (Vgl.  Meyer  a.  a.  0.  S.  65  —  66,  Haeberlin 
a.  a.  0.  S.  4,  5.) 
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Werfen   wir   einen   Rückblick    auf   die   Entwicklung 
des    Enteignungsreclites    bei    den  Römern ,    so    finden    wir, 
dass    sie    eine   lange  Zeit   hindurch    gar   kein  Enteignungs- 
recht,   dann    aber    ein    l)einahe    durch    nichts  beschränktes 
Enteignungsreeht    hatten.       An    Garantien     gegen    den    so 
leicht  möglichen  Missbrauch  dieses  Rechtes  fehlte  es  gänz- 
lich.    Das   Einzeleigenthum    erscheint   gegenüber    dem  sou- 
veränen  Rechte    des  prlnceps   fast   schutzlos;    der  prlnceps  /■ 
oder   seine  Beamten   entscheiden  allein  darüber,    nicht  blos  i 
0 b  und  was,  sondern  auch  über  die  Zwecke,  für  welche \\ 
enteignet   werden    soll.     Die    Enteignung    beruht    lediglich ' 
auf  der   einseitigen    Auffassung   der    Verwaltungsbehörden, 
im  äussersten  Falle  auf  einer  Verordnung  des  princeps ;  der  " 
Richter   hat   damit   nichts    zu    schaffen ;    wenn   dem  Eigen- 
thümer  eine  Entschädigung  bezahlt  wird ,  so  ist  dies  nicht 
eigentlich    die  Anerkennung    eines  Rechtes,     sondern   mehr 
ein  Ausfluss  der  Billigkeit. 

Ueber  dieses  unvollkommene  Stadium  ist  das  Enteig- 
nungsrecht bei  den  Römern  niclit  hinausgekommen ;  der 
Hauptgewinn  für  die  weitere  Entfaltung  des  Rechtsinstitutes 
lag  darin,  dass  das  Enteignungsrecht  von  den  sonstigen 
Formen  der  Eingriffe  der  Staatsgewalt  in  das  Privatrecht 
geschieden  wurde,  dass  es  insbesondere  aus  der  Vermen- 
gung mit  dem  Staatsnothreclite  losgelöst  erscheint.  Es  ist 
aber  klar,  dass  die  Bestimmungen  des  römischen  Rechtes 
über  die  Enteignung  für  das  heutige  Recht  fast  gar  nicht 
zu  verwerthen  sind ;  der  Zusammenhang  des  damaligen 
Enteignungsrechtes  mit  dem  heutigen  besteht  nur  in  der 
Conservirung  einzelner  Schalen  und  Hüllen  des  älteren 
Rechtes ;  der  Stoff,  mit  dem  sie  gefüllt  sind,  ist  in  Walir- 
heit  ein  dui'chaus  neuer  geworden. 

Bei  den  Germanen  war  der  Individualismus  in 
einem  noch  höheren  Masse  ausgebildet,  als  bei  den  Römern. 
Dabei  war  ihre  Auffassung  vom  Staate  eine  von  der  rö- 
mischen wesentlich  verschiedene.  Für  die  Germanen  war 
ein  Staat,  in    welchem    jeder    einen    Theil    seiner    Freiheit 

Grüuhut,  liuteignungsreclit.  :; 
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im  Interesse  der  öffentliclien  Ordnung  und  Wohlfahrt 
opferte,  etwas  unbeg'reifliches.  Sie  kannten  nur  die  Frei- 
heit, d.  h.  die  individuelle  Unabhängigkeit  im  absolutesten 
Sirnie.  Wie  die  Individuen,  so  war  auch  der  Grund  und 
Boden  unabhängig;  das  ^Ailod  war  unantastbar.  Unter 
solchen  Umständen  konnte  von  einem  Enteignungsrechte 
bei  den  Germanen  gar  keine  Rede  sein.  Jeder  Germane 
galt  als  absoluter  Herr  in  seinem  Allod.  Allmählig  wurde 
das  Allodialeigenthum  zerstört.  Vom  sechsten  bis  zehnten 
Jahrhundert  wurden  die  kleinen  Eigenthümer  der  Allodien 
nach  und  nach  ilirer  Grundstücke  beraubt  oder  doch  durch 
die  Eingriffe  der  grossen  Grundeigenthimier  in  die  Lage 
von  Vasallen,  von  Tributpflichtigen  gebracht.  Die  Capitu- 
larien  enthalten  zwar  sehr  viele  Massregeln  dagegen, 
aber  es  zeugen  nur  die  stets  erneuerten  Drohungen  von 
der  Hartnäckigkeit  des  Uebels  und  der  Machtlosigkeit  der 
Staatsgewalt. 

Nach  und  nach  wird  der  Grundbesitz  in  ungeheueren 
Feudalherrschaften  concentrirt.  Für  die  kleinen  Grundeigen- 
thümer,  welche  schwach  und  isolirt  waren,  blieb  kein  Platz ; 
sie  wurden  in  jedem  Augenblicke  angegriffen  und  begaben 
sich  daher  in  den  Schutz  der  grossen  Grundeigenthümer. 
Das  System  des  Feudalismus  erlangte  überall  den  Sieg, 
jenes  System,  dessen  Wesen  in  der  Verbindung  persönlicher 
mit  territorialer  Macht,  in  der  Vereinigung  des  Landbe- 
sitzes mit  militärischer  Hörigkeit  und  in  einer  besonderen 
persönlichen  Beziehung  des  Lehnsherrn  zu  seinen  Vasallen 
bestand,  durch  die  der  eine  zu  väterlichem  Schutze,  der 
andere  zum  Beistand  und  Gehorsam  verpflichtet  wurde. 
Der  Lehnskönig  war  dem  Namen  nach  Herr  des  Bodens, 
konnte  von  seinen  Vasallen  Dienst  und  Beistand  in 
Waffen  und  Geld  fordern  und  über  erledigte  Lehen 
verfügen ;  allein  er  war  durch  die  Pflichten ,  welche  er 
seinen  Vasallen  schuldete ,  beschränkt ;  er  hatte  nicht 
mehr ,  wie  früher ,  den  Charakter  eines  Anführers  und 
Richters  des  Volkes,    sondern  wurde   das  Oberhaupt    einer 
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mächtigen  Oligarchie.  ^)  Die_  Staatsgewalt  stand  daher 
diesen  grossen  Griindlierren ,  wenn  aucli  deren  Autorität 
nur  eine  übertragene  war ,  ohnmächtig  gegenüber ;  es 
fehlte  ilir  an  jenem  Masse  von  Kraft ,  welches  das 
Enteignungsrecht  nothwendig  voraussetzt.  Die  beinahe 
souveräne  Gewalt  der  Vasallen,  welche  sich  nicht  selten 
in  einem  hartnäckigen,  oft  erfolgreichen  Widerstände  gegen 
das  Königthum  erprobte ,  schützte  sie  vor  Enteignung. 
Im  älteren  deutschen  Rechte  finden  sich  auch  entsprechend 
diesem  Zustande  durchaus  keine  Anhaltspunkte  für  die 
Existenz  eines  Enteignungsrechtes. 

Die  Juristen  des  Mittelalters  waren  bemüht,  das 
Enteignungsrecht,  welches  man  aus  mehreren,  grösstentheils 
allerdings  missverständlich ,  herbeigezogenen  Stellen  des 
römischen  Rechtes  deducirte,  auf  ein  juristisches  Princip 
zurückzuführen.  Im  Zusammenhange  mit  dem  durch  die 
Zeit  der  Glossatoren  und  Postglossatoren  bis  zum  16.  Jahr- 
hunderte sich  hinziehenden  Streite  darüber,  ob  dem  Kaiser 
ein  wirkliches  Eigenthum  an  allen  auf  dem  Staatsterri- 
torium befindlichen  Sachen  zukomme  oder  nicht,  wurde  der 
Rechtsgrund  der  Enteignung  behandelt  und  es  wurden  dabei 
Staats-,  privat-,  straf-  und  völkerrechtliche  Gesichtspunkte 
bunt  durcheinander  gemengt.  Die  einen  folgerten  das  Recht 
zur  Enteignung  eben  aus  dem  unbeschränkten  Eigenthums- 
rechte  des  Staatsoberhauptes ;  sie  behaupteten,  dass  das  \ 
\  Enteignungsrecht  kraft  der  plenitiido  fotestatis  jedesfalls  \ 
\  zustehe,  die  anderen  wollten  die  Enteignung  nur  ex  catisa, 
\  insbesondere  wegen  publica  utilitas  zugestehen.  'i^ 

Wie  sehr  man  von  einer  richtigen  Auffassung  des 
Grundprincips  der  Enteignung  entfernt  war,  lehrt  am 
besten  der  unter  den  Glossatoren  geführte  Streit  darüber, 
ob  im  Falle  einer  Enteignung  der  Eigenthümer  die  Er- 
stattung des  Preises  beanspruchen  dürfe    oder  nicht.     Eine 


•)  Bryce,  Das  h.  römische  Reich,  übers,  von  Wiukler,  cap.  VIII, 
S.  87  XX.  s.  w. 

3* 
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wirkliche    Förderung    liat  das  üechtsinstitut  in  dieser  Zeit 
nicht  erfahren.  ^) 

Erst  Hugo  Grotius  stellte  die  Lehre  auf  eine 
neue  Grundlage  ^)  und  befreite  sie  von  allen  verwirren- 
den Zuthaten.  Er  führte  das  Enteignungsrecht  auf  das 
doonhiatm.  cminens  zurück-^);  es  war  dies  eine  neue  Art  des 
Eigenthums ,  welches  zwar  nicht  die  proprletas  gab ,  aber 
\  das  Recht,  im  Interesse  des  Gemeinwohls  in  die  Sphäre  der 
;  Privatrechte  einzugreifen.  Doch  sollte  derjenige ,  welcliem 
sein  Privatrecht  kraft  des  dominium,  eminens  entzogen  wurde, 
aus  Staatsmitteln  _entschädigt  werden.  lieber  diesen  Begriff 
des  dominiuvi  eminens  entsteht  nun  em  heftiger  Kampf  in 
der  Doctrin.  Aus  diesem  Kampfe  geht  der  richtig  verstan- 
dene' Begriff  des  dominium  eminens  in  der  Weise,  wie  er 
von  Grotius  ursprünglich  gedacht,  aber  von  seinen  Anhän- 
gern zuweilen  missverstanden  war,  siegreich  hervor.  Der 
Name  „domininvi  eminens"  verschwindet,  aber  der  Begriff 
bleibt  gewonnen  als  ,,imyerium",  nämlich  als  das  Recht  der 

i  Staatsgewalt,    von    dem   Privaten    die   Aufopferung    seines 
Eigenthums   zu   verlangen ,    allerdings    nui'   im  öffentlichen 
\  Interesse  und  nur  gegen  Entschädigung.  *) 

Während  die  Doctrin  in  dieser  Weise  bemüht  war,  für 
die  Enteignung  einPrincip  Zugewinnen,  begnügte  man  sich 
in  der  Praxis,  unbekümmert  um  die  Formulirung  eines  all- 
gemeinen diesbezüglichen  Gesetzes,  die  Enteignung  durch 
besondere  Verordnungen  für  jene  Fälle  zu  verfügen ,  in 
welchen  ein  Anlass  dazu  gel)oten  war.  Die  Enteignung 
wurde    nicht    durch    allgemeine    Bestimmungen    gesetzlich 


')  Vgl.  die  eingeheude  Darstellung  bei  Meyer  a.  a.  0.  8.  7Ü — 119. 

-)  Vgl.  Stein  a.  a.  0.  S.  165  u.  s.  w.  (Das  dominiuni  cmhiens  und 
seine  GescliicMe) ;  Meyer  .a.  a.  0,  S.  110  u.  s.  w. 

^)  De  jure  belli  ac  ijacü;  üb.  I.  c.  1.  §.  ü,  Hb.  U.  c.  14.  §.  7,  8. 

*)  Der  Ausdruck  „clovdniuvi  eminens"  findet  sich  in  der  früheren 
Bedeutimg  noch  in  der  nordanierikanischeu  Doftriu,  wo  die  ganze  Materie 
der  Enteignung  unter  dieser  Bezeichnung  behandelt  wird,  so  iuRcdlield 
law  of  railwaijs,  I.,  cap.   11. 


geregelt,  sie  wurde  in  jedem  einzelnen  Falle  verfügt,  für  jede 
Untern ehmung  je  nach  deren  Art  und  unter  den  Bedingungen, 
welche  das  Staatsoberhaupt  nach  seinem  Belieben  angab. 

Das  älteste  urkundlich  erhaltene  Beispiel  einer  im 
Mittelalter  vorkommenden  eigentlichen  Enteignung  findet 
sich  in  Frankreich,  wo  ja  zuerst  die  durch  den  Staats- 
begriff des  Mittelalters  herbeigefülirte  ständische  Mitwir- 
kung bei  der  Regierung  durch  die  Schuld  der  Stände 
beseitigt  wurde  und  in  der  Verwaltung  des  Staates  dem 
Absolutismus  des  Königthums ,  welches  alle  Staatsgewalt 
für  sich  in  Anspruch  nahm  ,  und  einem  berufsmässigen 
Beamtenthume  Platz  machte.  In  einer  Ordonnanz  von 
Philipp  dem  Schönen  aus  dem  Jahre  1303  wird  .zur 
Pflicht  gemacht,  zu  einem  gerechten  Preise  die  für  den 
Bau  oder  die  Vergrösserung  der  Kirchen  und  Pfarrhäuser, 
ferner  die  für  die  Anlegung  von  Kirchhöfen  erforderlichen 
Gründe  abzutreten.  Diese  Abtretung  braucht  zwar  niclit 
willkürlich  oder  unnütz  zu  erfolgen,  wohl  aber  immer, 
sobald  die  Nothwendigkeit  der  Abtretung  anerkannt  wor- 
den sei,  'non  ad  saperfluitatem ,  heisst  es  in  der  Ordonnanz, 
sed  ad  conve)neni('m  necess'datem.  i)  In  vielen  Fällen  Avurden 
später  durch  besondere  Edicte,  gesetzliche  Verordnungen, 
Patentbriefe  etc.  Enteignungen  verfügt.  -)  So  wurden  mit 
besonderem  Patente  vom  März  1470  die  Maires  und  Schöffen 
der  Stadt  Amiens  ermächtigt,  die  für  die  Befestigung  der 
Stadt  erforderlichen  Grundstücke  gegen  eine  angemessene 
Entschädigung  in  Baarem  zu  enteignen.  Aehnliche  Bestim- 
mungen wurden  durch  ein  Edict  vom  16.  Jänner  l(j(.)7  für 
die  Austrocknung  von  Sümpfen  getroffen,  ^) 

In  Deutschland  ist  die  mittelalterliche  Staatsidee 
zum  vollsten  Durchbruche  gelangt.     Die  ständische  Selbst- 


')  Dalloz,  Mepertoire  <."  exjtropv'iatwn  pour  cause  il'uiUitfi  puhlique. 
Nr.  IV. 

2)  Meyer  a.  a.   0.  S.  131—132. 
3j  Dalloz  a.  a.  0.  Nr.  V. 
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Verwaltung  beherrscht  die  (resammtverfassung  des  Reiches. 
Die  Stände  nahmen  Theil  an  der  Regierung  und  wachten 
darüber,  dass  nicht  durch  die  Staatsgewalt  an  ihren  erwor- 
benen Rechten  etwas  geändert  werde.  Das  Rechtsbewusst- 
sein  des  Einzelnen  war  zu  lebendig,  als  dass  der  Staat  in 
die  wohlerworbenen  Rechte  der  Einzelnen  liätte  eingreifen 
dürfen.  Die  Enteignung  tritt  daher  zuerst  nur  in  einem 
bescliränkten  Grebiete  auf,  nämlicli  im  Gebiete  der  Regalität, 
und  zwar  zunächst  im  Territorialstaate,  wo  die  ständisclie 
Selbstverwaltung  und  "Verfassung  nur  unvollständig  und 
unregelmässig  zur  Greltung  kamen.  Die  Territorialhoheit 
war  genügend  erstarkt,  um  unter  Umständen  eine  Ent- 
eignung eintreten  lassen  zu  können.  Zunächst  nahm  man 
gestützt  auf  Bestimmungen  des  römischen  Rechtes  i) ,  Ent- 
eignungen behufs  Begünstigung  des  Bergbaues  vor  ^),  später 
auch  für  andere  specielle  Zwecke,  insbesondere  bei  Errich- 
tung von  Deichen  3),  ferner  bei  Kanal-  und  Strassenbauten. 
In  letzterer  Beziehung  ist  eine  von  der  österreichischen 
Regierung  dem  Magistrate  von  Nivelles  gegebene  Bewilli- 
gung zur  Anlegung  einer  grossen  Landstrasse  vom  20.  Au- 
gust 1751  von  Interesse.  Es  wird  darin  das  Recht  der 
Enteignung  sowohl  für  Grrundstücke,  als  auch  für  den  Ge- 
l)rauch  von  Sand  und  Steinen,  ferner  für  die  Erbauung  der 
zur  Einhebung  der  Mauthgebüliren  erforderlichen  Gebäude 
eingeräumt  ,  jedoch  gegen  Bezahlung  .des  Schätzpreises, 
welcher  durch  die  gesetzlich  dafür  an  den  betreffenden 
Orten  angestellten  Leute  zu  erheben  ist.  Die  Interessenten, 
welche  sich  durch  die  Schätzung  verletzt  fühlen,  können 
sicli  an  den  ordentliclien  Commissar  von  Brabant  für  die 
Stadt  Nivelles  wenden.  Dieser  soll  summarisch  olme  Ge- 
stattung eines  ordentlichen  Processes  hierüber  entscheiden. 


*)  L.  1,  8,  10   Cod.  Theod.  de  metalli.«  10,  19;  cf.  1.  .3.  Cod.  Tnst.  de 
mctdllariis  11,  6,  1.   13,  §.   1.  Dig.   Communin  snrvitutnm  8,  4. 
^)  Darüber  ansführlich  Ilaoborliu  a.  a.  0.  S.  0 — 30. 
■'')  Haeberlin  a.  a.  0,  S.  31—35.  —  Meyer  a.  a.  0.  S.  135  u.  s.  w. 


Eine  Berufung,  Appellation,  Revision  oder  Reformation  ist 
gegen  diese  Sentenz  nicht  zulässig,  i) 

Das  Enteignungsreeht  trägt  durchaus  nocli  den  Cha- 
racter  eines  Ausnalnnsrechtes ;  die  Enteignung  wird  ehen 
für  eine  b  e  s  o  n  d  e  i'  e  öffentliche  Unternehmung  v  e  r  e  i  n- 
zelt  statuirt.  Zu  dem  Begriffe  und  Rechte  der  Enteig- 
nung im  Allgemeinen  ist  man  noch  nicht  gekommen.  Ge- 
rade die  Vielheit  der  gesetzlichen  Bestimmungen,  welche 
für  specielle  und  vereinzelte  Fälle  erlassen  wurden ,  thut 
am  besten  dar,  dass  es  an  einer  allgemeinen  Regel  und  an 
festen  Principien  in  Sachen  der  Enteignung  gebrach.  Von 
einem  wesentlichen  Fortschritt  in  der  Auffassung  zeigen 
zwei  interessante  Verordnungen  aus  dem  Fürstenthum 
Lüttich  vom  4.  März  1717  und  vom  30.  October  1733.2) 
In  der  ersten ,  vom  Fürsten  Josef  Clemens  von  Baiern 
erlassenen  Verordnung  wird  das  Enteignungsrecht  in  einem 
sehr  ausgedehnten  Umfange  anerkannt  für  die  Herstellung 
von  Strassen ,  für  die  Verschönerung  der  Stadt  und  für 
andere  dem  Puljlicum  nützliche  und  nothwendige  Arbeiten. 
Die  enteigneten  Grundstücke  sind  einer  Schätzung  zu 
unterziehen ;  der  Schätzpreis  muss  gerichtlich  erlegt  wer- 
den. Dritte  Personen,  welchen  Rechte  an  den  enteigneten 
Grundstücken  zustehen,  sind  zu  verständigen;  ihre  Rechte 
erlöschen,  sie  bleiben  nur  auf  der  Entschädigungssumme 
bestehen.  Es  sind  hier  also  schon  im  Keime  alle  jene 
wichtigeren  Bestimmungen  enthalten,  welche  in  den  späte- 
ren, entwickelteren  Enteignungsgesetzgebungen  gewöhnlich 
vorkommen.  Die  zweite  Verordnung  rührt  vom  Fürsten 
Georg  Ludwig  von  Berg  her.  Unter  Anderem  wird  in  der- 
selben vorgeschrieben,  dass  auf  den  gegenwärtigen  Preis 
Rücksicht  genommen  werden  müsse,  dass  aber  auch  auf  den 


')  Tielemans  et  de  Br ouckure  Repertoire  «"  expropriation  four 
cause  d'ntili/S  publique  cap.  2. 

^)  Louvrex,  Becueil  de^  {■dits  et  r^f/lemerits  faitn  ponr  Je  Poyft 
de  Liege,  III.,  p.  219. 
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besonderen  Wertli  zn  sehen  sei,  welchen  das  (xrundstüek 
mit  Rücksieht  auf  seine  Lage  liabe.  Sobald  die  Schätzung 
erfolgt,  die  Entschädigungsfrage  geregelt  und  die  Ent- 
schädigungssumme deponirt  sei,  so  könne  eine  Besitz- 
ergreifung stattfinden,  oline  dass  einem  dagegen  überreichten 
Recurse  eine  aufschiebende  Wirkung  zukomme.  Im  Interesse 
der  öffentlichen  Unternehmung  findet  also  eine  provisorische 
Execution  statt ;  der  Gedanke  hat  sich  schon  Bahn  gebro- 
chen, dass  im  Interesse  der  öffentlichen  Arbeiten  die  grösste 
Schnelligkeit  des  Verfahrens  erzielt  werden  müsse. 

Als  ein  allgemeiner  Rechtsgrundsatz  wird  die  Ent- 
eignung zunächst  im  b  ai  er  i  sehen  Landrechte,  im  codex 
maxifuilianeus  havaricus  cimlis,  IV.  cap.  3.  §.  2  ausgesprochen: 
„Im  Uebrigen  kann  auch  Niemand  zum  Verkaufe  gezwun- 
gen werden,  ausgenommen  soweit  es  die  Land-  und  Polizei- 
ordnung um  des  gemeinen  Besten  willen  also  erfordert." 
Kreitmayr  bemerkt  zu  dieser  Stelle :  „Obschon  der  Kauf 
oder  Verkauf  ebenso  wie  jeder  andere  Contract  res  mcre 
voluntaria  ist,  wozu  man  regulariter  Niemand  zwingen  kann, 
so  mag  doch  solches  oh  justam  causam,  tarn  privatam  quam 
puhlicarri  wohl  geschehen  .  ...  oh  causam  j)uhlicam  wird  z.  B. 
der  Unterthan  mit  allem  Fug  angehalten,  zu  Fortifications- 
werken  und  anderen  operihus  ])uhUcis  seinen  Grund  um 
1)illigen  Preis  zu  verkaufen" ;  er  weist  noch  auf  die 
baierische  Städte  -  und  Marktordnung  von  1 748  hin ,  in 
welcher  (§.  45)  die  Verbindlichkeit  ausgesprochen  ist ,  die 
Brandstätte,  welche  Jemand  selbst  nicht  mehr  zu  bel)auen 
beabsichtigt,  anderen  baulustigen  Käufern  zu  überlassen, 
und  die  Verbindlichkeit,  bei  grossen  Theuerungen  eine  ge- 
wisse Quantität  Getreide  oder  andere  Victualien  auf  den 
Markt  zu  liefern  und  dort  um  den  taxirten  oder  um  einen 
l)illigen  Preis  feilzubieten.  Im  Capitel  ül)er  das  Eigeutlium, 
n.  cap.  2,  §.2,  macht  Kreitmayr  die  folgende,  den  dama- 
ligen Stundpuukt  der  Theorie  richtig  resumirende  Bemer- 
kung: „Ingleichen  gehört  das  sogenannte  domimuin  emiupus 
anhert),  kraft  dessen  die  Landesherrscliaft  der  Unterthanen 
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(TÜter  im  Falle  der  Notli  wegueliiueii  und  zum  gemeinen 
Besten  verwenden  kann,  denn  obwohl  dies<^  Benennung, 
welche  zuerst  von  Grotio  auf  das  Tapet  gebracht  worden, 
etwas  hart  hlingt  und  insonderheit  zwischen  Hornio  (de 
domhiio  emincDtf),  dann  Leysero  (/??.  dissert.  de  hnperio  contra 
dominum  emhietis)  grosser  8treit  darülier  entstanden  ist,  so 
läuft  docli  das  Meiste  hiebei  auf  eine  blosse  Logomachie 
hinaus.  Im  Hauptwerk  leugnet  der  Landesherrschaft  ob- 
verstandene  Gewalt,  soweit  sie  in  den  gehörigen  Schranken 
bleibt.  Niemand  ab,  liegt  also  im  Ueberreste  nicht  viel 
daran,  wie  das  Kind  getauft  werde,  ob  es  eigentlich  domi- 
nium  eminens  oder  im'perium  heissen  soll." 

Die  Arbeiten  der  Theorie  waren  für  die  Gesetzo-ebune; 
nicht  unfruchtbar  geblieben;  das,  was  dem  Streite  über 
das  dominium  eminfus  als  gesunder  Kern  zu  Grunde  lag, 
das  h öhej:ja.,,J?t^cjjrt^.d.^^ S.t,aa t  s i  d e e^  war  hier  in  einer 
bestimmten,    gesetzlichen  Norm    zur  Anerkennung   gelangt. 

Der  in  der  Theorie  verfochtene  Begriff  des  imperium, 
dessen  Consequenzen  insbesondere  im  Territorialstaate  ge- 
zogen wurden,  barg  eine  grosse  Gefahr  für  die  individuelle 
Freiheit  des  Einzelnen  in  sich.  Gegen  diese  Auffassung 
des  imperium,  welche  im  aclitzehnten  Jahrhunderte  in  dem 
aufgeklärten  Absolutismus  zu  einer  staatlichen  Bevormun- 
dung aller  Interessen ,  zu  dem  Versuche  einer  allgemeinen 
Beglückung  der  Völker  geführt  hatte ,  machte  sich  eine 
Reaction  geltend.  Während  man  bisher  das  Recht  des 
Staates,  die  Aufopferung  des  Einzeleigenthums  zu  verlangen, 
einseitig  betonte  hatte,  lenkte  vorzüglich  Montesf[uieu 
mit  Nachdruck  die  Aufmerksamkeit  wieder  auf  die  aus  dem 
Auge  verlorenen  JRechtstitel  des  Individuums.  In  seinem 
„Geist  der  Gesetze"  XXVI.  cap.  15  erklärt  er  es  für  einen 
Fehlschluss,  wenn  man  sage,  die  Wolilfahrt  des  Einzelnen 
müsse  dem  Gemeinwohle  nachstehen;  dies  gelte  nur  in  den 
Fällen,  wo  es  sich  um  die  Herrschaft  des  Staates,  d.  li.  um 
die  Freiheit  der  Staatsbürger  handle,  nicht  aber  in  solchen, 
wo    von    dem   Eigenthum    der  Güter  die  Rede  sei,    weil 
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eben  das  Gemeinwohl  immer  darin  bestehe ,  dass  Jeder 
unveränderlich  das  Eigenthnm  bewahre,  welches  die  bürger- 
lichen Gresetze  ihm  zusprechen.  Wenn  das  Gemeinwesen  das 
Vermögen  eines  Mannes  bedürfe,  so  dürfe  man  nie  strenge 
nach  den  Staatsgesetzen  verfahren,  sondern  hier  gerade 
müsse  das  bürgerliche  Gesetz  triumphiren ,  welches 
mit  Vaterauge  jeden  Einzelnen  wie  den  ganzen  Staat  selbst 
berücksichtige.  Doch  ist  Montesquieu  weit  entfernt 
davon,  die  Enteignung  überhaupt  für  unzulässig  zu  erklä- 
ren ;  nur  müsse  die  politische  Behörde ,  welche  ein  öffent- 
liches Gebäude  errichten  oder  einen  neuen  Weg  anlegen 
wolle,  wie  ein  Privatmann  angesehen  werden,  welcher  sich 
mit  einem  anderen  in  einen  Handel  einlasse ;  es  sei  schon 
hart  genug,  dass  das  Gemeinwesen  einen  Bürger  zwingen 
Ivlhine ,  ihm  sein  Erbe  zu  verkaufen,  und  ihn  so  des  wich- 
tigen, durch  das  bürgerliche  Gesetz  ihm  zuerlvannten  Privi- 
legiums beraulie,  nicht  zur  Veräusserimg  seines  Eigenthums 
genöthiget  werden  zu  kthmen;  daher  sei  volle  Schadlos- 
lialtung  in  solchen  Fällen  Pflicht  des  Gemeinwesens. 

Die  Rechtsauffassung  vom  Staate  wird  vorherr- 
schend ;  der  ZM^eck  des  Staates  wird  darin  gefunden,  dass  in 
ihm  die  Verwirklichung  und  Garantie  des  Rechtes  durcli 
die  öffentliche  Gewalt  gelegen  sei;  der  Staat  soll  nur  als 
eine  Rechtsassecuranz- Anstalt,  als  eine  Anstalt  für  die  Ver- 
wirklichung des  Rechtes  gelten.  Dieser  Anschauung  hul- 
digten insbesondere  auch  A^ele  Anhänger  der  sog.  atomi- 
s tischen  Staatslelire,  welche,  um  die  individuellen  Rechto- 
gegen willkürlichen  Missbrauch  zu  sichern,  gegen  die  früliere 
Anschauung  von  der  unbeschränkten  Machtvollkommenheit  des 
Staates  lebhaft  opponirten  ;  sie  gründeten  den  Staat  auf  einen 
Gesellschaftsvertrag  {contrai  social)  und  drückten  ihn  auf  ein 
blosses  Aggregat  von  Individuen  herunter,  welche  nur  das- 
jenige Minimum  von  individuellen  Rechten  abgetreten  haben 
sollen,  welches  zur  nothwendigen  Erhaltung  des  Ganzen 
schlechtweg  gefordert  wird.  Jede  höhere  Aufgabe  des 
Staates  wird   verkannt.     Die   Beförderung   der  öffentlichen 
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Wohlfahrt  und  Bildung,  die  sittliche  und  g-eistig(!  Hobung 
'  der  Gesamnitheit  werden  nicht  zu  den  Zwecken  des 
Staates  gercclmet,  denn  diese  können  ja  als  Vorwand 
dienen,  um  jede  Tyrannei  zu  rechtfertigen  und  zu  be- 
schönigen. 

So  bewegt  sich  die  Auffassung  vom  Staate  zwischen 
zwei  entgegengesetzten  Polen ;  bald  wird  der  Zweck  des 
Staates,  bald  der  Zweck  des  Individuums  in  den 
Vordergrund  gestellt;  der  nothwendige  Antagonismus  zwi- 
schen diesen  beiden  Zwecken  wird  endlich  in  dem  modernen 
Staatsbegriffe  harmonisch  ausgeglichen ;  die  Signatur  des 
modernen  Staates  liegt  eben  in  der  Versöhnung  zwischen 
dem  Masse  der  Berechtigung  der  Staatsgewalt  und  der 
Freiheitssphäre  der  Individuen.  Die  moderne  Staatsidee 
kommt  aber  erst  durch  die  französische  Eevolution,  leider 
nur  auf  blutgetränktem  Pfade,  zur  vollen  practischen  Gel- 
tung. Man  gelangt  zum  Bewusstsein,  dass  die  Gesammt- 
heit,  der  Staat,  seine  eigene  Berechtigung  habe,  eine  Be- 
rechtigung ,  welche  über  die  materiellen  Interessen  der 
Individuen  hinausgeht,  dass  das  Interesse  des  Staates,  als 
des  Trägers  der  höheren  Güter  der  Menschheit,  n()thigen- 
falls  mit  Aufopferung  der  Einzelnen  und  auf  Kosten  ihrer 
materiellen  Interessen  vertheidigt  werden  müsse.  Im 
Interesse  dieser  Gesammtheit,  des  lebendigen  Organismus, 
dessen  Erhaltung  als  oberstes  Princip  gilt,  ist  jeder  Staats- 
bürger verpflichtet,  Gut  und  Blut  zu  opfern.  Von  der 
^""'"modernen  Staatsidee  aus  wird,  um  die  Gesellschaft  vor 
einer  gänzlichen  Umwälzung  zu  schützen,  zu  durchgreifen- 
den Massregeln  gegriffen,  welche  dem  Eigenthum  schwere 
Opfer  auferlegen.  Die  drückenden  Uebelstände  des  bäuer- 
lichen Grundl)esitzes ,  welche  schon  so  oft  zu  blutigen 
Aufständen  geführt  hatten  (so  die  LoUharden  in  England, 
die  Jaquerie  in  Frankreich,  die  Bauernkriege  in  Deutsch- 
land) ,  mussten  als  ein  gefährliches  Mittel  zur  Erregung 
der  Massen  aus  Rücksichten  für  das  Gesammtwohl  besei- 
tigt   werden ;    es    erfolgte    die   Aufhebung    der  mittel  alter- 
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liclien  Verhältnisse  des  (xrimdbesitzes.  0  An  Stelle  der 
erblicken  Nutzung  des  dominium  utile  wird  das  Eigentlium 
des  Bauern  gesetzt ;  die  Lasten  und  i^hgaben ,  welclie  den 
im  Laufe  der  Jahrhunderte  geheiligten,  das  Eigenthums- 
recht  des  Grundherrn  alhnälilig  ganz  verdunkelnden  Besitz 
des  Bauern  an  dem  von  ihm  bebauten  GrnTude  bedrückten, 
werden  entweder  abgelöst,  oder  gelöscht;  die  Patrimonial- 
herrschaft  verschwindet;  die  moderne  Staatsidee  hat  trium- 
phirt.  Li  Folge  dieser  socialen  Gesetzgebung  löste  sich  die 
ständisclie  Gesellschaft  auf;  die  „Geschlechterordnung" 
wird  mit  der  „staatsbürgerlichen  Gesellschaftsordnung"  2), 
die  Existenz  der  Patrimonialherrschaft  mit  der  staatlichen 
Organisation  vertauscht.  Li  Folge  dieses  unermesslich 
wichtigen  Umschwunges  war  dem  Verwaltungsrechte  eine 
ganz  neue  Grundlage  gegeben.  Das  Enteignungsreclit  konnte 
erst  jetzt  zur  vollen  Klarheit  und  Anerkennung  gelangen. 
Nun  erst  gibt  man  dem  Staate,  was  des  Staates  ist,  und 
ist  zugleich  bemüht,  zum  Schutze  des  individuellen  Rechts- 
kreises  im  Staate  genügende  Garantien  aufzustellen;  nun 
erst  ist  einerseits  die  Staatsgewalt  in  ihre  Machtvoll- 
kommenheit eingesetzt,  andererseits  die  Sphäre  der  indivi- 
duellen Freiheit  zur  vollen  Beachtung  gekommen.  Gab  es 
auch  bisher  schon  gewisse  mehr  oder  weniger  ausführliche 
Regeln  für  die  Enteignung,  so  konnte  sich  doch  ein  eigent- 
liches Sj'stem  des  Enteignungsrechtes  erst  jetzt  entfalten. 
Zunächst  geschali  dies  in  Frankreich.  Li  der  an 
die  Spitze  der  französischen  Verfassung  vom  3. /14.  Septem- 
ber 1701  gestellten  Erklärung  der  Rechte  des  Menschen 
und   Bürgers    wird   im   Artikel  17  3)    das  Princip   der  Ent- 


^)  Vgl.  die  durch  Klarlioit  und  Tiefe  der  Auflassung  ausgezeichnete 
Darstellung  bei  Stein  a.  a.  0.  (Die  Gruudeutlastuug.  Die  Ablösungen. 
Die  Genieinheitstheilungen.)  S.  93 — 292. 

2j  Stein  a.  a.  0.  S.  299. 

■')  ,,La  i^roprif'le  esi  inviolahle  et  .lacree;  nul  ne  <peiit  en  ^tre  privi, 
ijiie  htr.sque  la  veressite  ^riihiiqtie,  Ugalement  constatee  l'exige  ecidemmeitt  et 
Solls  hl  coiiiJition  <Vune  juste  et  prealable  indemniie." 
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eignimg-  als  ein  verfassungsmässiges  definitiv  sanctionirt; 
diesem  an  und  für  sich  gefälirliclien  Principe  soll  aber  das 
richtige  Mass  dadurch  gegeben  werden,  dass  vor  dasselbe 
das  Prinzip  der  Unverletzlichkeit  des  Eigenthums  hinge- 
stellt wird.  1)  Zunächst  blieb  aber  die  Enteignung  mit 
allen  darangeknüj)ften  Fragen  durchaus  im  Bereiche  der 
Verwaltungsbehörde;  ihr  kam  es  zu,  den  Ausspruch 
der  Enteignung  zu  fällen;  ihr  war  es  überlassen,  die 
Entschädigung  abzuschätzen.  Dadurch  war  aber  der  Schutz 
des  Eigenthums,  welchen  der  Gesetzgeber  in  feierlicher 
Weise  zugleich  mit  dem  Principe  der  Enteignung  ausge- 
sprochen hatte,  practisch  bedeutend  vermindert.  Sollte 
dieser  Schutz  des  Eigenthums  aus  dem  Gebiete  der  Ab- 
straction  in  die  Realität  des  Lebens  übertragen  werden, 
so  musste  dies  auf  dem  Wege  der  practischen  Ausge- 
staltung des  Principes  der  Enteignng  durch  die  Gesetz- 
gebung erzielt  werden.  Auch  in  dieser  Beziehung  hat 
Frankreich  Bahn  gebrochen,  welches  zuerst  im  Jahre  1SU7 
den  Anlauf  zu  einer  speciellenEnteignungsgesetz- 
gebung  nahm.  Das  Gesetz  vom  IG.  September 
18  0  7,  welches  sich  hauptsächlich  mit  der  Regelung  der 
Entsumpfung  befasst,  beginnt  die  Organisation  des  Ent- 
eignungsrechtes, wenigstens  was  die  Entschädignngsfrage 
betrifft;  der  11.  Titel  dieses  Gesetzes  enthält  über  die 
Entschädigung  bei  Enteignungen  allgemeine  Bestimmungen.-) 


')  Dieselben  Priueipieii  treten  uns  in  allen  späteren  französisclien 
Verfassungen  entgegen,  doch  wird  schliesslicli  an  Stelle  des  zu  eng  ge- 
fundenen Ausdruckes  „vccessitc"  der  Ausdruck  „u/.iüie"  substituirt.  Der 
Grundsatz  der  v  o  r  g  ä  n  g  i  g  e  n  Entschädigung  wird  in  der  Verfassung  vom 
5.  fructidor  HI.  (22.  August  1795)  fallen  gelassen,  doch  durch  art.  545 
des  Cod.  ch\  wieder  zur  verdienten  Geltung  gebracht. 

-)  Wichtig  sind  unter  anderen  Bestimmungen  Art.  49,  welcher  das 
Enteignungsrecht  in  Beziehung  auf  jene  Grundstücke  einräumt,  welche  für 
die  Eröffnung  von  Cauälen,  Strassen,  Chausseen,  die  Bildung  von  öftent- 
licheu  Plätzen  und  für  andere  Arbeiten  von  allgemeinem  Nutzen  noth- 
wendig  sein  sollten;  der  Werth  derselben  soll  den  Eigenthümern  gemäss 
einer  Abschätzung  von  Sachverständigen  bezahlt  werden ;  Art.  54,  welcher 
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Von  ejjocliemacliender  Bedeutung  für  das  Rechtsinstitut 
der  Enteignung  ist  das  Gresetz  vom  Jahre  1810.  In 
Folge  der  Unzukömmlichkeiten,  welche  sich  aus  dem  (resetze 
von  1807  ergeben  hatten,  richtete  Napoleon  aus  dem  Haupt- 
quartiere von  Schönbrunn  unter  dem  Datum  vom  29.  Sep- 
tember 1801)  eine  Note  an  den  Staatsrath,  in  welcher  er, 
augeblich  von  dem  Bestreben  geleitet,  dem  Privateigenthume 
in  seinen  Beziehungen  zur  Verwaltungsbehörde  solche 
Garantien  zu  geben,  welche  das  Eigenthum  bis  dahin  unter 
keiner  Regierung  gehabt  hatte,  die  Intervention  der  Ge- 
richte als  die  Basis    für   ein   neues  Gesetz  über  die  Ent- 

/  eignung  hinstellt;  das  Gericht  sollte  zum  Beschützer  des 
häuslichen  Herdes  gemacht  werden.  Dieses  neue  Gesetz 
wurde  unter  dem  Vorsitz  des  Kaisers  im  Staatsrathe  be- 
rathen,  und  über  Befehl  des  Kaisers,  da  die  den  Verwal- 
tungsbehörden angehörenden  ßedactoren  des  Gesetzes  die 
Competenz    der    Gerichte    nur    sehr    widerwillig    und    mit 

l  Einschränkungen  anerkannt  hatten ,  fünfmal  überarbeitet 
(Locvö  IX.  Bd.  S.  665)    bis  als  Fundamentalgrundsatz    des 

1     ganzen  gesetzlichen  Systemes   in   Artikel  1    die  Norm  auf- 

\  genommen  war,  d  a  s  s  die  Enteignung  nur  durch 
die  richterlichen  Behörden  ausgesprochenwer- 
d e n  könne.  So  entstand  das  Gesetz  vom  8.  März 
1810,  welches  sowohl  durch  seinen  Geist,  als  auch  durch 
seine  Principien  die  wahre  Basis  der  ganzen  modernen 
Gesetzgebung  in  dieser  Materie  bildet.  Die  Competenz  der 
11  Verwaltungsbehörden  wird  von  der  Competenz  der  richter- 
l'  liehen  Gewalt  klar  geschieden.  Dem  Staatsoberliau])te  allein 
wird  das  Recht  eingeräumt,  zu  erklären,  dass  ein  zur  Ent- 
eignung berechtigender,  öffentlicher  Nutzen  vorhanden  sei 
(Art.  3,  N.  1).     Die    Gerichte    haben    zu    prüfen,     ob     der 


den  Grundsatz  aufstellt,  dass  die  V  ortheile,  welche  den  übrig 
bleibenden  Grundstücken  der  enteigneten  Eigenthünier 
durch  die  neuen  Anlagen  zuwachsen,  soweit  sie  reichen, 
mit  der  Ent  schädig  ungs  forder  ung  compensirt  werden 
g ollen;    Art.  57,  welcher  die  Competenz  der  Verwaltungsbehörden  wahrt. 
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öfFentliche  Nutzen  in  den  gesetzlichen  Formen  erbracht 
worden  sei  und  hierauf  die  Enteignung  zu  bewirken.  In 
dem  Verfahren  bei  den  Verwaltungsbehörden  wird  eine 
neue  Eiiu'ichtung  geschaffen,  eine  Commission,  welche  der 
Kaiser  jury  nannte  und  welche  die  Klagen  und  Beschwer- 
den jener  Eigenthümer  entgegennehmen  sollte,  welche  be- 
haupten würden,  dass  durch  die  Ausführung  des  Unter- 
nehmens die  Abtretung  ihrer  Grundstücke  nicht  nöthig 
gemacht  sei.  Die  Commission  sollte  berechtigt  sein,  die 
Eigenthümer  der  Grundstücke  so  oft  zu  berufen,  als  sie  es 
für  passend  halten  würde. 

Bei  der  Anwendung  dieses  Gesetzes  ergaben  sich  aber 
grosse  Uebelstände.  Es  kam  zu  Conflicten  zwischen  den 
richterlichen  und  Verwaltungs-Behörden  und  in  Folge  dessen 
zu  ungeheueren  Verschleppungen.  Eine  Reform  stellte  sich 
als  unumgänglich  nothwendig  heraus.  Zunächst  erfolgte 
eine  theilweise  Aenderung  dieses  Rechtszustandes  durch 
das  Gesetz  vom  30.  März  1831,  welches  sich  aber 
wesentlich  nur  auf  die  Enteignung  und  die  temporäre 
Besitzergreifung  im  Falle  der  Noth,  en  cas  d'urycnce 
für  Fortificationsarbeiten  bezieht.  Die  eigentliche  und  tief 
greifende  Reform  des  Gesetzes  vom  8.  März  1810  erfolgte 
zwei  Jahre  später  durch  das  Gesetz  vom  7.  Juli  1833. 

Das  Gesetz  von  1810  wurde  aufgehoben,  das  Verfahren 
bei  der  regelmässigen  Enteignung  vollständig  geändert; 
das  besondere  durch  das  Gesetz  von  1831  eingefülirte  Ver- 
fahren in  den  Fällen  der  Dringlichkeit  bei  Befestigungen 
aufrecht  erhalten. 

Die  Hauptneuerungen  des  Gesetzes  vom  Jahre  1833 
sind  folgende : 

1 .  Der  Verwaltung  wii'd  das  Recht,  die  grossen  öffent- 
lichen Unternehmungen  (grands  iravaux  publics)  anzuordnen, 
genommen  und  dieses  Recht  der  gesetzgebenden  Ge- 
walt vorbehalten. 

2.  Behufs  der  Regelung  der  Entschädigung  wird  an 
Stelle  der  Gerichte  eine  Specialjury  substituirt. 
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Aber  auch  dieses  Gesetz  war  nicht  von  langer  Dauer ; 
es  genügte  weder  vom  wissenschaftlichen,  noch  vom  prac- 
tischen  Standpunkte  aus.  Unter  anderen  Missbräuchen  hatte 
man  z.  B.  wahrgenommen,  dass  die  Jury  den  Eigenthü- 
mern  auch  das  Doppelte  der  Summe,  welche  diese  selbst 
als  Entschädigung  verlangt  hatten,  zugestand;  daher  wurde, 
nachdem  behufs  Anlegung  von  Vicinalwegen  schon  durcli 
das  Gesetz  vom  21.  Mai  18;j(j  ein  einfacheres  Verfahren 
eingeführt  worden  war,  eine  Revision  des  Gesetzes  von 
1833  vorgenommen.  So  entstand  das  Gesetz  vom 
3.  Mai  1841.  1) 

In  diesem  Gesetze  sind  diejenigen  Grundsätze,  welche 
sich  in  den  früheren  Gesetzen  bewährt  hatten,  beibehalten, 
so  aus  dem  Gesetze  vom  Jahre  1810  der  Grundsatz,  dass 
die  Enteignung  durch  die  richterlichen  Behörden  zu  ver- 
fügen ist  (Art.  I  in  beiden  Gesetzen),  so  ferner  das  Recht 
der  Gerichte ,  zu  prüfen ,  ob  der  üJffentliche  Nutzen  in  den 
gesetzlichen  Formen  erklärt  und  constatirt  wurde  (Art.  II 
in  beiden  Gesetzen),  so  endlich  die  Einsetzung  der  Cora- 
mission,  welche  damit  beauftragt  ist,  die  Klagen  und  Bemer- 
kungen der  zu  enteignenden  Grundbesitzer  entgegenzunehmen 
(Art.  VII  und  VIII  des  Gesetzes  von  1810,  Art  VUI  und 
IX  des  Gesetzes  von  1841);  aus  dem  Gesetze  vom  Jahi-e 
1833  wurde  das  Recht  der  gesetzgebenden  Gewalt,  grosse 
öffentliche  Unternehmungen  anzuordnen,  beibehalten  (Art.  III 
in  beiden  Gesetzen),  ebenso  die  Regelung  der  Entschädigung 
durch  eine  Specialjury  (Art.  XXIX  u.  s.  w.  in  beiden  Gesetzen  i ; 
daneben  wurden  aber  in  verschiedenen  Detailbestimmungen 


')  Dieses  Gesetz  bildet  den  Gegeustaud  einer  reichhaltigen  Literatur  ; 
hervurzuheben  sind:  Hersou  de  l'cxi>roprialion  poitr  mime  d'ittUitc 
publique,  Lalleau  et  Jonsselin  de  l'exproprialion  etc.,  Dnfour  de 
L'expropviai'wn,  ders.  druit  adminisircUif  Y.  Bd. ,  Peyronny  et  Dela- 
raarre  Comvieidaire  theoriquc  et  pratiqne  des  lo'is  d'exproprifUiun ,  Fou- 
cart  droit  pnUic  et  adminiülvalif  I.  Bd.,  Laferriere  droit  pnhlic  et 
adviiviniratif  11.  Bd.;  über  den  IJechtsznstand  vor  1841  vergl.  Cauda- 
veiue  et  Thery  de  l'exproprialion  pour  cauae  d'ulüite  publique. 
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des  früheren  Gesetzes  vielfache  Verbesserungen  und  Modi- 
ficationen,  welche  mit  Rücksicht  auf  die  gewonnenen  Er- 
fahrungen geboten  waren,  vorgenommen  ;  endlich  wurde  nach 
dem  Vorbilde  des  Gesetzes  vom  30.  März  1851  und  mit 
Vereinfachung  der  in  diesem  Gesetze  vorgeschriebenen 
Förmlichkeiten  ein  Titel  über  die  Besitznahme  von  nicht 
bebauten  Grundstücken  im  Falle  der  Dringlichkeit  (en  cas 
d'urgence)  eingeführt. 

Das  Gesetz  von  1841  besteht  aus  8  Titeln  und  77 
Artikeln.  Der  erste  Titel  enthält  einleitende  Bestimmun- 
gen (Art.  1 — 3,  Intervention  der  Gerichte  behufs  Prüfung, 
ob  die  gesetzlichen  Förmlichkeiten  beobachtet  sind;  Com- 
petenz  der  gesetzgebenden  Gewalt  rücksichtlich  der  grossen 
öffentlichen  Arbeiten).  Der  zweite  Titel  handelt  von  den 
Massregeln  der  Verwaltungsbehörden  bei  der  Enteignung 
(Art.  4— 12,  Verfahren  behufs  Feststellung  des  Enteignungs- 
planes); der  dritte  Titel  von  der  Rückwirkung  der  Ent- 
eignung auf  die  dinglichen  Rechte  an  den  enteigneten 
Grundstücken  (Art.  13 — 2U) ;  der  vierte  Titel  von  der 
Regelung  der  Entschädigung  (Art.  21 — 52) ;  er  zerfällt  in 
drei  Capitel  (Cap.  1 :  Vorbereitende  Massregeln,  Art.  21 — 28, 
Cap.  2:  Von  der  Specialjury,  Art.  29 — 47,  Cap.  3:  Von  den 
bei  der  Feststellung  der  Entschädigung  zu  befolgenden 
Regeln,  Art.  48 — 52);  der  fünfte  Titel  normirt  das  Aus- 
zahlungsverfahren (Art.  53 — 55);  der  sechste  Titel  ent- 
hält verschiedene  Bestimmungen  (Art.  56 — 64,  Ausfertigung 
der  Schriftstücke ,  Zustellungen  ,  Stempel  -  und  Gebühren- 
pflicht, Rückerwerbsrecht  der  enteigneten  Grundeigenthü- 
meru.  s.  w.);  der  siebente  Titel:  Ausnahmsbestimmungen 
(Art.  65 — 76\  er  zerfällt  in  zwei  Capitel  (Cap.  1 :  Verfahren 
en  cas  d'urgence,  Art.  65 — 74,  Cap.  2:  Verfahren  bei  militä- 
rischen und  Marinearbeiten,  Art.  75 — 76);  der  achte  Titel 
endlich  spricht  in  einem  Artikel  (Art.  77)  die  Aufhebung 
der  Gesetze  vom  8.  März  1810  und  7.  Juli  1833  aus. 

Zu  dem  Gesetze  von  1841  kamen  später  noch  einige 
accessorische  Normen  hinzu ,    theils    sogar   in  Verfassungs- 

Grünhut,  Enteignungsrecht.  i 


—  50  — 

gesetzen ,  theils  als  Bestimmungen  von  reglementärem 
Charakter.  Insbesondere  wurde  im  Interesse  der  öffent- 
lichen Gesundheitspflege  durch  das  Gesetz  vom  13.  April 
18  50  (14  Artikel)  den  Gemeinden  das  Hecht  gegeben, 
auf  Grund  des  Gesetzes  vom  3.  Mai  1841  alle  jene  Grund- 
stücke und  Gebäude  zu  enteignen,  welche  zur  Ausführung 
der  zur  Beseitigung  der  ungesunden  Beschaffenheit  der 
betrefl'enden  Stadttheile  notliwendigen  Massenbauten  erfor- 
derlich sein  sollten.  Jene  Theile  der  Grundstücke,  welche 
nach  Ausführung  des  Umbaues  übrig  bleiben,  können  von 
der  Gemeinde  öffentlich  versteigert  werden,  ohne  dass  von 
den  enteigneten  Grundeigenthümern  das  ihnen  sonst  zu- 
stehende Rückerwerbsrecht  ausgeübt  werden  kann.  (Art.  13.) 
Durch  das  Decret  vom  26.  März  1852  (zunächst  auf  Paris, 
gemäss  Art.  9  aber  auf  Verlangen  auch  auf  alle  anderen 
Städte  anwendbar)  wurde  die  Verwaltungsbehörde  ermäch- 
tigt, wenn  ein  Project  zur  Verbreiterung  oder  Umlegung 
von  Strassen  vorgelegt  wird,  auch  alle  jene  übrig  bleibenden 
Theile  von  Gebäuden  und  Grundstücken  in  die  Enteignung 
einzubeziehen,  von  denen  sie  findet,  dass  nur  der  öffent- 
lichen Gesundheit  nachtheilige  Bauten  auf  denselben  auf- 
geführt werden  könnten. 

Durch  das  Senat-Cons  ult  vom  25.  December 
18  5  2  wurde  die  Anordnung  aller  öffentlichen  Arbeiten 
dem  Staatsoberhaupte  vorbehalten,  also  der  gesetz- 
gebenden Gewalt,  welcher  sie  durch  die  Gesetze  vom 
7.  Juli  1833  und  3.  Mai  1841  eingeräumt  worden  war, 
wieder  entzogen.  Durch  das  Gesetz  vom  27.  Juli  18  70 
wurde  aber  bestimmt,  dass  grosse  öffentliche  Bauten  und 
Arbeiten,  zu  denen  früher  eine  kaiserliche  Verordnung 
genügte,  durch  ein  besonderes  Gesetz  genehmigt  werden 
müssen;  zu  solchen  Arbeiten  sollen  nicht  nur  die  eigent- 
lichen Staatsbauten,  sondern  auch  alle  von  Actiengesell- 
schaften  unternommenen  Eisenbahnen,  Canäle  u.  s.  w.  ge- 
hören ;  kleinere  Zweigbahnen  (unter  20  Kilometer),  Brücken 
u.  s.  w.  werden  auch  ferner  durch  eine  kaiserliche  Verord- 
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nung  genehmigt,  ebenso-  wenig  soll  es  eines  Gesetzes  für 
Bauten  der  Departements  und  Gremeinden  bedürfen. 

Das  Gesetz  vom  o.  Mai  1841  in  Verbindung  mit 
diesen  nachfolgenden  Bestimmungen  enthält  das  heute  in 
Frankreich  geltende  Enteignungsrecht ;  die  grossen  Vorzüge 
der  französischen  Enteignungsgesetzgebung,  abgesehen  von 
der  unter  Napoleon  III.  normirten  sehr  bedenklichen  Er- 
weiterung des  TJmfanges  des  Enteignungsrechtes,  sind  nicht 
zu  verkennen;  sie  wird  auf  der  einen  Seite  den  Anforde- 
rungen des  allgemeinen  Interesses  gerecht  und  gibt  auf 
der  anderen  Seite  die  wünschenswerthen  Garantieen  für 
das  Privateigenthum.  In  dieser  Rechtsmaterie  hatte  die 
französische  Nation  die  Arbeit  für  die  anderen  übernommen ; 
die  Principien,  welche  die  französische  Enteiguungsgesetz- 
gebung  durchdringen,  machten  nun  die  Runde  um  die  AVeit. 

Im  engsten  Zusammenhange  mit  der  französischen 
steht  zunächst  die  belgische  Enteignungsgesetzgebung;  i) 
eine  Zeitlang  waren  sogar  beide  identisch.  Eine  selbständige 
Entwickelung  des  belgischen  Enteignungsrechtes  beginnt 
erst  mit  dem  Gesetze  vom  17.  April  1835,  durch 
welches  das  Gesetz  vom  Jahre  1810  Art.  19  2)  im  Sinne 
der  belgischen  Verfassung  Art.  1 1  ^)  abgeändert  werden 
sollte ;  es  war  zweifelhaft  geworden,  ob  nach  der  Verfassung 
die  provisorische  Besitzergreifung  vor  der  definitiven  Rege- 


')  lieber  das  belgische  Enteiguuugsrecht  vergl.  Tielemanns  et 
de  Broukere,  Repertoire  v^  Expropriation  pour  cause  d'utilite  publique, 
Ch.  del  Marmol,  de  i'expropriation  u.  s.  w.  De  Fooz  le  droit  ad- 
miniulralif  belr/e  II.  Bd.  0 1  i  n  et  P  i  c a r  d  de  l'indemnite  due  ä  l'ex- 
proprie  pour  cause  d'utilite  publique. 

^)  „Avant  l'evaluation  des  indemnites  et  lorsque  le  diß'erend  ne 
porlera  point  sur  le  fonds  meme  de  I'expropriation,  le  tribunal  pourra, 
Selon  la  nature  et  l'urgence  des  travaux,  ordonner  provisoirement  la  mise 
en  possession  de  l'administration:  son  jtigeinent  sera  executoire  nonobstant 
appel  ni  Opposition."  (Art.   19.) 

^)  „Xid  ne  peut  etre  irrice  de  sa  propriete  si  ce  n'est  pour  ccMse 
d'utilite  publique  et  moyennant  une  juste  et  prealable  indemnite." 
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lung  der  Entschädigung  zulässig  sei  oder  nicht.  Durch  das 
Gresetz  von  1835  wurde  das  System  der  provisorischen 
Besitzergreifung  aufgegeben;  es  wurden  die  Fristen  abge- 
kürzt, das  Verfahren  wurde  vereinfacht,  so  dass  man  zu 
einer  definitiven  Feststellung  der  Entschädigung  ge- 
langen kann,  ohne  dass  dadurch  ein  nachtheiliger  Verzug 
in  die  Ausführung  der  öffentlichen  Unternehmungen  gebracht 
wird.  Durch  das  Gesetz  von  1835  werden  für  Belgien  die 
Titel  3  und  4  des  Gresetzes  von  1810  ersetzt.  Die  übri- 
gen Bestimmungen  des  Gesetzes  von  1810  sind 
in  Geltung  geblieben;  insbesondere  fand  man  sich 
nicht  veranlasst,  für  die  Bibstimmung  der  Entschädigung 
eine  Specialjury  nach  dem  französischen  Vorbilde  anzu- 
nehmen ;  ebenso  ist  das  Gesetz  von  1807  aufrecht  geblieben. 
Einige  Modificationen  wurden  in  die  Titel  1  und  2  des 
Gesetzes  von  1810  durch  das  Gesetz  vom  10.  Mai  1863 
gebracht,  durch  welches  bestimmt  wird,  dass  kein  Canal, 
keine  Eisenbahnlinie  von  mehr  als  10  Kilometern  in  ande- 
rer Weise  als  durch  ein  Gesetz  bewilKgt  werden  könne. 
Durch  Art.  15  des  Gesetzes  vom  2.  Mai  1837  wurde  das 
Verfahren  nach  dem  Gesetze  von  1835  auch  auf  die  Ent- 
eignung im  Interesse  des  Bergbaues  und  durch  die  Gesetze 
vom  1.  Juli  1858  und  15.  November  1867  ebenso, 
aber  nur  theilweise  auf  die  Enteignung  'par  zones  (nämlich 
im  Interesse  der  Luftreinigung,  der  Errichtung  neuer  Stadt- 
theile,  der  Verbesserung  alter  Stadttheile)  ausgedehnt. 
Endlich  wurden  durch  das  Gesetz  vom  17.  Mai  18  70 
einige  Förmlichkeiten  bei  der  Enteignung  vereinfacht. 

In  innigem  Zusammenhange  mit  der  französisch-bel- 
gischen Enteignungsgesetzgebung  steht  das  italienische 
Enteignungsrecht.  ^)  Vor  der  Herstellung  eines  einheitlichen 
Italiens  waren  in  den  verschiedenen  italienischen  Staaten 
sehr  verschiedene  Bestimmungen    über    Enteignung  in  Gel- 


*)  Vgl.    Edoardo    Martino    commenlo    alla    legge    del  25  Gixgno 
18ß5  sidV  espropriazione  per  causa  di  puhhlica  utilitä. 
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tung.  Die  ganze  Reclitsmaterie  befand  sich  in  einem  cliao- 
tisclien  Zustande.  In  der  Lombardei  knüpfte  die  italieni- 
sche Enteignnngsgesetzgebung  an  die  französische  an;  vor 
der  französischen  Occnpation  war  daselbst  das  Enteignungs- 
wesen ganz  ohne  alle  rechtliche  Ordnung;  es  entschieden 
die  Bestimmungen  des  römischen  Rechtes  und  Gewohn- 
heiten ,  die  alte  Landesordnung  (Constitutiones  dominii 
Mediolanenis)  und  einzelne  für  specielle  Zwecke  erlassene 
Edicte;  durch  das  Gresetz  vom  11.  Juli  1813 
wurde  hier  nun  das  französische  Gesetz  vom  8.  März  1810 
eingeführt;  jenes  Gesetz  ist  nichts  anderes  als  eine  wört- 
liche Uebersetzung  des  letzteren.  Mit  dem  Sturze  des 
italienischen  Königreiches  im  Jahre  1815  wurde  dieses 
Gesetz  aufgehoben  und  das  Enteignungswesen  durch  ein- 
zelne Verordnungen  gesetzlich  geregelt.  Am  wichtigsten 
für  das  heutige  italienische  Enteignungsrecht  ist  die  sar- 
dinische  Gesetzgebung  geblieben ;  im  Königreiche  Sar- 
dinien galt  das  königliche  Patent  vom  6.  April  1839 
nebst  der  Listruction  vom  12.  Juni  1839,  ferner  das 
Gesetz  vom  7.  Juli  1851  über  die  Enteignung  behufs 
Erweiterung  der  Städte,  ferner  behufs  Verbreiterung  der 
Strassen.  Auf  diesem  Enteignungsgesetze  basirt  das  neueste 
Enteignungsrecht  des  italienischen  Königreiches.  Mit  der 
Einigung  Italiens  machte  sich  das  Bedürfniss  nach  einer 
einheitlichen  Enteignungsgesetzgebung  sehr  fühlbar ;  in  den 
früher  in  den  einzelnen  Staaten  herrschenden  Bestimmungen 
waren  vielfache  Widersprüche  enthalten,  in  Folge  deren 
sowohl  das  Privat-  als  auch  das  ölFentliche  Interesse  be- 
nachtheiligt  war.  In  Ausführung  des  Artikels  29  der  Ver- 
fassung, durch  welchen  wie  in  Frankreich  einerseits  die 
Unverletzlichkeit  des  Eigenthumes  ausgesprx)chen,  anderer- 
seits aber  auch  die  Enteignung  im  öffentlichen  Interesse 
zugelassen    wird,^)    ferner    im   Einklang  mit    dem    Funda- 


*)  „Tuttavia,  quando  l'hiteresse  puhhlico,  legalmente  accertato,  lo  esiga, 
si  pitb  esser  tenuti  a  cederle  in  tutto  od  in  parte,  mediante  una  giusta 
indennitä,  conformemente  alle  leggi." 
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mentalgrundsatze  des  Art.  438  codice  chnle  ^)  erfloss  über 
Anregung  des  Parlamentes  das  neue  Enteignungsgesetz 
vom  '2i).  Juni  18G5;  dasselbe  weicht  von  dem  franzö- 
sischen Vorbilde  in  zwei  Cardinalpunkten  ab,  einmal  darin, 
dass  es  das  Enteignungserkenntniss  nicht  durch  die  Ge- 
richte, sondern  durch  die  Verwaltungsbehörden 
(prefetiure)  fällen  lässt,  dann,  dass  es  zur  Feststellung  der 
Entschädigung  die  Gerichte,  nicht  eine  Specialjury  be- 
ruft. Das  Gesetz  von  18(35  bestellt  aus  drei  Titeln  und 
100  Artikeln,  Der  erste  Titel  zerfallt  in  7  Capitel. 
(Cap.  1.  Von  den  Massregeln,  welche  der  Erklärung  des 
öffentlichen  Nutzens  vorausgehen  müssen,  Art.  1 — 8.  Cap. 
2.  Von  der  Erklärung  des  öff'entlichen  Nutzeus  Art.  9 — 15. 
Cap.  ?).  Von  der  definitiven  Bestimmung  der  zu  enteignen- 
den Grundstücke  Art.  16—23.  Cap.  4.  Von  der  Ent- 
schädigung Art.  24 — 46.  Cap.  5.  Von  dem  Enteignungs- 
ausspruche ,  zerfällt  in  zwei  Sectionen :  1 .  Wirkungen 
desselben  rücksichtlieh  des  Eigenthümers  Art.  47 — 51 ; 
2.  rücksichtlich  dritter  Berechtigter  Art.  52 — 56.  Cap.  6. 
Besondere  Bestimmungen  in  Beziehung  auf  die  Grundstücke 
bevormundeter,  unter  Curatel  stehender  und  juristischer 
Personen  Art.  57 — 59.  Cap.  7.  Von  dem  Rückerwerbs- 
reclite  der  Enteigneten  Art.  60 — 63.)  Der  zweite  Titel 
zerfällt  ebenfalls  in  7  Capitel.  (Cap.  1.  Von  der  vorüber- 
gehenden Besitznahme  fremder  Grundstücke  behufs  Ge- 
winnung von  Stein,  Kies  und  ähnlicher  Erfordernisse  für 
öffentliche  Ai'beiten  Art.  64 — 70.  Cap.  2.  Von  der  Besitz- 
nahme in  Fällen  einer  vis  major  und  absoluten  Dringlich- 
keit Art.  71 — 73.  Cap.  3.  Von  der  Enteignung  für  mili- 
tärische Arbeiten  Art.  74 — 76.  Cap.  4.  Von  der  Enteig- 
nung unter  Verpflichtung  der  Grundnaclil)arn  zur  Beisteuer 

*)  „Nessuno  pub  essere  costretto  a  ceäere  la  siia  proprletä  od  a  per- 
raetlere  che  allrl  ne  facria  uso,  se  non  per  causa  dl  utililä  puhhllca  legal- 
mente  riconosc.ivta,  e  dichiarata  e  premesso  il  paf/amento  di  vna  giusla 
■indennitä.  Le  norme  relative  alla  espropriazione  per  causa,  di  puhhlica 
utilitä  sono  determinate  da  leggi  speciali." 
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zu  den  Kosten  des  öflPentliclien  Werkes  Art,  77 — 82.  (Diese 
Bestimmungen  finden  sich  ausschliesslich  in  dem  italieni- 
schen Enteignungsgesetze.)  Cap.  5.  Von  der  Enteignung 
historischer  oder  nationaler  Monumente  Art.  83 — 85.  Cap. 
6.  Von  den  aedilicisehen  Regnlirungsplänen  (Art.  86 — 92 
Massenenteignnng  aus  Gesundheits-  und  Verkehrsrücksichten ). 
Cap.  7.  Enteignung  behufs  Ausführung  von  Stadterweite- 
rungsplänen Art.  93 — 94.)  Der  dritte  Theil  enthält 
Schluss-  und  Uebergangsbestimmungen  Art.  95 — 100.  Dieses 
Gesetz  in  Verbindung  mit  dem  Gesetze  vom  30.  August 
1866  rücksichtlich  der  Communalstrassen,  durch  welches 
im  Interesse  einer  raschen  Entwickelung  des  Gemeinde- 
wegesystemes  für  diesen  Zweck  die  strengen  Förmlichkeiten 
des  Gesetzes  von  1865  erleichtert  und  vereinfacht  wurden, 
regelt  das  Enteignungswesen  in  Italien. 

Auch  in  der  deutschen  Gesetzgebung  hat  man  sich 
an  das  französische  Muster  angeschlossen  und  konnte  in 
der  That  auch  nichts  Besseres  thun.  Der  allgemeine  Rechts- 
grundsatz der  Enteignung  wurde  zunächst  in  dem  preus- 
sischen  Landrechte  anerkannt;  §.  73  der  Einleitung 
bringt  das  höhere  Recht  der  Staatsidee  zur  Anerkennung, 
wenn  er  bestimmt,  dass  ein  jedes  Mitglied  des  Staates  das 
AVohl  und  die  Sicherheit  des  gemeinen  Wesens  nach,  dem 
Verhältnisse  seines  Standes  und  Vermögens  zu  unterstützen 
verpflichtet  ist;  §.  76  enthält  des  Corollar,  dass  nämlich 
jeder  Einwohner  des  Staates  berechtigt  ist,  den  Schutz 
desselben  für  seine  Person  und  sein  Vermögen  zu  fordern ; 
§.  74  zieht  die  Consequenz  des  §.  73,  wenn  er  anordnet,  dass 
einzelne  Rechte  und  Vortheile  der  Mitglieder  des  Staates 
den  Rechten  und  Pflichten  zur  Beförderung  des  gemeinen 
Wohles  nachstehen  müssen ,  wenn  zwischen  beiden  ein 
wirklicher  Widerspruch  (CoUision)  eintritt;  doch  muss  dem 
einzelnen,  welcher  seine  besonderen  Rechte  dem  Wohle  des 
gemeinen  Wesens  aufzuopfern  genöthigt  wird,  Entschädi- 
gung zu  Theil  werden  (§.  75).  Als  eine  Folgerung  dieses 
in    der    Einleitung    statuirten    Principes    der    Enteignung 
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erscheint  I.  11.  §.  4,  5,  6,  8,  9,  10,  11,  wo  schon  dem 
Principe  einige  Ansflihrungsbestimmungen  hinzugefügt  sind. 
In  engem  Anschlüsse  an  den  code  ciml  Art.  545  nahm  das 
österreichische  allg.  bürgerliche  Gresetzbuch  den  all- 
gemeinen Rechtsgrundsatz  der  Enteignung  auf:  §.  365 
lautet:  ,,Wenn  es  das  allgemeine  Beste  erheischt,  muss  ein 
Mitglied  des  Staates  gegen  eine  angemessene  Schadloshaltung 
selbst  das  vollständige  Eigenthum  einer  Sache  abtreten." 
Nachdem  das  Princip  der  Enteignung  in  der  österreichischen 
und  preussischen  bürgerlichen  Codification  bereits  Eingang 
gefunden  hatte,  so  nahm  man  dasselbe  später  in  den  meisten 
Staaten,  welche  einer  Verfassung  theilhaftig  wurden,  in 
das  Grundgesetz  auf.  ^) 

Mit  der  abstracten  Anerkennung  des  Principes  der 
Enteignung  war  aber  wenig  gewonnen,  es  bedurfte  unum- 
gänglich nothwendig  noch  solcher  Bestimmungen,  welche 
das  Princip  in  der  Ausführung  und  Anwendung  regeln: 
es  bedurfte  einer  Enteignungsgesetzgebung,  wie  Frankreich 
mit    einer    solchen    vorausgegangen    war.     In    Deutschland 


')  Die  Bestimmungen  der  Verfassungen  sind  sehr  verschieden ; 
Baierische  Verf.  von  1818  Art.  VIII,  Abs.  4:  Niemand  darf  gezwungen 
werden,  sein  Privateigenthum  selbst  für  öffentliche  Zwecke  abzutreten  als 
nach  einer  förmlichen  Entscheidung  des  versammelten  Staatsrathes  und 
nach  vorgängiger  Entsch<ädigung.  Aehnlich  Würtemb.  Verf.  von  1819 
Art.  30,  Bad.  Verf.  von  1818  Art.  14,  Abs.  4,  Hessen-Darmstädt.  Verf.  von  1820 
Art.  27,  Sachsen-Meiningen.  Verf.  von  1829  Art.  8.  —  Die  Euteignuug 
wird  hier  überall  nur  als  eine  Sache  der  Verwaltung  betrachtet;  es  fehlt 
insbesondere  jede  Berufung  auf  ein  Gesetz,  durch  welches  das  Ermessen 
der  Verwaltungsbehörde  bei  der  Beurtheilung  der  Noth wendigkeit  der  Ab- 
tretung eingeschränkt  werden  könnte.  Anders  in  den  Verfassungen  nach 
1830;  Verf.  von  Kurhessen  von  1831  Art.  32  („das  Eigenthum  oder 
sonstige  Rechte  und  Gerechtsame  können  für  Zwecke  des  Staates  oder 
einer  Gemeinde  oder  solcher  Personen,  welche  Rechte  derselben  ausüben, 
nur  in  durch  das  Gesetz  bestimmten  Fällen  und  Formen  und  gegen 
vorgängige  volle  Entschädigung  in  Anspruch  genommen  werden")  ;  ähnlich 
Sachs.  Verf.  von  1832  Art.  31,  Hannov,  Verf.  von  1840  Art.  35,  Deutsche 
Reichs verf.  von  1849  Art.  164,  preussische  Verf.  von  1850  Art.  9,  österr. 
Staatsgrundgesetz  vom  21.  December  1867  Art.  5. 
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wurde  nun  das  französische  Beispiel  nur  tlieil weise  befolgt, 
man  begnügte  sicli  mit  der  principiellen  Anerkennung  in 
den  bürgerlichen  Gresetzen  oder  in  der  Verfassung,  blieb 
so  auf  halbem  Wege  stehen  und  regelte  das  Enteignungs- 
recht nur  für  specielle  Fälle.  Diesen  Character  trägt  auch 
das  noch  jetzt  geltende  Enteignungsrecht  in  0  e  s  t  e  r  r e  i  c  h 
und  P  r  e  u  s  s  e  n.  So  wurde  in  0  e  s  t  e  r  r  e  i  e  li  ^)  die  Anlegung, 
Erweiterung  und  Erhaltung  von  Strassen  durch  das  Hof- 
kanzleidecret  vom  2.  Mai  1818  2)  und  die  Ministerialver- 
ordnung  vom  21.  April  1857  Nr.  82  des  R.-G.-Bl.  für 
Ungarn  und  seine  Nebenländer  geregelt,  welch"  letztere 
Verordnung  durch  die  Ministerialverordnung  vom  7.  October 
1858  Nr.  179  des  R.-Gr.-Bl.  auch  auf  Dalmatien  ausgedehnt 
wurde.  Die  Enteignung  für  die  Errichtung  von  Wasser- 
bauwerken wird  durch  das  Hofdecret  vom  23.  Octbr.  1834^) 
normirt,  ebenso  die  Enteignung  behufs  der  Eröffnung  von 
Walddurchschlägen,  zur  Durchführung  der  Katastralver- 
messung  durch  das  Decret  der  Grrundsteuerregulirungshof- 
commission  vom  19.  Juli  1824.^) 

Insbesondere  machte  es  aber  die  Entwickelung  des 
Eisenbahnwesens  notliwendig,  die  Enteignung  für  diesen 
Zweck  etwas  eingehender  zu  regeln.  Zunächst  bildet  das 
bei  den  Grundeinlösungen  für  die  Staatseisenbalmen  zu 
beobachtende  Verfahren  den  Gegenstand  einer  umfassenden 
legislativen  Ordnung.  Nachdem  durch  das  Hofkanzleidecret 
vom  3ü.  April  1841  Z.  12733  die  niederösterreichische 
Regierungsverordnung  vom  15.  Mai  1841  Z.  26513  ^)  nähere 
Bestimmungen  über  den  Wirkungskreis  der  zur  Durchführung 
der  Enteignung   berufenen    politischen   und   Justizbehörden 


')  Vergl.  Stubenrauch  iQHaimerl'sVierteljaliresschrift für  Rechts- 
nnd  Staatswissenschaft  III.  S.  168  u.  s.  w.,  ders.  Commentar  zum  allg. 
österr.  bürgerl.  Gesetzb.  ad  §.  365. 

'')  Pol.  Ges.-Samml.  Bd.  46,  S.   149. 

3)  Pol.  Ges.-Samml.  Bd.  62,  S.  239. 

*)  Böhm.  Prov.-Ges. -Samml.  Jahrg.  1824,  S.  314. 

^)  Niederösterr.  Prov.-Ges. -Samml.  Bd.  23,  Nr.  77. 


\\ 
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erflossen  waren,  regelte  das  Justizliofdecret  vom  S.November 
1842  nebst  einer  aus  21  §§.  bestehenden  Instruction  das 
bei  den  Grundeinlösungen  für  Staatseisenbahnen  zu  beobach- 
tende Verfahren.  Für  Tirol  und  Vorarlberg  wurde  dieses 
Verfahren  durch  die  Ministerialverordnung  vom  8.  Dec.  1855 
Nr.  213  (in  13  §§.)  geregelt:  dieses  letztere  Verfahren  wurde 
durch  die  Ministerialverordnung  vom  27.  April  1859  Nr.  71 
für  Tirol  und  Vorarlberg  auch  auf  andere  im  Wege  der  Enteig- 
nung für  öffentliche  Zwecke  vorzunehmende  Grundeinlösungen 
ausgedehnt,  insbesondere  auch  für  Privateisenbahnbauten, 
Für  letztere  wurde  das  Enteignungsrecht  durch  §.  9  lit.  c 
des  sog.  Eisenbahnconcessionsgesetzes  vom  14.  September 
1854  Nr.  238  R.-G.-Bl.  begründet.  Schon  seit  längerer 
Zeit  ^)  sind  die  Einleitungen  getroffen,  um  ein  neues  Ent- 
eignungsgesetz zu  Stande  zu  bringen;  allein  bis  heute 
führten  dieselben  noch  zu  keinem  Resultat.  Man  hat  sich 
unterdessen  bemüht,  durch  nachträgliche  Bestimmungen  die 
Hauptübelstände  zu  beseitigen.  So  wurde  durch  eine  Ver- 
ordnung des  Ministeriums  des  Innern  vom  27.  August 
18  70  Nr.  113  beliufs  der  Beschleunigung  des  Verfahrens 
die  Frist  zum  Recurse  gegen  die  landesbehördlichen  Ent- 
eignungserkenntnisse anlässlich  des  Baues  von  Eisenbahnen 
von  4  Wochen  auf  14  Tage  herabgesetzt.  Von  grösserer 
Bedeutung  ist  die  Novelle  vom  29.  März  1872 
R.-G.-Bl.  Nr.  15,  betreffend  die  Vollstreckung  von  Enteig- 
nungserkenntnissen in  Eisenbahnangelegenheiten,  wirksam 
für  alle  im  Reichsrathe  vertretenen  Königreiche  und  Länder, 
mit  Ausnahme  von  Tirol  und  Vorarlberg;  sie  bezweckt 
eine  schleunigere  Durchführung  des  Euteignungsverfahrens 
sowohl  durch  Hintanhaltung  verschleppender  Rechtsmittel 
(§.  1.  2.  3),  als  auch  durch  Ersetzung  des  Enteignungs- 
erkenntnisses in  den  dazu  geeigneten  Fällen  durch  ein 
gütliches  Uebereinkommen.  Im  Interesse  des  Bergbaues 
wurde  durch  das  allg.  Berggesetz  vom  23.  Mai  18  54 


*)  Handelsminist.-Erlass  vom  22.  Juai  1862,  Centralblatt  Nr.  4. 
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R.-G.-Bl.Ni'.14r),  §.  98,  §.  l.'il,  nnd  Mi  n.-Verord. v.  l.Nov. 
18  5  9  R.-(t.-B1.  Nr.  2U0,  zur  Förderinig  einer  nutzbringen- 
den Verwendung  des  Wassers  oder  zur  Beseitigung  der 
schädlichen  AVirkungen  desselben  durch  das  Gesetz 
über  das  Wasser  recht  vom  30.  Mai  1  8  G  9  R.-Cl.-Bl. 
Nr.  41   die  Enteignung  zugelassen. 

Während  in  den  deutsch-österreichischen  Ländern  das 
Rechtsgebiet  der  Enteignung,  welches  in  dem  Rechtsleben 
eine  so  bedeutende,  tiefgreifende  Stellung  einnimmt,  trotz 
der  zahlreichen  Einzelbestimmungen  in  Wahrheit  noch  als 
ein  gesetzesleerer  Raum  angesehen  werden  muss,  so  ist  in 
den  ungarischen  Ländern  das  Enteignungsrecht  im 
Jahre  18  68  durch  zwei  Gesetze,  LV.  und  LVT.  Ges. -Art. 
einer  eingehenden  Regelung  unterzogen  worden.  Das  eine 
Gesetz  (LVI.  Ges.-Art.)  hat  den  besonderen  Zweck,  für 
die  Enteignung  im  Weichbilde  der  Städte  Pest  und  Ofen 
einige  von  dem  allgemeinen  Enteignungsgesetze  (LV.  Ges.- 
Art.)  abweichende  Bestimmungen  aufzustellen;  so  nimmt 
es  nach  dem  französischen  Vorbilde  eine  Specialjury  §.  40 
u.  s.  w.  für  die  Feststellung  der  Entschädigung  an,  während 
nach  dem  allgemeinen  Enteignungsgesetze  die  Entscheidung 
über  die  Entschädigung  den  Gerichten  (§.  34)  auf  Grund 
eines  Sachverständigenausspruches  zukommt;  so  erweitert 
es  die  Enteignungsfälle  sehr  bedeutend,  zum  Theil  in  einer 
bedenklichen  Weise  (§.  1,  2  des  LVI.  Ges.-Art.,  im  Ver- 
gleiche mit  §.  l  des  LV.  Ges.-Art.)  und  adoptirt  für  die 
Städte  Pest-Ofen  auch  das  französische  System  der  Massen- 
enteignung (LVL-Ges.  Art.  §.  5—12). 

Das  allg.  Enteignungsgesetz  (LV.  Ges.-Art.)  besteht 
aus  9  Abschnitten  und  90  §§.  Abschnitt  I  enthält  all- 
gemeine Bestimmungen  §.  1 — 9.  (Die  Enteignungsfälle  §.  1, 
Organe  für  die  Genehmigung  §.  2 — 3,  Objecte  der  Enteig- 
nung §.  4 — 9);  Abschnitt  IT  handelt  von  den  Vorar- 
beiten §.  10  — 11;  Abschnitt  III  von  der  Anfertigung 
des  Enteignungsentwurfes  §.  12 — 24;  Abschnitt  IV  von 
der  definitiven  Eeststellung  des  Enteignungsplanes  §.  25 — 30 ; 
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Abschnitt  V  von  der  Entscliädigung  §.  31 — 40:  Ab- 
schnitt VI  von  dem  Entschädigungsverfahren  §.  41 — 62; 
Abschnitt  VII  von  den  verschiedenen  Rechten  und 
Pflichten  der  enteigneten  rxrundeigenthümer  §.  63 — 70; 
Abschnitt  VIII  von  den  örtentlichen  Lasten  und  Kosten 
§.  71 — 74;  Abschnitt  IX  von  der  zeitweiligen  Besitzer- 
greifung §.  75 — 90.  Das  Enteignungsgesetz  für  die  Städte 
Pest-Ofen  (LA"I.  G-es.-Art.)  besteht  aus  9  Abschnitten  und 
99  ^§.  Insoweit  dieses  Clesetz  keine  abweichenden  Anord- 
nungen enthält,  kommt  das  allgemeine  Enteignungsgesetz 
(LV.  Ges.-Art.)  zur  Anwendung  §.  98.  Abschnitt  I  ent- 
hält allgemeine  Vorschriften  (§.  1 — 12.  Die  Enteignungs- 
fälle §.  1,  2,  3.  Die  Organe  der  Genehmigung  §.  4.  Aus- 
dehnung der  Enteignung  aus  Sanitäts-,  Polizei-  oder  Ver- 
schünerungsrücksichten,  ferner  bei  Strassenregulirungen  §.  5 
bis  12!.  Abschnitt  n  von  der  Feststellung  des  Enteignungs- 
planes im  Falle  eines  von  dem  Communications-Minister 
beschlossenen  Unternehmens  §.  13 — 22,  Abschnitt  III  von 
dem  Reclamations verfahren  §.  23 — 33,  Abschnitt  IV  von 
der  Entschädigung  §.  34 — 39,  Abschnitt  V  von  der  Consti- 
tuirung  des  Geschwornengerichtes  §.  40 — 49,  Abschnitt  VI 
von  dem  Verfahren  vor  dem  Geschwornengerichte  §.  50 — 82, 
Abschnitt  VII  von  dem  Enteignungsverfahren  im  Falle 
eines  von  der  Jurisdiction  der  Städte  Ofen  oder  Pest  be- 
schlossenen Unternehmens  §.  83 — 92,  Abschnitt  VIII  von 
der  Beseitigung  einzelner  Fabriken  oder  feuergefährlicher 
Geschäfte  im  Wege  der  Enteignung  §.  93,  Abschnitt  IX 
enthält  einige  besondere  Bestimmungen  §.  94 — 99. 

In  P  r  e  u  s  s  e  n  ^ )  nahm  die  Gesetzgebung  in  Beziehung 
auf  das  Enteignungsrecht  denselben  Gang,  wie  in  Oester- 
reich.     Es  erfloss  eine  Anzahl  von  Specialgesetzen  mit  De- 


')  Vgl.  Rönne,  das  Staatsrecht  der  preussisclien  Monarcliie,  Bd.  I, 
Abth.  1,  S.  245,  Abth.  2.  S.  58  ff.  Kletke,  die  preussische  Gesetz- 
gebung über  Zwangsabtretung  ....  oder  das  Expropriationsrecht  im  preussi- 
schen  Staate,  Lette  in  Rotteck  und  Welcker's  Staatslexikon,  v"  Expropriations- 
Gesetzgebung,  Förster,  Preussisches  Privatrecht  §.  131. 
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tailvorschriften ,  in  welchen  die  allgemeinen  Grundsätze 
des  preussischen  Landrechtes  über  Enteignung  auf  beson- 
dere Fälle  angewendet  wurden.  Besonders  hervorzuheben 
sind,  abgesehen  von  dem  vorlandrechtlichen  Edicte  vom 
18.  April  1792  über  die  Verbindlichkeit  der  Unterthanen 
der  Kurmark  rücksichtlich  des  Chausseebaues  und  deren 
Entschädigung,  welches  durch  spätere  Cab.-Ordres  aus  den 
Jahren  1825 — 1837  auch  in  anderen  Provinzen  zur  Anwen- 
dung gebracht  wurde,  das  sog.  Vorfluthedic  t  vom  15.  No- 
vember 1811  (§.  15  etc.)  oder  Gesetz  wegen  des  Wasser- 
stauens  bei  Mühlen  und  Verschaffung  der  Vorfluth,  wonach 
im  Interesse  des  Ackerbaues  und  der  Schifffahrt  die  Ent- 
eignung ausgeübt  werden  kann,  das  Eisenbahngesetz 
vom  3.  November  1838,  welches  in  den  §§.  8 — 19  den 
Eisenbahngesellschaften,  gemäss  den  Bestimmungen  des 
Landrechtes  Theil  1,  Titel  11,  §§.  8—11  das  Recht  zur  Ent- 
eignung verleiht,  das  Gesetz  vom  28.  Februar  1843 
über  die  Benützung  der  Privatflüsse,  in  welchem 
sich  mehrere  Bestimmungen  über  Zwangsenteignung  finden 
(§.  24  etc.),  das  Gesetz  über  das  Deichwesen  vom 
28.  Jänner  1848  (§.20),  das  B  erggesetz  vom  24.  Juni 
1865  (§.  135). 

In  dem  Bezirke  des  Appellations-Gerichtshofes  zu  Cöln 
gilt  das  französische  Gesetz  vom  8.  März  1810,  mo- 
dificirt  durch  das  Gesetz  vom  25.  Mai  1857,  durch  wel- 
ches die  vorläufige  Einweisung  der  Verwaltungsbehörde  in 
den  Besitz  des  enteigneten  Grundstückes  näheren  Bestim- 
mungen unterworfen  wurde. 

Dem  Mangel  eines  eigentlichen  zusammenfassenden 
Enteignungsgesetzes  sollte  abgeholfen  werden.  Ueber  Ver- 
langen des  Abgeordnetenhauses  wurde  in  Ausführung  des 
Art.  9  der  Verfassungsurkunde  der  Entwurf  eines  Gesetzes 
über  Entziehung  und  Beschränkung  des  unbeweglichen  Eigen- 
thums  ausgearbeitet,  welcher  aber  nicht  in  Gesetzeskraft 
erwachsen  ist.  Der  Entwurf  besteht  aus  sechs  Titeln  und 
47    Paragraphen.     Titel   I    enthält    allgemeine    Grundsätze 
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über  Entzieliiing  und  Beschränkung  des  Eigentliums  §.  1 — 4. 
Titel  II  handelt  von  der  Entschädigung  §.  5 — 13.  Titel  III 
zerfällt  in  drei  Abtheilungen :  a)  von  dem  Administrativ- 
verfahren  behufs  Feststellung  der  zu  enteignenden  oder  zu 
beschränkenden  Grrundstücke  §.  14- — 20,  b)  von  dem  Yer- 
täliren  über  Feststellung  der  Entschädigung  §.  21 — 31, 
c)  von  der  Zahlung  der  Entschädigung.  Titel  IV  normirt 
die  Wirkungen  der  Enteignung  §.  35 — 36.  Titel  V  enthält 
Bestimmungen  üljer  vorübergehende  Eigenthums-Beschrän- 
kungen  seitens  der  Militärverwaltung  v<.  37 — 15,  Titel  VI 
Ausführungs-  und  Uebergangs-Bestimmungen. 

Wie  in  Preussen,  so  fehlt  es  auch  in  Sachsen  an 
einem  allgemeinen  Enteignungsgesetze,  es  bestehen  daselbst 
lediglich  für  specielle  Fälle  gesetzliche  Bestimmungen,  so 
das  Strassenbau-Mandat  vom  28.  April  1781,  das  Mandat 
vom  4.  Jänner  1820  über  den  Chausseebau,  zum  Theil  nur 
für  bestimmte  Eisenbahnen,  unter  welchen  besonders  hervor- 
zuheben sind :  das  Gesetz  wegen  der  Abtretung  des  zur 
Erbauung  einer  von  Leipzig  nach  Dresden  anzulegenden 
Eisenbahn  erforderlichen  Grundeigenthums  vom  3.  Juli 
1835  ^),  nebst  einer  ausführlichen  Instruction  für  die  mit 
der  Abschätzung  des  abzutretenden  Grundeigenthums  beauf- 
tragten Behörden,  ein  Gesetz,  welches  auch  in  anderen 
Fällen  für  massgebend  erklärt  worden  ist,  ferner  das  Ge- 
setz vom  13.  Mai  1855,  die  Abtretung  von  Grundeigen- 
thum  zu  den  Eisenbahnanlagen  \'om  Chemnitz  nach  Zwickau 
und  Schwarzeberg  betreffend. 

In  einem  ähnlichen  Zustande  befindet  sich  die  Enteig- 
nungs-Gesetzgebung in  Hau  n  o  v  e  r ;  auch  hier  wird  nur 
die  Enteignung  für  Eisenbahn])auten  speciell  geregelt  durch 


'j  Vgl.  dazu  Sächsisches  Expropriations-Gesetz  oder  die  Abtretung 
des  Gruadeigenthuins  bei  iiu  Küuigreiche  .'"^achseu  auzulegeaden  Eiseiibahu- 
hauten  u.  s.  w.,  systematisch  dargestellt  von  einem  Cameralisten.  Leipzig 
1836.  Beschoruer,  das  deutsche  Eiseubahnrecht,  8.92  u.  s.  w.  Ludwig- 
Wolf,  die  Gesetzgebung  über  AVegebau  und  Expropriation  im  Königreiche 
Sachsen  unter  Berücksichtigung  der  Expropriation  bei  Eisenbahnbauten, 
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das  Gesetz  vom  8.  September  1840,  zu  welchem  eine 
Ausführungsverordnung  vom  6.  Mai  1844  und  einige  Er- 
läuterungen in  einem  Gre  setze  vom  6.  Aug-ust  1844 
erschienen  sind. 

In    Braun  schweig   bestand  eine  Verordnung    vom 

26.  März  1823  rücksichtlich  der  Abtretung  der  zu  den 
Chaussee-Anlagen  nothwendigen  Grundstücke  und  der  dafür 
auszumittelnden  Entschädigung.  Diese  Verordnung  wurde 
durch  die  Declaration  vom  4.  Mai  1835  auch  auf  Eisen- 
bahnbauten und  auf  den  Fall  der  Herstellung  gerader 
Strassenzüge  in  Städten  und  Dörfern  anwendbar  erklärt. 
Auch  in  den  T hü r in gen'schen  Staaten  sind  nur  specielle 
gesetzliche  Bestimmungen  für  einzelne  Eälle  der  Enteig- 
nung, insbesonders  für  Eisenbahnanlagen,  für  Strassen-  und 
Wegebau  u.  s.  w.  erlassen  worden.  ') 

Die  organische  Enteignungs-Gesetzgebung  nimmt  in 
Deutschland  ihren  Anfang  2)  mit  dem  nach  dem  Vorbilde 
des  französischen  Gesetzes  von  1810  ausgearbeiteten  Ge- 
setze für  das  G  r  0  s  s  h  e  r  z  o  g  t  h  u  m  H  e  s  s  e  n  vom 

27.  Mai  1821.  Nach  Aufstellung  allgemeiner  Grundsätze 
regelt  es  das  Verfahren  bei  der  Enteignung,  bestimmt  die 
Behörden ,  welche  über  die  etwaigen  Einwendungen  der 
Eigenthümer  gegen  die  Nothwendigkeit  der  Abtretung  oder 
gegen  die  Vollständigkeit  der  angebotenen  Entschädigung 
zu  entscheiden  haben,  normirt  die  Art,   wie  die  Enteignung 


*)  So  in  Weimar  das  Eisenbahn-Expropiiations-Gesetz  vom  2.  Fe- 
bruar 1842,  in  Meiningen  das  Eisenbabu-Expropriations-Gesetz  vom 
28.  Jnni  1845,  in  Gotha  das  Eisenbahn -Expropriations- Gesetz  vom 
28.  April  1842,  das  durch  Vereinbarung  zwischen  Weimar,  Meiningnn  und 
Gotha  über  die  bei  Anlegung  der  Werra  -Eisenbahn  erforderlichen  zwangs- 
weisen Eigenthums-Abtretungen  zu  Stande  gekommene  Gesetz  vom  14.  De- 
cember  1855  n.  s.  w.  Vgl.  nähere  Anfährungen  bei  Meyer  a.  a.  O. 
S.  150-151. 

-)  Vgl.  (Wen dt)  Neuester  Expropriations-Codex  oder  vergleichende 
Darstellung  der  wichtigeren  älteren  und  neueren  Gesetze  und  Verordnungen 
über  Enteignung,  Canal-  und  Strassenbau,  Eisenbahnen  u.  s.  w.  Nürn- 
berg 1837. 
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selbst  vollzogen  werden  soll  und  erwähnt  schliesslicli  einige 
Ansnahmen  von  dem  Gesetze.  Dieses  Gresetz  wurde  durch 
das  Gresetz  vom  18.  Juni  1836  auch  für  Enteignungen  im 
Interesse  des  Eisenbahnbaues  als  massgebend  erklärt.  Daran 
schliesst  sich  das  kur hessische  Enteignungsgesetz  vom 
30.  Oc tober  1834  '),  welches  in  drei  Abschnitten  Bestim- 
mungen enthält:  1.  über  die  Abtretung  gegen  vorgängige 
Entschädigung,  d.  h.  die  eigentliche  Zwangsabtretung,  2.  über 
Abtretung  in  Nothfällen,  und  3.  über  vorbereitende  Hand- 
lungen. Durcli  das  Gesetz  vom  11.  August  1837  wurde 
es  auch  auf  den  Eisenbahnbau  anwendbar  erklärt,  dann 
aber  durch  ein  specielles  Eisenbahngesetz  vom  4.  Juli  1843 
für  Eisenbahnbauten  ausser  Kraft  gesetzt;  dieses  letztere 
Gesetz  wurde  durch  ein  neues,  nur  für  Eisenbahnen  erlas- 
senes Enteignungsgesetz  vom  2,  Juli  1846  wieder  besei- 
tigt; alle  diese  Gesetze  sind  nur  rücksichtlich  der  Eorm 
des  Verfahrens  von  einander  verschieden,  die  materiellen 
Rechtsgrundsätze  sind  dieselben. 

Die  Versuche,  ein  einheitliches  Enteignungsgesetz  zu 
schaffen,  werden  zahlreicher ;  es  folgen  das  badische  Ent- 
eignungsgesetz vom  28.  August  1835,  das  Frankfurter 
Enteignungsgesetz  vom  10.  Jänner  1837,  welches  durch 
das  Gesetz  vom  26.  Juni  1847  abrogirt  wurde,  an  dessen 
Stelle  wieder  das  Gesetz  vom  ll.November  1856  getreten 
ist ;  in  dem  letzteren  Gesetze  wurde  unter  anderen  Neuerun- 
gen insbesondere  zur  Abschätzung  der  Entschädigung  das 
Institut  der  Jury  (§.21)  eingeführt,  das  baierische  Ent- 
eignungsgesetz vom  17.  November  1837  2),  welches  in 
Art.  I  die  einzelnen  Enteignungsfälle  taxativ  aufzuzählen 
unternahm;  durch  die  Verordnung  vom  20.  August  1855, 
betreffend  die  Erbauung  von  Eisenbahnen,  §.  9  Nr.  2,  wurde 
es  insbesonders  auch  auf  Enteignungen  im  Interesse  des  Eisen- 

')  Vgl.  Kl  au  hold,  kurhessisches  Eechtsbnch,  S.  52  n.  s.  w. 

^)  Vgl.  Pop  zl,  baierisches  Verfassnngsrecht  §.34.  Samhaber,  das 
baierische  Gesetz  über  Zwangsabtretung  des  Grundeigenthums  für  öffent- 
liche Zwecke,  Würzburg  1839.  Roth,  baierisches  Civilrecht,  II.  §.  141. 
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bahnbaues  für  anwendbar  erklärt,  was  sich  übrigens  schon 
aus  Art.  1  Nr.  11  des  Gesetzes  von  1837  von  selbst  ergeben 
würde,  da  daselbst  auch  die  Errichtung  von  Eisenbahnen 
als  Enteignungstall  angeführt  ist;  in  Hamburg  endlich, 
wo  der  Rath  und  Bürgerschluss  vom  18.  December  1839 
die  Enteignung  regelte,  erfloss  ein  allgemeines  Enteignungs- 
gesetz 1)  am  26.  April  1844. 

Es  ist  ein  wahrhaft  kaleidoscopartiges  Bild,  welches 
uns  der  Zustand  des  gegenwärtig  in  Deutschland  und  Oester- 
reich  in  Geltung  betindlichen  Enteignungsrechtes  darbietet; 
die  deutsche  Eechtsbildung  steht  in  dieser  Materie  hinter  der 
französischen  sowohl  in  dem  Inhalte  als  auch  in  der  Form 
durchaus  zurück. 

In  der  Schweiz  wurde  ebenfalls  in  Anknüpfung  an 
das  französische  V(»rbild  der  Grundsatz  der  Unverletzlich- 
keit des  Eigenthums  verbunden  mit  dem  Grundsatze  der  Zu- 
lässigkeit  der  Enteignung  in  die  Verfassungen  der  einzelnen 
Cantone  aufgenommen.  Doch  begnügte  man  sich  schon  in 
den  Verfassungen  in  der  Regel  nicht  mit  der  blossen  Auf- 
stellung des  Principes,  sondern  entschied  sofort  auch  ein- 
zelne wichtige  Fragen.  ^)  Durch  die  Bundesverfassung  vom 
12.  Sept.  1848,  Art.  21,  wurde  die  Enteignung  im  Interesse  der 
Eidgenossenschaft  oder  eines  grossen  Theiles  derselben  zum 
Gegenstand  der  Bundesgesetzgebung  gemacht.  In  Ausführung 
des  Art.  21  wurde  das  an  das  französisch-belgische  Enteig- 
nungsrecht sich  anschliessende,  aber  selbstständig  fortgebildete 


*)  Vgl.  Baumeister,    das  Privatrecht   der    freien    und  Hansestadt 
Hamburg,  Bd.  1,  §.  37,  38. 

2)  So  Verf.  von  Schaffhausen  vom  J.  1834,  §.  6  (durch  einen 
civilge richtlichen  Ausspruch  soll  über  die  Noth wendigkeit  der 
Abtretung  des  Eigenthums  entschieden  werden),  Verf.  vonAargau 
vom  J.  1841,  §.  18  (die  Enteignung  kann  nur  durch  ein  Beeret  der  gesetz- 
gebenden Behörde  verfügt  werden)  u.  s.  w. ;  in  näherer  Ausführung  des  in 
den  Verfassungen  aufgestellten  Grundsatzes  wurden  in  einzelnen  f'antonen 
besondere  Enteignungsgesetze  geschaften,  so  das  Genfer  Gesetz  vom  14.  Fe- 
bruar 1834,  das  Tessiner  Gesetz  vom  11.  December  1846  u.  s.  w. 
Grünhiit,  Enteignnngsrecht.  .'> 
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Bundesgesetz  vom  I.Mai  1850,  betreffend  die  Verbindlicli- 
keit  zur  Abtretung  von  Privatrechten,  geschaffen.  Das  Ge- 
setz besteht  aus  vier  Abschnitten  und  50  Artikeln;  Ab- 
schnitt I  normirt  die  Verbindlichkeit  zur  Abtretung  und 
zur  Entschädigung  (Art.  7  —  9) ;  Abschnitt  II  enthält 
das  Verfahren  behufs  der  Abtretung  von  Privatrechten  und 
der  Ausmittlung  der  dafür  zu  leistenden  Entschädigung 
und  zerfällt  in  drei  Abtheilungen  :  a)  Ordentliches  Verfahren, 
Art.  10—16,  b)  Ausserordentliches  Verfahren,  Art.  17—21. 
c)  Gemeinsame  Bestimmungen,  Art.  22 — 41  ;  Abschnitt  III 
handelt  von  der  Bezahlung  der  Entschädigung  und  ihrer  Wir- 
kung (Art.  42 — 47);  Abschnitt  IV  von  den  Kosten  (Art.  48 
bis  50).  Zu  diesem  Gesetze  kommt  dami  noch  das  Bundesgesetz, 
betreffend  die  Abänderung  des  Art.  37  des  Enteignungs- 
gesetzes vom  21,  Heunionat  des  Jahres  1857,  ferner 
in  Vollziehung  des  Art.  29  des  Enteignungsgesetzes  der 
Bundesrathsbeschluss  vom  10.  Heumonat  des  Jahres 
1857,  betreffend  die  Bestimmung  der  Entschädigung  an  die 
Eisenbahn-Schätzungs-Commission ,  endlich  in  Anwendung 
des  Art.  28  des  Enteignungsgesetzes  ein  aus  29  Artikeln 
bestehendes  Reglement  für  die  durch  das  Bundesgesetz 
vom  1.  Mai  1850  aufgestellten  eidgenössischen  Schätzungs- 
Commissionen  vom  22.  April  1854,  ausgegangen  vom  schwei- 
zerischen Bundesgericht,  um  in  das  Verfahren  bei  der 
Abschätzung  der  abzutretenden  Privatrechte  die  nöthige 
IJebereinstimmung  zu  bringen.  Auf  diesen  Gesetzen  beruht 
das  heutige  Enteignungsrecht  in  der  Schweiz. 

In  England  sind  die  Principien  der  individuellen 
Freiheit  auf  das  sorgsamste  gehütet;  die  Unverletzlichkeit 
des  Eigenthums  wurde  zwar  niemals  theoretisch  als  ein 
Grundrecht  proclamirt,  sie  wurde  aber  practisch  immer  mit 
der  grössten  Eifersucht  beschützt.  Die  engKschen  Rechts- 
anschaimngen  werden  von  Blackstone  ^)  am  besten 
wiedergegel)on.    Das  Eigenthum  wird  als  ein  inhaerirendes, 


*)  Commcntarie^  I,  cb.   1.  S.  138   u.  s.   w.  (16.   Ausg.  London  1825.) 
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natüiiiclies  Reciit  des  Individuums  hingestellt.  Dieses  Recht 
des  Individuums  dürfe  auch  dann  nicht  verletzt  werden, 
wenn  es  sich  sogar  um  das  allgemeine  Interesse  handle, 
z.  B.  um  die  Erbauung  eines  neuen,  öffentlichen  Weges, 
welcher  durch  das  Grundstück  eines  Privaten  geführt  werden 
müsste.  Auch  in  diesem  Falle  müsste  zuvor  die  Einwilliffuns; 
des  Grundeigenthümers  erlangt  werden.  Vergebens  würde 
man  behaupten,  dass  das  Privatwohl  dem  allgemeinen  Wohle 
weichen  müsse;  diese  Maxime  würde  zu  gefährlich  erscheinen; 
man  könne  es  nicht  dulden,  dass  ein  Einzelner  oder  selbst 
ein  Gerichtshof  darüber  urtheilen  sollte,  was  für  das  all- 
gemeine Wohl  geeignet  sei  oder  nicht.  Uebrigens  liege 
nichts  so  sehr  im  allgemeinen  Interesse,  als  die  Erhaltung 
und  Sicherung  der  Rechte  der  Einzelnen,  Nur  die  gesetz- 
gebende Gewalt  allein  könne  das  Individuum  verpflichten, 
auch  wider  seinen  Willen  sich  dem  zu  unterwerfen,  was 
das  allgemeine  Wohl  erfordere,  aber  niemals  in  der  Weise, 
dass  sie  ihn  willkürlich  seines  Besitzes  beraube,  sondern 
nur  so,  dass  dem  Individuum  das,  was  ihm  auf  der  einen 
Seite  genommen ,  auf  der  anderen  Seite  durch  die  ihm 
bewilligte  Entschädigung  zurückgegeben  werde.  Die  Ge- 
sammtheit  werde  dann  für  ein  Individuum  angesehen,  wel-  f 
ches  mit  einem  anderen  Individuum  einen  Tausch  eingehe ;  [ 
die  gesetzgebende  Gewalt  allein  könne  sich  diesen  Act  der  | 
Autorität  erlauben  und  auch  sie  nur  mit  der  grössten  \ 
Vorsicht. 

Der  engKschen  Rechtsanschauung  gemäss  muss  die 
Enteignung  in  jedem  Falle  durch  ein  besonderes  Gesetz 
bewilligt  werden;  es  ist  für  dieselbe  eine  private  biU  erfor- 
derlich; bekanntlich  wird  die  Thätigkeit  des  Parlamentes 
nach  den  Rubriken :  i^tnhlic  acis  und  -private  acts  oder  private 
bills  classificirt;  zu  den  letzteren  gehören  unter  anderen 
die  Eisenbahn-Concessionen  und  die  Genehmigung  von  Ent- 
eignungen ;  es  tritt  in  diesen  Fällen  das  Parlament  als  die 
oberste  Verwaltungsbehörde  auf.  Allein  wenn  auch  in  jedem 
einzelnen  Falle    das   Recht    zur   Enteignung    (io    take    and 
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purchaie  lands  under  the  compulsory  powers)  vom  Parlament 
verliehen  werden  mnss,  so  sind  doch  die  Grrnndsätze,  durch 
welche  die  einmal  bewilligte  Enteignung  geregelt  wird,  sehr 
bedeutend  ausgebildet.  Diese  Ausbildung  erfolgte  offenbar 
unter  dem  Einflüsse  des  französischen  Rechtes  und  in  Ver- 
bindung mit  der  grösseren  Entwicklung  des  Eisenbahn- 
wesens. Das  eigentliche  Enteignungsrecht  Englands  ^)  findet 
sich  in  der  In  nds  da  v  ses  con  s  oli  d  n  ti  on  Act  vom 
8.  Mai  1845  (an  Act  for  consolida  ting  in  One  Act 
certain  provisio'ns  usiially  Inserted  in  Acts  autho- 
rizing  the  tnking  nflands  for  und  erta  kings  ofa 
public  n  a  t  nre  Set  {)Y  i  c  t.  c  a  p.l  82),  Sowohl  die  materiellen, 
wie  die  formellen  Rechtsgrundsätze  für  die  Enteignung  werden 
hier  in  der  den  Engländern  eigenthümlichen,  höchst  unsyste- 
matischen, aber  sehr  eingehenden  und  practischen  Weise 
ausführlich  (sect.  1 6 — 1 35)  erörtert.  Dazukommt  the  Um  eis 
da  US  es  consolida  tion  Am  endm  ent  Act  v  o  m  20.  A  u- 
gu st  1860,  23  et24Vict.  cap.  106,  durch  welche  neben 
einigen  Verbesserungen  und  Modihcationen  an  dem  Gesetze 
von  1845  in  sect.  7  dieselben  Grundsätze  auch  für  jene 
Grunderwerbungen  für  massgebend  erklärt  werden,  welche, 
sei  es  von  der  Admiralität,  sei  es  vom  Kriegsdepartement, 
zu  militärischen  Zwecken  gemacht  werden.  Die  hier  auf- 
gestellten Grundsätze  über  die  Enteignung  sollen  auf  alle 
öffentlichen  Unternehmungen  angewendet  werden,  für  welche 
das  Enteignungsrecht  durch  eine  Parlamentsacte  bewilligt 
wurde,  insoweit  nicht  diese  Acte  etwaige  Abänderungen 
des  allgemeinen  Enteignungsrechtes  enthält.  Die  Enteig- 
nung behufs  der  Anlegung  von  Eisenbahnen  wurde  unter 
dem  gleichen  Datum  durch  ein  besonderes  Gesetz,  8  et  9 
Vict..  cap.  20,    die  BaHioay    d  aus  es    consolida  tion 


')  Vgl.  Ifodges  on  the  lato  of  railways,  V.  Cap.  S.  171 — 307, 
Redfield  law  of  raüways,  XL   Cap.   S.   229 — 352. 

2)  Für  Schottland  erfloss  ein  besonderes  Gesetz  unter  demselben 
Titpl,  R  et  0  Virt.   cap.    19. 
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Act  ^)  sect.  C— 85  geregelt.  Doch  werden  auch  die  Bestim- 
miingen  der  lands  clauses  eonsolidatipn  act  für  die  Enteig- 
nung im  Interesse  desEisenbalmbanes  als  giltig  anerkannt,  so 
dass  beide  Gesetze  nebeneinander  zur  Anwendung  kommen. 
An  dem  Grundsätze,  dass  die  Bewilligung  zur  Enteignung 
nicht  von  der  Regierung,  sondern  nur  vom  Parlamente  aus- 
gehen dürfe,  ist  niemals  gerüttelt  worden,  auch  nicht  durch 
die  Raihvay  Constrnction  facil'ities  Act  vom  29.  Juli  1864, 
27  et  28  Vi  ct.  cap.  121,  durch  welches  Gesetz  die  Anle- 
gung von  Eisenbahnen  erleichtert  werden  sollte.  Im  An- 
schlüsse an  die  Railways  -  Companies  Poioers  Act  vom 
29.  JuH  1864,  27  et  28  Vi  ct.  cap.  120,  durch  welche 
bestimmt  wurde,  dass  Eisenbahngesellschaften  durch  die 
Erlangung  eines  Certificates  vom  Handelsamt  sich  die  Be- 
rechtigung zu  gewissen  Handlungen  (insbesondere  zu  ge- 
wissen Abmachungen  mit  anderen  Bahnen,  zur  Vermehrung 
des  Capitals,  sect.  3)  verschaffen  können,  zu  denen  sonst 
eine  besondere  Parlamentsacte  erforderlich  ist,  ordnet  die 
Railway  Constrnction  facilities  Act  sect.  2 — 65  an, 
dass  überhaupt  eine  Eisenbahnconcession  durch  Certificat 
ertheilt  werden  kann;  ein  solches  Certificat  hat  durchaus 
rücksichtlich  seines  Inhaltes  dieselbe  Wirkung  wie  die 
Parlamentsacte  selbst;  doch  kann  durch  dasselbe  niemals 
das  Recht  zur  Enteignung  gemäss  der  Länderclausenacte 
oder  Eisenbahnclausenacte  eingeräumt  werden ,  vielmehr 
muss  schon  bei  der  Anmeldung  um  das  Certificat  nachge- 
wiesen werden,  dass  man  sich  mit  den  Grundeigenthümern, 
deren  Grundstücke  für  die  Anlegung  der  Eisenbahnen 
erforderlich  sein  sollten,  bereits  vollständig  geeinigt  habe. 
Der  Staatsverwaltung  ist  nur  in  einem  Falle  das  Recht 
eingeräumt,  ein  früher  von  dem  Parlament  bewilligtes, 
hinterher  aber  durch  die  Nichtausübung  erloschenes  Ent- 
eignungsrecht    wieder    aufleben'   zu     machen,      durch    das 


*)  Für  Schottland  eiu  besonderes  Gesetz  unter  demselben  Titel,  8  et 
9  Vict.  cap.  21. 
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Gesetz    vom    30.  Juli  1842    an    act  for    tlie  hetfer 
regulation  of  raiJtoay s    and  for  tJie  conv eyanc e  of 
troops,  5  et  6  Vi  ct.    cap.   55    sect.   15.     Das    Enteig- 
nungsreclit   darf  nämlioli   im   Allgemeinen   nicht  mehr  aus- 
geübt werden,  sobald    der    für    die    Ausübung  desselben  in 
der    speciellen    Acte    angegebene    Termin    verstrichen    ist, 
oder  wenn  kein  Termin   angegeben    ist,    nicht  nach  Ablauf 
von  drei  Jahren;   letzteres  wird  durch  8  et  9  Vi  ct.  cap. 
18  sect.  123  bestimmt ;    es  wird  nur  die  Neuerung  einge- 
führt,   dass  auch  nach  Ablauf  des  in  der  SpecialactQ  ange- 
gebenen Termins  die  Grundstücke  enteignet  werden  dürfen, 
wenn    das    Handelsamt    ein    Certificat    ertlieilt ,     dass    die 
öffentliche  Sicherheit  die  Enteignung  von  Grrundstücken  zu 
gewissen  Zwecken,  als  da  sind :  Erweiterung  von  Dämmen, 
Zugänge  zu  Brücken,    Herstellung    von    Werken    zur  Vor- 
beugung von  Unglücksfällen    u.  s.  w.  verlangt.      In  diesen 
Fällen    lebt    das    Enteignungsrecht    rücksichtlich    der    im 
Certificate  des  Handelsamtes  angegebenen  Grundstücke  für 
jene  Zeitperiode  wieder  auf,  welche  im  Certificate  bestimmt  ist. 
Dieses  Recht  des  Handelsamtes,  unter  Umständen  eine  Enteig- 
nung anzuordnen,  wurde  durch  die  R  a  i  Iway  co  n  s  t  r  u  c  1 1  o  n 
facilities  Act  aus  dem  Jahre  1864,  27  et  28  Vict. 
cap.  121  aufrecht  erhalten.     Abgesehen   von  diesem  Aus- 
nahmsfalle hat  das  Parlament  die  Enteignung  von  Fall  zu 
Fall  zu  bewilligen ;  aus  der  Parlamentsacte  muss  klar  und 
deutlich  das  Recht  zur  Enteignung  dargethan,  jeder  Zweifel 
zu  Gunsten  des  Grundeigenthümers  gelöst  werden ;    sobald 
die  Parlamentsacte  unklar  ist,    so    kann    der    Eigenthüraer 
eines  Morgens   Landes    auf  seinen    Bedingungen    bestehen ; 
der  Preis  seiner  Zustimmung    zur    Ausführung    des   öffent- 
lichen Werkes   kann    dann    nur    durch  ihn  selbst  bestimmt 
werden.     Die    angeführten    gesetzlichen   Normen  bilden  die 
Basis    für    den    gegenwärtigen    Zustand    des    Enteignungs- 
rechtes in  England. 

In  Nordamerika  hat  das  Enteignungsrecht  (taking 
lands  in  invitum)    im    Ganzen    dieselbe    Gestalt,  wie  in 
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England;  sowohl  für  das  materielle  Recht,  als  auch  für 
das  Verfahren  gelten  beinahe  durchaus  dieselben  Grrund- 
sätze.  Das  Princip  der  Enteignung  ist  verfassungsmässig 
ausgesprochen  (Zusatzartikel  vom  15,  December  1791  Art.  V). 
Tm  nordamerikanischen  Rechte  wird  das  Enteignungsrecht 
aus  dem  dominium  eminens  abgeleitet,  und  als  nothwendiges 
Attribut  einer  jeden  souveränen  Staatsgewalt  anerkannt.^) 
Als  einer  der  .Hauptfälle  für  die  Ausübung  dieses  Rechtes 
wird  die  Anlegung  von  Strassen,  Chausseen,  Kanälen, 
Werften  u.  s.w.,  überhaupt  die  Herstellung  der  Mittell 
für  die  Erleichterung  ^des  Verkehrs  angesehen ;  aber  das! 
Enteignungsreeht  wird  durchaus  nicht  auf  diese  Fälle  be-f 
schränkt.  Im  einzelnen  Falle  wird  das  Enteignungsrecht 
rücksichtlich  der  Territorien  durch  die  Vereinigten  Staaten 
selbst,  als  den  Souverän,  ausserdem  durch  die  Legislatur 
eines  jeden  einzelnen  Staates  für  das  betreffende  Gebiet 
eingeräumt.  Letztere  muss  sich  bei  der  Bewilligung  der 
Enteignung  an  die  Verfassung  des  betreffenden  Staates 
halten,  in  welcher  meistens  ausdrücklich  verlangt  ist,  dass 
für  alle  enteigneten  Grrundstücke  eine  genügende  Entschä- 
digung geleistet  wird.  Sobald  das  Recht  der  Enteignung 
durch  das  Statut  der  Legislatur  eingeräumt  ist,  so  kann 
dasselbe  sofort  geltend  gemacht,  die  Grrundstücke  können 
ohne  vorläufigen  Process  occupirt  w^erden;  das  Statut  ver- 
tritt die  Stelle  eines  Warrant;  der  Widerstand  des  Eigen- 
thümers  ist  ungesetzlich.  In  seinen  Einzelnheiten  schliesst 
sich  das  nordamerikanische  Enteignungsrecht  mit  wenigen 
Abweichungen  an  das  englische  Recht  an. 

Das  Enteignungsrecht  hat  den  nationalen  Charakter 
mehr  als  irgend  ein  anderes  Gebiet  des  Verwaltungsrechtes 
abgestreift.  Die  materiellen  Rechtsgrundsätze  sind  beinahe 
überall  die  gleichen ,  hauptsächlich  deshalb ,  weil  sie  in 
vorwiegendem  Masse  von  Frankreich  den  anderen  Staaten 
mitgetheilt  wurden.     Nur   das  Verfahren  ist  durch  die  be- 


')  Kent,  Commentary  339  u.   s.  w. 
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sondere  Strömung  gewisser  staatlicher  und  nationaler 
Momente  in  den  einzelnen  Staaten  eigenthümlicli  geregelt. 
In  der  Darstellung  des  Systemes  des  Enteignungsreclites 
wird  es  am  Platze  sein,  diese  Uebereinstimmung  der  in 
den  verscliiedenen  Ländern  geltenden  Grrundsätze  näher 
nachzuweisen.  Dieser  rechts  vergleichende  Gresichtspuukt 
ist  von  grosser  Wichtigkeit.  Die  Uebereinstimmung  stellt 
sich  gleichsam  als  die  practische  Probe  dar,  welche  das 
Rechtsleben  selbst  mit  der  theoretischen  Anschauung  an- 
stellt. Das  Bestehen  einer  solchen  Uebereinstimmmig  muss 
die  Ueberzeugung  wecken,  dass  diese  Rechtsbildung  einer 
sehr  gesunden  Rechtsquelle  entströmt,  dass  das  heutige 
Enteignungsrecht  auf  durchaus  lebensfähigen  Princijiien 
erbaut  ist.  In  der  Einheit  der  Entwickelung  der  Enteis;- 
nungsgesetze  aber  muss  man  die  Einheit  der  Entwickelung 
in  den  Sitten,  Grefühlen  und  Ideen,  muss  man  den  gemein- 
schaftlichen Greist  erkennen,  welcher  die  civilisirten  Staaten 
zusammen,  wenn  auch  mit  ungleichen  Schritten,  iiach  vor- 
wärts treibt. 


Erste  Abtheilung. 

Das  materielle  Enteignimgsrecht. 

Object  der  Enteignung. 

y  Die  Enteignung  bezweckt  die  Erwerbung  des  Eigen- 
thumes  oder  eines  dinglichen  Rechtes  an  fremder  Sache. 
Als  Object  derselben  kann  daher  entweder  das  Eigenthuin 
selbst  oder  ein  dingliches  Recht  an  fremder  Sache  er- 
scheinen.! Man  muss  Eigenthümer  oder  an  fremder  Sache 
dinglich  j3 er echtigter  sein,  um  im  eigentlichen  Sinne  ent- 
eignet werden  zu  können ;  (xegenstände,  welche  nicht  im 
Eigenthumsrechte  stehen ,  an  welchen  dingliche  Rechte 
nicht  stattfinden  können,  sind  auch  nicht  Objecte  der 
Enteignung. 

-Principiell  ist  die  Enteignung  auf  jede  Sache  anwend- 
bar, welche  im  Privateigenthum  stehen  kann,  also  auch 
auf  Mobil ien;  1)  doch  ist  das  Enteignungsrecht  an  Mo- 
bilien  schon  deshalb    von  ganz  untergeordneter  Bedeutung, 


')  Gegen  die  Beschränkung  auf  unbewegliclie  Sachen  sind  Meyer 
a.  a.  0.  S.  263.  Treichler  in  der  Zeitschrift  für  deutsches  Recht  Bd.  XII 
S.  140.  Haeb erlin  a.  a.  0.  S.  174.  Gerber,  deutsches  Privatrecht 
§.  174b.  Bluntschli,  Staatsrecht  S.  227.  Thiel,  das  Expropriations- 
recht und  das  Expropriations verfahren  S.  12.  Dafür  ßoesler,  Lehr- 
buch des  deutschen  Verwaltuugsrechtes,  §.   195  S.  463. 
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weil  es  belnalie  immer  vom  Eigenthümer  abhängen  wird, 
sich  den  Wirkungen  einer  solchen  Enteignung  durch  Yer- 
heimlichung  oder  Yerniclitung  des  zu  enteignenden  Gegen- 
standes zu  entziehen :  auch  wird  es  in  der  Regel  leicht  möglich 
sein,  die  bewegliche  Sache ,  welche  für  eine  »)tFentliehe 
Unternehmung  nothwendig  ist,  in  gütlichem  Wege  zu  er- 
werben oder  durch  eine  andere  zu  ersetzen;  übrigens  ist 
nicht  zu  läugnen,  dass  es  in  keinem  richtigen  Verhältnisse 
stände,  wenn  man  den  grossen  Apparat  des  Enteignungs- 
verfahrens auch  für  die  Enteignuns;  von  Mobilien  in  Be- 
wegung  setzen  wollte.  Die  organische  Enteignungsgesetz- 
gebung hat  sich  deshalb  mit  Recht  darauf  allein  beschrankt, 
die  Formen  und  Bedingungen  der  Enteignung  bei  Immo- 
bilien zu  regeln.'! 

lieber  den  Begriff  der  unbeweglichen  Sache  entscheidet 
die  innere  Natur  der  Sache,  nicht  das  Civilrecht;  doch 
folgen  bewegliche  Pertinenzen,  solange  die  Pertinenzqualität 
besteht,  dem  Geschicke  des  Grundes  und  Boden  und  unter- 
liegen daher  mit  diesem  der  Enteignung. 

Das  Eigenthumsrecht  am  Grund  und  Boden  umfasst 
ausser  den  mit  dem  Grund  und  Boden  verbundenen,  beweg- 
lichen Saclien,  namentlich  Pflanzen  und  den  auf  demselben 
zu  einem  Gebäude  zusammengefügten  Materialien  auch  den 
Raum  unter  und  über  dem  Grundstücke;  die  Enteig- 
nung ergreift  das  ganze  Grundstück,  sowohl  nach  oben 
als  aucli  nach  unten.  Es  ist  eine  nach  dem  Civilrechte 
zu  beantwortende  Frage,  ob  die  Enteignung  blos  auf  die 
Oberfläche  des  Grundstückes  oder  blos  auf  den  Raum  unter 
dem  Grundstücke  beschränkt  werden  könne,  so  insbesondere 
ob  z.  B.  durch  die  Anlegung  eines  Tunnels  auch  die  Ent- 
eignung der  Oberfläche  nothwendig  werde  oder  nicht.  Nach 
einigen  Rechtssystemen  wird  das  Eigenthum  am  Grund 
und  Boden,  wenn  es  auch  im  allgemeinen  den  oberen  und 
unteren  Raum  in  sich  fasst,  doch  nicht  für  so  untrennbar 
von  denselben  angesehen,  dass  letztere  nicht  als  von  dem 
Grund     und     Boden     selbst    unabhängige     und    in    vielen 
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Beziehungen  selbständige  Saelien  jui'istisch  in  Betracht 
kommen  klJnnen.  Naoli  den  Grrnnd.säfzen  dieser  Reohts- 
systeme  könnte  daher  ancli  die  Enteignung  auf  das  eine 
oder  andere  eingeschränkt  werden:  mit  der  Enteignung 
des  Raumes  unter  der  Erde  müsste  nicht  immer  die  Ent- 
eignung der  snpei-ßries  verknüpft  werden  und  umgekehrt; 
beide  werden  von  einander  losgelöst  und  jedes  für  sich 
allein  kann  aus  der  Hand  des  Eigenthümers  in  die  Hand 
des  Staates  ad  i^uhUvum  übergehen. 

lAuch  Rechte  sind  ein  (iegenstand  der  Enteignung, 
aber  nur  mittelbar,  insoweit  als  sie  an  der  zu  enteignenden 
Sache  zu  Gunsten  dritter  Personen  haften  und  dem  öffent- 
lichen Gebrauchszwecke  im  A^^ege  stehen,  z.  B.  Servituten, 
Reallasten,  oder  als  sie  der  enteigneten  Sache  selbst  zu- 
stehen, z.  ß.  Grunddienstbarkeiten.  In  keinem  Falle  aber 
ist  die  Enteignung  auf  obligatorische  Rechte  anwendbar.  ') 

Veräusserungsver1)ote  stehen  der  Enteignung  in  keinem 
Falle  entgegen,  weder  gesetzliche,  noch  richterKche,  noch 
vertragsmässige,  denn  in  der  Enteignung  liegt  nicht  ein 
Veräusserungsgeschäft,  sondern  eine  Verfügung  der  Staats- 
gewalt. 2  w 

Sehr  bestritten  ist  die  Frage,  ob  an  den  Immobilien 
des  Staates  eine  Enteignung  möglich  sei  oder  nicht. 
^"Eaeberlin^j  hält  eine  Zwangsenteignung  für  möglich,  von 
dem  Gesichtspunkte  ausgehend,  dass  nicht  immer  der  Staat 
der  eigentliche  Enteigner  sei,  dass  er  also,  wie  jeder 
Privateigenthümer,  nach  Massgabe  des  Enteignungsrechtes 
eine   Entschädigung   verlangen   könne;    ihm    schliesst    sich 


*)  Ygl.  vorziüglicli   Meyer  a.  a.   0.   S.  2. 

^)  Baierisclies  Ges.  vou  1837  Art.'  1,  Sondershausen  Ges.  vom  3.  April 
1844  §.  7,  Coburg-Gotha  Ges.  vom  8.  April  1857  Art.  8,  Frankfurter  Ges. 
vom  11.  November  185Ü  §.  7,  preuss.  Entw.  von  1864  §.  3.  Thiel  a.  a.  0. 
S.  15.  Me3er  a.  a.  0.  S.  262.  Haeberliu  a.  a.  0  S.  175.  Treich- 
ler  a.  a.  0.  §.   10  Nr.  2. 

3)  a.  a.  0.  S.  175. 


^,'iV-^  -  76  -  .^^j.y,.^*^^ 

M e y e r^)  an.  Dagegen  soll  nach T  re i c li  1  e  1*2)  und  R o  e s  l e r3)-r 
eine  Enteignung  in  Beziehung  auf  das  Staatsgut  undenkbar 
sein.  Allein  weder  die  allgemeine  Bejahung,  noch  die  all- 
gemeine Verneinung  der  Frage  ist  richtig;  es  muss  viel- 
mehr zwischen  dem  öffentlichen  Grute  und  dem 
Staatsgute  unterschieden  werden. 

Das  öffentliche  Grut  besteht  aus  den  für  die  Zwecke 
der  Allgemeinheit  unmittelbar  bestimmten  Sachen,  den  o'es 
'puhlicae,  in  usu  'lyuhlico  im  engeren  Sinn ;  es  sind  im  Eigen- 
thume  des  Staates  befindliche  Sachen,  welche  zum  öffentlichen 
Gebrauche  bestimmt  sind,  so  Land-  und  Heerstrassen  mit 
den  dazu  gehörigen  Brücken,  Festungswerke,  Cfelaäude  für 
öffentliche  Anstalten  und  Behörden,  Anstalten  zum  öffent- 
lichen Nutzen  oder  zur  Bequemlichkeit,  Promenaden,  Brun- 
nen, Bibliotheken,  Kunsthallen,  Kirchen,  Eisenbahnen 
u.  s.w. ;  sie  sind  zu  unterscheiden  von  dem  Staatsgut;  das 
letztere  besteht  aus  jenen  Objecten,  welche  der  Staat 
ähnlich  wie  der  Private  besitzt,  deren  Einkünfte  in  den 
Staatsschatz  gelangen  und  welche  nicht  ausserhalb  des 
Verkehres,  sondern  in  patrhnonio  fisci,  in  pecunia  populi 
stehen.  Hieher^  gehören  Bergwerke,  Gebäude,  Landgüter, 
Hüttenwerke,  Domänen,  Salinen,  Forste  u.  s.  w. 

Beide,  sowohl  das  öffentliche  Gut,  als  auch  das  Staats- 
gut stehen  im    Eigenthume    des    Staates ;     soweit    es    sich 
nun  aber  um  öffentliches  Gut,  um  res  puhlicae  in  usu  puhlico 
im  engeren  Sinn  handelt,    so    ist    eine   Enteignung  an  den- 
selben   principiell    nicht    möglich  ,^denn    der    Zweck    der  ( 
"■Tinteignung  ist  begrifflich  darauf  gerichtet,  das  individuelle  1 
Eigenthum  an  einem  Grundstück,  oder  ein  dingliches  Recht  1 
an  demselben  zu  opfern,    um    es    dem  öffentlichen  Ge-   j 
brauche  zu  widmen;    steht    aber    das    Grundstück  als  res 
publica  in  usu  puhlico  bereits  im  öffentlichen  Gebrauche,  so 


")  a.  a.  0.  S.  262. 

2)  a.  a.  0.  §.   10. 

3)  a.  a.  0.  §.  196,  5  d. 
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bedarf  es  nicht  erst  einer  solchen  Uebertragnng  in  den 
öfFentlichen  Gebrauch ;  das  schon  jetzt  im  öffentlichen 
Gebrauch  stehende  Grundstück  ^oll  künftig  nur  in  einer 
anderen  Weise  dem  öffentlichen  Gebrauch  dienen,^ctäzu 
bedarf  es  aber  nicht  einer  Enteignung,  sondern^sCgenügt, 
wenn    im   Wege    der   Verfügung    durch    die    Verwaltungs- 


s- 


behörde  ^'orgegangen  wird^ist  es  doch  Sache  der  Staat 
Verwaltung,  die  Art  und  AVeise  der  Verwendung  des 
öffentlichen  Gutes  für  die  verschiedenen  "Zwecke  des  itsvs 
pnhlk'us  7A\  bestimmen ;  ist  es  doch  Recht  und  Pflicht  der 
Organe  der  Staatsgewalt,  den  Gemeingel)rauch  zu  regeln, 
die  Bestimmung  des  öffentlichen  Gutes  von  seiner  Begrün- 
dung bis  zu  seiner  Wiederaufhebung  in  der  Weise  zu 
treffen,  dass  der  Zweck  desselben  am  besten  erreicht  werde, 
daher  auch  diese  Bestimmung  nach  und  nach  zu  modificiren. 
Die  AVeihe  gleichsam,  welche  ein  solches  öffentliches  Gut 
durch  seine  Widmung  für  den  (Jffentlichen  Gebrauch 
empfangen  hat,  wird  ja  nicht  gehoben,  wenn  es  dem  einen 
öffentlichen  Zwecke  entzogen  und  einem  anderen  zugewendet 
wird,  denn  es  bleibt  nach  wie  vor  im  öffentlichen  Gebrauche. 
Auch  wenn  ein  solches  öffentliches  Gut  einer  concessionirten 
Privatgesellschaft  überlassen  wird,  so  entsteht  ^  dem- 
Tselben  durchaus  kein  Privatrecht;  es  ist  und  bleibt  extra 
rommerriitW  'r'es  wird  auch  später  noch  im  Namen  und  mit 
den  Rechten  des  Staates  besessen,  in  was  immer  für  Hände 
es  übergegangen  sein  mag,  wie  immer  die  Art  und  Weise 
beschaffen  sei^  in  der  dem  öftentlichen  Interesse  gedient 
werden  solli^^^'^enn  daher  eine  Eisenbahn  Jiber  eine  ö|fent- 
liche  Strasse  u.  s.  w,  führt,  so  ist  eine  Enteignung^ieseW* 
TheileSjrTtT'^  öffentlichen  Gutes  weder  nothwendig,  noch 
möglichr^uch  dann  nicht,  wenn  die  Eisenbahn  sich  in  den 
Händen  einer  concessionirten  Privatgesellschaft  befindet^  \ 
diese  ist  nur  berechtigt,  den  Theil  des  öffentlichen  Gutes, 
welchen  sie  nothwendig  braucht,  zu  benützen ; /(lieser 
Theil  dient  nunmehr  dem  öffentlichen  Gebrauche  in  einer 
doppelten  Weise,  "wie  er  früher  nur  in  einer  einfachen /  i 


/  (Ki  *'^V*"    "^"^^^  ^^*^^ 
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"Weise  das  allgemeine  Interesse  befriedigt  hat.XDas  öffent- 
liche Gut  wird  erst  dann  eine  res  in  commerciof  wenn  seine 
Natur  verändert,  wenn  es  durch  einen  ausdrücklichen,  oder 
stillschweigenden  Willensact  von  Seite  des  Staates  seines 
\  specifischen  Characters  entkleidet,  aus  seiner  Bestimmung 
herausgelöst  und  zu  einem  Theil  des  fiscalischen  Staats- 
gutes gemacht  wird;  so  wenn  eine  Strasse  unterdrückt 
wird,  wenn  eine  Stadt  aufhört,  als  Festung  zu  bestehen; 
die  von  der  Strasse,  Aon  den  Befestigungen  gewonnenen 
:  Grundstücke  kommen  in  den  Verkehr;  sie  werden  Gegen- 
f  stände  des  Privateigenthums;  das  Eigenthumsrecht  des 
Staates  wird  wieder  ein  ungeschmälertes  Ganze;  die  res 
publica  wird  zur  res  fisci,  das  öffentliche  Gut  in  Folge  der 
Veränderung  seiner  Bestimmung  zum  Staatsgute ;  es  ist 
nunmehr  eine  Enteignung  in  Beziehung  auf  dasselbe  mög- 
lich und  das  Staatsgut  kann  durch  eine  gegen  den  Staat 
(fiscus)  vollzogene  Enteignung  wieder  zum  öffentlichen  Gute 
gemacht  werden.  J 

Sowohl  das  öffentliche  Gut,  als  auch  das  Staatsgut 
stehen  wohl  im  Eigenthume  des  Staates;  allein  nur  das 
öffentliche  Gut  dient  dem  allgemeinen  Interesse,  es  kann 
daher  nicht  enteignet,  d.  h.  für  das  allgemeine  Interesse 
erst  bestimmt  werden,  wohl  aber  kann  das  Staatsgut  ent- 
eignet werden ;  denn  rücksichtlich  des  Staatsgutes,  Patri- 
monium fisci,    ist  der  Staat  wie  ein  Privatmann  anzusehen. 

•        §•  5. 
Subject  des  Enteignungsrechtes. 

Aus  dem  Grundprincip  des  Enteignungsrechtes  folgt 
von  selbst,  dass  zunächst  die  Staatsgewalt  als  das  Subject 
desselben  anerkannt  werden  muss."")  Die  Staatsgewalt  hat 
in  erster  Linie  das  Recht  und  die  Pflicht,  die  Bedingungen 
für  die  Erhaltung  und  volle  Entwickelung  der  in  dem 
Gesammtorganismus    gegliederten    Einzelnen    herzustellen; 
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die  Staatsgewalt  darf  daher  zu  diesem  Zwecke  die  Auf- 
opferung des  Privateigenthums  oder  sonstiger  dinglicher 
Rechte  verlangen.  Dieses  Recht  der  Staatsgewalt  trägt 
aber  in  sich  selbst  seine  Begrenzung ;  es  steht  ihr  nur  zu 
dem  angegebenen  Zwecke,  daher  nur  für  solche  Unter- 
nehmungen zu,  welche  der  Gesammtheit  zu  Grute  kommen 
sollen,  niclit  aber  für  Unternehmungen,  welche  etwa  aus- 
schliesslich im  vermögensrechtlichen  Interesse  des  Aerars, 
des  ■pairimoninm  ßsci  ausgeführt  werden;  in  dieser  Beziehung 
gilt  der  Staat  lediglich  als  Privatmann.  .< 

Das  Enteignungsreclit  kann  aber  nicht  blos  für  solche 
Unternehmungen  in  Anspruch  genommen  werden,  welche 
der  Staat  als  die  personilicirte  Gesammtheit  selbst  ausführt, 
sondern  unter  Umständen  auch  für  solche  Unternehmungen, 
welche  von  den  organischen  TJieilen  des  Staates,  von  den 
Provinzen,  Kreisen,  Gemeinden  u.  s.  w.  innerhalli  des  Ge- 
bietes der  Selbstverwaltung  ausgeführt  werden.  Rilcksicht- 
lich  gewisser,  öffentlicher  Angelegenheiten,  welche  ihrer 
Natur  nach  localisirt  werden  können,  weil  sie  nur  einen 
kleineren  Theil  dos  Staatsgebietes  angehen  und  welche 
demgemäss  in  den  natürlichen  Bereich  der  Selbstverwaltung 
fallen,  räumt  der  Staat  seinen  Platz  unter  Wahrung  seines 
Rechtes  zur  Ueberwachung  der  Provinz-,  Kreis-,  Gemeinde- 
u.  s.  w.  Vervs^altung ;  diese  kann  daher  rücksichtlich  der 
ihrer  Selbstverwaltung  überlassenen  öffentlichen  Ange- 
legenheiten das  Enteignungsrecht  geltend  machen,  also 
rücksichtlich  jener  Iccalisirten  Unternehmungen,  welchen 
durch  ihre  Wichtigkeit,  durch  ihren  Einfluss  auf  die  allge- 
meine Entwickelung  der  Stempel  des  öffentlichen  Interesses 
aufgedrückt  ist. 

Das  Recht  des  Staates  und  seiner  organischen  Theile 
zur  Geltendmachung  des  Enteignungsrechtes  wird  dadurch 
nicht  alterirt,  dass  dieselben  die  Ausführung  der  zur  Ent- 
eignung berechtigenden  Unternehmungen  Privatpersonen, 
Privatgesellschaften,  Actiengesellschaften  u.  s.  w.  über- 
tragen, mögen  diese  auch   bei  der  Uebernahme  von  blosser 
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Privatspeculation  geleitet  sein;  die  Uebernehmer  werden 
dadurch  berechtigt,  im  Namen  der  Staatsgewalt  resp.  jener 
organischen  Theile  des  Staates  und  in  dem  Umfange,  wie 
es  diesen  zustand,  das  Enteignungsrecht  auszuüben.  In 
allen  Fällen  der  Enteignung  ist  es  also  der  Staat  oder 
ein  organischer  Theil  desselben,  welcher  enteignet;  das 
enteignete  Grundstück  wird  zum  öffentlichen  Grute  (Staats- 
gute, Gemeindegute  u.  s.  w.),  dessen  Verwendung  für  die 
(öffentlichen  Zwecke  Sache  der  Verwaltung  ist,  sei  es  der 
Staatsverwaltung,  sei  es  unter  Ueberwachung  der  Staats- 
verwaltung der  Provinz-,  Kreis-,  Gemeinde-  u.  s.  w.  Ver- 
waltung. (Das  Subject  des  Enteignungsrechtes  bleibt  auch 
dann  dasselbe ,  wenn  Privatgesellschaften ,  Actiengesell- 
schaften,  oder  einzelne  Privatpersonen  eintreten;  das  ent- 
eignete Grundstück  wird  den  Privatpersonen  nicht  in  das 
freie  Eigenthum  übertragen,  sie  können  dasselbe  nicht  zu 
ihrem  persönlichen  Nutzen  verwenden,  sondern  das  Grund- 
stück wird  um  des  v.sus  publicns  willen  als  p.rfrf  commerciuin 
stehend  angesehen ;  daher  es  nur  mit  Bewilligung  der 
Staatsgewalt,  niemals  durch  den  blossen  Willen  der  Pri- 
vaten, der  einmal  bestehenden  öffentlichen  Bestimmung 
wieder  entkleidet  werden  kann ;  den  Privaten  steht  nur 
die  Detention  des  Grundstückes  mit  der  Verpflichtung  zu, 
von  demselben  jenen  Gebrauch  zu  machen,  welcher  mit  der 
definitiven  Bestimmung  des  Grundstückes  für  den  vsu^  pitbli- 
rus  übereinstimmt ,  und  zugleich  alle  jene  Obliegenheiten 
zu  erfüllen,  welche  aus  den  mit  dem  Staate  (der  Provinz, 
dem  Kreise,  der  Gemeinde  u.  s.  w.)  in  Beziehung  auf  die 
xA^usführung  der  Unternehmung  geschlossenen  Vertrage 
(^Concession  etc.)  hervorgehen'T]) 

i  Den  Privaten  wird  der  Besitz  des  enteigneten  Grundes 
und  Bodens  nur  als  ein  materielles  Hülfsmittel  zur  Reali- 
sirung  der  eigentlichen  Bestimmung  desselben  für  den  vsuft 
pvhlicns  eingeräumt;  allerdings  haben  sie  in  der  Kegel  das 
Recht,  gewisse  durch  die  Vertrags-  (Concessions-)  Urkunde 
eingeräumte  Vortheile    aus    der  Unternehmung    zu    ziehen ; 
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allein  dieses  Rerlit  wird  ihnen  als  billiges  Entgelt  für  die 
Kosten  der  Unternehmung,  darunter  insbesondere  auch  für 
die  in  der  Regel  von  ihnen  den  Enteigneten  bezahlte  Ent- 
schädigung gewährt  und  durch  den  Inhalt  der  Vertrags- 
(Concessions-)  Urkunde  bestimmt  und  begrenzt :  in  keinem 
Falle  erwerben  aber  die  Privaten  (Concessionäre),  durch 
die  Enteignung  an  und  für  sich  das  freie  Eigenthum 
an  dem  enteigneten  Grundstücke  und  die  mit  dem  freien 
Eigenthum  verbundene  Dispositionsgewalt,  vielmehr  ist 
principiell  in  allen  Fällen  nur  der  Staat,  resp.  ein  organi- 
scher Theil  des  Staates  der  zur  Enteignung  berechtigte: 
in  s  e  i  n  e  m  Namen  wird  enteigiiet  und  kann  allein  enteignet 
werden ;  er  erwirbt  das  Grundstück ,  er  wird  zunächst 
der  Eigenthümer  desselben ;  wenn  die  enteigneten  Grund- 
stücke bei  manchen  ölfentlicheu  Unternehmungen  in  das 
Eigenthum  von  Privatpersonen  übergehen,  so  kann  dieser 
Uebergang  de  puhlico  ad  privatum  nur  auf  dem  Wege  eines 
mittelbaren  Erwerbs  von  Seite  des  eigentlichen  Sub- 
jectes  des  Enteignungsrechtes  bewirkt  werden^; 

Sowohl  in  der  Wissenschaft  als  auch  in  der  Gesetzgebung 
wird  dieser  mit  dem  Principe  des  Enteignungsrechtes  u.  E. 
allein  vereinbare  Gesichtspunkt  in  der  Regel  verkannt ;  so  bei 
Haeberlin  a.  a.O.  173,  Meyer  a.  a.  O.S.261  u.s.w.  Thiel 
a.  a.  0.  S.  16,  welcher  eine  Cession  des  Rechtes  an  den 
Privaten  annimmt  fdagegen  mit  Recht  Meyer  a.  a.  0. 
S.  261,  262,  Roesler  a.  a.  0.  §.  196);  ebenso  unrichtig 
in  vielen  Gesetzgebungen,  so  im  baierischen  Ges.  von  1837 
Art.  4,  preuss.Eisenbahn-Ges.  von  1838  §.  8,  Sachsen-Meinin- 
gen Ges.  von  1845  Art.  9,  Baden  Ges.  von  1835  §.  92  ;  die 
richtige  Anschauung  findet  sich  in  dem  französischen  Ge- 
setze von  1841  Art.  63  (ebenso  schon  in  dem  Gesetze  von 
1833),  nicht  ganz  deutlich  in  dem  italienischen  Gesetz 
von  1 865  Art.  1,  2;  wenigstens  die  Consequenzen  der  richti- 
gen Anschauung  sind  in  der  österreichischen  Verordnung 
vom  14.  September  1854  §.  8  und  in  allen  Constitutiv- 
Urkunden    der    Eisenbahnunternehmungen     (^Heimfall  ,    Er- 

(iiuuhut,  Enteiguuugsrecht.  ^ 
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lüsolinng  der  Conoession,  ^)    ferner   in    der   baierischen  Ver- 
ordnung vom  20.  Juli  1855,  §.  7  gezogen. 

§.  G. 
Die  Enteignungsfälle. 

Als  principielle  Basis  der  Enteignung  haben  wir  das 
Recht  der  Staatsgewalt  erkannt,  das  Privateigenthum  oder 
ein  sonstiges,  diugliohes  Recht  aufzulieben,  sobald  die  Auf- 
hebung eine  Bedingung  für  die  volle  Entwicklung  der  zur 
Gesammtindividualität  gegliederten  Einzelnen  angesehen  wer- 
den muss.  Aus  diesem  allgemeinen  Principe  der  Enteignung 
ergeben  sich  von  selbst  als  Consequenzen  f  die  einzelnen 
Fälle,  in  denen  die  Enteignung  in  Anspruch  genommen 
werden  kann;  sie  sind  eben  dann  gegeben,  wenn  der  Zweck 
einer  Anlage  oder  Einrichtung  als  ein  solcher  erkannt  wird, 
dessen  Verwirklichung  durch  das  allgemeine  Interesse  in 
dem  obigen  Sinn  geboten,  dessen  Ausführung  aber  ohne 
Anwendung  der  Enteignung  nicht  miiglich  is^ 

An  und  für  sich  genügt  zur  Rechtfertigung  der  Ent- 
eignung das  Vorhandensein  eines  ernstlichen  allgemeinen 
Interesses,  eines  wirklichen  Motives  der  Zweckmässigkeit 
oder  des  (öffentlichen  Nutzens ;  keineswegs  bedarf  es  immer 
einer  strengen,  absoluten  Nothwendigkeit,  sonst  müssten  oft 
die  wichtigsten,  für  das  geistige  und  materielle  Wohl  nütz- 
lichsten Anstalten  unterbleiben.  QDas  blosse  Motiv  der  An- 
nehmlichkeit wäre  aber  für  sich  allein  nicht  ausreichend; 
nur  ist  nicht  zu  übersehen,  dass  der  Begriff  des  Nutzens, 
der  Annehmlichkeit  ein  relativer  ist  und  dass  dasjenige, 
was  an  dem  einen  Orte  ein  Gegenstand  des  grössten  Nutzens, 
ja  ein  Lebensbedürfniss  sein  kann,  anderswo  möglicherweise 
nur  ein  Gegenstand  blosser  Annehmlichkeit  ist;  so  z.  B. 
sind  öffentliche  Spaziergänge  in  einer  grossen  Stadt   unum- 

')  Vgl.  Sammlang  der  das  österreicbische  Eiseubaliuwesen  betreffen- 
den Gesetze  von  Po  Ilanetz  nnd  Wittek,  Bd.  II.  TU. 
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gänglioli  noth wendig,  in  einem  Dorfe  ein  Luxus, -die  Scliat- 
fung  von  Wasserleitungen  kaun  in  stark  bevülkerteu  Verkelirs- 
oentren  als  eines  der  ersteu  Lebenserfordernisse,  anderswo 
aber  ganz  ül)erfliissig  erscheinen.  ^) 

(^_Der  Begriff   des    allgemeinen  Literesses    ist   nicht   zu     \-^ 
eng  aufzufassen;  es  liegt  keineswegs  notli wendig  in  diesem 
Begriffe,  dass  alle  Bürger  ein  gleiches  Literesse  an  der  Aus- 


*)  Eine  sehr  bedeutende  und  nicht  uugefälirlicheAnsdelmung  ist  dem  Be- 
griffe des  allgemeinen  Interesses  in  einigen  neueren  Gesetzen  dadurch  gegeben 
worden,  dass  unter  Umständen  die  blosse  Annehmlichkeit  zur  Recht- 
fertigung der  Enteignung  für  genügend  erklärt  wird.  Zuerst  hat  sich  diese  Ten- 
denz in  Frankreich  in  einer  gesetzlichen  Form  geäussert.  Das  Gesetz  vom 
13.  April  1850  bezüglich  der  Luftreinigung  ermächtigt  die  Gemeinden,  jene 
Grundstücke,  rücksichtlich  deren  die  Ursachen  der  sanitätswidrigen  Beschaffen- 
heit nur  durch  einen  Complex  von  nach  einem  einheitlichen  Plan  aufge- 
führten Bauten  zerstört  werden  können,  zu  enteignen.  Art.  13  bestimmt 
nun,  dass  die  nach  vorgenommener  Luftreinigung  übrig  bleibenden  Grund- 
stücke im  V  c  r  s  t  e  i  g  e  r  u  n  g  s  w  e  g  e  v  e  r  k  a  u  f  t  werden  können,  ohne  dass 
die  früheren  Eigenthümer  berechtigt  wären,  die  Zurückgabe  derselben  zu 
vei'langen ;  es  ist  dies  eine  Ausnahme  von  dem  Grundsatze,  dass  der  Gegen- 
stand, welcher  enteignet  werden  soll,  für  die  Ausführung  der  Unternehmung 
nothwendig  sein  niuss.  Ein  Decret  von  1852  wendet  dieses  System 
auch  auf  die  Enteignung  von  Parcellen  an,  welche  ausserhalb  der  in  den 
städtischen  Strassen  herzustellenden  geraden  Linien  liegen  würden.  Den 
Gemeinden  sollte  eine  Einnahmsqnelle  zur  Deckung  eines  Theiles  jener 
Kosten  verschafft  werden,  welche  für  die  Luftreinigung  erforderlich  sein 
würden.  Das  allgemeine  Interesse  verlangt  aber  nur  die  Unterdrückung 
der  Ursachen  der  Ungesnndheit ;  es  erfolgt  hier  demnach  eine  Ausdehnung 
des  Enteignungsrechtes  über  die  strengen  Grenzen  des  allgemeinen  Interesses 
hinaus.  Das  Gleiche  gilt  von  dem  belgischen  Gesetze  vom  1.  Juli  1858 
über  die  Luftreinigung,  welches  übrigens  beinahe  gar  nicht  zur  practischen 
Anwendung  gekommen  ist  (vgl.  Äfarmol  Traite  de  rexproprlatlmi  pu  ßel- 
gique  Kr.  97),  ferner  von  dem  Gesetze  vom  15.  Nov.  1867,  durch  welches 
das  Ges.  v.  1.  Juli  1858  auf  die  Erbauung  eines  neuen  Stadttheiles,  auf  die 
ßeguliruüg  einer  Strasse  u.  s.  w.  ausgedehnt  wird.  Auch  in  dem  italieni- 
schen Gesetze  vom  25.  Juni  1865  (Art.  86 — 94)  und  dem  ungarischen 
Gesetze  vom  Jahre  1868  LVI.  Ges.-Art.  (über  die  Enteignung  im  Weich- 
bilde der  Städte  Pest-Ofen,  §.  6 — 12)  findet  sich  eine  ähnliche  Erweiterung 
der  Enteignungsfälle.  Unter  dieser  anscheinenden  Förderung  des  allgemeinen 
Interesses  liegt  in  der  That  eine  grosse  Gefahr  für  das  allgemeine  Interesse 
verborgen.  "" 

6* 
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füliTTiiig  einer  öffentlichen  Arbeit  haben ;  eine  solche  Auf- 
fassung widerspräche  der  Natur  des  alle  Volkskräfte  in  sich 
vereinigenden,  in  eine  unlösbare  Verbindung  verschmelzenden 
Staatsorganismus :  in  diesem  wie  in  jedem  anderen  Organis- 
mus beruht  Alles  auf  der  grossen  Wechselwirkung  und  der 
Wechselempfänglichkeit  der  Kräfte ;  die  Wahrnehmung  des 
Interesses  eines  Theiles  des  Volkskörpexs  durchdringt  daher 
alle  Theile  desselbeij.  Das  die  Enteignung  rechtfertigende 
Erforderniss  des  allgemeinen  Interesses  ist  demnach  ver- 
wirklicht, wenn  auch  zunächst  nur  das  Interesse  eines 
Theiles  des  staatlichen  Organismus  vorliegt,  nicht  aber 
wenn  blos  ein  Privatinteresse ,  sei  es  auch  das  Privat- 
interesse einer  grösseren  Anzahl  von  Einzelnen  als  solchen, 
befriedigt  würde;  das  letztere  kann  nur  ein  Motiv  für  den 
Staat  oder  für  einen  organischen  Theil  des  Staates  bilden, 
die  Ausführung  einer  Unternehmung  in  Betracht  zu  zielien 
und  die  Unternehmung  zu  seiner  eigenen  zu  machen.  Ob 
eine  Unternehmung  im  einzelnen  Falle  wirklich  im  allge- 
meinen Literesse  gelegen  sei,  ist  eine  Sache  der  ver- 
nünftigen Erwägung  ;rgleichgiltig  ist  dabei,  von  welcher 
Art  der  durch  die  üirternehmung  zu  erreichende  Zweck 
ist ,  ob  es  sich  um  wirthschaftliche  ^) ,  militärische  ^), 
geistige  ^j,    Sanitätszwecke  *)    oder   um  Zwecke    der  Sicher- 

*)  Anlegung,  Erweiterung  und  Veränderung  von  Landstrassen,  Chaus- 
seen, Eisenbahnen  und  sonstigen  Communicationsmitteln,  Cauälen,  Schleusseu 
und  Brücken,  Schiff baruiachuug  von  Flüssen  und  Regelung  ihres  Laufes, 
Anlegung  von  öffentlichen  Plätzen,  Aufstellung  von  Telegraphen,  Ent-  oder 
Bewässerung  von  Wiesen  u.  s.  w.  Landvermessung,  Erbauung  von  Häfen 
und  Vergrösseruug  schon  vorhandener,  Anlagen  zu  Zwecken  des  Bergbaues, 
.Salinen-  und  Hüttenwesens,  überhaupt  alle  Anlagen,  durch  welche  der  Handel, 
die  Industrie,  der  Ackerbau  und  die  Schifffahrt  gefördert  werden  sollen. 

^)  Erbauung  von  Festungen  und  Militäretablissements  und  sonstige 
Vorkehrungen  für  Landesvertheidigung  und  Fortificationszwecke. 

^)  Erbauung  oder  Erweiterung  von  Kirchen,  öffentlichen  Schui- 
häusern,  Gottesäckern,  Taubstummen-  und  Blindenanstalten  u.  s.  w. 

*)  Errichtung  von  Spitälern,  öffeutliclieii  Kranken-  und  Irrenhäusern, 
Austroeknnng  schädlicher  Sümpfe  in  der  Nähe  von  Ortschaften,  Herstellung 
von  Wasserleituiigeu  u.  s.  w. 
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heit ')  handeltjj  es  sind  eben  Einrichtungen  der  verschie- 
densten Art ,  durch  welche  die  Bedingungen  für  die  Ent- 
Wickelung  der  Gresammtheit  hergestellt  werden  können. 

(In  welcher  Weise  sollen  nun  aber  diese  verscliiedenen 
Enteignungszwecke  festgestellt,  wie  soll  entschieden  werden, 
ob  die  durch  eine  derartige  Anlage  oder  T^nternehmung  \y 
beabsichtigte  Erreichung  eines  Zweckes  im  allgemeinen 
Interesse  gelegen  sei  oder  nicht  ?J  Es  ist  klar,  dass,  sobald 
diese  Frage  im  bejahenden  Sinn  entschieden  und  die  Aus- 
führung ohne  Abtretung  von  Privateigenthum  niclit  mög- 
lich ist,  sich  als  unausweichliche  Consequenz  das  Recht 
zur  Enteignung  ergibt.  Wenn  auch  mit  der  Feststellung 
des  Principes  der  Enteignung  für  die  legislative  Behandlung 
des  Rechtsinstitutes  sehr  viel  gewonnen  ist,  so  darf  doch 
nicht  übersehen  werden,  dass  dasselbe  an  und  für  sich  ein 
schwankender  Regulator  für  den  Staatswillen  bleibt;  es 
bedarf  noch  der  G-arantien,  dass  das  Princip  selbst  nicht 
gebeugt,  dass  der  Einzelne  nicht  unter  dem  Vorwande 
jenes  Princips  in  der  heiligen  Sphäre  seiner  individuellen 
Rechte  verletzt,  dass  der  Satz  jus  privatum  tatet  snl>  tuteln 
'piris  pnhlici  zur  Wahrheit  werde.  (^s.n  war  nun  in  ver- 
schiedener Weise  bestrebt,  solche  Garantien  für  das  Pri- 
vateigenthum aufzustellen  :  man  hat  die  Enteignungszwecke 
speciell  angegeben,  sei  es  derart,  dass  für  specielle  Kreise 
von  Unternehmungen,  z.  B.  für  Eisenbahnen,  Landstrassen, 
besondere  Enteignungsgesetze  erlassen  wurden  —  das  Recht 
zur  Enteignung  ist  demnach  gegeben,  sobald  ein  in  die- 
sen Kreis  gehöriges  Unternehmen  beschlossen  ist  —  oder 
dass  in  den  allgemeinen  organischen  Enteignungsgesetzen 
jene  Gruppen  von  Unternehmungen  specialisirt  wurden, 
für    welche     die    Enteignung    statthaben     dürfe. 2)      Allein 

')  TJferschutzanlageu ,  Deiche,  Sicherung  der  Ktinstschätze  und  der 
wissenschaftlichen  Sammlungen  des  Staates  vor  Feuers-  und  anderer  Gefahr, 
Gefängnisse  u.  s.  w. 

-)  So  zunächst  im  baierischen  Gesetze  vom  17.  November  1837 
Art.   1;    in    Nachahmung    desselben    im    Gesetze    von    8oudcrsh;iusen    vom 
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weder  die  eine  noch  die  andere  Methode  der  gesetzlichen 
Specialisirung  der  Enteignungszwecke  ist  empfehlen swerth ; 
es  ist  unmöglich,  alle  Enteignungszwecke  im  voraus  zu 
fixireny  wie  es  unmöglich  ist,  die  Anforderungen  der  allge- 
meinen Entwickelung  in  unveränderliche  Formeln  zu  bannen. 
Der  Fortschritt  des  Staatslebens  erzeugt  neue  öffentliche 
Zwecke,  welche  im  allgemeinen  Interesse  angestrebt  werden 
müssen,  ohne  Enteignung  von  individuellen  Rechten  aber 
vielleicht  nicht  erreicht  werden  können ;  daher(bedarf  es 
der  Elasticität  in  diesem  Rechtsinstitute,  damit  es  sich 
den  erweiterten  Culturbedürfnissen  des  in  steter  Umbildung 
und  Entwickelung  sich  befindlichen  Staatsorganismus  anzu- 
schmiegen vermögey  Wollte  man  mit  Beziehung  auf  die 
neuen  Zwecke  des  fortschreitenden  Staatslebens  immer 
specielle  Gesetze  erlassen,  so  würde  dadurch  eine  grosse 
Zersplitterung  in  die  organische  Enteignungsgesetzgebung 
gebracht  werden ;  die  Stetigkeit  des  Rechtes  müsste  darunter 
empfindlich  leiden ;  dazu  kommt,  dass  durcJi  diese  Auf- 
zählung keineswegs  ein  Damm ,  geschweige  ein  unüber- 
steiglicher,  gegen  den  Missbrauch  errichtet  wird,  denn  die 
Kategorien ,  in  welche  die  Enteignungszwecke  getheilt 
werden,  müssen  so  weit  gefasst  sein,  dass  in  diesen  Rahmen, 
im  Widerspruche  mit  der  Absicht  des  Gresetzgebers,  gar 
vieles  untergebracht  werden  kann.  Was  für  eine  Garantie 
soll  es  für  das  Privateigenthum  sein,  wenn  es  z.  B.  heisst, 
dass  für  Eisenbahnen  enteignet  werden  könne?  Wie  viele 
Eisenbahnen  gibt  es,  welche  durchaus  nicht  durch  das  all- 
gemeine Interesse  geboten  sind !  AVenn  also  auch  solche 
Kategorien  von  Enteignungszwecken  durch  das  Gesetz 
aufgestellt  sind,  so  ist  die  Ausfüllung  derselben  doch  wieder 


3.  April  1844  Art.  1,  Meiuingeu  Gesetz  vom  28-  Juni  184-5  Art.  1, 
Sachsen-Coburg  Gesetz  vom  31.  August  1855  Art.  1,  Sachsen-Gotha  Gesetz 
vom  8.  April  1857  Art.  1.  Eine  taxative  .\ut'zählung  der  Enteignungstäile 
findet  sich  am  h  in  dem  ungarischen  Enteigunngsgesetze  LV.  Ges. -Art.  ij.  .1, 
ebenso  in  s?.  ] — 2  des  Enteignungsgesetzes  für  die  Städte  Pest  und  Ofen 
LVl.  Ges.-Art. 
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von  der  Verwaltungsbehörde  abhängig  gemacht.  Daher  ist 
es  gleich  vorzuziehen,  wenn  die  Enteignungszwecke  nicht 
speciell  in  dem  Gesetze  angegeben  werden,  ^)  sondern,  wenn 
(  die  Entscheidung  der  Frage,  ob  ein  Unternehmen  durch 
aas  allgemeine  Interesse  geboten  sei  oder  nicht,  von  Fall 
zu  Fall  einem  Organe  der  Staatsgewalt  über- 
lassen wirdA 

(Soll  aber  diese  Entscheidung  lediglich  Sache  der  Ver- 
waltung sein?  Von  dem  blos  theoretischen  Gesichtspunkte 
der  Scheidung  der  Gewalten  aus  betrachtet  müsste  die 
Feststellung  der  Enteignungsfalle,  also  die  Entscheidung 
der  Frage,  ob  das  allgemeine  Interesse  die  Verwirklichung 
einer  Unternehmung  verlange  oder  nicht,  als  eine  reine 
Verwaltungshandlung  angesehen  werden ;  denn  es  ist  dazu 
eine  das  allgemeine  Interesse  wahrnehmende  und  auch  die 
besonderen  Umstände  abwägende  Prüfung  erforderlich, 
welche  eben  Sache  der  Verwaltung  ist;  allein  es  sprechen 
überwiegende  Rechts-  und  Zweckmässigkeitsgründe  dafür, 
dass  die  einzelnen  Enteignungsfälle,  wenigstens 
mit  einer  gewissen  Begrenzung,  nur  unter  der 
Mitwirkung  aller  gesetzgebenden  Factoren  fest- 
gestellt werdenr^ 

Durch  die"  Statuiruug  des  Enteignungsrechtes  soll  von 
der  Staatsgewalt  für  eine  individuell  bestimmte,  sei  es 
auch  durch  das  allgemeine  Interesse  gebotene,  Unternehmung 
eine  ganz  ausserordentliche  Begünstigung  unmittelbar  be- 
gründet werden.  Es  erfolgt  ein  exorbitanter  Eingriff  in 
das  Privatrecht,  dessen  zweifelloser  Anspruch  auf  Schutz 
zu   Gunsten    jener    Unternehmung    durchbrochen    wird:    es 


')  Gegen  die  Aut'zähluug  der  Enteignungszwecke  T  r  e  i  c  h  1  e  r  a.  a.  0. 
>S.  135.  Haeberlin  a.  a.  0.  S.  157.  Stein  a.  a.  0.  S.  325.  Dafür 
Buddens  iu  Ei'sch  nnd  Grubei's  allg.  Encyclopädie  1.  39  v"  Expro- 
priation .S.  401,  Brinz  in  ßluntschli  und  Brater's  deutschem  Staats- 
■wörterbuch  111.  v"  Expropriation  S.  471,  Mittermaier  in  Rotteck  und 
Welker's  Staatslexikon  V.  v'^  Expropriation  S.  201,  Martin  im  Archiv 
für  practische  Rechtswissenschaft  Bd.  IX  S.  73 
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liegt  hier  daher  ein  greller  Widerspruch  mit  unseren 
heutigen  Vorstellungen  von  der  staatlichen  Garantie  der 
Privatrechte  vor ;  die  Verwaltung  kann  zu  einem  solchen 
Eingriffe  in  das  Privatrecht  nur  dann  schreiten,  wenn  sie 
vorher  durch  ein  ausdrücklich  darauf  gerichtetes  Gr  e  s  e  t  z 
die  Ermächtigung  dazu  erworhen  hat.  (Die  Enteignung 
ist  eine  Ausnahme  von  dem  gemeinen  Rechte ;  sie  bildet 
eine  Sonderbefugniss ;  sie  kann  daher  nur  von  denjenigen 
eingeräumt  werden,  welche  das  Recht  haben,  Gesetze  zu 
machen  oder  aufzuheben .  Die  Verwaltung  kann  da- 
her nur  in  Vollziehung  einer  von  der  gesetz- 
gebenden Gewalt  gegebenen  Ermächtigung  zur 
Enteignung  schreiten^  Darin  liegt  durchaus  nicht  eine 
unnatürliche  Vermengung  der  verschiedenen  Functionen 
der  Staatsgewalt,  ein  Uebergreifen  in  die  Sphäre  der  voll- 
ziehenden Gewalt,  denn  die  Thätigkeit  der  gesetzgebenden 
Gewalt  beschränkt  sich  durchaus  nicht  blos  auf  die  Schaf- 
fung von  Gesetzen  im  eigentlichen  Sinn,  auf  die  Einführung 
allgemeiner  Rechtsnormen,  sondern  sie  erstreckt  sicli  auf 
Verwaltungshandlungen  und  zwar  liäufig  auf  Verwaltungs- 
handlungen von  viel  geringerer  Wiclitigkeit  als  die  Ent- 
eignung. Das  Vorhandensein  eines  Enteignungsfalles  soll 
also  principiell  durch  den  Ausspruch  aller  gesetzgebenden 
Factoren  statuirt  werden:  würde  aber  die  gesetzgebende 
Gewalt  in  allen  Fällen,  wo  es  sich  um  die  Feststellung 
eines  Enteignungsfalles  handelt,  einzuschreiten  haben,  so 
könnte  sie  leicht  jnit  Geschäften  von  blos  localem  Interesse 
überbürdet  werden;  oft  müsste  wegen  eines  Unternehmens 
von  geringerer  Bedeutung  der  ganze  verfassungsmässige 
Apparat  in  Bewegung  gesetzt  werden ;  solche  kleinere 
Unternehmungen  würden  nicht  selten  unter  der  Wucht 
jener  Stadien  erliegen,  welche  zurückgelegt  werden  müssen, 
bis  ein  Gesetz  geschaffen  werden  kann.  Gründe  der  Zweck- 
mässigkeit sprechen  daher  dafür,  dass  sich  die  gesetz- 
gebende Gewalt  die  Statu irung  des  Enteig- 
nungsf  alles  1  edigi  ch  für  so  Iclie  Unternehmun  gen 
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vorbehalte,  bei  denen  es  sich  um  wichtige,  in 
der  Regel  mit  dem  allgemeinen  Gedeihen  und 
mit  der  Entwickeln ng  der  Givilisation  zusam- 
menhängende und  dieselben  beeinflussende  In- 
teressen handelt,  umsomehr  als  diese  grossen  Unter- 
nehmungen, wie  Eisenbahnen,  Canäle  u.  s.  w.,  an  und  für 
sich  schon  nach  den  Bestimmungen  des  Staatsrechtes  in 
der  Regel  durch  ein  Gesetz  bewilligt  werden  müssen,  so 
dass  mit  der  vor  der  Schaffung  des  Gesetzes  erforderlichen 
Prüfung,  ob  das  Werk  überhaupt  ausgeführt  werden  soll, 
zugleich  die  Prüfung  verbunden  werden  kann,  ob  es  die 
Aufopferung  von  Privatrechten  werth  sei  und  daher  in 
Ansehung  desselben  das  Enteignungsrecht  Platz  zu  greifen 
habe  oder  nicht.  Es  wäre  eine  zweckwidrige  Verschleppung 
des  Verfahrens  und  entspräche  auch  nicht  der  Würde  der 
gesetzgebenden  Gewalt,  wenn  die  Unternehmung  selbst 
dur(^h  ein  Gesetz,  das  Enteignungsrecht  aber  hinterher  erst 
durch  die  Verwaltungsbehörde  bewilligt  werden  müsste ; 
und  wie,  wenn  letztere  in  Beziehung  auf  die  durch  das 
Gesetz  l)ereits  bewilligte  Unternehmung  fände,  dass  ein 
die  Ausübung  des  Enteignungsr echtes  begründender  Fall 
nicht  vorlianden  sei?  Dazu  kommt,  dass  durch  die  Aus- 
führung solclier  Unternehmungen  von  umfassender  Bedeutung 
auch  das  Privatrecht  in  einem  weiten  Umfange  getroffen, 
dass  ihm  eine  tiefe  Wunde  geschlagen  wird ;  die  Gefahr 
liegt  nahe,  dass  in  Folge  dieser  weitgehenden  Erscliütterung 
des  individuellen  Rechtskreises  ein  Gefülil  der  Rechts- 
unsicherheit um  sich  greift;  in  solchen  Fällen  muss  aber 
auch  der  Schein  vermieden  werden,  als  ob  die  Ausübung 
des  Enteignungsreclites  der  Willkühr  und  dem  uncontrolir- 
baren  Beliel^en  der  Verwaltungsbehörde  anheim  gegeben 
wäre.  Das  Vertrauen  in  die  Garantie  der  bedrohten  Privat- 
rechte wird  j gekräftigt ,  sobald  die  Nothwendigkeit  der 
Enteignung  durch  einen  Act  der  gesetzgebenden  Gewalt, 
also  auch  von  den  Vertretern  des  Volkes  ausgesprochen  wird. 
Anders  aber  verhält  es  sich  in  den  sehr  zahlreichen 
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minder  wichtigen  Fällen;  in  diesen  soll  die 
Verwaltungsbehörde  von  der  gesetzgebenden 
Gewalt  ein  für  allemal  für  competent  erkannt 
werden,  im  Del  egations  wege  durch  einen  ein- 
seitigen Regier  ungsact  die  rechtliche  Zul äs sig- 
k  e  i  t  d  e  r  E  n  t  e  i  g  n  u  n  g  auszusprechen.  Die  Ausübung 
dieses  Rechtes  muss  aber  bei  der  Natur  und  der  Wichtig- 
keit desselben  in  jene  Regionen  der  Verwaltungsbehörden 
entrückt  werden,  welche  hoch  genug  gestellt  sind,  dass 
von  ihnen  eine  unparteiische  Beurtheilung  des  allgemeinen 
Interesses  erwartet  werden  kann ;  den  untergeordneten 
Verwaltungsbehörden,  welche  auch  zu  sehr  mitten  im 
Widerstreite  der  Privatinteressen  stehen,  fehlt  es  an  dem 
weiten  Gesichtskreise,  welcher  für  die  richtige  Beurtheilung 
des  allgemeinen  Interesses  erforderlieh  ist.  Diese  Fest- 
stellung der  Enteignungsfälle  durch  die  Verwaltungsbehörden 
steht  nicht  ausserhalb  des  Gesetzes,  sondern  unter  dem- 
selben; sie  ist  nur  ein  gesetzlich  geregeltes  Mittel  seines 
Vollzuges.  Die  Verwaltungsbehörde  führt  nur  die  Regel 
aus ;  die  gesetzgebende  Gewalt  hat  sie  geschaffen ;  die  Ver- 
waltungsbeh()rde  ist  zur  Feststellung  der  Enteignungsfälle 
mit  einer  allgemeinen  gesetzlichen  Ermächtigung  ausge- 
stattet. Die  Enteignung  wird  allerdings  durch  die  unmittel- 
bare Verfügung  der  Verwaltungsbehörde  angeordnet;  aber 
diese  Anordnung  ist  vom  Gesetze  selbst  geregelt.  Wenn 
dann  die  Verwaltungsbehörde  die  Enteignungsfälle  feststellt, 
so  liegt  der  Schutz  der  Privatrechte  in  den  die  Enteignungs- 
gesetzgel)ung  überhaupt  durchdringenden  Principien,  welche 
nur  auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung  geändert  werden 
können,  insbesondere  in  den  Formen,  welche  theils  fiir  die 
Prüfung  der  Verwaltungsbehörde,  ob  ein  öffentliches 
Interesse  vorhanden  sei ,  theils  für  den  Ausspruch  der 
Verwaltungsbehörde,  theils  für  die  Entschädigung  aufge- 
stellt sind,  jenen  Formen ,  in  denen  ja  überhaupt  der 
Schwerpunkt  des  ganzen  Enteignungswesens  gelegen  ist. ') 
*)  Von  dieseu  Formen  wird  iu  dem  Euteiguangsvert'ahren  gehandelt. 
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iFassen  wir  das  Vorangegangene  zusammen,  so  ergibt 
sicli  als  Resultat,  dass  die  Entscheidung  der  Frage,  ob 
in  Beziehung  auf  eine  Unternehmung  das  Enteignungsrecht 
ausgeübt  werden  könne,  principiell  der  gesetzgebenden  Gewalt 
zustehen,  dass  aber  die  gesetzgebende  Gewalt  durch  Gesetz 
feststellen  soll,  dass  in  gewissen,  gesetzlich  näher  zu  be- 
stimmenden, minder  wichtigen  Fällen  die  verantwortliche 
Verwaltungsbehörde  im  Verwaltungswege  unmittelbar  ein- 
greifen und  das  Vorhandensein  eines  Enteignungsfalles 
feststellen  könne.  ^).;  Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  erscheint 
die  Mitwirkung  der  gesetzgebenden  Gewalt  als  die  allge- 
meine Regel,  das  Einschreiten  der  Verwaltungsbehörde  als 
ein  blosses  Hilfsinstitut. 

(Der  hier  eingenommene  Standpunkt  entspricht  der 
Entwickelung  der  modernen  Enteignungsgesetzgebun^;  es 
ist  der  Standpunkt  der  in  dieser  Materie  am  meisten  vorge- 
schrittenen Legislationen.Q^n  Frankreich  wa£^  abgesehen 
von  der  constituirenden  Versammlung,  welche  in  Ausübung 
der  executiven  Gewalt  Concessionen  zu  öffentlichen  Unter- 
nehmungen bewilligte,  [bis  zum  Jahre  1832  die  Feststellung 
der  Enteignungsfälle  das  Recht  der  Verwaltungsbehörde"^ 
ihr  stand  es  zu,  die  öffentlichen  Arbeiten  anzuordnen  und 
die  Enteignung  der  dazu  nothwendigen  Grundstücke  zu 
bewilligen ;  so  auch  im  Einklänge  mit  dem  Ausspruche  des 
französischen  Staatsrathes  vom  18.  August  1807  (Sir et/ 
Code  doli  art.  545)  nach  den  Gesetzen  vom  Jahre  1 8()7  und 
1810;  das  Gesetz  von  1810  concentrirte  sogar  dieses  Recht 
zum  grösseren  Schutze  des  Privateigenthumes  in  den 
Händen  des  Staatsoberhauptes  allein;  es  wurde  der  Prä- 
fectur  und  dem  Brücken-  und  Strassen  departement  entzogen. 

')  Gegen  die  Nothwendigkeit  eines  Gesetzes  für  Feststellung  eines 
Enteiguungsfalles  Stein  a.  a.  0.  S.  326,  ßoesler  a.  a.  0.  §.  196, 
Bin  ntschli  Staatsrechts.  ^'26,  Meyer  a.  a.  0.  S.  254  ff.  Dafür  Hae- 
b  erlin  a.  a.  0.  S.  168  (nur  mit  Ausnahme  des  Bergbaues,  wo  den  Berg- 
ämtern ein  für  allemal  die  Enteignungsbefugniss  zustehen  soll),  T  reichler 
a.  a.  0.  S.   136,  Thiel  a.  a.   0.  S.  79. 
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Nachdem  durch  Art.  10  des  Finanzgesetzes  vom  21.  April 
1832  der  gesetzgebenden  Grewalt  das  Recht  zugesprochen 
war,  die  Erbauung  von  Strassen,  Canälen,  grossen  Brücken, 
wichtigen  Arbeiten  in  Seehäfen,  öffentlichen  Gebäuden 
oder  Monumenten  auf  Staatskosten  zu  bewilligen,  so  be- 
stinmite  das  Gesetz  vom  7.  Juli  183o  nach  einer  heftigen 
Discussion  im  Parlamente,  dass  für  grosse  öffentliche  Bauten 
(königliche  oder  Departementalstrassen,  Canäle,  Eisenbahnen, 
Canalisirung  von  Flüssen,  Bassins  und  Docks,  welche  vom 
Staate,  den  Departements  oder  Gemeinden  errichtet  werden, 
sei  es  mit  oder  ohne  Bezahlung  von  Zöllen,  mit  oder  ohne 
Subventionirung  des  Staates,  mit  oder  ohne  Veräusserung 
des  öffentlichen  Eigenthums)  ein  Gesetz  zur  Feststellung 
des  Enteignungsfalles  nothwendig  sei :  in  den  übrigen 
Fällen  sollte  eine  königliche  Verordnung  genügen.  Diese 
Bestimmungen  gingen  in  das  Gesetz  von  1841  über,  mit 
einer  einzigen  Modification  riicksichtlicli  der  Departemental- 
strassen, zu  deren  Ausführung  eine  königliche  Verordnung 
für  genügend  erklärt  wurde;  allein  nach  dem  Henat-consult<: 
interpretatif  vom  15.  December  1852  Art.  4  und  vom 
31.  December  1861  sollte  die  Anordnung  aller  dieser  Ar- 
beiten durch  ein  Decret  des  Kaisers  erfolgen :  nur  in  den 
Fällen,  in  denen  es  sich  um  Staatsausgaben  handelt,  sollte 
es  für  die  Bewilligung  dieser  Ausgaben  vor  der  Ausführung 
eines  Gesetzes  bedürfen;  nach  dem  Gesetze  vom  27.  Juli 
1870  steht  die  Erklärung  wieder  der  gesetzgebenden  Ge- 
walt zu  (vgl.  oben  S.  50). 

In  Belgien  war,  nach  dem  daselbst  geltenden  Ge- 
setze vom  Jahre  1810  Art.  3,  ß.  1  zur  Feststellung  des 
Enteignungsfalles  ein  königliches  Decret  nothwendig  ;  die 
Competenz  der  Verwaltung  wurde  aber  durch  spätere  Ge- 
setze (Gesetz  vom  19.  Juli  1832,  16.  Mai  1845,  zuletzt  durch 
das  Gesetz  vom  10.  Mai  1862)  mannigfach  eingeschränkt. 
Jetzt  ist  in  folgenden  Fällen  ein  Gesetz  nothwendig: 

1.  Um  eine  Eisenbahn  oder  einen  Canal  von  mehr  als 
\0  Kilometer  Ausdehnung  zu  bewilligen; 
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2.  lim  die  Canalisiruiig  eines  Flusses  oder  Baelies  7a\ 
bewilligen ; 

3.  zur  Ertheilung  irgend  einer  Concession  mit  dem 
Rechte  zur  Einhebung  von  Abgaben  fpar  voie  de  ptages),  z.  B. 
für  eine  Strasse,  eine  Brücke  n.  s.  w.  auf  mehr  als  9U  Jahre, 
ausser  zum  Vortheil  von  Provinzen  oder  Gremeinden  in  ihrem 
eigenen  Territorium,  in  welch'  letzteren  Fällen  ein  könig- 
liches Decret  genügt; 

4.  zur  Ertheilung  einer  Concession  mit  dem  Rechte  zur 
Einhebung  von  Abgaben,  selbst  für  weniger  als  90  Jahre, 
sobald  keine  Concurrenz  und  kein  öffentlicher  Zuschlag 
erfolgte,  mit  dem  gleichen  Vorbehalte  wie  sub  3)  für  Pro- 
vinzen und  Gemeinden  in  ihrem  eigenen  Territorium,  Han- 
delt es  sich  um  eine  Arbeit  auf  Staatskosten,  so  bedarf  es 
in  Ansehung  der  Kosten  der  Zustimmung  der  gesetzgebenden 
(Tewalt.  Zur  Feststellung  des  Enteignungsfalles  genügt  aber 
das  königliche  Decret. 

In  Itali.en  wird  nach  dem  Gresetze  vom  25.  Juni  1865 
für  grosse  Arbeiten  von  allgemeinem  Interesse,  als  da  sind  : 
öffentliche  Hauptstrassen,  Eisenbahnen,  schiffbare  Canäle, 
Austrocknung  von  Sümpfen  u.  s.  w.,  deren  Ausführung  durch 
ein  Gesetz  bewilligt  werden  muss,  das  Vorhandensein  des 
Enteignungsfalles  von  der  gesetzgebenden  Gewalt  ausge- 
sprochen, mag  der  Staat  an  den  Kosten  Theil  nehmen  oder 
nicht,  ebenso  für  jene  Arbeiten,  zu  deren  Ausführung  den 
Eigenthümern  der  benachbarten  oder  angrenzenden  Grund- 
stücke gemäss  Art.  77  und  78  des  citirten  Gesetzes  eine 
Beitragsleistung  auferlegt  werden  muss.  (Art.  77  bestimmt 
eine  solche  Beitragsleistung  im  Verhältniss  zum  erhöhten 
Werthe,  welchen  die  Grundstücke  durch  die  öffentliche  Ar- 
beit erwerben;  Art.  78:  der  Beitrag  beträgt,  wenn  nichts 
ausdrücklich  bestimmt  wurde,  im  Zweifel  für  jeden  Eigen- 
thümer  die  Hälfte  des  Mehrwerthes,  welcher  aus  der  Aus- 
führung der  Arbeiten  resultirt.  Von  diesem  Betrage  muss 
jener  Theil  des  Mehrwerthes  abgezogen  werden,  welcher 
bereits  in  der  Entschädigungssumme  berechnet  wurde.  Der 
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Eigentliümer  des  so  l)elastptfn  Grundstüokes  kann  aber 
verlangen,  dass  der  Enteigner  dasselbe  ganz  abnehme.) 
Rücksiclitlicli  der  übrigen  mehr  localen  Arbeiten  hat  die 
Executive  zu  entscheiden  (Art.  10 — 12\  und  zwar  werden 
diese  minder  wichtigen,  der  Legislative  entrückten  Arbeiten 
wieder  nach  der  grösseren  oder  geringeren  Bedeutung  der 
Interessen,  welche  dadurch  geschädigt  werden  können,  ein- 
getheilt;  so  erfolgt  für  die  Provincialarbeiten  die  Feststel- 
lung des  Enteignungsfalles  durch  das  Ministerium  der  (öffent- 
lichen Arbeiten,  wenn  die  Projecte  von  demselben  gebilligt 
wei'den  müssen,  in  den  anderen  Fällen  durch  den  Präfecten ; 
der  Präfect  liat  ferner  den  Enteignungsfall  festzustellen, 
nachdem  das  Project  der  öffentlichen  Arbeit  von  der  com- 
petenten  Autorität  gebilligt  worden  ist,  wenn  es  sich  um 
den  Bau  und  die  Systemisirung  von  Communal-  und  Con- 
currenzstrassen  ausserhalb  eines  bewohnten  Ortes 
handelt,  um  Brücken,  um  hydraulische  Arbeiten  (Regulirung 
und  Rectification  von  Strömen,  Schifffahrts-Canälen,  IJfer- 
s(dmtz,  Schutz  gegen  Ueberschwemmungen  u.  s.  w.),  um 
Häfen,  welche  nur  auf  Gemeinden  Bezug  haben;  wenn  aber 
solche  Arbeiten  in  bewohnten  0  rten  ausgeführt  werden 
sollen,  so  bedarf  es  eines  kiniigiichen  Decrets  unter  Contra- 
signirung  des  Mini.sters  für  öffentliche  Arbeiten  nach  An- 
hörung des  Staatsrathes,  und  ebenso  bedarf  es  des  könig- 
lichen Decrets  in  allen  anderen  nicht  ausdi'ücklich  au.s- 
genommenen  Fällen  (Art.  12),  ebenso  für  militärische  Ar- 
beiten über  Vorschlag  des  Kriegs-  und  Mai'ineministers 
(Art.  11),  für  die  Enteignung  von  liistorischen  und  natio- 
nalen Monumenten  über  den  Vorschlag  des  Ministeriums 
für  öffentlichen  Unterricht  (Art.  84).  Eine  Ausnahme  von 
diesen  Grundsätzen  wurde  im  Interesse  der  raschen  Ent- 
wicklung des  Strassennetzes  der  Gemeinden  durch  das  Gesetz 
vom  3U.  August  ISfuS  eingeführt.  Dieses  bestimmt,  dass 
die  Genehmigung  des  Projectes  durch  den  Präfecten  schon 
als  eine  Feststellung  des  Enteignungsfalles  zu  gelten  habe. 
In  Ungarn    bestimmt    §.  3    des    allgemeinen  Enteig- 
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nunsssesptzps  von  ISGR,  LV.  ries.-Art.,  dass  für  (Ipinpindp-, 
städtisclie  und  Comitats-Unternelimungen  die  Genehmigung 
durch  den  betreffenden  Minister  nach  Einvernehmung  der 
hezüglichen  Glemeinde-,  städtischen  oder  Comitats  -  Juris- 
diction ertheilt  wird,  für  Landes  -  Unternehmungen  und 
solche,  welche  sich  über  das  Gebiet  mehrerer  Jurisdictionen 
erstrecken ,  durch  die  Legislative ;  wenn  sich  aber  die 
mehreren  Jurisdictionen  einigen,  über  das  gemeinsame  Er- 
suchen derselben  durcli  den  Communications-Minister ;  für 
Landstrassen  und  Pferdebalinen  durch  den  Communications- 
Minister  ;  für  militärische  Befestigungen  durch  den  Com- 
munications-Minister über  Vereinbarung  mit  den  betref- 
fenden Organen.  Das  ungarische  Enteignungsgesetz  zählt 
also  einerseits  die  Gruppen  von  Ilnternehnuiugen  auf,  für 
welche  das  Enteignungsrecht  statt  haben  soll,  überträgt 
aber  die  Entscheidung,  ob  ein  solches  Unternehmen  durch 
das  allgemeine  Literesse  geboten  sei,  bestimmten  Organen 
de)-  Staatsgewalt,  welche  von  Fall  zu  Fall  die  Concession 
für  das  Unternehmen  zu  ertheilen  haben. 

In  den  übrigen  hier  in  Betracht  kommenden  Gesetz- 
gebungen wird  die  Feststellung  des  Enteignungsfalles  ent- 
weder lediglich  als  ein  Act  der  gesetzgebenden  Gewalt 
oder  lediglich  als  ein  Act  der  Verwalümg  angesehen;  das 
erstere,  so  dass  also  jeder  einzelne  Fall  der  Enteignung 
durch  die  gesetzgebende  Gewalt  gestattet  werden  muss, 
in  England,  Nordamerika,  Frankfurt  (Gesetz  von 
1 830,  §§.  1  und  2,  und  Gesetz  von  1 856,  §.3),  H  a  m  b  u  r  g 
(Gesetz  vom  26.  April  1844,  §.  2),  in  der  Schweiz,  wo 
das  Bundesgesetz  über  die  Enteignung  nur  für  diejenigen 
ölfentlichen  Unternehmungen  zur  Anwendung  kommen  soll, 
welche  entweder  von  Bundeswegen  ausgeführt  werden,  oder 
auf  welche  doch  wenigstens  die  Anwendung  dieses  Bundes- 
gesetzes von  der  Bundesversammlung  beschlossen  wurde 
(Art.  1),  ferner  in  Deutschland,  wo  die  Reichsverfassung, 
Art.  41,  bestimmt,  dass  Eisenbahnen,  welche  im  Literesse 
der    Vertheidio-uus;    Deutsclilauds    oder    im    Interesse    des 
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Gesammtverkehres  für  iiothwendig  erachtet  werden,  kraft 
eines  Reiclisgesetzes  auch  gegen  den  Widerspruch  der  Bundes- 
glieder, deren  Grebiet  sie  durchschneiden,  für  Rechnung  des 
Reiches  angelegt,  oder  an  Privatunternehmer  zur  Ausfüh- 
rung concessionirt  und  mit  dem  Enteignungsrechte  aus- 
gestattet werden  können ;  das  letztere  nach  der  Verfassuugs- 
urkunde  von  Baden  aus  dem  Jahre  1818,  §.  14,  Württem- 
berg aus  dem  Jahre  1819,  §§.  30  und  60,  Baiern  aus 
dem  Jahre  1818,  §.  8;  durch  das  badische  Gresetz  von 
1835,  §.  3,  ist  die  Entscheidung  dem  Staatsministerium  bei- 
gelegt, durch  das  g  r  o  s  s  h  e  r  z  o  g  1  i  c  h  hessische  vom 
Jahre  1821,  Art.  2  und  8,  der  Regierungsbehörde,  durch 
das  preussische  Landrecht,  Theil  1,  Titel  11,  §.  10,  dem 
Staatsoberhaupte,  woran  auch  durch  Art.  9  der  Verfassung 
vom  Jahre  1850  nichts  geändert  wurde.  (Vgl.  Roenne 
a.  a,  0.  1.  Band,  2.  Abtheilung,  §.  66,  Anm.  1:  ebenso 
Meyer  a.  a.  0.  S.  253,  dagegen  Thiel  a.  a.  0.  S.  82, 
welcher  annimmt,  dass  seit  der  Verfassung  Enteignungen  nur 
auf  Grund  eines  Specialgesetzes  zulässig  seien.)  Nach  dem 
p  reu  SS.  Entw.,  §.  2,  wird  für  die  Enteignung  schlechthin 
eine  königliche  Verordnung  verlangt. 

(^  In  Oest erreich  stand  bis  zu  dem  Staatsgrund- 
gesetze vom  21.  December  1867  über  die  allgemeinen 
Rechte  der  Staatsbürger,  R.-G.-Bl.  Xr.  142,  Art.  4,  die  Ent- 
scheidung über  das  Vorhandensein  eines  Enteignungsfalles 
der  politischen  Behörde,  in  letzter  Instanz  dem  Ministerium 
des  Innern,  allenfalls  im  Einverständnisse  mit  den  anderen 
dabei  betheiligten  Ministerien,  z.  B.  dem  Handelsministerium 
(a.  h.  Entschliessung  v.  12.  April  1852)  zu,  bei  Privat- 
eisenbahnen dem  Staatsoberliaupte  (Verordng.  vom  14.  Sept. 
1854,  §.  2,  §.  9  c);  dagegen  gestattet  das  citirte  Staats- 
grundgesetz (Art.  4)  die  Enteignung  nur  in  den  Fällen  und 
in  der  Art,  welche  das  Gesetz  bestimmt;  in  Folge  dessen 
ist  das  freie  Ermessen  der  Verwaltungsbehörde  in  der  Be- 
stimmung der  Enteignungsfälle  beseitigt,  sie  bleibt  viel- 
mehr  bei    der    Ausübung    des    Enteignungsrechtes    an   jene 
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Kategorien  der  Enteignungsfälle  gebunden,  welche  durch  die 
vorhandenen  speciellen  Gesetze  bereits  aufgestellt  sind^ 

§•  7. 
Die  Entschädigung. 

I.  Subject  der  Entscliädigungspfliclit. 

_Aus  dem  Principe  der  Enteignung  folgt,  dass  der 
Staat,'  resp,  der  organische  Theil  desselben,  welcher  die 
Aufopferung  des  indi^^duellen  Rechtes  verlangt,  um  die  Be- 
dingungen für  die  Erhaltung  und  volle  Entwicklung  der 
in  dem  Gesammtorganismus  gegliederten  Einzelnen  zu  ver- 
wirklichen, eben  deshalb  auch  verpflichtet  ist,  eine  im  Ver- 
hältniss  zu  dem  im  allgemeinen  Interesse  auferlegten  Opfer 
stehende  Entschädigung  zu  leisten;  denn  der  Staat,  resp. 
sein  organischer  Theil,  hat  für  die  Erfüllung  seiner  Auf- 
gabe wohl  die  specielle  Sache  nothwendig,  in  welcher  siäh. 
das  individuelle  Recht  des  Eigenthümers  verkörpert ;  er 
darf  deshalb  das  Eigenthum  an  dieser  speciellen  Sache  auf- 
heben ;  er (^darf  aber  nicht  das  Vermögen  des  Individuums 
als  eine  Summe  von  Werthen  vernichten.  Mit  dieser 
Vernichtung  würde  er  weiter  gehen,  als  der  Grund  reicht, 
welcher  ihn  zur  Enteignung  überhaupt  berechtigt,  denn  das 
Vermögen  des  Individuums  steht  einerseits  niemals  in  einem 
feindlichen  Antagonismus  mit  der  allgemeinen  Entwicklung, 
andererseits  bildet  es  gerade  die  materielle  Basis  für  die 
Entwicklung  der  Einzelnen,  folglich  auch  für  die  Entwick- 
lung der  Gesammtheit.  Der  Staat,  resp.  sein  organischer 
Theil,  ist  daher  zur  Gewährung  eines  Aequivalentes  an 
Werthen  verpflichtet,  um  das  Vermögen  des  Individuums, 
diese  Summe  von  Werthen,  wieder  herzustellen.  Es  ist  eine 
Forderung  der  Gerechtigkeit  und  zugleich  eine  Bedingung 
für  die  sociale  Entwicklung,  dass  dem  Einzelnen  für  das 
Opfer,  das  er  für  das  Ganze  bringen  muss,  eine  Vergütung 
zu  Theil  werde. 

Wer  haftet   für  die  Leistung  dieser  Vergütung?/  Die       (/ 
Beantwortung     dieser    Frage     ergibt     sich     aus     der     Be- 

Grünhat,  Enteignungsrecht.  7 
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gi'ündimg  des  Enteignungsreohtes.  Die  Entschädigungs- 
pflicbt  wohnt  der  Enteignung  kraft  ihres  Principes  inne, 
sie  ist  ein  Correlat  des  Enteignungsvechtes ;  die  Ptlicht  ent- 
spricht dem  Rechte.  Das  Snhject  des  Enteignungs- 
r echtes  ist  daher  principiell  zugleich  Subject 
der  E  n  t  s  c  h  ä  d  i  g  u  n  g'  s  p  f  1  i  c  h  t.  vWie  das  Enteignungs-  ^ 
recht  ein  Attribut  des  Staates,  resp.  eines  organischen 
Theiles  desselben  ist,  so  ist  auch  die  Entschädigungspflicht 
eine  Pflicht,  welche  den  Staat,  resp.  einen  organischen 
Theil  desselben  unbedingt  zu  treff'en  hat?)  Der  Staat,  oder 
sein  organischer  Theil,  welcher  die  Einverleibung  des  Privat- 
gutös  in  das  öffentliche  Gut,  die  Verwendung  desselben  ad 
itsum  'puhlicuia  für  nothwendig  hält  und  deshalb  die  Ent- 
eignung dieses  Privatgutes  anordnet,  nimmt  dadurch  von 
selbst  die  der  Enteignung  inhärirende  Pflicht  auf  sich,  die 
Entschädigung  zu  leisten.  (Soll  das  enteignete  Privatgut  ^ 
der  Gresammtheit  zu  dienen  bestimmt  sein  —  und  dies  allein 
kann  eine  Enteignung  rechtfertigen  —  so  muss  auch  die 
Gresammtheit  den  Enteigneten  entschädigen.  An  dieser  Rechts- 
lage wird  durchaus  nichts  dadurch  geändert,  dass  die  Aus- 
führung des  öffentlichen  Werkes  Privatpersonen  übertragen 
wird.  Gegenüber  dem  Enteigneten  bildet  das  zwischen  der 
Verwaltung  und  den  Privatpersonen  (Concessionären)  getrof- 
fene Uebereinkommen  eine  res  inter  alias  act^  Mögen  immer- 
hin diese  Privatpersonen  (Concessionäre)  die  Enteignung  ver- 
folgen, immer  geschieht  dies  für  die  Verwaltung  und 
im  Namen  derselben.  Die  Aufopferung  des  Privat- 
eigenthumes  könnte  ja  sonst  nicht  gefordert  werden;  denn 
das  Privatinteresse  kann  niemals  eine  Enteig- 
nung rechtfertigen.  Wird  aber  die  Aufopferung  des 
Privateigenthumes  im  Namen  der  Verwaltung  beansprucht, 
so  haftet  sie  auch  dafür,  dass  für  das  auferlegte  Opfer  das 
gesetzliche  Aequivalent  geleistet  werde.  Für  die  Erfüllung 
dieser  Leistung  kann  allerdings  die  Verwaltung  jene  Privat- 
personen (Concessionäre)  delegiren,  sie  kann  aber  durch 
eine  solche    Substituirunor    eines    anderen    Schuldners    nicht 


—   99  — 

einseitig  ihre  Verpflichtung  abschütteln.  1  Diese  im  Principe  ^ 
des  Enteignungsrechtes  begründete  Haftpnicht  der  Verwal- 
tung birgt  durchaus  keine  besonderen  G-efahren  für  die- 
selbe; die  Verwaltung  kann  sich  vor  den  Folgen  der  Haft- 
pfliclit  genügend  schützen;  sie  ist  ja  in  der  Lage,  die 
Privatpei'sonen  (Concessionäre),  welchen  sie  die  Ausführung 
der  öffentlichen  Arbeit  übertragen  will,  auszuwählen  und 
von  ihnen  wirksame  Garantien  für  die  Erfüllung  aller  Ver- 
pflichtungen zu  verlangen^ 

II.   'E'rincip  fiir  die  Üöhie  der  Entschädigviiig. 

Die  Entschädigung  begreift  den  Ersatz  alles  Schadens 
in  sich,    welcher    dem   Enteigneten    durch    die    Enteignung         y 
zugefügt  worden  ist.  Cßür  die  Höhe  der  Entschädigung  hat     ^ 
als  Princip  zu  gelten,    dass  der  Enteignete   durch  die  Ver-  , 
waltung   so  viel  als  möglich   in  die  Lage    versetzt   werden  ' 
müsse,    sich    mit  Hilfe   der  Entschädigungssumme    dieselben 
Rechte  und  Vortheile  zu  verschaffen,  welche  ihm  durch  die    ■ 
Enteignung  im  Namen  des  allgemeinen  Interesses  entzogen   1 
wurdeiiy  Es    bedarf  also  einer  Erwägung   der   besonderen 
Verbindung,  in  welcher  der  enteignete  Gegenstand  mit  dem 
übrigen  Vermögen  des  Enteigneten  stand,    einer  Beziehung 
auf  die  speciellen  Verhältnisse  des  Enteigneten.  Eine  gemäss 
diesem  Principe  bemessene  Entschädigung  ist  das  geringste 
Aequivalent,    auf   welches    der   Enteignete    Anspruch    hat; 
höher  als  jede  noch  so  hohe  Entschädigung  würde  er  viel- 
leicht   das    Recht    anschlagen,     seine    Sache    behalten    zu 
dürfen  ^).  Wird  bei  der  Bemessung  der  Entschädigung  dieses 
Princip   nicht    als  Richtschnur   beobachtet,    so  begeht   man 
eine  Ungerechtigkeit   gegen    den  Einzelnen,    denn    der  Ein- 
zelne wäre  verpflichtet,    für  die  Gesammtheit  ein  grösseres 
Opfer   zu   bringen,    als    die    anderen,    für    sich    allein    einen 
Schaden  zum  Vortheile  des  Ganzen  zu  erleiden.  So  einfach 


')    Finge,    aliquem  larihus  avitis    carendum  fr,   38.      Dig»    de    rei 
vind.  6.   1. 

1* 
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sicli  nun  aücli  dieses  Princip  darstellt,  so  ergeben  sich  doch 
in  der  Anwendung  viele  Schwierigkeiten,  insbesondere,  wenn 
es  sich  um  die  Prüfung  der  schädlichen  Folgen  handelt, 
welche  aus  der  Enteignung  hervorgegangen  sind  und  bei 
der  Feststellung  der  Entschädigung  in  Rechnung  gezogen 
werden  müssen. 

III.  Die  E^ntscfaiädisiiiig  des  Eigentliiiiiiers. 

A)  Die  Elemente  der  Entschädigung. 

i  Die  Entschädigung    des  Eigenthümers   wird    aus  zwei 
Elementen  gebildet : 

1.  Aus  der  Bezahlung-/ des  Verkaufswerthes  des 
enteigneten  Grundstückes,  d.  h.  i  des  allgemeinen  Schätz- 
werthes,  \  des  Preises,  welchen  der  Eigenthümer  nach  der 
allgemeinen  Schätzung  für  die  Abtretung  des  der  Enteig- 
nung unterworfenen  Theiles  seines  Grundes  und  Bodens  an 
und  für  sich  verlangen  dürfte.  Dabei  kommt  Alles  in  Be- 
tracht, was  aus  einem  dauernden,  mit  dem  Besitze  des 
Grundes  verknüpften  Zustande  desselben  hervorgeht  und 
den  inneren  Wei*th  des  Grundes  an  und  für  sich  vermin- 
dern oder  vermeliren  kann  ^).  Wenn  die  mit  dem  enteig- 
neten Grundstücke  verbundenen  Vortheile  nur  auf  einem 
Precarium,  auf  einer  Duldung,  auf  einer  widerruflichen  Er- 
laubniss  beruhen,  so  braucht  die  Entziehung  derselben  bei 
der  Bemessung  der  Entschädigung  für  den  Enteigneten 
nicht  in  Rechnung  gebracht  zu  werden.  Passive  Servituten 
vermindern  den  Verkaufswerth  ;(werden  die  Servitut-Berech- 
tigten  besonders  entschädigt,  so  muss  die  Entschädigung 
des  Eigenthümers  selbstverständlich  um  so  viel  reducii't 
werden;  wegen  sog.  Legalservituten  findet  aber   eine  Ver- 


*)  Z.  B.  der  Genuss  eines  mit  dem  Hause  verbundenen  Gartens,  die 
leichte  Bewirthschaftung  des  Landgutes,  bei  Fabriken  und  Industrie- 
Gebäuden  die  Xähe  von  Absatzquellen,  einer  Eisenbalin,  dagegen  wieder  die 
Entfernung  von  bevölkerten  Centren,  die  Nähe  von  ungesunden  und  unbe- 
quemen Etablissements,  Ueberschwemmungsgefahr  u.  s.  w. 


—   101   — 

minderung  der  Entschädigung  nicht  statt,  denn  Legal- 
servituten werden  auch  ohne  Entschädigung  des  Eigen- 
thümers  constituirt.  > 

Auch  der  blosse  Annehmlichkeits werth  kommt 
bei  dem  Verkaufswerthe  des  Grundstückes  in  Betracht,  ( 
wenn  die  Annehmlichkeit  so  beschaffen  ist,  dass  sie  allge- 
mein geschätzt  wird  und  auf  den  Preis  Einfluss  hätte  ^) ; 
dagegen  kann  auf  die  besondere  Vorliebe  des  Eigen- 
thümers  für  sein  Grundstück,  mag  dieselbe  in  Familien- 
traditionen, oder  in  einer  alten  Lebensgewohnheit,  oder  in 
sonstigen  Motiven  begründet  sein,  keine  Rücksicht  genommen 
werden;  nicht  darauf  kommt  es  an,  wie  der  Eigenthümer 
subjectiv  seinen  Grund  und  Boden  schätzt,  es  kommt 
auf  die  allgemeine,  auf  die  objective  Schätzung  an.  Der 
Affectionswerth  des  Grundstückes  ist  aber  ein  blos  in  der 
Phantasie  begründeter,  auf  innigen  Wechselbeziehungen  zum 
Grundstücke  beruhender,  kein  wirklicher,  in  Geld  abschätz- 
barer Werth;  er  hat  keine  bestimmte  Grenze,  ebensowenig 
wie  der  menschliche  Affect  überhaupt.  Durch  die  Entziehung 
dieses  Werthes  erleidet  der  Eigenthümer  ebensowenig  eine 
eigentliche  Verminderung  seines  Vermögens,  als  das  Grund- 
stück durch  diesen  Werth  eine  eigentliche  Erhöhung  seines 
Werthes  erfahren  hatte. 

i2.  Aus  der  Wiederherstellung  gegen  die 
a u s  a erEnteignung  hervorgehenden  Nachtheil e?) 
Die  Entschädigung  muss  den  ganzen  durch  die  Enteignung 
verursachten  Schaden  aufwiegen,  der  Enteignete  so  viel 
als  möglich  in  seinen  früheren  Zustand  zurück  versetzt 
werden;  aber  nur  der  durch  die  Enteignung  selbst  er- 
weislich zugefügte  Schaden  ist  zu  ersetzen.  Zwischen  der 
Thatsache  der  Enteignung  und  der  Thatsache  des  Schadens 


')  So  z.  B.  Aulagen  zum  Vergnügen,  Wasserkünste,  Anpflanzungen, 
Phantasiegebäude,  Fischerei,  Jagd,  sogar  der  umstand,  dass  sich  historische 
Erinnerungen  an  das  Grundstück  knüpfen.  Uebereinstimmend  Haeberlin 
a.  a.  0.  S.  186.  Meyer  a.  a.  0.  S.  281,  Roesler  a.  a.  0.  §.  198  Anm.  6. 
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muss  ein  Causalnexus,  das  Verhältniss  von  TJrsaclie  und 
Wirkung  bestehen.  Dieser  in  Anschlag  zu  bringende  Schaden 
kann  sehr  mannigfaltig  sein.  Im  Allgemeinen  kann  unter- 
schieden werden  zwischen^  dem  an  dem  übrig  bleibenden 
Grundstücke  an  und  für  sich  verursachten  Schaden  und 
dem  Schaden,  welcher  dem  Eigenthümer  in  Folge  der 
Entziehung  des  mit  dem  Grundstücke  verknüpften  Ge- 
brauches erwächst,  zwischen  (dem  Grund  schaden  und  dem 
persönlichen  Schaden.) 

Unter  den  ersteren "Ursachen  der  Werthverminderung 
für  den  übrig  bleibenden  Grundbesitz  desselben  Grund- 
eigenthümers  ist  die  Zerstücklung  als  die  wichtigste 
besonders  hervorzuheben.  Die  Zerstücklung  ist  eine  directe 
Folge  der  Enteignung.  Mit  der  Fällung  des  Enteignungs- 
ausspruches ist  das  Grundstück  zertheilt,  die  Zerstücklung 
bewirkt  und  der  Restgrund  am  Werthe  vermindert;  der 
Schaden  besteht  also  schon  in  Folge  der  Enteignung  an 
und  füi*  sich.  Der  übrig  bleibende  Theil  des  Grundes  wird 
nun  möglicher  "Weise  für  jene  Art  der  Benützung,  für 
welche  das  Grundstück  bisher  bestimmt  war,  ungeeignet, 
vielleicht  zu  klein,  oder  die  Bewirthschaftung  desselben 
wird  schwieriger,  die  Bebauung  ungünstiger  und  kostspie- 
liger, die  Communicationen  werden  abgeschnitten,  so  dass 
das  übrig  bleibende  Grundstück  zu  einer  Enclave  wird, 
oder  die  Nebengebäude,  mögen  sie  nun  zur  Erhöhung  des 
Nutzens  oder  der  Annehmlichkeit  bestimmt  sein,  stehen 
nicht  mehr  mit  dem  Hauptgebäude  in  Verbindung.  In 
Folge  der  theilweisen  Enteignung  eines  Gebäudes  kann 
für  den  Rest  eine  bedeutende  Werthverminderung  eintreten, 
so,  wenn  die  harmonische  Einheit  des  Ganzen  zerstört  wird. 
Auf  alle  diese  durch  die  Zerstücklung  herbeigeführten, 
den  Werth  des  Restgrundes  vermindernden  Schäden  muss 
bei  der  Feststellung  der  Entschädigung  neben  dem  oben 
fixirten  Verkaufswerthe  die  gehörige  Rücksicht  genommen 
werden.  In  Folge  der  Enteignung  eines  Theiles  des  Grundes 
unrl  Bodpns    können    noch    andere  wichtige  Folgen  für  d^n 
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Rest  eintreten,  z.  B.  die  Aufhebung  der  Umzäunung  (Eisen- 
gitter, Mauerwerk),  so  dass  eine  neue  Errichtimg  nothwendig 
wird.  Auch  dies  ist  eine  directe  Folge  der  Enteignung, 
denn  die  Enteignung  ist  es,  welche  den  Enteigner  als  neuen 
Eigenthiimer  mitten  in  das  Innere  des  bisher  geschlossenen 
Grundstückes  hineinführt. 

Ausser  dem  Grundschaden  kommt  noch  der  persön- 
liche Schaden  in  Betracht,  insbesondere  der  Schaden,  welcher 
für  den  Eigenthiimer  in  Folge  der  durch  die  Enteignung 
herbeigeführten  Nothwendigkeit  eines  Wohnungswechsels 
entsteht  oder  der  Schaden  in  Folge  einer  Aenderung  des 
Geschäftsiocais,  so  die  Kosten  der  Uebersiedlung,  der  Ueber- 
tragung  der  Waaren  und  Geräthschaften  aus  den  Magazinen, 
der  mit  dem  Transporte  trotz  aller  Vorsichtsmassregeln 
nothwendig  verbundenen  Verschlechterung,  der  durch  die 
Unterbrechung  des  Geschäftsbetriebes,  durch  den  Zeitverlust 
beim  Aufsuchen  eines  neuen  Locals  entstandene  Schaden, 
unter  Umständen  auch  der  Ersatz  für  die  Schmälerung  der 
Kundschaft,  soweit  dieselbe  weniger  durch  die  Person  des 
Geschäftsinhabers,  als  durch  die  vortheilhafte  Lage  des 
Grundstückes  bedingt  und  gesichert  war;  letzteres  ist  ins- 
besondere im  Detailhandel  mit  Gegenständen  des  täglichen 
Gebrauchs  der  Fall,  so  bei  Bäckern,  Fleischern,  Kaffee- 
siedern,  Krämern  u.  s.  w.  Bei  diesen  ist  die  Lage*  des 
Geschäftslocals  die  Hauptsache;  die  persönlichen  Eigen- 
schaften kommen  für  den  Erwerb  der  Kundschaft  weniger 
in  Betracht,  daher  muss  ihnen  für  die  in  Folge  der  Ent- 
eignung im  Geschäftsbetriebe  erwachsenen  Nachtheile  Ent- 
schädigung geleistet  werden ;  hier  bildet  die  Kundschaft 
einen  wirklichen  Werth,  dessen  Entziehung  durch  eine 
Entschädigung  aufgewogen  werden  muss.  Doch  muss  dabei 
Rücksicht  genommen  werden,  ob  nicht  die  günstige  Lage 
des  Grundstückes  für  den  Gewerbsbetrieb  bereits  im  Ver- 
kaufswerth  veranschlagt  wurde,  damit  nicht  in  dieser  Be- 
ziehung eine  Cumulirung  stattfinde.  Dort,  wo  die  Kundschaft 
offenbar    mehr    durch    die    Persönlichkeit     des    Rnteisneten 
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als  durch  die  Lage  des  Grundstückes  bedingt  und  erworben 
war,  wo  die  Persönlicbkeit  als  wesentliche  Basis  für  den 
Erfolg  im  Geschäfte  gelten  muss,  bedarf  es  einer  Entschädi- 
gung nicht,  denn  die  alten  Kunden  folgen  dem  Enteigneten 
auch  in  das  neue  Local,  und  wenn  er  einen  Theil  seiner 
Kunden  verliert,  so  findet  er  wieder  andere.  Der  einem 
Gewerbetreibenden  in  seinem  Gewerbe  insbesondere  durch  den 
Verlust  der  Clientel  verursachte  Schaden  muss  nur  insoweit 
ersetzt  werden,  als  derselbe  eine  dingliche  Grundlage  hat.^) 

Nur  der  erweislich  durch  die  Enteignung  hervorge- 
brachte Vermögensnachtheil  ist  zu  berücksichtigen.  Die 
logische  Folge  dieses  Grundsatzes  ist,  dass  der  blos 
hypothetische,  lediglich  auf  Conjecturen  beruhende,  seiner 
Ausdehnung  nach  jetzt  noch  ganz  unbekannte  Nachtheil, 
welcher  dem  Enteigneten  an  anderen,  der  Enteignung  nicht 
unterworfenen  Grundstücken  durch  die  spätere  Ausführung 
der  Arbeiten  möglicher  Weise  zugefügt  werden  könnte,  bei 
der  Bemessung  der  Entschädigung  wegen  der  Enteignung 
vorläufig  ausser  Anschlag  bleiben  muss  und  erst  dann  ersetzt 
werden  soll,  wenn  er  durch  die  Ausführung  der  Arbeiten 
wirklich  herbeigeführt  worden  ist. 

Wenn  in  Folge  der  Ausführung  der  öffentlichen  Unter- 
nehmung zur  Last  des  dem  Eigenthümer  verbleibenden 
Restes  des  zum  Theile  enteigneten  Grundes  sog.  Legal- 
servituten begründet  werden,  z.  B.  bei  militärischen  Bauten, 
Eisenbahnen  u.  s.  w. ,  so  steht  diesfalls  dem  Enteigneten 
ein  besonderer  Anspruch  auf  Entschädigung  nicht  zu.  Die 
Legalservituten  enthalten  ja  keinen  Eingriff  in  das  Eigen- 
thumsrecht,  sie  fixiren  nur  die  Grenzen  desselben.  Trotz 
der  Legalservituten  bleibt  das  Eigenthumsrecht  in  seiner 
Vollständigkeit  unberührt;  die  Herrschaft  des  vollberech- 
tigten Eigenthümers  erstreckt  sich  nur  nicht  auf  jenen 
Umkreis  von  Befugnissen  an  der  Sache,  welcher  ihm  durch 
allgemeine  Rechtsvorschrift  entzogen  ward.  Nur  ausserhalb 


')  üebereinstimmend  Haeberlin  a.  a.  0. 
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dieses  Umkreises  kann  aber  von  einer  Enteignung  und 
folgerichtig  von  einer  Entsctädigungspflicht  die  Rede  sein. 
Wegen  sog.  Legalservituten  findet  auch  dann  ein  Anspruch 
auf  Entschädigung  nicht  statt,  wenn  die  Entstehung  der- 
selben erst  mit  der  Enteignung  verknüpft  ist;  denn  nicht 
die  Enteignung  schafft  die  Legalservituten;  sie  ist  nur  die 
zufällige,  gelegentliche  Veranlassung  ihrer  Begründung. 
Die  Legalservituten  schöpfen  ihre  Existenz  aus  dem  Gresetze 
selbst  und  treffen  alle  in  dem  betreffenden  Grebiete  gelege- 
nen Grundstücke,  ohne  Unterschied,  ob  dieselben  Gegen- 
stand der  Enteignung  gewesen  sind  oder  nicht. 

Soll  die  Entschädigung  für  die  aus  der  Enteignung 
hervorgegangenen  Nachtheile  eine  vollständige  sein ,  so 
bedarf  es  auch  eines  Ersatzes  jener  Kosten  (Uebertragungs- 
gebühren,  Kosten  der  Vertragserrichtung  u.  s.  w.),  welche 
der  Enteignete  aufwenden  muss,  um  ein  dem  enteigneten 
gleichwerthiges  Grundstück  derselben  Natur  wieder  zu 
erwerben. 

Würden  diese  Kosten  bei  der  Bemessung  der  Ent- 
schädigung nicht  in  Anschlag  gebracht,  so  müsste  der  Ent- 
eignete bei  der  Wiedererwerbung  eines  gleichwerthigen 
Grundstückes  diese  Kosten  aus  eigenem  bestreiten,  oder 
er  müsste  von  der  Entschädigungssumme  eine  nicht  unbe- 
deutende Quote  zur  Deckung  dieser  Kosten  abziehen,  so 
dass  das  neu  erworbene  Grundstück  von  einem  um  den 
Betrag  dieser  Kosten  geringeren  Werthe  sein  müsste,  als 
das  enteignete  Grundstück.  Wenn  also  denselben  Eigen- 
thümer  mehrmals  hintereinander  Enteignungen  treffen, 
so  könnte  folgerichtig  die  für  das  zuerst  enteignete  Grund- 
stück geleistete  Entschädigung  durch  die  stets  erneuerten 
Kosten  der  Wiederanlegung  vollständig  absorbirt  werden. 
Dies  widerspricht  aber  dem  Principe  der  vollen  Entschä- 
digung auf  das  grellste.  Trotz  der  angeblich  immer  voll 
bemessenen  Entschädigung  würde  der  Entschädigte  nach 
und  nach  zu  Grunde  gerichtet.  Dem  Enteigneten  muss 
demnach   ein   Betrag   für   die   Kosten    der  Wiederanlegung 
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zuerkannt  werden ;  es  ist  aber  selbstverständlich,  dass,  wenn 
bei  der  Abschätzung  des  Verkaufswerthes  des  enteigneten 
G-rundstückes  diese  Kosten  als  Kosten  der  Erwerbung  neben 
dem  Erwerbspreise  bereits  veranschlagt  sind,  ein  abgeson- 
derter Ersatz  derselben  neben  dem  Verkaufswerthe  nicht 
stattfindet;  denn  wenn  nun  noch  ausserdem  die  Kosten  der 
Wiedererwerbung  in  Anschlag  gebracht  würden,  so  läge 
darin  ein  doppelter  Ersatz ;  der  Enteignete  könnte  dann 
ein  werthvolleres  Grundstück  erwerben,  als  dasjenige  war, 
welches  ihm  entzogen  wurde.  In  dem  so  veranschlagten 
Verkaufswerthe  hat  er  bereits  alles  erhalten,  was  er  für 
die  Erwerbung  des  G-rundstückes  ausgegeben  hat;  er  wird 
also  für  die  Entschädigungssumme  ein  anderes  von  gleichem 
AVerthe   einhalten   können. 

R)    Der  Zeitpunkt  der  Feststellung  der  Entschädigung. 

Die  Entschädigung  hat  den  gegenwärtigen  Werth, 
d.  h.  den  Werth  im  Augenblicke  der  Enteignung  zu  reprä- 
sentiren.  Nicht  selten  geschieht  es,  dass  schon  die  blosse 
Anzeige  von  der  künftigen  Verwirklichung  der  projectirten 
Unternehmung  den  Grundstücken,  in  deren  Mitte  sie  aus- 
geführt werden  soll,  einen  erhöhten  Werth  verleiht.  Es 
wäre  ungerecht,  für  diesen  Mehrwerth,  welcher  speciellen, 
gerade  durch  die  Enteignung  herbeizuführenden  Umständen . 
geschuldet  wird  und  für  welchen  die  Eigenthümer  eigent- 
lich der  Verwaltung  verpflichtet  sind,  die  Verwaltung  be- 
zahlen zu  lassen.  Der  Verkaufswerth  des  Grundstückes 
ist  also  nach  dem  Zustande  desselben  im  Augenblicke  der 
Enteignung  abzuschätzen,  was  um  so  mehr  gerechtfertigt 
ist,  als  im  Allgemeinen  angenommen  werden  darf,  dass 
jeder  Eigenthümer  aus  seinem  Grundstücke  alle  Vortheile 
beziehe,  welche  dasselbe  seiner  Natur  nach  überhaupt  ver- 
schaffen kann,  und  dass  seine  Benutzungsweise  die  unter 
den  gegenwärtigen  Umständen  productivste  sei ;  allein  diese 
allgemeine  Regel  müsste  dann  eine  Ausnahme  erleiden, 
wenn   da.-;  enteignete    Grundstück,    obwohl    im    Augenblicke 
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der  Enteignung  zu  einem  bestimmten  Zwecke  verwendet,  mit 
Gewissheit  Gegenstand  einer  vortheilhafteren  Verwendung 
sein  könnte,  so  dass  im  Falle  einer  Veräusserung  desselben 
jeder  Erwerber  diese  Möglichkeit  einer  vortheilhafteren 
Verwendung  in  Berücksichtigung  ziehen  könnte  ;  z.  ß.  das 
als  Gartenland  verwendete,  an  der  Strasse  gelegene  Grund- 
stück könnte  oflPenbar  als  Baugrund  parcellirt  werden  oder 
das  enteignete  Grundstück  wäre  für  die  Gewinnung  von 
Ziegeln  und  ähnlichen  Gegenständen  ganz  besonders  geeignet 
u.  s.  w. ;  in  solchen  Fällen  muss  auch  das  hierum  cessans 
ersetzt  werden.  ^)  Jene  blos  problematischen,  auf  eine  ent- 
fernte Möglichkeit  gegründeten  Vortheile  dagegen,  welche 
der  Eigenthümer  des  enteigneten  Grundstückes  nach  seiner 
Behauptung  hätte  erlangen  können,  wenn  er  seine  Pläne 
verwirklicht,  den  Zustand  des  Grundes  in  irgend  einer  Weise 
modificirt  hätte,  sind  nicht  in  Anschlag  zu  bringen;  z.  B. 
es  wird  ein  Grundstück  enteignet,  auf  welchem  sich  ein 
Wasserlauf  befindet,  der  Eigenthümer  behauptet,  er  hätte 
eine  Mühle  errichtet  u.  a.  m.  Solche  durchkreuzte  Pläne, 
solche  entgangene  Vortheile,  welche  aus  erst  beabsichtigten 
Anlagen  bezogen  werden  wollten,  sind  bei  der  Bemessung 
der  Entschädigung  nicht  zu  berücksichtigen.  Andererseits 
bedarf  es  aber  der  Billigkeit  bei  der  Abschätzung  des 
gegenwärtigen  Werthes;  wenn  etwa  der  Verkaufswerth 
des  Grundstückes  im  Augenblicke  der  Enteignung  eine 
ganz  zufällige,  voraussichtlich  nur  ^'orübergehende  Verringe- 
rung erfahren  hätte,  z.  B,  in  Folge  von  politischen  Ereig- 
nissen u.  s.  w.,  so  darf  dies  nicht  zum  Nachtheile  des 
Enteigneten  ausgenützt  werden.  Wäre  es  nicht  höchst 
unbillig,  dfn  Enteigneten    die    Folgen  eines  unzeitigen  und 


')  Ebenso  Haeberlin  a.  a.  0.  S.  187,  Tieichler  a.  a.  0. 
S.  133,  Meyer  a.  a.  0.  S.  277,  Thiel  a.  a.  0.  S.  28,  Baseler  Deutsches 
Privatrecht  S.  352,  Stuben  rauch  a.  a.  0.  S.  183,  Koch  Deutschlands 
Eisenbahnen  S.  83,  Gruchot  Beiträge  zur  Erläuterung  des  preussischen 
Rechts  IX.  92,  Roesler  a.  a.  0.  §.  198,  Note  8.  Dagegen  Mohl  Das 
StaatKrp'^ht  iIps  Koni^veirhs  Wnrtemberg  S.  402. 
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noch  dazu  zur  Unzeit  erzwungenen  Eigenthumswechsels 
tragen  zu  lassen?  Wenn  dagegen  der  Eigenthümer  den 
Zustand  des  Grundstückes,  dessen  Enteignung  gemäss  dem 
von  der  Verwaltung  für  eine  öffentliche  Unternehmung 
angenommenen  Projecte  voraussichtlich  bevorsteht,  durch 
Bauten,  Anpflanzungen  und  sonstige  Meliorationen,  durch 
Wiederaufnahme  des  bereits  aufgegebenen  Betriebes  von 
Grruben  und  Bergwerken  u.  s,  w.  in  der  Absicht  verändert, 
um  hohe  Entschädigungssummen  zu  erzielen,  ohne  dass 
dadurch  der  Werth  des  Grundstückes  für  die  öffentliche 
Unternehmung  selbst  im  geringsten  erhöht  wird,  so  muss 
eine  solche  dolose,  auf  Ausbeutung  der  Sachlage  gerichtete 
Berechnung  vereitelt  werden.  Die  in  fraudem  legis  gemachte 
Wertherhöhung  ist  bei  der  Bemessung  der  Entschädigung 
nicht  zu  berücksichtigen ;  nur  das  jus  toUendi  stellt  dem 
Enteigneten  zu.  Das  gleiche  gilt,  wenn  in  solcher  Absicht 
beträchtliche  Bauten,  Anpflanzungen  u.  s.  w.  nur  erst  be- 
gonnen wurden,  und  unter  dem  Vorwande,  dass  man  eines 
Grundstückes  beraubt  werde,  welches  eben  daran  sei,  einen 
hohen  Werth  zu  erlangen,  und  dass  man  verhindert  sei, 
die  beabsichtigten  Verbesserungen  durchzuführen,  grosse 
Entschädigungssummen  verlangt  werden.  Ob  ein  solcher 
dolus  vorliege  oder  nicht,  ist  eine  quaestio  facti  und  wird 
am  besten  der  freien.  Beurtheilung  der  zur  Bestimmung 
der  Entschädigung  berufenen  Behörde  überlassen.  Die 
Festsetzung  eines  bestimmten  Zeitpunktes  ^),  von  welchem 
angefangen  jede  Veränderung  hieher  gehören  soll,  empfiehlt 
sich  ebenso  wenig  wie  die  Abhängigmachung  der  Wirksam- 
keit dieser  Beschränkung  von  einem  speciellen  Verbote 
des  Enteigners.  2)  Nothwendige  Ausbesserungen ,  sowie 
Vorkehrungen,  welche  in  den  Kreis    der   gewöhnlichen  Be- 


*)  Thiel  a.  a.  0.  S.  27  schlägt  vor,  dass  alle  6  Monate  vor  Be- 
ginn des  Enteignungsverfahrens  angelegten  Meliorationen  bei  der  Fest- 
stellung der  Entschädigung  nicht  berücksichtigt  werden  sollen.  Vgl.  da- 
gegen Meyer  a.  a.  0.  S.  295. 

-)  Wie  Meyer  a.  a.  0.  will.     - 
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wirthscliaftung  fallen,  unterliegen  natürlich  keiner  Besclirän- 
kung.  Dem  Eigentliüraer,  welcker  innerhalb  des  kritischen 
Zeitraumes  in  seinem  Dispositionsrechte  über  das  Grund- 
stück gelähmt  ist,  muss  selbstverständlich  der  ganze  daraus 
hervorgegangene  Schaden  ersetzt  werden. 

Was  die  legislative  Grestaltung  dieser  Grundsätze  in  den 
einzelnen  Gesetzgebungen  betrifft,  so  bestimmt  das  franzö- 
sische Enteignungsrecht,  dass  dem  Enteigneten  der  Ersatz 
aller  Nachtheile  (juste  indemnite  Code  civil  Art.  545)  gewährt 
werde,  welche  er  durch  die  Enteignung  erlitten  hat  (Art. 
29  des  Gesetzes  vom  3.  Mai  1841).  Aber  nur  über  die  Ent- 
schädigung für  die  direct  aus  der  Enteignung  hervorge- 
gangenen Nachtheile  ,,les  indemnites  par  suite  d'cxpropridtion" 
(Art.  29  cit.)  hat  die  Jury  zu  entscheiden,  in  Beziehung 
auf  die  durch  die  Ausführung  der  öffentlichen  Arbeiten 
später  erwachsenden  Nachtheile  bleibt  es  bei  dem  allge- 
meinen Principe  der  administrativen  Competenz.  Nach  den 
Gesetzen  vom  28.  Pluviose  vom  Jahre  VIII  und  16.  Sep- 
tember vom  Jahre  1807  steht  die  Entscheidung  dem 
Präfecturrathe  zu.  Würde  die  Jury  diese  der  administra- 
tiven Beurtheilung  vorbehaltenen  Nachtheile  in  der  Ent- 
schädigungssumme berücksichtigen,  so  unterläge  ihre  Ent- 
scheidung der  Cassation  wegen  falscher  Gesetzesanwendung 
oder  Competenzüberschreitung.  Früher  war  es  üblich,  dem 
Enteigneten  eine  über  den  vollen  Werth  des  enteigneten 
Grundstückes  hinausgehende  Entschädigung  zu  bezahlen, 
gewöhnlich  Vs  über  den  wirkliclien  Werth  des  Grund- 
stückes ,  gleichsam  ein  Schmerzensgeld  für  die  Kränkung, 
sich  allein  der  Enteignung  unterwerfen  zu  müssen.  Durch 
Art.  49  des  Gesetzes  vom  Jahre  1807  wurde  dieser  Gebrauch! 
beseitigt.  Derselbe  Art.  49  bestimmt,  dass  nur  der  Werth  j 
des  enteigneten  Grundstückes  vor  der  Unternehmung  in , 
Betracht  komme,  dass  aber  die  Wertherhöhung,  welche  * 
erst  in  Folge  der  Unternehmung  selbst  eintrete,  nicht  \ 
berücksichtigt  werden  dürfe.  In  Ansehung  etwaiger,  von  i 
dem  Eigenthümer   vorgenommenen    Meliorationen    bestimmt  1 


—   110  — 

Art.  52  der  G-esetze  vom  Jahre  lS'6'd  und  1841,  dass  für 
jene  Bauten,  Aupflanzungen  und  Meliorationen  eine  Ent- 
schädigung nicht  geleistet  werden  soll,  rücksichtlich  welcher 
die  Jury  die  Ueberzeugung  gewinnt,  dass  sie  bloss  in  der 
Absicht  gemacht  wurden,  um  eine  höhere  Entschädigungs- 
summe zu  erlangen.  Der  Gesetzentwurf  hatte  Nichtberück- 
sichtigung aller  jener  Veränderungen  verlangt,  welche 
nach  der  Publication  der  Genehmigungserklärung  V)  vorge- 
nommen wurden,  vorausgesetzt,  dass  nicht  ein  Zeitraum 
von  zwei  Jahren  zwischen  dieser  Publication  und  dem 
Enteignungserkenntnisse  verflossen  ist  ;  allein  mit  Recht 
wurde  in  dem  Gesetze  selbst  der  Jurj'-  die  volle  Ereiheit 
der  Beurtheilung  vorbehalten. 

In  Belgien  gelten  dieselben  Grundsätze  wie  in 
Frankreich.  Eine  besondere  Erhöhung  erfährt  die  Ent- 
schädigungssumme gemäss  Art.  12  des  Gesetzes  von  1837, 
wenn  nämlich  eine  Enteignung  im  Interesse  der  Ausbeu- 
tung eines  Bergwerkes  vorgenommen  wird  ;  die  nach  dem 
Enteignungsgesetze  von  1835  auszumittelnde  Entschädi- 
gungssumme wird  auf  das  Doppelte  erhöht;  wenn  die 
enteigneten  Grundstücke  in  der  Innehabung  der  Eigen- 
thümer  stehen,  so  soll  sogar  auf  den  Atfectionswerth  Rück- 
si<^ht  genommen  werden.  Auch  die  rücksichtlich  der  un- 
redlichen Meliorationen  in  Frankreich  durch  das  Gesetz 
von  1841  (Art.  52)  getroffene  Bestimmung  wird  in  Belgien 
thatsächlich  befolgt;  sie  wird  in  Art.  49  des  Gesetzes  von 
1807  hinein  interpretirt.  Die  belgischen  Gerichte  gehen  in 
der  Zuerkennung  der  Entschädigungen  sehr  weit,  insbe- 
sonders  in  der  Veranschlagung  der  aus  der  Enteignung 
hervorgehenden  Nachtheile,  so  z.  B.  wurden  in  Brüssel 
einem  Müller  wegen  der  blossen  Arbeitsunterbrechung  für 
einen  Zeitraum  von  554  Tagen  22  Francs  pr.  Tag  als 
Entschädigung  zugesprochen.  (Entscheidung  vom  2<o.  August 
1845.  Ol  in  et  Picard  a.  a.  0.  S.  37  u.  s.  w.) 


')  Vgl.  das  französische  Verfahren  weiter  unten. 
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Nach  italieu  i  seil  em  Rechte  bestellt  im  Falle  der 
Totaloccupatiuu  die  Entschädigung  in  dem  gerechten  Preise, 
welchen  das  (Irundstück  nach  der  Beurtheilung  der  Sach- 
verständigen bei  einem  freien  Verkante  gehabt  hätte  (Art. 
39);  im  Falle  einer  theil weisen  Oecupation  besteht  die 
Entschädigung  in  der  Differenz  zwischen  dem  gerechten 
Preise,  welchen  das  Grundstück  vor  der  Oecupation  gehabt 
hätte,  und  dem  gerechten  Preise,  welcher  mit  dem  übrig- 
bleibenden Tbeile  nach  der  Oecupation  zu  erreichen  ist 
(Art.  4U).  Der  Verkaufspreis  des  zu  enteignenden  Grrund- 
stückes  wird  aus  den  Verkaufsgeschäften  der  letzten  fünf 
Jahre,  aus  den  Mieth-  und  Pachtverträgen,  aus  dem  Rein- 
einkommen und  anderen  Umständen  entnommen.  Was  den 
Ersatz  für  die  Werthverminderung  des  übrigbleibenden 
Grrundstückes  betrifft,  so  werden  nur  die  unmittelbaren 
Folgen  der  Enteignung  in  Anschlag  gebracht;  auf  den 
Affectionswerth  darf  keine  Rücksicht  genommen  werden. 
(Das  einzige  italienische  Gesetz,  welches  auch  den  Affec- 
tionswerth berücksichtigt  hatte,  war  das  Gesetz  von  Parma 
vom  25.  April  1821  Art.  253.)  Die  Wertherhöhung,  welche 
aus  der  Ausführung  der  öffentlichen  Unternehmung  für  den 
enteigneten  Theil  des  Grundstückes  hervorgegangen  wäre, 
darf  die  Entschädigungssumme  nicht  erhöhen  (Art.  42). 
In  derselben  düi'fen  jene  Bauten,  Anpflanzungen  und  Me- 
liorationen nicht  berücksichtigt  werden,  in  Beziehung  auf 
welche,  sei  es  aus  der  Zeit,  in  der  sie  gemacht  wurden, 
sei  es  aus  andern  Umständen  hervorgeht  ,  dass  sie  in  der 
Absicht  ausgeführt  wurden,  um  eine  grössere  Entschädi- 
gungssumme zu  erzielen;  doch  steht  dem  Eigenthümer  ein 
■jus  toUendi  zu.  Rücksichtlich  jener  Bauten,  Anpflanzungen 
und  Meliorationen  ,  welche  auf  den  der  Enteignung  unter- 
worfenen Grundstücken  nach  der  Publication,  dass  die  Detail- 
pläne deponirt  seien,  unternommen  wurden,  wird  die  un- 
redliche Absicht  vermuthet  (Art.  43).  Für  die  Auferlegung 
gesetzlicher  Servituten  wird  eine  Entschädigung  nicht  ge- 
leistet   (Art.  46). 
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Die  d  eilt  seilen  Gesetze  gewähren  in  der  Regel  den 
gemeinen  Verkaufswerth  der  Sache  selbst  nebst  dem  durch 
die  besondere  BeschaiFenheit  der  Sache  verursachten  Mehr- 
werthe,  so  das  preus  sis che  Landrecht  I,  11,  §.9.  Gemäss 
demselben  soll  auch  der  ausserordentliche  Werth,  d.  h.  der 
besondere  Werth,  den  die  Sache  gerade  für  den  Enteigneten 
hatte,  vergütet  werden.  Anders  bei  der  Enteignung  behufs 
der  Errichtung  von  Deichen  (Gesetz  von  1848  §.  20).  Den 
besonderen  Werth  für  den  betreffenden  Eigenthümer  ge- 
währt auch  das  badische  Gesetz  vom  28.  August  1835 
§.  24 — 26;  es  gibt  den  Werth  der  Liegenschaft  im  Falle 
einer  Veräusserung,  neben  dem  allgemeinen  Werthe  die 
besonderen  Vortheile  für  den  Eigenthümer  nach  seinen. 
Gewerbe-  oder  anderen  Verhältnissen ;  ebenso  das  gross- 
herzoglich  hessische  Gesetz  vom  Mai  1821  §.11; 
das  Gericht  soll  unter  anderem  auf  die  neuesten  Verkäufe 
und  Verpachtungen  des  Grundstückes  selbst  oder  benach- 
barter von  gleicher  Beschaffenheit  Rücksicht  nehmen ;  nur 
der  reelle,  nicht  der  blosse  Affectionswerth  darf  in  Anschlag 
gebracht  werden.  Eingehender  wird  das  Mass  der  Ent- 
schädigung im  baierischen  Gesetze  bestimmt  Art.  5. 
Die  Entschädigung  muss  enthalten:  1)  den  gemeinen  Werth 
des  abzutretenden  Gegenstandes ;  2)  den  Mehrwerth,  welchen 
der  abzutretende  Gegenstand  durch  seine  Verbindung  mit 
anderen  Eigenthumstheilen  oder  durch  seine  bisherige  Be- 
nützungweise, oder  durch  seine  besonders  günstige  Lage 
für  den  Eigenthümer  hat;  3)  die  Werthverminderung  für 
den  übrigen  Grundbesitz  desselben  Eigenthüraers,  sei  es 
in  Folge  der  Verkleinerung  oder  Zerstückelung;  4)  den 
unvermeidlichen  Verlust,  welcher  vorübergehend  oder  blei- 
bend in  dem  Erwerbe  des  Enteigneten  erwächst,  welcher 
jedoch  30**/o  des  Schätzungswerthes  der  Sache  nicht  über- 
steigen darf;  5)  den  Werth  der  Früchte,  deren  Ernte  durch 
die  Enteignung  verhindert  wird;  6)  den  Betrag  derjenigen 
Entschädigung,  welchen  der  Eigenthümer  dem  Pächter 
oder    sonstigen    Nutzungsberechtigten     nach    Vertrag    oder 
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Gesetz  zu  leisten  hat.  Auf  Wertherhöhungeri,  welche  erst 
in  Folge  des  die  Enteignung  veranlassenden  Unternehmens 
dem  zu  enteignenden  Grundstücke  zuwachsen,  darf  keine 
Rücksicht  genommen  werden  (Art.  9).  Von  ähnlichen  Ge- 
sichtspunkten gehen  viele  andere  deutsche  Gesetze  aus,  so 
das  Gesetz  von  Sondershausen  vom  Jahre  1844  §.  14 — 17, 
das  Gesetz  von  Co  bürg  von  1848  und  1855,  Art.  11,  13, 
14  (der  Annehmlichkeitswerth  wird  berücksichtigt,  der 
AiFectionswerth  dagegen  und  die  durch  das  Unternelinien 
selbst  herbeigeführte  Wertherhöhung  werden  abgesprochen), 
das  Gesetz  von  Meiningen  von  1845  Art.  10,  das  wegen 
mancher  Detailsbestimmungen  besonders  bemerkenswerthe 
Enteignungsgesetz  in  Beziehung  auf  die  Werra-Eisenbahn 
vom  14.  December  1855  (Art.  9:  Für  jede  Abtretung,  Be- 
lastung oder  Ueberlassung,  welche  auf  dem  Grunde  des 
gegenwärtigen  Gesetzes  gefordert  wird,  ist  vollständige 
Entschädigung  zu  leisten,  nach  dem  wahren  gemeinen 
Werthe,  oder  nach  demjenigen  Preise,  welchen  der  in 
Frage  kommende  Gegenstand  nach  ortsgewöhnlicher  Wür- 
derung  zur  Zeit  der  Abtretung,  Belastung  oder  Ueber- 
lassung hat.  Bei  der  Werthbestimmung  sind  aber  zugleich 
alle  Schäden  und  Nachtheile,  welche  den  Eigenthümer 
vorübergehend  oder  bleibend  durch  die  Abtretung  u.  s.  w. 
treffen,  mit  in  Anschlag  zu  bringen,  z,  B.  a.  in  Bezug  auf 
Lage,  Nahrung  und  Gewerbsbestimmung,  b.  wegen  unvor- 
hergesehener Unterbrechung  des  Besitzstandes,  c.  wegen 
Beschädigung  oder  Verlustes  der  Früchte,  d.  wegen  Wertli- 
verminderung  des  etwa  übrigbleibenden  Besitzthumes  und 
wegen  des  Mehrwerthes,  welchen  der  abzutretende  Gegen- 
stand durch  seinen  Zusammenhang  mit  anderen  Einrich- 
tungen oder  Besitzungen,  oder  durch  seine  bisherige  Be- 
nutzungsweise für  den  Eigenthümer  behauptete.  Die  Rechts- 
grundsätze über  den  Ersatz  solcher  Schäden,  welche  zwar 
durch  Anlagen  und  Unternehmungen  der  im  Art.  2  bezeich- 
neten Art,  aber  nicht  durch  die  dabei  vorgekommene  Ent- 
eignung verursacht  werden,  erleiden  durch  das  gegenwärtige 
(jrüuliut,  Enteignungsreclit.  8 
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GrevSetz  keinp  Aenderung.  Arf .  1 1  gewährt  den  Annehm- 
lichkeitswerth ;  dagegen  wird  durch  Art.  12  die  Rücksicht- 
nahme auf  das  pretium  affectionJs  sowie  auf  die  erst  durch 
die  Enteignung  herbeigeführte  Wertherhöhung  ausgeschlos- 
sen);  das  Enteignungsgesetz  der  freien  Stadt  Frankfurt 
vom  11.  November  1856  (§.  11  übereinstimmend  mit  §.  11  des 
G-esetzes  von  1847  und  §.  12  des  Gresetzes  von  1835:  Die 
Entschädigung  muss  mindestens  dem  Betrage  des  von  dem 
jetzigen  Eigenthümer  oder  dessen  nächsten  Erblasser  für 
den  entäusserten  G-egen stand  bezahlten  Kaufpreises  und 
der  von  demselben  darin  gemachten ,  noch  vorhandenen 
Verwendungen  oder  mindestens  dem  Betrage  der  darauf 
haftenden  Specialhypothek,  wenn  darin  dieser  Gegenstand 
allein  verpfändet  ist,  gleich  sein.  Jedoch  werden  solche 
Kaufpreise,  Verwendungen  oder  Specialhypotheken,  die 
nicht  wenigstens  ein  Jahr  vor  Verkündigung  des  Senats- 
beschlusses (§.  4)  entstanden  sind,  nicht  in  Betracht  gezogen. 
§.  12.  Die  Entschädigung  soll  nicht  allein  den  vollen 
Werth  des  Grundes  und  Bodens  und  der  darauf  befind- 
lichen Gebäude.  Anpflanzungen,  Bäume  und  Gewächse  um- 
fassen, sondern  es  sind  dabei  auch  alle  besonderen  Werth- 
verhältnisse  als  Lage,  Cultur  des  Bodens,  Erträgniss,  Ge- 
schäftsbetrieb und  andere  dergleichen  Umstände  in  Anschlag 
zu  bringen,  so  dass  dem  Eigenthümer  sein  wirkliches  Inter- 
esse vollständig  ersetzt  werde.  Wertherhöhungen,  welche 
dem  abzutretenden  Gegenstande  erst  in  Folge  des  Unter- 
nehmens des  Entäusserers  zu  Theil  werden  könnten,  kommen 
bei  der  Entschädigung  nicht  in  Anschlag.  ^.  15.  Der 
Schade,  welcher  den  verbleibenden  Gütertheilen  durch 
die  Entäusserung  und  durch  die  beabsichtigte  neue 
Anlage  zugefügt  wird ,  ist  gleichfalls  zu  vergüten. 
Der  preussische  Entwurf,  Tit.  2  sj.  7  gewährt 
1)  den  gemeinen  Werth  des  abzutretenden  Gegenstandes 
und  der  entwertheten  Pertinenzien  und  Früchte ;  2 )  den 
Mehrwerth,  den  der  abzutretende  Gegenstand  durch  seinen 
Zusammenhang  mit  anderen  Eigenthumstheilen,  oder  durch 
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seine  bisherige  Benufzungsweise  für  den  Eigenthiimer  hat: 

3)  den  Minderwerth,  welcher  durch  die  Abtretung  für  den 
übrigen  Grundbesitz  des  Eigenthümers  entsteht;  ad  2  und 
3    jedoch    mit    den    im    §.  8    festgesetzten    Modificationen ; 

4)  den  Ersatz  des  Schadens,  welchen  die  Nutzungsberech- 
tigten, die  Realinteressenten,  Pächter  und  Miether  durch 
die  Entziehung  erleiden ,  soweit  derselbe  nicht  in  der 
dem  Eigenthiimer  nach  1 — o  zu  gewährenden  Entschädigung 
begriffen  ist.  Wertherhöhungen,  welche  dem  abzutretenden 
Grundstücke  erst  in  Folge  des  Unternehmens  zu  Theil 
werden ,  kommen  bei  der  Entschädigung  nicht  in  An- 
schlag. §.  8.  Der  Mehrwerth,  welcher  durch  die  Art  der 
bisherigen  Benutzung  bedingt  ist  (§.  7  Nr.  2)  wird  nur 
bis  zu  dem  Betrage  des  Capitals  gewährt,  welches  erfor- 
derlich ist,  damit  der  Eigenthümer  ein  anderes  Grundstück 
in  derselben  Weise  und  mit  gleichem  Ertrage  benutzen 
kann ;  es  soll  dadurch  exorbitanten  Entsohädigungsbe- 
gehren  vorgebeugt  und  verhindert  werden,  dass  der  Eigen- 
thümer durrli  die  Entschädigungssumme  in  eine  Lage  ver- 
setzt werde,  ohne  Arbeit  und  Gefahr  dieselben  Vortheile 
geniessen  zu  können,  welche  er  bisher  durch  seine  Arbeit 
und  unter  den  Chancen  seines  Gewerbbetriebes  gewann. 

Nach  den  deutschen  Gesetzen  wird  keine  Vergütung 
geleistet  für  jene  dem  Objecte  der  Enteignung  zuwachsen- 
den Wertherhöhungen,  welche  nach  eingeleitetem  Enteig- 
nungsverfahren in  unredlicher  Absicht  in  fraudem  legia  von 
dem  Eigenthümer  herbeigeführt  werden.  So  wird  durch 
Art.  12  des  baierischen  Gesetzes  dem  Eigenthümer 
von  der  Einleitung  des  Enteignungsverfahrens  an  jede 
nicht  gerade  nothwendige  Disposition  untersagt..  Auf  Ver- 
änderungen, welche  der  Enteignete  nach  Zustellung  der 
Ladung  zum  Verhandlungstermine  (vergl.  weiter  unten  das 
baierische  Enteignungsverfahren')  einseitig  vorgenommen 
hat,  darf  keine  Rücksicht  genommen  werden:  solche 
einseitig  vorgenommene  Veränderungen  begründen  sogar 
die    Verbindlichkeit     zur    Wiederherstellung     des    frühern 
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Zustandes,  sofern  sie  dem  Enteigner  nachtheilig  sind,  und 
zur  Vergütung  des  eben  dadurch  bewirkten  Minderwerthes. 
Das  badische  Enteignungsgesetz  §.  36  untersagt  dem 
Eigenthümer  in  den  nächsten  4  Monaten  von  der  öffent- 
lichen Bekanntmachung  an,  dass  der  die  abzutretende 
Liegenschaft  bezeichnende  Plan  auf  dem  Rathhause  nieder- 
gelegt sei  oder  von  dem  Tage  an,  da  die  Absicht  der 
Verwaltungsbehörde,  dieselbe  im  Wege  der  Zwangsenteig- 
nung zu  einem  öffentlichen  Unternehmen  zu  erwerben,  dem 
Eigenthümer  vor  Niederlegung  des  Planes  urkundlich  be- 
kannt gemacht  wurde  und  in  den  nächsten  vier  Monaten, 
welche  auf  die  öifentliche  Verkündigung  der  Abtretungs- 
verbindlichkeit folgen,  ohne  Zustimmung  der  Verwaltungs- 
behörde Meliorationen  vorzunehmen,  welche  die  wesentliche 
Beschaffenheit  der  abzutretenden  Güter  ändern  würden, 
widrigens  die  hierauf  verwendeten  Kosten  im  Falle  der 
wirklichen  Abtretung  bei  Bestimmung  der  Entschädigungs- 
summe nur  insoweit  berücksichtigt  werden,  als  sie  auch 
für  den  öffentlichen  Zweck  selbst,  für  den  die  Abtretung 
erfolgt,  den  "VVerth  der  Liegenschaft  erhöhen.  Kommt  die 
Enteignung  nicht  zu  Stande  und  erleidet  der  Eigenthümer 
durch  diese  ihm  auferlegte  Dispositionsbeschränkung  Schaden, 
so  ist  er  deshalb  zu  einer  Entschädigungsforderung  be- 
rechtigt. Das  Enteignungsgesetz  in  Beziehung  auf  die 
We  r  r  a-Eisenbahn  geht  zu  weit,  wenn  es  verbietet, 
innerhalb  eines  Jahres  von  der  gerichtlichen  (forum  rei 
sitae)  Verständigung  von  der  Absicht,  die  Grrundstücke 
zu  enteignen,  sogar  die  gewöhnliche  Feldbestellung  ohne 
Zustimmung  des  Bauunternehmers  vorzunehmen  fArt.  8). 
Eine  Entschädigungsforderung  findet  wegen  gesetzwidriger 
Melioration  nur  insofern  statt,  als  dadurch  der  Werth  des 
Enteignungsobjectes  für  das  öffentliche  Unternehmen  selbst 
erhöht  wurde,  (Art.  13.)  Li  sachgemässer  Weise  wird  be- 
stimmt, dass  diese  Dispositionsbeschränkung  ohne  weiters 
zu  entfallen  habe,  wenn  nicht  vor  Ablauf  des  oben  er- 
wähnten Jahres  ein    förmlicher   Enteignungsantrag  gestellt 
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worden  ist  mid  dass  eine  wiederholte  Besehrlinkung  nicht 
stattfinde  (Art.  <S).  Im  Falle  der  Nichtausfülirung  der 
Enteignung  gebührt  dem  Eigenthümer  voller  Schadenersatz 
(Art.  13).  Der  preussische  Entwurf  bestimmt  nach  dem 
Muster  des  französischen  Gesetzes  (Art.  52),  dass  für  Neu- 
bauten, Anpflanzungen  und  Verbesserungen  beim  Wider- 
spruch des  Unternehmers  keine  Vergütung  gewährt  wird, 
wenn  die  Bezirksregierung  oder  die  erkennende  Behörde 
aus  der  Art  der  Anlage,  dem  Zeitpunkte  derselben  oder 
aus  den  sonst  obwaltenden  Umständen  die  Ueberzeugung 
gewinnt,  dass  dieselben  nur  in  der  Absicht  vorgenommen 
sind,  um  eine  höhere  Entschädigung  zu  erzielen. 

Das  u  n  g  a  r  i  s  c  li  e  Enteignungsrecht  lässt  die  Ent- 
eignung nur  gegen  volle  Entschädigung  zu  (§.  31).  Die 
Entschädigungssumme  begreift  ausser  dem  Werthe  der 
enteigneten  Realität  die  Werthverminderung  durch  Zer- 
stückelung, Zerreissung  oder  Belastung  mit  Servituten,  die 
Kosten  für  die  Wiederherstellung  der  bisherigen  Verwend- 
barkeit des  Restgrundstückes  und  den  Kostenmehrbetrag 
für  die  nunmehrige  Bewirthschaftung  des  Restgrundstückes 
(§.  32).  Der  Werth  der  zu  enteignenden  Objecte  ist  nach 
den  zur  Zeit  der  Schätzung  bestehenden  Preisen  zu  be- 
stimmen. Als  Grundlage  dieser  Bestimmung  dienen  der 
Reinertrag,  der  Localpreis,  die  Pachtzinse  und  andere  bei 
gewöhnlichen  Kauf-  und  Verkauf sgeschäften  in  Betracht 
kommende  Umstände.  Weder  auf  den  AiFectionswerth,  noch 
auf  die  durch  das  öffentliche  Unternehmen  selbst  herbei- 
geführte Wertlierhöhung  der  enteigneten  Grundstücke  noch 
auf  die  aus  einer  möglicher  Weise  eintretenden  Verände- 
rung derselben  anzuhoftende  Wertlierhöhung  darf  Rücksicht 
genommen  werden ;  ebensowenig  auf  jene  Meliorationen,  welche 
der  Eigenthümer  nach  Feststellung  des  Enteignungsplanes 
machen  Hess,  es  wäre  denn,  dass  dieselben  auch  dem  Ent- 
eigner offenbar  zum  Nutzen  gereichen  (§.  35). 

Das    schweizerische    Enteignungsrecht     bestimmt 
den    Ersatz    aller    Vermögensnachtheile ,     welche    für    den 
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Abtretenden  aus  der  Abtretung  ohne  seine  Schuld  er- 
wachsen (Art.  3).  Vom  Tage  der  ölfentlichen  Bekannt- 
machung des  Bauplanes  an  (Art.  11.  Näheres  im  schweize- 
rischen Enteignmigsverfahren)  oder  bei  dem  ausserordentlichen 
Verfahren  vom  Tage  der  Mittheilung  der  Abtretungsforde- 
rung  an  (Art,  18)  darf,  Nothfälle  vorbehalten,  ohne  Ein- 
willigung des  Bauunternehmers  an  der  äusseren  Beschaffen- 
heit des  Abtretungsgegenstandes  keine  wesentliche  und  mit 
Beziehung  auf  die  rechtlichen  Verhältnisse  desselben  gar 
keine  Veränderung  vorgenommen  werden.  Wird  diesei" 
Bestimmung  entgegen  gehandelt,  so  sind  diese  Verände- 
i'ungen  bei  Ausmittlung  der  Entschädigungssumme  nicht 
zu  berücksichtigen.  Der  Bauunternehmer  hat  für  den  aus 
dieser  Einschränkung  des  freien  Verfügungsrechtes  erweis- 
lich hervorgegangenen  Schaden  Ersatz  zu  leisten.  lieber 
diesfalls  sich  ergebende  Streitigkeiten  entscheidet  das 
Bundesgericht. 

Für  das  englische  Enteignungsrecht  wird  als  Prin- 
eip  der  Entschädigung  durch  die  Ua'dways  Clausus  Consoli- 
äation  Act.  8  et  9  Vict.  cap.  20  sect.  6  und  16  der  Grrund- 
satz  aufgestellt,  dass  die  Entschädigung  der  Eigenthümer 
und  aller  sonstigen  Interessenten  an  den  enteigneten  Grund- 
stücken allen  Schaden  in  sich  begreifen  müsse.  Als  allge- 
meine Regel  für  die  Entschädigung  soll  ferner  nach  der 
Lfoids  Clauses  Consolidation  Act,  8  et  9  Vict.  cap.  18  sect. 
ö3  die  Bestimmung  gelten,  dass  nicht  nur  auf  den  W^erth 
des  enteigneten  Grundes  und  Bodens,  sondern  auch  auf  den 
Schaden  Rücksicht  genommen  werde,  welcher  in  Folge  der 
Abtrennung  der  Grundstücke  von  anderen  Grundstücken, 
oder  wegen  einer  sonstigen  Schädigung  derselben  oder 
überhaupt  aus  anderen  Gründen  erlitten  wurde.  Von  hohem 
Interesse  ist  der  die  englischen  Anschauungen  in  dieser 
Frage  trefflich  wieder  spiegelnde  Bericht  eines  von  dem 
Hause  der  Lords  in  der  Session  des  Jahres  1845  niederge- 
setzten Ausschusses,  welcher  damit  beauftragt  war,  zu 
untersuchen,    ob    nicht    gewisse    allgemeine    Grundsätze  für 
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die  Abscliätzimg  der  Eiitscliädigung  in  Böziehimg  auf  die 
im  Interesse  des  Eisenbalmbaues  enteigneten  Grundstücke 
aulgestellt  werden  könnten  und  ferner  zu  prüfen,  welches 
Ausmass  der  Entschädigung  wegen  der  Abtrennung  der 
enteigneten  Grrundstücke  von  der  Stammrealität  und  wegen 
der  an  Wohngebäuden  zugefügten  Xachtheile  allgemein  zu 
leisten  sei.  Es  fand  nach  englischer  Sitte  eine  Vernehmung 
tüchtiger  (sechs)  Experten  statt,  deren  Aussagen  für  die 
Beurtheilung  der  einschlägigen  Verhältnisse  sehr  lehrreich 
sind.  Nach  diesen  Aussagen  wird  in  England  zwar  auf  den 
Marktpreis  des  enteigneten  Grrundstückes  Rücksicht 
genommen,  demselben  aber  mit  Rücksieht  auf  die 
Zwangsnatur  der  Abtretung  ein  seinem  Aus- 
masse  nach  sehr  verschiedener  Procentsatz  zu- 
geschlagen. Der  Ausschuss  selbst  stellt  in  seinem 
Berichte  die  Ansicht  auf,  es  sei  zu  diesem  Zwecke  ein 
sehr  hoher  Proeentsatz,  nie  weniger  als  5ü  '^/o  über 
den  Marktpreis,  zu  gewähren.  Der  durch  die  Abtren- 
nung der  enteigneten  Grrundstücke  und  au  Wohngebäuden 
entstandene  Schade  wird  abgesondert  in  Anschlag  gebracht. 
Mach  der  Meinung  des  Ausschusses  lasse  sich  dafür  ein 
bestimmter  Massstab  nicht  aufstellen.  Im  Allgemeinen  glaubt 
aber  der  Ausschuss,  dass  es  geboten  sei,  die  enteigneten 
Grrundstücke  nicht  nur  als  eine  Einkommensquelle,  sondern 
auch  als  Gregenstände  einer  oft  kostspieligen  Verschönerungs- 
lust des  Enteigneten,  als  seinem  Vergnügen  und  seiner 
Erholung  dienstbar  in  Anschlag  zu  bringen.  {Re]joH  and 
the  Eüidence  yiveii  hefore  the  Lords  Select  Committee,  Ott  the 
Princvple  of  assesslng  CompensaUou  for  Lands.  Hodges  an 
railways  S.   290—306.) 

In  der  Ba'dway  Clauses  Act  von  1863,  26  et  27  Vict. 
cap.  92  sect.  20  wird  augeordnet,  dass,  wenn  die  im 
Specialgesetze  für  die  Erbauung  der  Eisenbahn  und  für  die 
Ausübung  des  Enteignungsrechtes  bestimmte  Zeit  durch 
ein  späteres  Specialgesetz  verlängert  wird,  auf  den  Schaden 
Rücksicht  genommen  werden  muss,  welcher  in  Folge  davon 
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den  Interessenten  erwaclisen  ist.  Bios  liypotlietiso.be 
Nachtheile,  welclie  möglicher  Weise  aucli  niclit  eintreten 
können,  in  Beziehnng  auf  welclie  sich  also  nichts  mit  Be- 
stimmtheit voraussehen  lässt,  dürfen  nicht  berücksichtigt 
werden.  Der  Schade  mnss  eine  Folge  der  Enteignung  sein : 
der  aus  der  Ausführung  des  die  Enteignung  veranlassenden 
öiFentlichen  Werkes  hervorgehende  Schade  kommt  erst  dann 
in  Anschlag,  wenn  das  Werk  vollendet  vorliegt  und  eine 
Beseitigung  des  Schadens  durch  eine  Aenderung  des  Werkes 
nicht  mehr  möglich  ist.  Nimmt  der  Enteigner  auf  dem 
enteigneten  Grrundstücke  etwas  vor,  was,  wenn  von  anderen 
vorgenommen,  als  ein  AusHuss  des  Eigenthumsrecbtes  in 
keiner  Weise  angefochten  werden  könnte,  so  kann  er  d(jch 
dem  Enteigneten ,  welcher  einen  Theil  der  Grundstücke 
behalten  hat,  zur  Entschädigung  verpflichtet  werden,  z.  B. 
wenn  er  ihm  das  Licht  versperrt,  oder  durch  Anlegung 
eines  Brunnens  das  Wasser  entzieht,  denn  dieses  und  ähn- 
liches konnte  nur  in  Folge  der  Enteignung  geschehen. 
Das  englische  Recht  unterscheidet  zwischen  dem  Schaden, 
welcher  von  dem  Enteigner  durch  die  Ausübung  des  Ent- 
eignungsrechtes innerhalb  der  gesetzlichen  Grenzen  zu- 
gefügt wird  und  dem  Schaden,  welcher  durch  eine  ausser- 
halb der  gesetzlichen  Grenzen  des  Enteignungsrechtes 
liegende  Handlungsweise  des  Enteigners  entsteht.  Nur  für 
einen  Schaden  der  ersteren  Art  wird  die  Entschädigung 
nach  den  Regeln  des  Enteignungsverfahrens  gewährt,  für 
einen  Schaden  der  letzteren  Art  bestehen  die  gemeinrecht- 
lichen Rechtsmittel.  Die  Lands  Clauses  ConsuUdatlon  Act 
8  et  9  Vict.  cap.  18  sect.  80  legt  dem  Enteigner  auch  die 
Verpflichtung  auf,  dem  Enteigneten  die  Kosten  der  Wieder- 
aiüegung  in  Grundstücken  zu  ersetzen. 

Das  nordamerikanische  Recht  stimmt  in  den 
materiellen  Rechtssätzen  mit  dem  englischen  Rechte  über- 
ein. (Bedfi cid  law  of  raihoays  I.  v^.  71.)  Der  Werth  des 
enteigneten  Theiles  eines  Grundstückes  wird  in  der  Weise 
ermittelt,  dass  man  zunächst  den  Wei'tli  des  ganzen  Grund- 
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stürkes,  allgesehen  von  der  i)ffentliolien  Tlnternehnning  be- 
stimmt, nnd  hierauf  den  Werth  desjenigen  Theiles,  welcher 
nach  A'^ollendnng  der  öffentlichen  Unternehmung  übrig- 
bleibt;  in  dem  Unterschiede  wird  die  Entschädigung  gefun- 
den. Dem  Eigenthümer  muss  eine  Summe  gegeben  werden, 
welche  ihn  ebenso  gut  stellt,  als  wenn  das  öffentliche 
Werk  nicht  erbaut,  oder  sein  Grund  niclit  enteignet  worden 
wäre ;  daher  eine  Summe  gleich  der  Differenz  zwischen  dem 
Preise,  für  welchen  das  ganze  Grrundstück  vor  der  Errich- 
tung des  Werkes  verkauft  worden  wäre  und  zwischen  dem 
Preise,  für  welchen  der  Rest  nach  der  Errichtung  verkauft 
werden  kann.  Die  Jury  bringt  jeden  Nachtheil  in  An- 
schlag, welcher  dem  Enteigneten  durch  die  Enteignung, 
sei  es  in  Ansehung  seines  übrigbleiljenden  Grundstückes, 
sei  es  sonst  erwachsen  ist,  z.  B.  Feuersgefahr,  die  durch 
Deiche,  Dämme,  Höher-  und  Tieferlegung,  durch  Behinde- 
rung in  der  Benützung  der  Wolingel)äude  u.  s.  w.  verur- 
sachte Unbequemlichkeit,  niclit  aber  die  Wertherhöhung, 
welche  dem  Grundstücke  durch  die  projectirte  Errichtung 
des  öffentlichen  Werkes  zugewachsen  ist. 

(')  F  o  r  111  der  E  ii  t  s  c  li  ä  tl  i  g  n  n  g.  —  A  n  r  e  c  li  n  u  u  g  d  e  s  M  e  h  r  w  e  r  t  li  e  s. 

Die  Entschädigung  muss  in  Geld,  als  dem  allgemeinen 
Werthmesser  der  Verkehrsgegenstände,  erfolgen,  nicht  in 
anderen  Werthen.  „Der  Werth  muss  dem  Eigenthümer  in 
seiner  selbständigen  Gestalt,  als  Geld,  zurückgegeben 
werden."  ^)  An  und  für  sich  also  darf  weder  der  Enteig- 
nete eine  andere  als  eine  Geldentschädigung  fordern,  noch 
der  Enteigner  leisten.  Der  Enteignete  kann  insbesondere 
nicht  etwa  gezwungen  werden,  die  aus  der  Demolirung  von 
Gebäuden  auf  dem  enteigneten  Grundstücke  gewonnenen 
Materialien,  die  gefällten  Bäume,  die  geschnittene  Ernte  auf 
seine  Entschädigung  sich  anrechnen  zu  lassen.  Der  Enteig- 
nete kann  aber,  wenn  er  dispositionsfähig  ist,  auf  diese  zu 
seinem  Schutze  sceschaifenen  o-esetzlichen  Garantien  Verzicht 


»)  S  t  e  i  u  a.  a.  0.  S.  298. 
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leisten  und  eine  andere  Vereinbarung  treffen.  Mit  dem 
Principe  der  Geldentschädigung  steht  es  nicht  im  Wider- 
spruche, dass  der  Enteigner,  welcher  nur  einen  Theil  eines 
Grundstückes  enteignet,  den  dadurch  herbeigeführten  Scha- 
den und  folglicli  auch  die  Entschädigungssumme  mit  Hilfe 
von  Arbeiten,  welche  er  auf  der  enteigneten  Parcelle  aus- 
führt, verringern  kann.  Tn  Folge  der  Enteignung  wird 
z.  B.  eine  Mauer  zerstört,  sie  muss  ersetzt  werden :  wenn 
nun  der  Enteigner  auf  der  enteigneten  Parcelle  eine  Mauer 
errichtet  und  damit  einem  Bedürfnisse  des  Restgrundstückes 
zu  Hilfe  kommt,  so  muss  dies  bei  der  Entschädigung  in 
Anschlag  gebracht  und  es  kann  niclit  so  verfahren  werden, 
als  ob  diese  Mauer  gar  niclit  existirte ;  oder  in  Folge  der 
Enteignung  wird  die  Communication  abgeschnitten ;  um  dei- 
drohenden  Wertlivermindervmg  des  Restgrundstückes  vor- 
zubeugen, lässt  der  Enteigner  auf  der  enteigneten  Parcelle 
einen  Weg  offen  oder  er  erriclitet  Viaducte  u.  s.  w.  Es 
wäre  überhaupt  unrichtig,  in  diesen  Arbeiten  einen  Theil 
der  Entschädigung  des  Enteigneten  zu  sehen ,  es  liegt 
darin  vielmehr  nur  eine  Verringerung  des  durcli  die 
Enteignung  herbeigeführten  Schadens;  sie  bilden 
nur  ein  Mittel,  um  einen  »Schaden  zu  verhüten,  welclier  eine 
Entschädigungsptlicht  erst  begründen  könnte.  Dem  Enteigner 
steht  aber  nur  das  Recht  zu,  solche  einem  Schaden  vor- 
beugende Arbeiten  auszuführen,  nicht  aber  kann  ihm  die 
Verpflichtung  dazu  etwa  auf  Wunsch  des  Enteigneten  auf- 
erlegt werden;  der  Letztere  kann  innner  nur  eine  Entschä- 
digung für  den  entstandenen  Schaden  und  zwar  nur 
eine  Geldentschädigung  beanspruchen. 

Darf  jene  Vermehrung  des  Werthes,  welche  im  Falle 
einer  theilweisen  Enteignung  durch  die  Ausführung  des 
öffentlichen  Werkes  an  dem  Restgrundstücke  hervorgebracht 
wird,  von  der  Entschädigungssumme  abgerechnet  werden? 
Gegen  die  Zulässigkeit  dieser  Abrechnung  wird  angeführt  \), 

*)  Gegen  die  Abrechnung  des  Mehx'wertlies :  P  o  e  b  1  s  ,  Reebt  der 
Actiengesellschat'ten,  8.1:^0;  T  r  e  i  c  b  1  e  r,  a.  a.  0.  S.  157 ;   H  a  e  b  e  r  1  i  n, 
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dass  dem  Enteigneten,  soweit  sich  die  Oompensation  erstreckt, 
anstatt  der  Entschädigung  eigentlich  nur  eine  Anweisung 
auf  den  eintretenden  Mehrwerth  des  verbleibenden  Restes 
seiner  Liegenschaft  ertheilt  werde,  also  immer  etwas  un- 
sicheres, was  unter  den  Händen  zerfliessen  könne ;  es  hänge 
von  Zufälligkeiten  und  veränderlichen  Umständen  ab,  ob  eine 
neue  Anlage  Vortheil  bringe  und  die  Aussicht  auf  einen  sol- 
(dien  Vortheil  könne  durch  andere  Conjuncturen  binnen  Kurzem 
verloren  werden ;  auch  sei  eine  beabsichtigte  Anlage  selbst- 
verständlich nocli  keine  vollendete.  Die  Macht  der  Aus- 
führung liege  aber  in  der  Hand  des  Enteigners  ;  dem  Ent- 
eigneten räume  das  Gesetz  keinen  Einlluss  darauf  ein,  er 
müsse  es  sich  gefallen  lassen,  wenn  die  Ausführung  Jahre 
lang  verzögert  oder  schliesslich  gänzlich  fallen  gelassen 
werde ;  dazu  komme,  dass  die  zu  erwartende  Wertherhöhung 
nie  mit  Sicherheit  auf  eine  bestimmte  Zahl  reducirt  werden 
könne,  sondern  immei'  nur  etwas  subjectives,  vermuthetes 
bleiben  werde;  eine  solche  Anweisung  auf  den  zu  erwar- 
tenden Mehrwerth  sei  aber  auch  schon  darum  unzulässig, 
weil  sie  oft  nicht  ohneweiters  eintrete,  sondern  erst  noch 
eine  weitere  Thätigkeit  von  Seite  des  Enteigneten  erfordere ; 
dieser  soll  vielleicht  durch  andere  Einrichtungen,  Bauten 
oder  sonstige  Speculationshandlungen  den  Mehrwerth  erst 
realisiren.  AVenn  dem  abtretungspHichtigen  Grundeigen- 
thümer  die  Vortheile  angerechnet  werden  sollten,  so  müsste 
dies  allen  gegenüber  geschehen ,  welchen  aus  der  Unter- 
nehmung Vortheile  erwachsen,  d.  h,  es  würden  alle  diese 
ihre  Vortheile  bezahlen,  und  dadurch  einen  Theil  der  Ent- 
eignungskosten tragen  müssen.  Dies  wäre  unausführbar, 
denn  die  Voraussetzung  der  Enteignung  sei,  dass  die  Unter- 
nehmung im  allgemeinen  Interesse  gelegen  sei,  so  dass  alle 


a.  a.  0.,  S.  190;  Koch,  a.  a.  0.,  8.  94;  Beschoruer,  deutsclies 
Eisenbahnrecht,  S.  101 ;  W  o  1  ff,  im  Archiv  f.  pract.  Rechtsw.,  N.  F.  III.  Bd., 
S.  265;  Meyer,  a.  a.  0,,  «.  290;  Koesler,  a.  a.  0.,  §.  198.  Für  die 
Abrechnung :  Bluntschli,  Allg.  Staatsrecht,  ö.  228  ;  T  ki  e  1  ,  a.  a.  0. 
S.  31;  Deruburg,  Preuss.   Privatrecht,  §.  34. 
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Einzelnen,  welche  Vovtheile  daraus  ziehen,  sieh  kaum  ermit- 
teln Hessen ;  wenn  einer  die  Vortheile  bezahlen  sollte, 
so  raüssten  es  alle  tlmn ;  da  dies  nicht  möglich  sei,  so 
sei  es  auch  ungerecht,  einem  Einzelnen  die  Bezahlung  dieser 
Vortheile  aufzubürden. 

Trotz  dieser  Erwägungen  muss  das  Princip  der  An- 
[,  rechnung  des  Mehrwerthes  auf  die  Entschädigungssumme 
ijan  und  für  sich  für  gerechtfertigt  erkannt  werden;  das 
|1  Princip  enthält  nichts  unbilliges  gegenüber  dem  Enteig- 
neten, denn  Voraussetzung  der  Anrechnung  ist  ja,  dass 
trotz  derselben  das  ganze  von  dem  Enteigneten  gebrachte 
Opfer  gutgemacht  werde ;  das  Piincip  ist  nur  gerecht  gegen- 
über dei-  Gresammtheit,  denn  die  Verwaltung  hat  nicht  das 
Recht,  dem  Einzelnen  auf  Kosten  der  (xesammtheit  einen 
Vortheil  zuzuwenden  und  dem  Enteigneten  mehr  zu  leisten, 
als  die  Vergütung  des  ihm  auferlegten  Opfers  verlangt. 
Durch  die  Anwendung  dieses  Principes  wird  aber  ausserdem 
die  Unternehmung  und  Ausfülirung  von  öffentlichen  Arbeiten 
gefördert  und  der  Verwaltung  die  Erfüllung  dieser  ihrer 
Pflicht  wesentlich  erleichtert.  Soll  aber  das  Princip  der 
Anrechnung  des  Mehrwerthes  auf  die  Entschädigungssumme 
überhaupt  zur  Anwendung  kommen,  so  muss  der  Mehrwerth 
l^n  gegenwärtiger  und  eine  unmittelbare  Folge  der  öffent- 
I  liehen  Unternehmung  sein ;  ein  solcher  Mehrwerth  ist  schon 
jetzt  vollständig  bekannt  und  lässt  sich  abschätzen.  Un- 
leugbar kann  z.  B.  im  Ealle  der  Anlegung  einer  Strasse, 
eines  Canals  in  einem  Gebiete,  welchem  es  bisher  an  Absatz- 
wegen mangelte,  sofort  schon  vor  der  Ausfülirung  der  Ar- 
beit eine  Erhöhung  des  Werthes  der  in  diesem  Gebiete 
gelegenen  Grundstücke  eintreten.  Der  Enteignete  würde, 
wenn  er  in  diesem  Augenblicke  seine  übrigen,  in  diesem 
Gebiete  gelegenen  Grundstücke  an  einen  Dritten  verkaufte, 
ohne  Zweifel  diesen  Mehrwerth  sich  bezahlen  lassen.  Ein 
solcher  Mehrwerth  ist  eben  nichts  nebelhaftes  mehr,  er  hat 
bereits  greifbare  Formen  angenommen.  Der  Mehrwerth  muss 
aber   auch   so   bescliaffen    sein,    dass   er    den   Eiß-enthümern 
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der  enteigneten  Grundstücke  insbesondere  zu  Gute  kommt. 
Ein  Mehrwerth,  von  welchem  alle  "Welt  Vortheil  hat,  könnte 
dem  Enteigneten  ohne  Ungerechtigkeit  allerdings  nicht  ange- 
rechnet werden,  denn  er  kommt  ja  sogar  jenen  zu  Gute,  welche 
sich  rücksichtlich  der  Ausführung  der  Unternehmung  dem 
schweren  Opfer  der  Enteignung  nicht  zu  unterziehen  brauch- 
ten. Ein  solcher  allgemeiner  Mehrwerth  wird  durch  die  all- 
gemeinen Staatsleistungen  vergütet.  Soll  eine  Abrechnung 
des  entstandenen  Mehrwerthes  stattfinden,  so  muss  der  Ent- 
eignete durch  die  Thatsache  der  neuen  Unternehmung  etwas 
m  e  h  r  erhalten  haben,  als  die  anderen,  er  muss  reicher 
geworden  sein,  und  dieses  etwas  mehr  ist  es,  was  man  ihm 
abrechnen  kann.  Weder  ein  allgemeiner  Mehrwerth,  ein 
Mehrwerth,  welclier  einer  ganzen  Reihe  von  Grundstücken 
in  gleichem  Masse  zu  Gute  kommt,  noch  ein  blos  eventueller, 
ein  lediglich  auf  Conjuncturen  beruhender  Mehrwerth,  wel- 
cher in  einer  mehr  oder  weniger  entfernten  Zukunft  erst 
verwirklicht  werden  soll  und  durch  die  Ereignisse  leicht 
Lügen  gestraft  werden  kann,  darf  also  von  der  Entschädi- 
gungssumme in  Abrechnung  gebracht  werden,  wohl  aber 
der  für  das  Restgrundstück  des  Enteigneten  insbesondere  und 
unmittelbar  eingetretene  Mehrwerth. 

Soll  nun  eine  Abrechnung  des  Mehrwerthes  auf  den  gan- 
zen Betrag  der  Entschädigungssumme,  oder  nur  auf  einen  Theil 
derselben,  zulässig  sein?  Gemäss  der  ersteren  Methode  der 
Abrechnung  kann  ein  enteignetes  Grundstück  unter  Umständen 
mit  der  dem  übrigbleibenden  Grundstücke  hinzugefügtenWerth- 
erhöhung  vollständig  bezahlt  werden;  diese  Methode  führt 
zu  flagranten  Ungleichheiten,  denn  wird  das  Grundstück 
ganz  enteignet,  so  muss  die  ganze  Entschädigungssumme 
bezahlt  werden;  wird  aber  ein  Resttheil  dem  Enteigneten 
übrig  gelassen,  so  kann  die  Entschädigung  durch  die  An- 
rechnung des  Mehrwerthes  vollständig  absorbirt  werden. 
Mit  dieser  Methode  werden  auch  die  Principien  der  v  o  r- 
gängigen  Entschädigung  und  der  Geld  entschädigung 
fallen    gelassen,    denn    die    Entschädigung    wird    hier    erst 
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nach  der  Enteignung  nnrl  nur  i  n  N  a  t  u  r  entrichtet. 
Diesen  Uebelständen  entgeht  man,  wenn  man  nur  die  Me- 
thode der  t  h  e  i  1  w  e  i  s  e  n  Anrechnung  des  Mehrwerthes 
anerkennt.  Die  Entschädigung  besteht  aus  verschiedenen 
Elementen,  aus  der  Entschädigung  für  den  Verkaufswerth 
des  enteigneten  Grundstückes,  ferner  aus  der  Entschädigung 
für  den  Minder werth,  welcher  in  Beziehung  auf  den  übrig- 
bleibenden  Theil  des  Grundstückes  eintritt.  Nur  von  diesem 
letzteren  Elemente  der  Entschädigung,  also  nur  von»  der 
!  Entschädigungssumme  für  den  Minderwerth  des  Restes  des 
I  enteigneten  Grundstückes,  darf  eine  Abrechnung  des  Mehr- 
1  werthes  erfolgen.  Der  Eigenthümer  führt  als  eine  Folge 
der  ^Enteignung  den  an  dem  Eestgrundstücke  eingetretenen 
Minderwerth  an  und  verlangt  aucli  deshalb  Entschädigung ; 
es  ist  nur  gerecht,  wenn  bei  der  jiVbschätzung  der  Höhe 
dieser  Entschädigung  geprüft  wird,  ob  nicht  durch  dieselbe 
Ursache,  aus  welcher  der  Schade  entstanden  ist,  auch  eine 
Verringerung  des  Schadens  herbeigeführt  worden  ist.  Der 
Minderwerth,  für  welchen,  als  für  eine  Folge  der  Enteig- 
nung, von  dem  Enteigneten  Entschädigung  verlangt  wird, 
erscheint  aber  \-erringert  oder  aufgehoben  durch  die  Werth- 
erliöhung,  welche  als  eine  Wirkung  derselben  Ursache,  der 
Enteignung,  hervortritt.  Die  Billigkeit  verlangt,  dass  die 
Totalsumme  der  Vortheile  und  Xachtheile,  welclie  sir-h  aus 
der  Enteignung  ergeben,  abgeschätzt  werde,  denn  nur  darin 
liegt  eine  richtige  Veranschlagung  des  wahren ,  an  dem 
übrigbleibenden  Grundstücke  verursachten  Schadens.  Die 
Entschädigungssumme  setzt  sich  dann  aber,  abgesehen  von 
dem  inneren  Werthe  des  Grundes  und  Bodens  an  und  für 
sich,  aus  der  Abwägung  der  Vor-  und  Naclitheile  zusammen, 
welche  in  Folge  der  Enteignung  an  dem  übrigbleibenden 
Theile  des  Grundes  und  Bodens  eintreten.  Nur  auf  den 
durch  die  Enteignung  verursachten  Minderwerth  des 
Restgrundstückes  darf  also  der  durch  die  Enteignung  her- 
beigeführte Mehr  werth  desselben  angerechnet  werden. 

Was  die  Form    der  Entschädigung   betrifft,    so  ist    in 
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den  meisten  Gesetzgebungen  das  Princip  der  Geld  ent- 
scliädigung  aufgestellt;  so  in  Frankreich,  Art.  38,  al.  3 
(wenn  die  'Tury  nicht  den  ganzen  Entschädigungsbetrag  in 
Geld  fixirt,  wenn  sie  einen  Theil  der  Entschädigung  in 
Form  von  Materialien,  Arbeiten  oder  ähnlichem  zuerkannt  hat, 
so  tritt  Nichtigkeit  wegen  Gesetzesverletzung  ein)  ;  in  B  e  1  - 
g  i  e  n  Art.  1 2.  In  Deutschland  bildet  die  Geldentschädigung 
die  Regel :  ausnahmsweise  ist  bei  Wegebauten  und  bei  Anle- 
gung von  Canälen  eine  Entschädigung  durch  Grund  und 
Boden  zulässig  (preuss.  Landrecht  I.  9,  §,  271,  II.  15, 
§.20,  preuss.  Entw.  §.6).  Nach  dem  ungarischenEnt- 
eignungsgesetze  kann  die  Entschädigung  im  Falle  des 
§.  17  (nach  welchem  der  Eigenthümer  die  Enteignung  des 
ganzen  Besitzes  verlangen  kann)  und  bei  Uebereinstimmung 
der  Parteien  anstatt  in  kursirendem  Baargelde,  was  als 
Regel  gilt  (§.  36),  auch  in  einer  Realität  festgestellt  werden. 
Der  Enteigner  hat  die  Differenz  in  Baarem  auszugleichen. 
Der  Enteignete  ist  aber  keineswegs  verpflichtet,  eine  in 
Natur  angebotene  Entschädigung  anzunehmen,  in  Folge 
welcher  er  noch  eine  Zahlung  leisten  rauss  (§.  37),  Auch  durch 
einige  Staatsverfassungen  in  N  o  r  d  a  m  e  r  i  k  a  wird  ausdrück- 
lich vorgeschrieben,  dass  die  Entschädigung  in  Geld  be- 
stehen muss.  Wenn  der  Schadenersatz  auf  der  Basis  nor- 
mirt  wird,  dass  der  Enteigner  gewisse  Werke,  z.  B. 
Viaducte  u.  ähnl.  für  den  Gebrauch  des  Enteigneten  machen 
und  erhalten  werde,  so  soll  dies  unwirksam  sein.  Bed- 
field  a.  a.  0.  §.  71  Nr.  9. 

Was  das  Princip  der  Abrechnung  des  Mehrwerthes 
betrifft,  so  weichen  die  Gesetzgebungen  wesentlich  von 
einander  ab.  Das  f  r  a  n  z  ö  s  i  s  c  h  e  Enteignungsrecht  hatte  in 
dieser  Beziehung  mehrere  Phasen  zu  durchlaufen.  Art.  54 
des  Gesetzes  von  18ü7  bestimmte,  dass,  wenn  einem  Eigen- 
thümer für  enteignete  Grundstücke  eine  Entschädigung  zu 
bezahlen  und  gleichzeitig  wegen  der  Vortheile,  welche 
seinen  übrig  bleibenden  Grundstücken  zuwachsen,  eine 
Wertherhöhung  der  letzteren  eingetreten  ist,  eine  Compen- 
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sation  der  beiden  Beträge  stattzufinden  habe  und  dass  der 
Ueberschuss  entweder  demEnteigneten  oder  von 
ihm  zu  bezahlen  sei.  Art.  51  des  Gresetzes  von  1833  ord- 
nete an,  dass,  wenn  die  Ausführung  des  öiFentlichen 
Werkes  eine  unmittelbare  und  specielle  Wertherhöhung 
des  übrigbleibenden  Grundstückes  zur  Folge  habe,  diese 
Wertherhöhung  bei  der  Abschätzung  der  Entschädigung 
in  Betracht  gezogen  werden  könne.  Ai-t.  51  des  Gesetzes 
von  1841  hat  aber  diese  blos  facultative  Bestimmung  in 
eine  der  Jury  auferlegte  Gewissenspflicht  verwandelt. 
Die  Berücksichtigung  der  Wertherhöhung  ist  obligatorisch 
geworden;  lässt  sie  die  Jury  ausser  Acht,  so  unterliegt 
ihre  Entsclieidung  der  Cassation.  Bestritten  ist  nun,  ob 
die  Compensation  eine  totale  oder  nur  eine  partielle  sein 
darf;  das  bei  der  Berathung  des  Gesetzes  gestellte  Amen- 
dement, den  Mehrwerth  nur  zur  Compensation  des  Minder- 
werthes  zuzulassen,  wurde  nicht  angenommen.  In  Frank- 
reich neigt  man  zur  Annahme  der  Totalcompensation,  der 
Abrechnung  in  Bausch  und  Bogen,  so  dass,  wenn  der 
Betrag  des  Mehrwerthes  dem  Betrage  der  Entschädigung 
gleichkommt,  Forderung  und  Gegenforderung  einander  auf- 
heben sollen.  Ein  Cassationserkenntniss  vom  28.  Februar 
1848  sprach  sich  gegen  die  Totalcompensation  aus,  da  die 
Mission  der  Jury  darin  bestehe,  schon  zur  Wahrung  des 
constitutionellen  Principes  in  jedem  Falle  eine  Entschädi- 
gung zu  fixiren  (Art.  38),  dass  sie  allerdings  gemäss 
Art.  51  den  Mehrwerth  zu  berücksichtigen  habe,  aber  nicht 
berechtigt  sei,  gar  keine  Ziffer  der  Entschädigung  zu 
lixiren.  Der  Verkaufspreis  für  den  dem  Enteigner  abge- 
tretenen Theil  dürfe  nicht  vollständig  absorbirt  werden, 
der  Kaufpreis  sich  nicht  demgemäss  in  eine  Anweisung 
auf  die  in  der  Zukunft  sich  reaüsirende  Werthsteigerung 
der  verbleibenden  Parzellen  vei-wandeln.  In  Folge  dieser 
Cassationsentscheidung  sah  sich  die  Jiuy  nach  einem  Aus- 
wege um  und  fand  ihn  darin,  dass  sie,  um  die  Cassation 
ihres  »Spruches  zu  vermeiden,  dem  Enteigneten  einen  Franc 
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Entscliädigung  bewilligte.  Allerdings  wurde  durch  eine 
Entscheidung  vom  23.  April  1855  die  Zuerkennung  einer 
solchen  Scheinentschädigung  von  einem  Franc  cassirt;  aber 
mit  dieser  Entscheidung  ist  nicht  viel  gewonnen.  Die  Jury 
kaim  sich  helfen  und  der  Cassation  ihres  Ausspruches  dadurch 
entgehen,  dass  sie  eben  eine  etwas  höhere  Summe  bewilligt, 
wenn  diese  auch  in  einem  schreienden  Missverhältnisse  zum 
Verkaufspreise  stünde.  (Art.  20  des  Gesetzes  vom  16.  Juni 
1851,  welches  das  französische  Enteignungsgesetz  in  Algier 
einführt,  bestimmt  ausdrücklich  die  Zulässigkeit  einer  Total- 
compensation.)  Während  übrigens  nach  Art.  54  des  Gesetzes 
von  1807  der  Enteignete  unter  Umständen  sogar  verpflich- 
tet war,  im  Falle  der  Wertherhöhung  den  Ueberschuss 
herauszuzahlen,  anerkennt  das  Gesetz  von  1833  in  keinem 
Falle  eine  solche  Verpfliclitung  des  Enteigneten  (ebenso 
Art.  20  des  Gesetzes  für  Algier).  Nach  belgischem  Ent- 
eignungsrechte  liegt  den  Gerichten  die  Pflicht  ob,  bei  der 
Abschätzung  der  Entschädigung  auch  den  Mehrwerth  in 
Berücksichtigung  zu  ziehen.  (Gesetz  von  1807  Art.  30  und 
Art.  54.)  Doch  wird  das  System  der  Totalcompensation 
verworfen. 

Das  italienische  Enteignungsrecht  lässt  eine  Com- 
pensation  des  Mehrwerthes  zu,  wenn  es  ein  specieller  und 
unmittelbarer  Vortheil  ist,  welcher  aus  der  Ausführung  der 
üfi'entlichen  Unternehmung  für  den  nicht  enteigneten  Theil 
des  Grundstückes  hervorgeht.  Wenn  nun  dieser  Mehrwerth 
mehr  als  ein  Viertel  der  dem  Eigenthümer  geschuldeten  Ent- 
schädigungssumme ausmacht,  so  hat  der  letztere  das  Recht, 
dem  Enteigner  das  ganze  Immobile  für  den  nach  Art.  39 
(vergl.  oben  S.  111)  abgeschätzten  gerechten  Preis  zu  über- 
lassen, vorausgesetzt,  dass  der  gerechte  Preis  für  den  ent- 
eigneten Theil  des  Grundstückes  den  vierten  Theil  des 
gerechten  Preises  des  ganzen  Grundstückes  übersteigt.  Der 
Enteigner  kann  sich  von  der  Verpflichtung  der  Annahme 
befreien,  wenn  er  eine  Summe  bezahlt,  welche  nicht  ge- 
ringer ist,  als  drei  Viertel  der  gemäss  Art.  40  abgeschätzten 

Grünhut,  Enteignungsrecht.  9 
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Eiitsohädigimg.  In  keinem  Falle  aber  kann  die  Entschädi- 
gung des  Eigentbüniers  geringer  sein  als  die  Hälfte  der 
ilim  nach  Art.    40   gehülirenden   Entschädigung.    (Art.  41.) 

Was  die  deutschen  Gesetzgebungen  betrifft,  so 
lassen  sie,  mit  Ausnahme  des  neuesten  Enteio-nuno-so-esetzes 
der  Stadt  Frankfurt  vom  .Jahre  1850  §,  15  (anders  in 
dem  Gesetze  von  1847)  und  des  Hamburger  Enteig- 
nungsgesetzes vom  Jahre  1 844  (anders  in  dem  Gesetze  von 
1839)  eine  Abrechnung  des  Mehrwerthes  nicht  zu. 

In  der  Schweiz  bestimmt  Art.  3  al,  II,  dass  Vor- 
theile,  welche  sich  für  den  Abtretungspflichtigen  in  Folge 
des  Unternehmens  ergeben,  bei  der  Ausmittelung  der  Ent- 
schädigung nur  insoferne  in  Anrechnung  gebracht  werden 
dürfen,  als  derselbe  durch  das  Unternehmen  von  besonderen 
Lasten,  die  ihm  vorher  oblagen,  befreit  wird. 

Nach  englischem  und  n  o  r  d  a  m  e  r  i  k  a  n  i  s  c  h  e  m 
Rechte  findet  eine  Abrechnung  des  Mehrwerthes  statt.  All- 
gemeine Vortheile  aber,  welche  durch  die  Errichtung  des 
öffentlichen  Werkes  allen  in  der  Nachbarschaft  gelegenen 
Grundstücken  zuwachsen,  dürfen  bei  Abschätzung  der  Ent- 
schädigung nicht  berücksichtigt  werden.  Doch  gehen  in 
der  Doctrin  noch  die  Ansichten  auseinander.  (Redfleld 
a.  a.  0.  §.  71,  Nr.  3,  5,  G,  7.) 

1"V.  Die  Enlscliäcligizng  tler   anderen  dinglich  Bereclatigten.') 

(,  Bei  der  Festsetzung  der  Entschädigung  für  die  anderen 
dinglich  Berechtigten  kann  von  einem  doppelten  Gesichts- 
punkte ausgegangen  werden;  es  kann  dem  Eigenthümer  die 
Entschädigung  für  die  Totalität  des  Eigenthumsreclites  gelei- 
stet werden,  ohne  Rücksicht  auf  die  Jura  in  re,  welche  dritten 
Personen  an  der  enteigneten  Sache  zustehen,  so  dass  die  dritten 
Berechtigten  lediglich  auf  die  dem  Eigenthümer  gewälirte, 
theilweise  auch  für  sie  bestimmte  Entschädigungssumme 
gewiesen  werden,    von    welcher   der  Enteignete  nicht  mehr 

')    Vgl.    Wolff     im    ArcL.     für    piact.  Rechtsw.     N.    F.     Bd.  TU. 
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behalten  soll,  als  was  auf  das  unvollständige,  ihm  verblie- 
bene Recht  fällt;  oder  die  Entschädigung  für  die  enteig- 
nete Sache  wird  mit  Rücksicht  auf  die  dritten  Personen 
daran  zustehenden  jura  in  re  geringer  angeschlagen  und 
die  dritten  Berechtigten  werden  von  dem  Enteigner  direct 
entschädigt.  Letzteres  ist  principiell  richtiger  ]\  denn  die 
Entschädigung,  welche  für  die  Totalität  des  von  jura  in  re 
ganz  frei  fingirten  Eigenthumes  geleistet  wird,  deckt  nicht 
immer  vollständig  die  Entschädigung,  welche  dem  beschränk- 
ten Eigenthümer  und  den  dinglich  berechtigten  Dritten, 
jedem  für  sich,  geleistet  werden  muss.  Auch  die  Ent- 
schädigung der  dinglich  berechtigten  Dritten  setzt  sich 
nämlich  wie  die  des  Eigenthümers  aus  einem  doppelten 
Elemente  zusammen,  aus  der  Entschädigung  für  das  Recht 
selbst  und  die  damit  verknüpften  Vortheile,  und  aus  der 
Wiederherstellung  gegen  die  dem  Berechtigten  durch  die 
Enteignung  unmittelbar  zugefügten  Nachtheile.  Das  letztere 
Element  kann  aber  der  Natur  der  Sache  nach  nur  mit 
Rücksicht  auf  jeden  einzelnen  der  dritten  Berechtigten  in 
genauerem  Masse  ermittelt  werden. 

1.    Die  Eutscliädigung  wegen   persönlicher  Dienstbarkeiten. 

(jWas  die  Entschädigung  des  Nutzniessers  betrifft, 
so  tritt  an  Stelle  des  Niessbrauchs  an  dem  enteigneteiL^ 
Grrundstücke  der  Niessbrauch  an  dem  Entschädigungscapitale  ;J 
die  Zinsen  (fructus  civiles)  repräsentiren  die  Nutzung  des 
Grundstückes  (fructus  naturales),  wie  das  Entschädigungs- 
capital  das  Grundstück  selbst  repräsentirt.  Dem  Nutzniesser 
gehören,  solange  das  Recht  des  Niessbrauches  nicht  er- 
loschen ist,  die  Zinsen,  dem  Enteigneten  gehört  das  Capital. 
Die  Einräumung  eines  Theiles  des  Capitals  selbst  als  defi- 
nitive Entschädigung  des  Nutzniessers  wäre  nicht  zu 
empfehlen,  denn  es  bedürfte  zu  diesem  Zwecke  einerseits 
einer  schwierigen  Berechnung  der  wahrscheinlichen  Lebens- 
dauer des  Nutzniessers,  andererseits  würde  diese  Verwand- 
lung   des    Niessbrauchs    in    ein    der   freien  Disposition  des 
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Xutzniessers  anlieim  gegebenes  Capital  den  Absichten  des 
Bestellers  des  Niessbrancbs  nicht  selten  widersprechen. 
Der  Nutzniesser  hat  das  Recht,  das  EntschädigungscajDital 
zu  erheben  und  während  der  Dauer  des  Niessbrauchs  für 
sich  nutzbar  zu  machen,  aber  er  ist  in  diesem  Falle  oau- 
tionspflichtig.  Ist  schon  früher  von  dem  Xutzniesser  eine 
Caution  geleistet  worden,  so  reicht  diese  in  der  Regel 
nicht  aus ;  denn  für  das  Entschädigungscapital  muss  der 
Natur  der  Sache  nach  eine  grössere  Sicherheit  bestellt 
werden,  als  für  das  Grrundstüch.  Diese  Cautionsp flicht 
trifft  den  Nutzniesser  auch  dann,  wenn  ihm  die  Cautions- 
leistüng  mit  Beziehung  auf  den  Niessbrauch  an  dem  ent- 
eigneten Grundstücke  erlassen  war,  es  wäre  denn,  dass 
auch  der  Fall  der  Enteignung  bei  dieser  Befreiung  von 
der  Cautionspflicht  vorhergesehen  worden  wäre;  ist  das 
letztere,  wie  in  der  Regel,  nicht  der  Fall,  so  ist  der  Grrund 
der  Befreiung  von  der  Cautionspflicht  nunmehr  weggefallen. 
Die  Stellung  des  Eigenthümers  hat  sich  in  Folge  der  Ent- 
eignung wesentlich  geändert;  so  lange  der  Niessbrauch  an 
einem  Grundstücke  bestand,  fand  der  Eigenthümer  schon 
in  der  Natur  des  Objectes  eine  gewisse  Garantie  seines 
Rechtes ;  nachdem  aber  durch  die  Enteignung  an  Stelle  des 
Grundstückes  eine  Geldsumme,  also  ein  leicht  zu  verbrin- 
gendes Object  getreten  ist,  so  bedarf  es  eines  besonderen 
Schutzes  des  Eigenthümers  gegen  die  Gefährdung  seiner 
Rechte.  Dem  Nutzniesser  gebührt  eine  volle  Entschädigung ; 
zuweilen  hat  er  persönliche,  von  den  des  Eigenthümers 
ganz  unabhängige  Ansprüche  auf  Entschädigung,  z,  B.  für 
den  Verlust  von  Ernten ,  für  die  Uebersiedlungskosten 
u.  s.  w. ;  die  für  solche  persönliche  Nachtheile  gewährte 
Entschädigung  kann  er  selbstverständlich  ohne  Cautions- 
leistung  erheben. 

Dieselben  Grundsätze  kommen  für  das  Gebrauchs-  und 
das  Wohnungsrecht  in  Betracht;  da  diese  persönlichen 
Dienstbarkeiten  beschränkter  als  der  Niessbrauch  sind,  so 
genügt    es   nicht,    ein    Entschädigungscapital    festzustellen, 
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dessen  Substanz  dem  Eigenthümer,  dessen  Nutzung  dem 
Servitutberechtigten  gebühren  soll,  sondern  es  muss  eine 
der  theilweisen  Nutzungsberechtigung  entsprechende 
Entschädigung  bestimmt  werden. 

2.    Die  Entschädigung  wegen  Grunddienstbarkeiten. 

Zweck  der  Enteignung  ist,  die  enteignete  Sache 
dem  öffentlichen  Gebrauche  zuzuführen.  Gegenüber  diesem 
Zwecke  wird  eine  Fortdauer  der  das  Grundstück  be- 
lastenden Grunddienstbarkeiten  ^)  nach  der  Enteignung  in 
der  Regel  unmöglich  sein;  im  Interesse  des  öffentlichen 
Gebrauches  bedarf  es  eines  freien  unbeschränkten  Genusses 
der  Grundstücke.  Sollte  aber  eine  Grunddienstbarkeit  ohne 
irgend  welche  Beeinträchtigung  des  öffentlichen  Gebrauches 
fortdauern  können,  so  muss  sie  bestehen  bleiben,  denn  es 
fehlt  mit  Beziehung  auf  diese  Dienstbarkeit  an  dem  Rechts- 
grunde der  Enteignung.  Trotz  der  Anlage  einer  Chaussee 
z.  B.  wird  ein  Wegerecht  an  einem  enteigneten  Grund- 
stücke in  der  Regel  bestehen  bleiben  können  ;  nur  müssen 
solche  Vorkehrungen  getroffen  werden,  dass  der  Berechtigte 
seine  Dienstbarkeit  ohne  Gefahr  und  Nachtheile  ausüben 
könne.  (Wenn  aber  die  Ausübung  der  Grunddienstbarkeit 
den  öffenflichen  Gebrauch  entweder  verhindert  oder  er- 
schwert, so  wird  das  Recht  der  Dienstbarkeit  gegen  Ent- 
schädigung des  Berechtigten  enteignet ;  diese  Entschädigung 
ist  aber  mit  besonderer  Rücksicht  auf  den  Werth,  welchen 
die  Dienstbarkeit  für  das  herrschende  Grundstück  hat, 
zu  vergüten^  Nicht  selten  ist  nämlich  die  Grunddienstbar- 
keit für  das  dienende  Grundstück  bei  Weitem  keine  so 
grosse  Last,  als  sie  ein  Vortheil  für  das  herrschende  ist. 
Das  Wegerecht  z.  B.  auf  dem  dienenden  Grundstücke  kann 
mit  Beziehung  auf  den  Berechtigten  mehr  Werth  haben, 
als  das  ganze  dienende  Grundstück.  2) 

')  Das  Gleiche  gilt  von  persönlichen  Dienstbarkeiten,  ist  aber  in 
Beziehung  auf  diese  ohne  alle  practische  Bedeutung. 

^)  Für  die  Eeallasten,  die  Emphyteuse  und  Superficies  kommen  die- 
selben Grundsätze  wie  für  den  Niessbrauch  zur  AuTrudung. 
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Nach  französischem  Enteignungsrechte  wird  im 
Falle  des  Niessbrauches  gemäss  Art.  39  al.  2  von  der 
Jiuy  eine  einzige  Entschädigung  mit  Rücksicht  auf  den 
ganzen  Werth  des  Grrundstückes  bestimmt.  Der  Eigen- 
thümer  und  der  Xutzniesser  üben  ihre  Rechte  an  dem 
Entschädigungseapitale  an  Stelle  der  Sache  aus.  Art.  30 
al.  3  normirt  eine  Cautionspflicht  des  Nutzniessers ;  ausge- 
nommen sind  Vater  und  Mutter  rücksichtlich  des  gesetz- 
lichen Niessbrauches  an  den  Gütern  der  Kinder.  Was  alle 
anderen  dinglich  Berechtigten  betriiFt,  so  niuss  für  dieselben 
von  der  Jury  die  Entschädigung  gesondert  bestimmt  werden. 
Art.  39  al.  1.  Von  der  Unterscheidung,  welche  das  fran- 
zösische Reclit  (Art.  21)  in  Ansehung  der  Meldungspfiiclit 
unter  den  dinglich  Berechtigten  macht,  ist  im  Enteignungs- 
verfahren  die  Rede. 

In  Belgien  wird  die  Entschädigung  des  Nutzniessers 
meistens  in  Rausch  und  Bogen  berechnet  und  vor  der  Ent- 
eignung ausbezahlt ;  ebenso  die  Entschädigung  des  Emphy- 
teuta  und  des  Superficiars.  Das  Gesetz  von  1835  spricht 
sich  darüber  nicht  aus,  sondern  1)estimmt  nur  im  Art.  19. 
dass  die  Entschädigung  der  Gebrauchs-  und  AVohnungsbe- 
rechtigten  (droit  d'usage  ou  d'habitationj  in  derselben  Weise 
zu  regeln  sei  wie  die  der  Eigenthümer. 

Das  italienische  Enteignungsrecht  gewährt  für 
Servituten,  welche  ohne  Schaden  oder  ohne  grosse  Belästi- 
gung für  das  herrschende  oder  dienende  Grundstück  auf- 
recht erhalten  oder  übertragen  werden  können,  keine  Ent- 
schädigung. In  einem  solchen  Falle  werden  nur  die  Kosten 
ersetzt,  welche  zur  Ausführung  der  Arbeiten  behufs  Auf- 
rechterhaltung und  Uebertragung  der  Servituten  notliwendig 
sind,  doch  wird  dem  Enteigner  das  Recht  vorbehalten, 
diese  Arbeiten  selbst  ausführen  zu  lassen  (Art.  45).  Diese 
auszuführenden  Arbeiten,  resp.  die  zu  ersetzenden  Kosten 
müssen  im  Sachverständigenbefunde  angegeben  werden.  — 
Ist  das  Grundstück  ein  emphyteutisches,  so  soll  es  als 
frei    angesehen    werden ;     der    Enteigner    braucht    in    den 


-    135   — 

Streitigkeiten  zwis(;]ioM  dem  directen  Eigenthümer  und  dem 
Emphyteuta  nicht  zu  iuterveniren,  noch  auch  eine  Erhöhung 
der  Kosten  wegen  der  Vertheilung  der  Entschädigung 
unter  denselben  zu  tragen  (Art.  44). 

Was  die  deutschen  Gesetzgebungen  betrifft,  so  wird 
von  einigen  dem  Nutzniesser  als  Entschädigung  der  Zins- 
genuss  des  Entschädigungscapitals  gewährt,  so  von  dem 
badischen  Gesetze  vom  Jahre  1835  §.  38.  Art.  17  des 
Enteignungsgesetzes  in  Beziehung  auf  die  We  rrabahn  gibt 
dem  Nutzniesser  von  dem  Entschädigungscapitale  denjenigen 
Betrag,  welcher  den  mit  jährlichen  3V2  "/o  auf  die  Dauer 
des  Niessbrauches  zu  berechnenden  Zinsen  gleichkommt. 
Nach  dem  Hamburger  Gesetze  vom  26.  April  1844  §.  9 
wird  der  Nutzniesser  mit  seinem  Entschädigungsanspruche 
an  den  Eigentliümer  verwiesen,  welcher  seinerseits  Ersatz 
vom  Enteigner  fordern  kann.  Rücksichtlich  der  auf  dem 
enteigneten  Grundstücke  haftenden  Grunddienstbarkeiten 
wird  volle  Entschädigung  geleistet.  Das  Enteignungsgesetz 
in  Beziehung  auf  die  Werra-Eisenbahn  bestimmt  in  Art. 
16,  dass,  wenn  eine  solche  Grunddienstbarkeit  auf  Ver- 
langen des  Bauunternehmers  oder,  wenn  sie  ohne  wesent- 
liche Erschwerung  nicht  mehr  ausgeübt  werden  könnte, 
auf  Verlangen  des  Berechtigten  wegfallen  soll,  der  Bau- 
unternehmer dem  Berechtigten,  falls  er  denselben  nicht 
durch  Bestellung  einer  andern  solchen  Dienstbarkeit  ent- 
schädigt, den  Werth  der  Dienstbarkeit,  wie  er  sich  in 
besonderer  Hinsicht  auf  das  herrschende  Grundstück  nach 
dem  Gutachten  der  Schätzer  herausstellt,  zu  ersetzen  habe ; 
unabhängig  davon  sei  dem  fi'üheren  Eigenthümer  des  ent- 
eigneten Grundstückes  der  Werth  des  letzteren,  wie  sich 
derselbe  unter  Veranschlagung  der  auf  dem  Grundbesitze 
ruhenden  Dienstbarkeitslast  ergibt,  vom  Bauunternehmer 
zu  erstatten.  Nach  dem  Enteignungsgesetze  der  freien  Stadt 
Frankfurt  vom  11.  November  1856  kann  der  Enteigner 
den  Werth  der  auf  dem  enteigneten  Grundstücke  haftenden 
Reallasten  und  Passivservituten,  für  welche  die  Entschädigung 
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den  Berechtigten  abgesondert  zu  leisten  ist  (§.  9),  von  dem  dem 
Eigenthümer  gebührenden  Entschädigungsbetrage  abziehen 
(§.  14).  Nach  baierischem  Gesetze  Art.  6  wird  die 
Entschädigung  für  den  Eigenthümer  und  für  den  Inhaber 
sonstiger  Rechte  besonders  ermittelt  und  jedem  besonders 
verabreicht.  Der  preussische  Entwurf  lässt  alle  auf 
privatrechtlichen  Titeln  beruhenden ,  auf  den  enteigneten 
Grundstücken  haftenden  dinglichen  Verpflichtungen  vom 
Zeitpunkte  ihrer  Ueberweisung  an  den  Enteigner  erlöschen 
und  rücksichtlich  aller  Nutzungs-  oder  sonstigen  Realan- 
sprüche, Reallasten  u.  s,  w.  an  die  Stelle  der  enteigneten 
Gründstücke  die  Entschädigungssumme  treten  (§.  11).  In 
gleicher  Weise  werden  alle  dinglich  Berechtigten  blos 
auf  die  Entschädigungssumme  verwiesen  nach  dem  gross- 
herzoglich hessischen  Gesetze  von  1821  §.  17,  dem 
kurhessischen  Gesetze  §.  22  und  dem  sächsischen 
Gesetze  von  1835  §.  1.  Nach  ungarischem  Enteignungs- 
rechte können  sich  die  Ansprüche  der  Nutzniesser  und 
sonstigen  Servitutberechtigten  nur  auf  die  Nutzniessung 
der  Entschädigungssumme  erstrecken,  insoferne  sie  keine 
gegründeten  Einwendungen  gegen  die  Feststellung  dieser 
Entschädigungssumme  haben,  §.  38.  —  Das  Schweizer 
Bundesgesetz  über  Enteignung  gewährt  einem  jeden  an 
dem  enteigneten  Grundstücke  dinglich  Berechtigten  eine 
gesonderte  Entschädigung.    Art.  43 — 45. 

3.  Die  Entschädigung  der  Hypothekargläubiger.') 
(  Mit  der  definitiven  Bestimmung  des  enteigneten  Grund- 
stückes für  den  öffentlichen  Gebrauch  verträgt  es  sich 
nicht,  dass  die  auf  dem  Grimdstücke  ruhenden  Hypotheken 
fortbestehen  bleiben;  für  den  Wegfall  ihrer  Hypotheken 
müssen  die  Gläubiger  entschädigt  werden.  Die  Entschädi- 
gung liegt  darin,  dass  sie  aus  der  für  den  Eigenthümer 
bestimmten  Entschädigungssumme  mit  ihren  Forderungen 
befriedigt  werden.  Dabei  fragt  es  sich  aber,  ob  der  Eigen- 

»)  Wolff  a.  a.  0.  S.  248. 


—   137   — 

thümer  des  verpfändeten  und  nunmehr  enteigneten  Grrund- 
stückes  berechtigt  sein  soll,  dem  Pfandgläubiger  eine  andere 
Hypothek  von  gleicher  Sicherheit  anzubieten  und  im  Falle 
einer  theilweisen  Enteignung  des  verpfändeten  Grundstückes 
die  Hypothek  zu  ergänzen,  um  selbst  die  ganze  Entschädi- 
gu.ngssumme  erheben  und  die  Wohlthat  der  bedungenen 
Fristen  für  die  Rückerstattung  der  Schuld  sich  auch  künf- 
tig wahren  zu  können.  ....^^ 

Diese  Frage  dürfte  zu  bejahen  sein/  Das  Hypothekar- 
recht unterscheidet  sich  von  den  anderen  dinglichen  Rechten , 
den  Nutzungsrechten,  dadurch,  dass  es  leicht  von  einem 
Grundstücke  auf  das  andere  übertragen  werden  kann.  Die 
Hypothekargläubiger  haben  keinen  Grund,  eine  andere 
vollkommen  gleiche  Sicherheit  bietende  Hypothek  zurück- 
zuweisen; sobald  die  Bezahlung  ihrer  Forderungen  zu  den 
verabredeten  Fristen  durch  die  neue  Hypothek  gesichert 
ist,  sollen  sie  diese  Fristen  abwarten.  Der  Schuldner  und 
Eigenthüraer  des  verj)fändeten  Grundstückes  wird  ohnehin 
durch  die  Enteignung  in  eine  erzwungene  Lage  versetzt ; 
/es  wäre  ungerecht,  ihn  abgesehen  von  den  an  und  für  sich 
mit  der  Enteignung  verknüpften  Nachtheilen  auch  noch  zur 
Rückerstattung  eines  Schuldcapitals  zu  verpflichten,  dessen 
Genuss  er  sich  für  eine  längere  Zeit  gesichert  hatte.  Dem 
Enteigneten  steht  nur  das  Recht  zu,  nicht  aber  liegt  ihm 
die  Pflicht  ob,  ein  anderes  Grundstück  als  Hypothek  zu 
substituiren ;  denn  die  Hypothek  wird  dem  Pfandgläubiger 
ohne  alles  Verschulden  des  Enteigneten  entzogen?)  Im 
Falle  eines  Streites  über  den  Werth  des  als  neue  Hypothek 
gegebenen  Grundstückes  hätte  das  Gericht  der  gelegenen 
Sache  zu  entscheiden.  Will  man  dem  Enteigneten  dieses 
Recht,  ein  anderes  Grundstück  als  Pfand  zu  substituiren 
nicht  einräumen,  so  muss  jedesfalls  bei  der  Berechnung 
der  Entschädigungssumme  darauf  Rücksicht  genommen 
werden,  dass  dem  Schuldner  die  Wohlthat  der  Fristen  für 
die  Rückzahlung  der  Hypothekarforderung  durch  die  Ent- 
eignung entzogen  wird. 
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,^^Wenn  die  Forderungen  der  Hypothekargläubiger  die 
ZiiFer  der  dem  Eigentliümer  zuerkannten  Entschädigungs- 
summe übersteigen,  so  haben  sie  kein  Hecht  darauf,  wegen 
des  Ausfalls  von  dem  Enteigner  eine  Vergütung  zu  bean- 
spruchen, denn  dieser  Ausfall  ist  ja  nicht  eine  Folge  der 
Enteignung,  sondern  eine  Folge  der  Ueberlastung  des  Pfand- 
objectes  mit  Hypotheken  über  seinen  wahren  Werth  hinaus. 
Die  Lage  des  Gläubigers  ist  also  durch  die  Enteignung 
nicht  verschlechtert  worden ;  seine  Sicherheit  war  vielmehr 
schon  früher  eine  unvollständige;  es  bleibt  ihm  daher 
wegen  des  Ausfalls  nur  die  persönliche  Forderung  gegen 
seinen  Schuldner?) 

Den  Hypotnekargläubigern  steht  auch  nicht  das  Recht 
zu,  das  verpfändete  Grundstück  behufs  vollständiger  Be- 
friedigung ihrer  durch  die  Entschädigungssumme  nicht  ganz 
gedeckten  Forderungen  zur  öffentlichen  Feilljietung  zu 
bringen,  um  dadurch  die  ermittelte  Entschädigungssumme 
zu  erhöhen.  Die  Feilbietung  würde  nothwendig  eine  neue 
Adjudication  zur  Folge  haben  müssen;  kein  anderer 
aber  als  die  Verwaltung  darf  das  Eigenthum  des  enteig- 
neten Grundstückes  erlangen.  Eine  Adjudication  an  einen 
anderen,  als  an  die  Verwaltung,  würde  dem  Zwecke  der 
Enteignung  geradezu  widersprechen.  Müsste  aber  die  Ver- 
waltung das  Grundstück  zu  dem  bei  der  Feilbietung  gebo- 
tenen höchsten  Preise  übernehmen ,  so  läge  darin  eine 
Unbilligkeit;  denn  im  Bewusstsein,  dass  sie  ihre  Angebote 
nur  für  den  Enteigner,  nicht  für  sich  machen,  könnten  die 
Gläubiger  den  Preis  ganz  unverhältnissmässig  über  den 
wahren  Werth  hinaufschrauben.  Der  Enteigner  müsste 
also  einen  den  wahren  Werth  weit  übersteigenden  Preis 
bezahlen.  Das  Recht  zur  Feilbietung  muss  daher  den 
Gläubigern  abgesprochen  werden. 

Es  fragt  sich,  ob  die  Hypothekargläubiger  rücksicht- 
lich des  Ausfalls  an  ihren  Forderungen  die  Zahlung  von  dem 
Schuldner  sofort  verlangen  können,  oder  ob  sie  an  die 
vertragsmässigen  Fristen  der  Rückzahlung  gebunden  bleiben. 
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Letzteres  ist  richtiger.  Dieser  Ausfall  war  durch  die 
Hypothek  überhaupt  nicht  gedec^kt;  die  Hypothekarf or- 
derungen waren  insoweit  in  der  Tliat  lediglich  persönliche 
Forderungen.  Aus  dem  Wegfallen  des  Hypothekarrechtes 
und  der  in  Folge  dessen  eingetretenen  Befriedigung  eines 
Tlieiles  der  Forderung  folgt  nicht  die  Fälligkeit  der  ganzen 
Forderung,  denn  das  Hypothekarrecht  und  die  Forderung 
führen  eine  ganz  selbstständige  Existenz.  Der  Hypothekar- 
schuldner hat  seine  Verpflichtungen  gegenüber  seinen 
Griäubigern  bisher  erfüllt;  nichts  deutet  darauf  hin,  dass 
er  sie  nicht  auch  in  Zukunft  erfüllen  und  die  Schuld  zur 
Verfallzeit  bezahlen  werde.  Die  Hypothekargläubiger  brau- 
chen sich  aber  mit  dem  zwischen  dem  Eigenthümer  und 
dem  Enteigner  vereinbarten  Werthe  des  Grundstückes  nicht 
zu  begnügen;  sie  können  zum  Schutz  ihrer  Hypothekar- 
forderungen verlangen,  dass  die  Entschädigung  in  allen 
Fällen  in  den  durch  das  Gesetz  festgestellten  Regeln 
bestimmt  werde. 

Xach  dem  französischen  und  belgischen  Ent- 
eignungsrechte wird  durch  das  Enteignungserkenntniss  die 
Tilgung  der  Hypotheken  bewirkt.  Die  Hypothekargläubi- 
ger haben  ein  Vorzugsrecht  an  der  Entschädigungssumme. 
Auch  nach  italienischem  Enteignungsrechte  können 
nach  ausgesprochener  Enteignung  die  Hypothekargläubiger 
ihre  Rechte  nicht  mehr  an  dem  enteigneten  Grundstücke, 
sondern  nur  an  dem  Entschädigungscapitale  ausüben.  Die 
Hypothekargläubiger  haben  das  Recht,  die  Entschädigungs- 
summe innerhalb  3C>  Tagen  nach  der  amtlichen  Veröffent- 
lichung anzufechten.  Die  deutschen  Gesetzgebungen 
lassen  ebenfalls  das  Pfandrecht  durch  die  Enteignung  er- 
löschen. So  das  badische  Gesetz  §.  76,  das  Hambur- 
ger Gesetz  §.  II,  der  preussische  Entwurf  §.11,  das 
baierische  Gesetz  Art.  11;  das  letztere  bestimmt  ins- 
besondere, dass  das  sonst  zustehende  Mit-  oder  Ueberbie- 
tungs-Recht  von  den  Pfandgläubigern  gegenüber  dem  Ent- 
eigner nicht  ausgeübt  werden   kann.     Ein   Recht    auf  Ver- 
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gütung  für  die  vorzeitige  Rückzalilung  wird  in  dem  Ent- 
eignungsgesetze der  freien  Stadt  Frankfurt  §.  ^  al.  1 
und  3  gegeben. 

V-  XJie  Entscliädigiine  der  ]Mietlier  und  Fächter. 

In  Folge  der  Enteignung  einer  unbeweglichen  Sache 
muss  das  an  derselben  bestehende  Mieth-  oder  Pachtrecht 
aufhören,  und  zwar  hören  diese  gegen  den  früheren  Eigen- 
thiimer  begründeten  Rechte  zugleich  mit  dessen  Eigen- 
thumsrechte  auf.  Der  Eigenthümer  konnte  auf  den  Miether 
oder  Pächter  nicht  mehr  Recht  übertragen,  als  er  selbst 
hatte ;  sein  Recht  muss  aber  vor  den  Anforderungen  des 
allgemeinen  Interesses  zurücktreten.  Der  Miether  und 
Pächter  können  auch  nicht  gezwungen  werden,  wider  ihren 
Willen  das  Vertragsverhältniss  fortzusetzen;  denn  da  der 
enteignete  Gegenstand  für  den  öffentlichen  Gebrauch  be- 
stimmt ist,  eine  Bestimmung,  welcher  nichts  hindernd  in 
den  Weg  treten  darf,  auch  nicht  ein  etwa  mit  dem  Ent- 
eigner selbst  abgeschlossener  Mieth-  oder  Pachtvertrag,  so 
müsste  die  Wirksamkeit  des  letzteren  aufhören,  sobald  jene 
Bestimmung  es  verlangt ;  daher  ist  die  Stellung  des  Mie- 
thers und  Pächters  gegenüber  dem  Enteigner  trotz  des  ab- 
geschlossenen Vertrages  immer  eine  precäre,  ihr  Vertrags- 
recht eigentlich  nur  ein  der  Discretion  des  Enteigners  über- 
lassenes  Recht ;  .sie  können  daher  nicht  gehalten  sein,  gegen 
ihren  Willen  das  unsicher  gewordene  Vertragsverhältniss 
mit  dem  Enteigner  fortzusetzen.  In  der  Regel  setzt  sich 
der  Enteigner  mit  dem  Miether  und  Pächter  in's  Einver- 
nehmen, damit  die  Besitzentziehung  nicht  in  einer  nach- 
theiligen und  überstürzten  Weise  erfolge.  Man  lässt  dem 
Pächter  Zeit  seine  Ernte  einzuheimsen,  dem  Miether  einen 
neuen  Miethvertrag  abzuschliessen ,  dem  gewerbetreibenden 
Miether  insbesondere  anderswo  ein  Etablissement  zu  errich- 
ten ;  die  nachtheiligen  Folgen  der  Enteignung  werden  da- 
durch in  beiderseitigem  Interesse  gemildert.  Bei  der  Ab- 
schätzung   der   Entschädigung   wäre    darauf  Rücksicht    zu 
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• 
nelimen,  ol)  der  Miether  und  Päcliter  sieh  nicht  einer  billi- 
gen VereinLarung  widersetzt  und  dadnr(di  die  Naclitlieile 
der  Enteignung  ersehwert  haben.  Bei'eclmungen,  welche  das 
Gepräge  eines  dolosen  Gebahrens  an  sich  tragen ,  niüsste 
jedesfalls  entgegengewirkt  werden. 

(l)er  Miether  und  Pächter  können  wegen  des  ilmen 
durch  die  Enteignung  verursachten  Schadens  einen  Ansprucli 
auf  Entschädigung  stelleji/)Die  Frage,  welche  nachtheiligen 
Folgen  für  den  Miether  und  Pächter  durch  die  Enteignung 
entstehen  können,  ist  als  eine  quaestio  facti  anzusehen.  Vor 
Allem  kommt  der  Nachtheil  in  Betracht,  welcher  aus  der 
vorzeitigen  Endigung  des  Vertragsverhältnisses  hervorgeht ; 
der  diesfällige  »Schaden  wird  um  so  geringer  sein,  je  näher 
die  Enteignung  dem  Zeitpunkte  liegt,  in  welchem  das  Ver- 
tragsrecht überhaupt  erlöschen  soll ;  z.  B.  das  Haus  war 
für  die  Ausübung  des  Gewerbes  des  Miethers  besonders 
geeignet;  der  Miether  hatte  Aufwendungen  für  die  innere 
Einrichtung,  der  Pächter  für  die  Bewirthschaftung  des 
Grundstückes,  z.  B.  Dünger,  Gyps,  gemacht,  welche  sie  im 
Laufe  einer  mehrjährigen  Mieth-  oder  Pachtdauer  zu  amor- 
tisiren  hofften ;  es  muss  ihnen  Ersatz  im  Verhältniss  zu  der 
noch  übrigen  Zeit  gewährt  werden;  oder  der  Mieth-  und 
Pachtzins  war  besonders  niedrig,  was  in  den  letzteren 
Jahren  eines  mehrjährigen  Mieth-  oder  Pachtvertrages  so- 
gar gewöhnlich  der  Fall  zu  sein  pflegt ;  (es  gebührt  ihnen 
die  Differenz  zwischen  dem  vertragsmässigen  Mieth-  oder 
Pachtzinse  und  dem  Mieth-  oder  Pachtwerthe  der  vermie- 
theten  und  verpachteten  Gegenstände  für  die  Zeit,  für 
welche  das  Mieth-  oder  Pachtverhältniss  noch  zu  dauern 
hatte?) 

Im  Allgemeinen  gilt  der  Grundsatz,  dass  der  Miether 
und  Pächter  keinen  Anspruch  auf  Entschädigung  wegen 
solcher  Umstände  hat,  welche  auch  dem  Eigenthümer,  wenn 
dieser  sich  in  der  gleichen  Lage  befunden  hätte,  ein  Ent- 
schädigungsrecht nicht  gegeben  hätten.  Gleich  dem  Eigen- 
thümer  haben   sie   unter  Umständen  Anspruch   auf  Ersatz 
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« 
wegen  der  Ueber.siedluiigs-Adaptirungskosten ;    der  JVIietlier 

aueli  wegen  des  ClientelverUistes,  der  gezwungenen  Arbeits- 
einstellung u.  s.  w. 

Der  Mietlier  und  Pächter  dürfen  jene  Bestimmungen 
des  Mietli-  und  Paclitvertrages  für  sich  geltend  machen, 
durch  welche  ihnen  besondere  Vortheile  eingeräumt  worden 
sind,  so  dass  dadurcli  ilir  Entschädigungsanspruch  erhöht  wird ; 
daher  ist  es  nur  gerecht,  wenn  der  Enteigner  seinerseits 
jene  Verabredungen  des  Vertrages  sich  zu  Nutzen  machen 
darf,  durchweiche  das  Genussrecht  des  Pächters  und  Miethers 
eingeschränkt  worden  ist ,  '  so  dass  dadurch  der  Entschädi- 
gungsanspruch derselben  vermindert  wird.  Wenn  z.  B.  in 
dem  Vertrage  der  Fall  der  Enteignung  vorhergesehen  und 
für  diesen  Fall  ein  Verzicht  des  Pächters  und  Miethers  auf 
Entscliädigung  bedungen  wurde ,  so  musste  mit  Rücksicht 
auf  diese  Vertragsbestimmung  der  Mieth  -  und  Pachtzins 
gewiss  niedriger  bemessen  werden ,  als  wenn  ein  solcher 
Verzicht  nicht  geleistet  worden  wäre.  Der  Miether  und 
Pächter,  welchen  also  eine  Verminderung  des  Pacht-  und 
Miethzinses  zu  Gute  gekommen  ist,  dürfen,  wenn  der  Fall 
der  Enteigiiung  wirklich  eintritt,  eine  Entschädigung  nicht 
beanspruchen.  Der  Enteigner  kann  sich  auf  diese  Vertrags- 
clausel  berufen.  Die  Einwendung,  es  sei  o^es  inter  alios  acta 
oder  ein  unwirksamer  Vertrag  zu  Gunsten  eines  Dritten, 
wäre  unzulässig;  denn  der  Verpächter  und  Verniiether 
liaben  nicht  blos  für  den  Enteigner,  sondern  zugleich  für 
sich  selbst  stipulirt;  sie  wollen  für  sich  günstigere  Bedin- 
gungen bei  der  Kegelung  der  Entschädigung  erzielen;  sie 
haben  ja  den  Vortheil,  dass  ihre  eigene  Entschädigung  grösser 
ausfallen  wird,  wenn  es  einer  solchen  für  andere  Berechtigte 
nicht  bedarf.  Der  Enteigner  darf  aber  nicht  jene  Vertrags- 
verabredungen für  sich  geltend  machen ,  durch  welche  demVer- 
imchter  und  Vermiether  das  Recht  eingeräumt  wird,  unter  Um- 
ständen, sei  es  mit ,  sei  es  ohne  Bestimmung  einer  Entschädi- 
gungssumme einseitig  vom  Vertrage  abzugehen ,  z.  B.  im  Falle 
des    freiwillig-en  Verkaufes   oder   der  Demoliruns;    oder  aus 


—   143   — 

einem  sonstigen  Gründe,  vorausgesetzt,  dass  nicht  auoli  der 
Fall  der  Enteignung  insbesondere  vorliergeselien  war,  denn 
durch  eine  solche  Vereinbarung,  welche  aus  sehr  verschie- 
denen Motiven  getroifen  sein  konnte,  haben  sich  der  Mie- 
ther und  Pä(^hter  nur  dem  persönlichen  Dispositionsrechte 
des  Verpächters  und  Vermiethers  unterworfen ,  einem  Dis- 
positionsrechte, rücksichtlich  dessen  Ausübung  der  Pächter 
und  Miether  vielleicht  vollkommen  beruliigt  waren  und 
beruhigt  sein  konnten.  In  solchen  Fällen  gebührt  also  dem 
Miether  und  Pächter  Anspruch  auf  volle  Entschädigung 
für  den  erlittenen  Schaden. 

Steht  ein  Entschädigungsrecht  gegenüber  dem  Ent- 
eigner auch  denjenigen  Miethern  und  Pächtern  zu,  deren 
Mieth-  und  Pachtrecht  lediglich  als  ein  persönliches  Recht 
gegen  den  Vermiether  anzusehen  ist?  Die  Frage  ist 
bestritten ;  sie  ist  zu  bejahen.  Als  Hauptgrund  für  die  Ver- 
neinung derselben  wird  angeführt,  dass  der  Enteigner  mit 
einem  Käufer  auf  gleicher  Linie  stehe;  allein  diese  Grleicli- 
stellung  ist  principiell  unrichtig.  ^)  Ein  Entschädigungs- 
recht gegenüber  dem  Vermiether  und  Verpächter  kann 
diesen  persönlich  berechtigten  Miethern  und  Pächtern  nicht 
zuerkannt  werden,  denn  da  die  Enteignung  als  eine  vis 
major  die  Sache  dem  Privatverkehre  entzieht,  so  als  ob  sie 
nicht  mehr  vorhanden  wäre,  so  sind  der  Vermiether  und 
Verpächter  nach  allgemeinen  Rechtsgrundsätzen  nicht  ver- 
pflichtet, eine  Entschädigung  zu  leisten.  Dem  Miether  und 
Pächter  muss  daher  eine  Entschädigungsforderung  gegen 
den  Enteigner  zuerkannt  werden. 

Allerdings  sind  dolose  Collusionen  zwischen  dem  Eigen- 
thümer  und  den  betreffenden  Interessenten  möglich ;  aber 
diese  sind  von  keiner  ernstlichen  Tragweite,  da  das  Mietli- 
und  Pachtverhältniss  in  der  Regel  von  der  Thatsache  des 
Besitzes  begleitet  ist.  In  keinem  Falle  wäre  aber  die  Ge- 
fahr   des    Missbrauches    ein    genügender   Grund,    um    eine 

')  Vgl.  §.  y. 
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grosse  Anzahl  von  gutgläubigen  Mietbern  und  Päcb- 
tern  in  Bezieliuno-  auf  die  ibnen  durch  die  Enteio-nuno;  zu- 
gf fügten  Naclitbeile  olmeweiters  rechtlos  zu  machen.  Wird 
aber  den  Miethern  und  Päcbtern  ein  Entschädigungsanspruch 
auch  wegen  des  blos  persönlichen  Mieth-  und  Paehtreehtes 
anerkannt,  so  ist  es  nur  eine  logische  Folge,  dass  das  jjer- 
sönliclie  Recht,  so  wie  es  der  Miether  und  Pächter  aus 
dem  Vertrage  schöj)ft ,  als  Basis  für  die  Bestininiung  der 
Entschädigung  angenommen  werden  muss. 

Selbstverständlicli  bleibt  dem  Enteigner  der  Beweis 
des  Dolus  stets  vorbehalten.  Dem  Miether  und  Pächter 
steht  das  Entschädigungsrecht  in  dem  angegebenen  Um- 
fange auch  dann  zu,  wenn  nicht  das  ganze  Object,  sondern 
nur  ein  Theil  desselben  enteignet  wurde.  In  diesem  Falle 
können  sie  ein  Eecht  auf  proportionelle  Herabminderung 
des  Mieth-  und  Pachtzinses  geltend  machen,  ohne  dass  des- 
halb die  Entschädigungsptlicht  des  Enteigners  wegfiele. 
Dem  Miether  und  Pächter  kann  wegen  der  Enteignung 
eines  Theiles  des  Objectes,  abgesehen  von  dem  Entschädi- 
gungsrechte gegen  den  Enteigner,  auch  noch  das  weitere 
und  selbständige  Recht  zur  Aufhebung  des  Vertrags  er- 
wachsen, ebenso  wie  im  Falle  des  theilweisen  Unterganges 
des  Objectes,  wenn  die  Fortsetzung  des  Mieth-  und  Pacht- 
verhältnisses unmöglich  gemacht  oder  wesentlich  erschwert 
wird.  Ueber  dieses  Recht  des  Miethers  und  Pächters  ent- 
scheiden die  allgemeinen  Grrundsätze  des  Privatrechtes. 

Nach  französische  m  Enteignungsrechte  erlöschen 
in  Folge  des  Enteignungserkenntnisses  die  Rechte  der 
Miether  und  Pächter ,  und  zwar  unmittelbar.  In  der 
Praxis  wird  diese  Frage  in  verschiedenem  Sinne  entschieden; 
die  Doctrin  ist  für  die  unmittelbare  Aufhebung  jener  Rechte 
(vergl.  Pyronny  et  D  elamarre  a.  a.  0.  Nr.  2U7).  Art.  21 
anerkennt,  dass  den  Miethern  und  Pächtern  eine  Entschädi- 
gung geschuldet  werde.  Der  Eigentliümer  ist  verpflichtet, 
dieselben  der  Verwaltung  bekannt  zu  geben ;  unterlässt 
er  dies,     so    bleibt    er   ihnen    gegenüber   allein    wegen    der 
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Entschädigung,  welche  sie  in  Anspruch  zu  nehmen  berech- 
tigt wären,  verhaftet.  Art.  o9  al.  1  fügt  hinzu,  dass  die 
Jury  eine  abgesonderte  Entschädigung  für  den  Eigenthünier 
und  den  Pächter  auszusprechen  habe.  Sobald  der  enteignete 
Eigentliümer  gemäss  Art,  21  dem  Vorsitzenden  der  Jury 
seine  Miether  und  Pächter  bekannt  gegeben  hat,  so  gehen 
ihn  die  riicksichtlich  der  Regelung  ilu-er  Entschädigung 
sich  ergebenden  Streitigkeiten  nichts  an.  In  Frankreich 
sind  auch  in  der  Praxis  den  Miethern  und  Pächtern,  welche 
der  Vortheile  länger  dauernder  Mieth-  und  Pachtverträge 
durch  Enteignung  beraubt  wurden ,  sehr  grosse  Entschädi- 
gungssummen durch  die  Jury  zuerkannt  worden ;  auch 
solchen  Miethern  und  Pächtern,  welche  lediglich  ein  per- 
sönliches Recht  gegen  den  Vermiether  und  Verpächter 
hatten,  deren  Pachtvertrag  nicht  in  einer  authentischen 
Urkunde  vorlag.  (Art.  1750  cod.  clv.)  Von  den  gleichen 
Anschauungen  geht  das  belgische  Enteignungsreclit  aus ; 
insbesondere  auch,  was  das  Ausmass  der  Entschädigung 
für  Miether  und  Pächter  und  was  die  Entschädigung  für 
blos  persönlich  berechtigte  Miether  und  Pächter  betriflt. 

Was  den  deutschen  Rechtszastand  betrilFt,  so  wird 
den  JMiethern  und  Pächtern  gegenüber  dem  Enteigner  ein 
selbständiges  Recht  auf  Entschädigung  gewährt  durch  das 
Enteignungsgesetz  in  Beziehung  auf  die  Werr  a-Eisen- 
bahn  Art.  17:  AVenn  die  für  das  Eisenbahnunternehmeu 
in  Anspruch  genommenen  Grundbesitzungen  verpachtet  sind, 
die  Folgen  der  Abtretung,  Beschwerung,  Beschränkung 
oder  eingeräumten  Benutzung  den  Pächter  treffen  und  der 
Pachtvertrag  für  den  Fall  der  Lösung  oder  Aenderung  des 
Pachtverhältnisses  die  Ansprüche  zwischen  den  Vertrags- 
theilen  nicht  auf  andere  Weise  festsetzt,  kommen  folgende 
Bestimmungen  zur  Anwendung:  1)  Wird  durch  die  Ent- 
eignung der  ganze  Gegenstand  der  Pachtung  in  An- 
spruch genommen,  so  ist  der  diesfällige  Vertrag  als 
aufgelöst  zu  betrachten  und  dem  Pächter  der  aus  der 
frühern    Aufhebung     des    Vertrages    für    ihn     erwachsende 

GrÜDlmt,  EuteigimiiKsreoht.  10 


—   146   — 

Schaden  vom  Bauunternehmer  zu  vergüten.  2)  Wenn 
durch  die  Enteignung  eines  blossen  Theiles  des  ver- 
pachteten Grundbesitzes  die  Fortsetzung  des  bisherigen 
Pachtvertrages  unmöglich  gemacht  oder  wesentlich  ver- 
ändert oder  erschwert  wird,  so  kann  der  Pächter  die 
Aufhebung  des  Pachtvertrages  verlangen  und  es  sind  in 
diesem  Falle  sowohl  der  Verpächter  als  der  Pächter  für 
den  ihnen  daraus  erwachsenden  Xachtheil  von  dem  Bau- 
unternehmer zu  entschädigen.  3)  Gibt  die  Enteignung 
nach  der  vorstehenden  Bestimmung  keinen  Grund  zur 
Auflösung  des  Vertrages,  so  hat  der  Pächter  von  dem 
Bauunternehmer  zu  erhalten :  a)  die  für  die  vorüber- 
gehende Benutzung  eines  verpachteten  Grundstückes  er- 
folgende Entschädigung,  soferne  und  insoweit  als  dieselbe 
für  die  während  der  Pachtzeit  entbehrte  oder  beschränkte 
Benützung  bezahlt  wird ;  b)  von  dem  für  die  Abtretung 
oder  immerwährende  Benützung  eines  Theiles  des  Ver- 
tragsgegenstandes bestimmten  Entschädigungscapitale  den- 
jenigen Betrag,  welcher  den  mit  jährlich  3\'2  "/o  ^^^^  die 
Dauer  der  Pachtzeit  zu  berechnenden  Zinsen  gleichkommt. 
Miether  und  zeitige  Nutzniesser  jeder  Art  haben  die- 
selben x^LUsprüche  und  Rechte,  welche  vorstehend  den 
Pächtern  eingeräumt  sind.  Die  Ansprüche  der  Pächter, 
Miether  und  zeitigen  Nutzniesser  sind  von  dem  Commissär 
nach  Massgabe  der  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  festzustel- 
len. Aehnlich  das  grossherzoglich  hessisc  h  e  Gesetz 
Art.  7,  das  Weimar'sche  und  Gotha'sche  Eisenbahnexpro- 
priationsgesetz von  1842  §.14;  das  Coburger  Gesetz  von 
1848  Art.  17,  von  1855  Art.  18.  Nach  kur hessischem 
Gesetze  §.  22  kann  der  Pächter  Entschädigung  imEnteignungs- 
verfahren  fordern,  nicht  aber  der  Miether.  Dagegen  werden 
beidi^  an  den  Eigenthümer  wegen  ihrer  Entschädigung  ver- 
wiesen nach  baierischem  Gesetze  Art.  5,  nach  dem 
Hamburger  Gesetze  §.  10,  nach  hannoverischem 
Gesetze  §.  20;  nach  sächsischem  Gesetze  vom  3.  Juli 
1835  §.  9.  (Pacht-  und  Miethcontracte  hören   auf;    Pächter 
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und  Miether  sind  von  dem  bisherigen  Eigenthümer  im  Ent- 
eigniingsverfahren  zu  entschädigen,  welcher  letztere  seinen 
Regress  gegen  den  Enteigner  im  Enteignungsverfahren  zu 
nehmen  hat.)  Nach  badischem  Gesetze  §.  26  wird  die 
Entschädigung  des  Pächters  wie  bei  freiwilligen  Ver- 
äusserungen  des  Pachtobjectes  bestimmt.  Was  den  Um- 
fang der  Entschädigung  betrifft,  so  werden  in  einigen 
Enteignungsgesetzen  dem  Pächter  und  Miether  bestimmte 
Procente  von  der  dem  Enteigneten  zu  zahlenden  Entschä- 
digungssumme für  die  Dauer  der  Mieth-  und  Pachtzeit 
gegeben  (so  in  Hannover  nach  Art.  20  S^'/o ;  in  Kurhessen 
nach  §.  22  4o/o). 

Nach  u  n  g  a  r  i  s  c  h  e  m  Enteignungsrechte  kann  in  Folge 
der  Enteignung  wegen  Pacht  auf  hebung  oder  Pachtschillings- 
nachlass  oder  Abänderung  der  Pachtverhältnisse  nur  dann 
ein  Anspruch  geltend  gemacht  werden,  a)  wenn  das  ganze 
Pachtobject  enteignet  wird,  b)  wenn  in  Folge  der  Ent- 
eignung eines  Theiles  des  Pachtobjectes  entweder  die 
Bedingungen  des  Vertrages  nicht  erfüllt  werden  können 
oder  das  gepachtete  Object  eine  solche  Aenderung  erleidet, 
dass  es  seiner  früheren  Bestimmung  nicht  mehr  entspricht ; 
in  den  sub  a)  erwähnten  Fällen  erlischt  der  Pachtvertrag 
alsogleich,  in  den  Fällen  sub  b)  hingegen  kann  der  Pächter 
die  Aufhebung  desselben  verlangen  (§.  39). 

(Nach  englischem  Rechte  wird  mit  dem  Pächter 
und  mil  dem  Eigenthümer  abgesondert  unterhandelt;  man 
geht  nicht  von  der  Anschauung  aus,  dass  der  Eigenthümer 
und  der  Pächter  sich  untereinander  über  die  von  dem 
Eigenthümer  allein  zu  empfangende  Entschädigung  ausein- 
andersetzen sollen,  sondern  hält  jeden  von  beiden  für  be- 
rechtigt, die  Befriedigung  für  seinen  x\ntheil  selbständig 
zu  verlangen.;  Die  Entschädigungsansprüche  derselben  sind 
durch  die  Lands  Clauses  Consolidation  Act  8  et  9  Vict. 
cap.  18  und  durch  die  Ballway  Clauses  Consolidation  Act 
8  et  9  Vict.  cap.  20  normirt.  8  et  9  Vict.  cap,  18  sect. 
119    bestimmt,    dass,    wenn    ein    Theil    von    verpachteten 
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Grundstücken  enteignet  wird,  der  zu  bezahlende  Pachtzins 
auf  das  enteignete  und  die  übrigen  Grundstücke  verliält- 
nissmässig  vertbeilt  werden  soll.  Ueber  diese  Theilung 
können  Verpächter  und  Pächter  einerseits  und  der  Unter- 
nehmer andererseits  übereinkommen ;  im  Falle  der  Nicht- 
einigung  wird  die  Entscheidung  durch  zwei  Friedensrichter 
gefällt.  Der  Pachtvertrag  bleibt  aber  rücksichtlich  der  nicht 
enteigneten  Theile  des  Pachtgutes  ganz  unverändert. 
Sect.  120:  Jeder  solche  Pächter  ist  schadenersatzberechtigt 
wegen  des  in  Folge  der  Abtrennung  der  gepachteten  ent- 
eigneten Grundstücke  von  den  gepachteten  nichtenteigneten 
oder  wegen  des  sonst  durch  die  Ausführung  des  Unter- 
nehmens zugefügten  Schadens.  Sect.  121 :  Wenn  der 
Pachtvertrag  nur  auf  ein  Jahr  oder  auf  beliebige  einjährige 
Kündigung  geschlossen  ist  und  das  Grundstück  enteignet 
wird,  so  ist  der  Pächter  rücksichtlich  der  noch  nicht  abge- 
laufenen Pachtzeit  zum  Schadenersatz  berechtigt,  welcher 
eventuell  durch  zwei  Friedensrichter  abzuschätzen  ist. 
Sect.  122 :  Wenn  Jemand  behauptet,  dass  er  ein  grosseres 
Recht  auf  das  Grundstück  habe,  als  einen  solchen  beliebig 
kündbaren  Pachtvertrag,  so  kann  die  Unternehmung  den 
Beweis  dieses  Rechtes  verlangen  und  wenn  nicht  innerhalb 
21  Tagen  dieser  Beweis  erbracht  ist,  so  kann  die  Partei 
als  ein  Jahrespächter  angesehen  und  braucht  nur  wie  ein 
solcher  entschädigt  zu  werden.  Was  den  Umfang  der  Ent- 
schädigung betritft,  so  ist  die  Praxis  eine  schwankende. 
Einem  Jahrespächter  wurde  z.  B.  auch  wegen  des  Umstände s 
eine  Entschädigung  zuerkannt,  dass  er  eine,  obwohl  ju- 
ristisch nicht  bindende  Zusicherung  des  Grundeigenthümers 
erhalten  hatte,  das  Grundstück  so  lange  als  Pächter  be- 
halten zu  können,  als  er  den  Pachtzins  pünktlich  bezahlen 
werde.  Dagegen  wurde  einem  anderen  Pächter,  welcher 
einen  Pachtvertrag  auf  die  Dauer  von  sieben  Jahren  abge- 
sclilossen  hatte,  ein  Entschädigungsanspruch  wegen  der 
blossen  Aussicht  auf  Erneuerung  des  Pachtvertrages  nicht 
zuerkannt,  obgleich  diese  Aussicht  eine  woklbegründete  war, 
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da  der  Paclitvertrag  von  dem  Eigenthümer  jedesmal  ohne 
Anstand  ernenert  worden  war  und  oljgleicli  von  dem  Päch- 
ter im  guten  Ghiuben  an  diese  wahrsclieinliohe  Erneuerung 
Meliorationen  gemaclit  worden  waren.  Vergl.  Hodges 
a.  a.  0.  S.  283! 

(  Nacli  n  o  r  d  a  m  e  r  i  k  a  n  i  s  e  li  e  m  Reclite  sind  Pächter 
und  Miether,  ebenso  Subpäclitei"  und  Submiether  selbständig 
zur  Entschädigung  liereclitigt.  In  der  Praxis  wird  dem 
Pächter  auch  wegen  einer  begründeten  Aussiclit  auf  Er- 
neuerung des  zu  Ende  gellenden  Vertrages  ein  Entschädi- 
gungsanspruch zuerkannt.  Redfield  a.  a.  0.  §.  83  Nr.  1. 

"V^I.    Das   Fieclii   des   Enteigneteia  zur  -^iistleliniang  der 
Enteignung. 

Unter  den  Nachtlieilen,  welche  aus  der  Enteignung 
hervorgehen,  nimmt  die  Zerstückelung  der  Grundstücke 
eine  hervorragende  Stelle  ein.  Die  in  Folge  davon  herbei- 
beigeführte  Werthverminderung  des  Restgrundstückes  kann 
sehr  bedeutend  sein  und  muss  bei  der  Regelung  der  Ent- 
schädigung in  Betracht  gezogen  werden.)  Vermöge  des 
Principes  der  Enteignung  kann  dem  Ent eigner  nicht  das 
Recht  zuerkannt  werden,  die  Nachtheile  der  Enteignung  und 
damit  die  Entschädigung  etwa  dadurch  zu  verringern,  dass 
er  die  Abtretung  auch  des  in  seinem  Werthe  verminderten 
Restes  des  Grundstückes  verlangen  dürfte  ;  denn  der  Ent- 
eignete darf  principiell  niemals  gezwungen  werden,  mehr 
abzutreten,  als  im  allgemeinen  Interesse  unbedingt  noth- 
wendig  ist.  ^V  Dagegen  kann  dem  E  nteigneten  allei'dings 
das  Reckt   eingeräumt  werden,  unter  Umständen    zu    bean- 


')  Im  Widerspruche  mit  dem  Pi'incipe  der  Enteignung  wird  dem 
Enteigner  durch  einige  Gesetze  das  Recht  eingeräumt,  auch  die  Abtre- 
tung des  für  die  öffentliche  Unternehmung  nicht  nothwendigen  Restgrund- 
stückes zu  verlangen,  wenn  der  Minderwerth  des  Restgrundstückes  auf 
eine  verhältnissmässig  sehr  hohe  Summe  festgestellt  wird.  So  im  badi- 
schen  Gesetze  von  1835,  §.  32,  nach  dessen  Vorgange  im  preuss.  Ent- 
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spruchen,  dass  ihm  im  Falle  der  Enteignung  eines  T  h  e  i  1  e  s 
seines  Grundes  und  Bodens  das  Ganze  abgenommen  werde; 
denn  der  dem  R  e  s  t  g  r  u  n  d  s  t  ü  c  k  e  verursachte  Schaden  kann 
möglicherweise  so  gross  sein,  dass  die  blosse  Entschädigung 
für  die  W  e  r  t  h  v  e  r  m  i  n  d  e  r  u  n  g  zur  Deckung  des  Schadens 
nicht  ausreicht!)  Bei  der  Einräumung  dieses  Rechtes  ist 
zwischen  Gebäuden  und  Grundstücken  ohne  Bauten  zu 
unterscheiden. 

Das  Gebäude  (Wohn-,  Wirthschafts-  oder  Eabriks- 
Gebäude)  mit  seinen  Pertinenzen  darf  der  Enteignete 
unter  allen  Umständen  als  ein  juristisch  untheilbares  Ganze 
ansehen,  als  eine  Sache,  bei  der  auch  die  kleinste,  wenn 
auch  an  und  für  sich  ganz  unbedeutende,  Abtrennung 
eines  Theiles  die  Vernichtung  des  wirthscliaftlichen  Wesens, 
eine  unverhältnissmässige  Verminderung,  ja  eine  Zerstörung 
des  gesammten  Werthes  zur  Eolge  hat.  Nicht  blos  dann 
also  darf  die  Enteignung  des  Ganzen  verlangt  werden, 
wenn  eine  materielle  Schädigung  des  Gebäudes  selbst  in 
Folge  der  Enteignung    eintritt,    sondern    auch    dann,    wenn 


wnrfe  §.  8  al.  IT,  im  schweizerischen  Gesetze  von  1850,  Art.  5 
(sie  gewähren  übereinstimmend  dem  Euteigner  dieses  principwidrige  Recht, 
wenn  der  Minderwerth  der  Restgrundstücke  den  vierten  Theil  ihres 
früheren  Werthes  übersteigt);  das  englische  Enteignungsrecht  (Imnh 
clauses  c.onsolidatlon  Act  8  et  9  Vict.  cap.  18  sect.  94)  gesteht  dem  Euteig- 
ner ein  solches  ilecht  nur  dann  zu,  wenn  ein  nicht  im  Weichbilde  einer 
Stadt  und  auch  nicht  zum  Baue  bestimmtes  Grundstück  durch  eine  ötient- 
liche  Unternehmung  derart  durchschnitten  wird,  dass  entweder  zu  beiden 
Seiten  des  öffentlichen  Werkes  oder  auf  einer  Seite  desselben  weniger 
übrig  bleibt  als  die  Hälfte  eines  slutule  ocre  oder  so  kleine  Restgrund- 
stücke, dass  sie  weniger  werth  sind,  als  die  dem  Enteigaer  zur  Last  fal- 
lenden Kosten  für  die  Errichtung  eines  Viaductes,  einer  Brücke  oder  eines 
sonstigen  Verkehrsmittels  zwischen  den  durchschnittenen  Grundstücken 
betragen  würden  und  in  beiden  Fällen  nur  unter  der  Voranssetznng,  dass 
der  Enteignete  keine  angrenzenden  Grundstücke  hat  und  von  dem  Ent- 
eigner die  Herstellung  jeuer  Verkehrsmittel  verlangt,  .feder  Streit  über 
den  Werth  der  Restgrundstücke  und  über  die  Kosten  der  Herstellung 
solcher  Verkehrsmittel  soll  in  gleicher  Weise  eutschiedeu  werden,  wie  der 
Streit  über  die  Entschädigung  bei  der  Enteignung. 
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es  sicli  um  die  gänzliche  oder  theilweise  Enteignung  eines 
in  der  NacliLarscliaft  befindlichen  Objectes  handelt,  voraus- 
gesetzt, dass  das  letztere  als  Nebensache  den  Zwecken  der 
Hauptsache  fortwährend  zu  dienen  bestimmt  und  dazu 
wirklich  verwendet  ist;  z.  B.  es  handelt  sich  um  die  Ent- 
eignung eines  Magazines,  einer  Scheune,  eines  Stalles,  einer 
Remise,  eines  Gartens,  eines  Hofes  u.  s.  w.  Anders  ver- 
hält es  sich  bei  Grundstücken  ohne  Bauten;  diese  gelten 
als  juristisch  theilbar.  i)  Das  Recht,  bei  Enteignung  eines 
Theiles  die  Enteignung  des  Ganzen  zu  A'erlangen,  soll 
nur  dann  zustehen,  wenn  in  Folge  der  theilweisen 
Enteignung  das  übrigbleibende  Grundstück  für  den  Ent- 
eigneten entwerthet,  wenn  es  für  die  Erfüllung  der  wirth- 
schaftlichen  Bestimmung,  welcher  es  im  Vermögen  des  Ent- 
eigneten bisher  zu  dienen  hatte,  ungeeignet  wird.  Im 
Interesse  des  Enteigneten,  um  das  ihm  mit  Rücksicht  auf 
das  allgemeine  Wohl  auferlegte  Opfer  zu  vermindern,  ist 
dem  Enteigner  die  Verpflichtung  aufzuerlegen,  das  Ganze 
zu  übernehmen. 

Die  Festsetzung  einer  zifFermässigen  Grenze ,  eines  be- 
stimmten Masses,  bis  zu  welchem  die  Zerstückelung  erfolgt 
sein  muss,  wenn  dem  Enteigneten  dieses  Recht,  die  Aus- 
dehnung der  Enteignung  zu  verlangen,  zustehen  soll, 
bietet  nicht  geringe  Schwierigkeiten.  ^)  Da  verschiedene 
Umstände  darauf  Einfluss  haben  können,  ob  von  dem 
Restgrundstücke  der  gehörige  Gebrauch  gemacht  werden 
kann  oder  nicht,  so  sollte  die  zur  Feststellung  der 
Entschädigung  berufene  Behörde  nach  ihrem  vernünftigen 
Ermessen  darüber    zu    entscheiden  haben,    ob    die   Voraus- 


')  L.  G  §.  1.  Dig.  commun.  praed.  8,  4.  St  divisit  funduvi  regioni- 
hnis  et  sie.  parlem  frodidit  pro  diviso,  potest  alierutri  serv'dutem  imponere, 
quia  iion  est  pars  fnndi,  sed  fundus.  cf.  1.  25  §.   1.  Dig.  50,  IG. 

-)  Stein  a.  a.  0.  S.  331.  „Der  Begriff  des  Ganzen  ist  nicht  in  dem 
Umfange  und  der  Substanz  des  Gutes,  sondern  in  seinem  Werthe  zu  suchen. 
"Wird  der  Werth  um  die  Hälfte  verringert,  so  ist  es  wirthschaftlich  schon 
nicht  dasselbe  Gut  mehr." 
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Setzungen  vorhanden  seien ,  unter  welchen  von  dem  Ent- 
eigneten die  TJebernalime  des  Granzen  verlangt  werden  könne. 

Nur  dem  Eigenthümer  des  enteigneten  Grundes 
steht  aber  dieses  Recht  zur  Ausdehnung  der  Enteiffnuns: 
-zu,  nicht  dritten  Interessenten,  insbesondere  nicht  dem 
Xutzniesser,  dem  Miether  und  Pächter,  den  Hypothekar- 
gläubigern u.  s.  w.  Kitnnten  diese  dritten  Interessenten 
ebenfalls  die  Uebernahme  des  Granzen  verlangen,  so  wäre 
der  Wille  des  Eigenthümers  ihrem  Willen  untergeordnet, 
sein  Wahlrecht  beeinträchtigt  und  sein  Eigenthumsrecht 
zum  Vortheile  der  Rechte  dieser  dritten  Personen  hintan- 
gesetzt. Die  Interessen  des  Eigenthümers  und  dieser  dritten 
Berechtigten  stehen  sich  in  diesem  Punkte  zu  schroff  gegen- 
über, als  dass  sich  das  Wahlrecht  des  Eigenthümers  mit 
einem  Wahlrechte  dieser  dritten  Personen  vereinigen  Hesse. 
Der  Eigenthümer  muss  sich  allerdings  die  Substitution 
einer  Greldsumme  an  Stelle  eines  unbeweglichen  Gutes  in 
Beziehung  auf  den  Theil  seines  Grundstückes  gefallen 
lassen,  dessen  Aufopferung  durch  das  allgemeine  Interesse 
geboten  ist ;  er  hat  aber  principiell  das  Recht ,  das  Rest- 
grundstück zu  l)ehalten ,  und  darf  durch  diese  dritten  Per- 
sonen nicht  gezwungen  werden  können,  dasselbe  gegen  eine 
einfache  Entschädio-uno;  liinzuo-pben. 

Das  Recht  des  Eigenthümers  zur  Ausdehnung  der 
Enteignung  ist  aber  auch  nicht  in  der  Weise  eingeschränkt, 
dass  er  etwa  die  Zustimmung  dieser  dritten  Berechtigten, 
des  Nutzniessers,  Miethers,  Pächters,  der  Hypothekargläu- 
biger u.  s.  w.  zur  Geltendmachung  seines  Rechtes  einholen 
müsste,  denn  der  Eigenthümer  will  nicht  seine  Lage  auf 
Kosten  dieser  dritten  Personen  besser  gestalten,  er  will 
nur  den  ihm  durch  die  Enteignung  verursachten  Schaden 
so  viel  als  möglich  verringern.  Dazu  konmit ,  dass  die 
Rechte  dieser  dritten  Personen  an  demjenigen  Theile  des 
Grundstückes,  welcher  von  dem"  Enteigner  nur  auf  Ver- 
langen des  Eigentliümers  übernomilien  wurde ,  nicht  ij^so 
jure    erlöschen,    wie    es    mit    jenen  Rechten    der    Fall   ist. 
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welche  an  dem  enteigneten  Theile  bestanden;  denn  der 
freiwillig  abgetretene  Theil  des  Grundstückes  gelangt  an 
den  Enteigner  nicht  unter  dem  Rechtstitel  der  Ent- 
eignung, sondern  unter  dem  eines  gew oh nliclien  pri- 
V a  tr  e  c  h  1 1  i  c  li  e  n  E  r  w  e  r  b  s  g  e  s  c  li  ä  f  t  e  s.  Der  Enteigner 
könnte  daher  diese  Rechte  ohne  Einwilligung  der 
Berechtigten  niclit  beseitigen  und  die  Grundstücke  frei 
machen.  Waren  es  blos  persönliche  Rechte ,  welche  gegen 
den  Enteigneten  in  Beziehung  auf  diesen  Theil  des  Grund- 
stückes bestanden,  und  wurden  dieselben  durch  die  von 
dem  Enteigneten  herbeigefülirle  Uebernalime  des  Ganzen 
verletzt,  so  bleibt  der  Enteignete  selbstverständlich  für  den 
Schaden  verantwortlich  ;  an  seinem  Rechte,  die  Ausdehnung 
der  Enteignung  zu  verlangen,  wird  aber  durch  diese  per- 
sönliclien  Rechte  dritter  Personen  nichts  geändert. 

Hat  der  Eigenthümer  des  enteigneten  Grundstückes 
von  seinem  Rechte ,  auch  die  Uebernahme  des  nicht  ent- 
eigneten Theiles  verlangen  zu  können ,  Gebrauch  gemacht, 
so  fragt  es  sich,  ob  er  von  dem  auf  Ausdehnung  der  Ent- 
eignung bereits  gestellten  Begehren,  auch  ohne  Einwilligung 
des  Enteigners,  wieder  zurücktreten  und  den  zur  Enteignung 
ursj)rünglich  nicht  bestimmten  Theil  zurückbehalten  kann, 
wenn  ihm  die  für  den  letzteren  festgestellte  Entschädigung 
nicht  genügen  sollte.  Ueberwiegende  Gründe  sprechen  für 
die  Bejahung  dieser  Frage.  Die  reclitliche  Stellung  des 
Enteigneten  in  Beziehung  auf  den  Theil  des  Grundstückes, 
dessen  Uebernahme  er  freiwillig  verlangt,  ist  die  eines 
Offerenten  zur  Abschliessung  eines  Erwerbsgeschäftes  über 
diesen  Theil  unter  der  Bedingung,  dass  ihm  der  für  den- 
selben zu  bestimmende  Preis  entsprechen  werde.  Erst  wenn 
ihm  die  vorläufig  nur  bedingungsweise  zu  bestimmende 
Entschädigung  als  ein  angemessener  Preis  erscheinen  sollte, 
will  sich  der  Eigenthümer  verpflichten ,  den  nicht  enteig- 
neten Theil  seines  Grundstückes  freiwillig  abzutreten.  Geht 
aber  diese  Bedingung  nicht  in  Erfüllung,  so  zieht  der  Ent- 
eignete vor ,    in    der  Stellung    zu   verbleiben ,    welche    ihm 
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durch  die  Enteignung  bereitet  wurde,  und  den  T heil  wenig- 
stens zu  hehalten,  den  man  ihm  nicht  zwangsweise  genom- 
men hat.  Wollte  man  dem  Enteigneten  dieses  Rücktritts- 
recht nicht  zugestehen,  so  würde  man  ihm  ein  doppeltes 
Opfer  auferlegen.  Der  Enteignete,  welcher  schon  durch 
die  Enteignung  an  und  für  sich  zu  einem  schweren  Opfer 
gezwungen  ist ,  hätte  durch  die  Ausübung  des  zu  seinem 
Vortheile  eingeführten  gesetzlichen  Rechtes  zur  Ausdehnung 
der  Enteignung  dieses  Opfer  nur  noch  erhöht;  es  würde 
ihm  nunmehr  gegen  Leistung  eines  nicht  entsprechenden 
Preises  auch  jener  Theil  seines  Grundstückes  entzogen, 
welchen  er,  da  derselbe  zur  Enteignung  nicht  bestimmt 
war,    hätte  zurückbehalten   dürfen. 

Macht  der  Enteignete  von  seinem  Rechte ,  die  Aus- 
dehnung der  Enteignung  zu  verlangen,  Gebrauch,  so  kann 
der  Enteigner  der  diesem  Rechte  entsprechenden  Verpflich- 
tung, das  Ganze  zu  erwerben ,  dadurch  entgehen ,  dass  er 
von  der  Ausübung  des  Enteignungsrechtes  mit  Beziehung 
auf  diesen  Eigenthümer  gänzlich  absteht. 

Nach  f  r  an  z  ö  s i  s  c  h  e  m  Enteignungsrechte  galten  hin- 
sichtlich des  Rechtes  des  Enteigneten  zur  Ausdehnung  der 
Enteignung  nach  den  verschiedenen  Gesetzen  verschiedene 
Grundsätze.  Art.  51  des  Gesetzes  von  1807  bezog  sich  nur 
auf  bebaute  Grundstücke;  Art.  5U  des  Gesetzes  von  1833  be- 
stimmte, dass  Häuser  und  Gebäude  (maisons  et  bätiments)  auf 
das  gehörig  ausgesprochene  Verlangen  der  Eigenthümer  von 
dem  Enteigner  ganz  übernommen  werden  müssen  und  ebenso 
jede  Parcelle  Grundes  und  Bodens,  welche  in  Folge  der 
durcli  die  Enteignung  herbeigeführten  Zerstückelung  auf 
den  vierten  Theil  des  ganzen  Grundes  und  Bodens  redu- 
cirt  werde,  vorausgesetzt,  dass  der  Enteignete  nicht  ein 
immittelbar  angrenzendes,  mit  jener  Parcelle  zusammen- 
hängendes Grundstück  besitzt  und  dass  das  Flächenmass 
dieser  übrig  bleibenden  Parcelle  kleiner  wäre  als  10  Ares. 
Durch  das  Gesetz  war  also  ein  bestimmtes  Mass  aufgestellt, 
auf  welches  ein  Grundstück  durch  die  Enteignung  reducirt 
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werden  musste,  wenn  dem  Enteigneten  das  Recht  zur  Aus- 
dehnung der  Enteignung  zustehen  sollte.  In  Art.  50  des 
Gesetzes  von  1841  ist  wegen  rege  gewordener  Interpre- 
tationszweifel das  AVort  maisons  weggelassen  und  nur  das 
Wort  hdthnenis  Leibehalten  worden.  Die  Grebäude  (häthnenfs) 
können  über  Verlangen  des  Enteigneten  ganz  erworben 
werden,  wenn  der  Letztere  es  durcli  eine  an  den  Vorsitzen- 
den der  Jury  innerlialb  der  Termine  der  Art.  24  und  27 
gerichtete  Erklärung  verlangt :  ebenso  verhält  es  sich  rück- 
sichtlich jeder  Parcelle  Grundes  und  Bodens;  an  dem  Ge- 
setze von  1833  ist  in  dieser  Beziehung  nichts  geändert  wor- 
den. Nach  dem  Gesetze  von  1841  bildet  das  zweite  alinea 
des  Art.  50  die  allgemeine  Regel  für  alle  zerstückelten 
Grundstücke,  mögen  sie  Bauten  enthalten  oder  nicht,  mag 
es  sich  um  Häuser  oder  Parkanlagen,  Felder,  Weingärten 
u.  s.  w.  handeln.  Werden  aber  durch  die  Arljeiten  Bauten 
{bätiments)  angegritfen,  so  muss  die  Verwaltung  über  Ver- 
langen des  Eigenthümers  die  ganzen  Bauten  erwerben,  aber 
auch  nichts  mehr  als  diese  Bauten  (al.  I  des  Art.  50) ;  e  s 
wäre  denn,  dass  ein  Fall  des  al.  II  dieses  Arti- 
kels eintritt.  Nach  französischem  Rechte  ist  die  Verwal- 
tung nicht  verpflichtet,  das  ganze  Gebäude  zu  erwerben,  wenn 
nur  die  Dependentien  desselben,  z.  B.  ein  Garten ,  ein  Hof 
oder  ein  von  dem  Hauptgebäude  getrenntes,  isolirt  stehen- 
des Nebengebäude,  z.  B.  ein  Stall,  eine  Remise,  eine  Scheune 
u.  s.  w.,  enteignet  werden ;  in  einem  solchen  Falle  ist  ledig- 
lich Ersatz  für  den  Minderwerth  zu  geben;  es  muss  viel- 
mehr ein  wesentlicher  Theil  des  Gebäudes  selbst  in 
Anspruch  genommen  werden.  Wird  ein  bebautes  Grundstück 
ohne  Schädigung  der  Gebäude  auf  den  vierten  Theil  redu- 
cirt,  und  zwar  auf  weniger  als  zehn  Ares,  so  ist  die  Ver- 
waltung verpflichtet,  dasselbe  gemäss  al.  II  des  Art.  50 
ganz  zu  übernehmen,  vorausgesetzt,  dass  der  Eigenthümer 
kein  anderes  Grundstück  in  der  Nachbarschaft  besitzt. 
Die  Erklärung  des  Enteigneten,  dass  er  die  Erwerbung 
des     ganzen     Gebäudes    oder     Grundstückes     beansprucht, 
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muss  gemäss  Art.  5U  innerhalb  des  Zeitraumes  des  Art.  '24, 
d.  h.  innerhalb  jener  14  Tage,  welche  dem  Eigenthümer 
für  seine  Erklärung,  ob  er  das  Angebot  der  Verwaltung 
annelime  oder  nicht,  gegeben  sind,  der  Verwaltung  gemacht 
werden,  bei  sonstigem  Verluste  seines  Rechtes;  Vormünder 
und  gesetzliche  Vermögensverwalter,  welche  sich  zu  dieser 
Erklärung  ermächtigen  lassen  müssen,  haben  dieselbe  inner- 
halb eines  Monates  abzugeben.  In  Folge  dieser  Erklärung 
muss  die  Verwaltung  ein  neues  Angebot  machen  und  dem 
Eigentliümer  einen  neuen  Zeitraum  von  14  Tagen  zur 
Erklärung  über  die  Annahme  lasisen.  Die  Gerichte  haben 
darüber  zu  entscheiden,  oh  der  Enteignete  das  Recht  hat, 
den  Erwerb  des  ganzen  Grebäudes  oder  Grrundstückes  zu  ver- 
langen ,  ob  er  die  Erklärung  innerhalb  des  gesetzlichen  Zeit- 
raumes gemaclit  liat  und  ob  überhaupt  die  sonstigen  Voraus- 
setzungen dieses  Rechtes  eingetreten  sind.  Die  Jury  hätte  dann 
eine  doppelte  Entschädigung  auszusprechen,  einmal  eine  Eiit- 
scliädigung  für  das  ganze  Gebäude  oder  Grundstück,  dann  eine 
Entschädigung  für  die  der  Enteignung  unterworfene  Parcelle. 

Nach  belgischem  Enteignungsrechte  gelten  die 
Grundsätze  des  oben  erwähnten  Art.  51  des  Gesetzes  von 
1807 ;  dem  Enteigneten  steht  daher  das  Recht  zur  Aus- 
dehnung der  Enteignung  nur  bei  Gebäuden  (maisovs  d 
hätiments)  zu,  von  denen  ein  Theil  enteignet  werden  soll. 

Das  italienische  Enteignungsrecht  bestimmt ,  dass 
aucli  jene  Resttheile  der  Gebäude  und  Grundstücke,  welche 
nur  zum  Theile  in  den  Enteignungsplan  aufgenommen  wur- 
den, auf  Verlangen  in  die  Enteignung  einbezogen  werden 
müssen,  wenn  die  Resttheile  auf  ein  solches  Mass  reducirt 
sind,  dass  sie  nicht  mehr  eine  nützliclie  Bestimmung  für 
den  Eigenthümer  haben,  oder  dass  beträchtliche  Arbeiten 
nothwendig  sind,  um  sie  zu  erhalten  oder  in  einer  gewinn- 
bringenden Weise  zu  benützen.  Art.  2.-5.  (Im  sardini- 
schen Gesetze  vom  6.  April  18;>9  war  ähnlich  wie  im 
französischen  Rechte  ein  bestimmtes  Mass  der  erlaubten 
Reduetion,  das  Mass  von  vier  Ares  angegeben.) 
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Was  die  de nt, seilen  Gesetzgebungen  betrifft,  so  be- 
stimmt das  baierisclie  Enteignungsgesetz  Art.  o,  dass 
bei  Gregenständen ,  deren  Theilung  naehtheilig  auf  die  Be- 
nutzbarkeit  des  Gesamratgegenstandes  zurückwirkt,  wider 
den  Willen  des  Eigenthümers  niclit  auf  tlieilweise  Abtre- 
tung erkannt  werden  kann,  dass  insbesondere  die  Theilung 
eines  Gebäudecomplexes  oder  die  Trennung  der  zum  Um- 
fange desselben  gehörigen  Gärten  und  Hofraitlien  oder 
eines  Theiles  derselben  von  dem  Gesammtcomplexe  nur  mit 
Einwilligung  des  Eigenthümers  stattfinden  darf.  Noch  ein- 
gehendere Bestimmungen  trifft  das  b ad i sehe  Gesetz  von 
1835,  §.  30:  Ist  ein  Theil  eines  Gebäudes  zur  Abtretung 
bestimmt,  so  kann  der  Eigenthümer  verlangen,  dass  ihm 
auch  der  übrige  Theil  abgenommen  und  für  das  Ganze 
Entschädigung  geleistet  werde.  §•  31 :  Auch  da,  wo  eines 
von  mehreren  zu  demselben  Geschäftsbetriebe  gehörigen 
Gebäuden  oder  ein  zum  Betriebe  erforderlicher  Platz  abge- 
treten werden  soll,  kann  der  Eigenthümer  verlangen ,  dass 
ihm  die  zum  nämlichen  Gewerbebetriebe  gehörenden  Ge- 
bäude oder  Plätze  insgesammt  abgenommen  werden ,  wenn 
ihm  durch  die  Lostrennung  des  abzutretenden  Theiles  der 
Betrieb  unmöglich  gemacht  oder  doch  wesentlich  erschwert 
würde ,  ohne  dass  das  Hinderniss  durch  eine  angemessene 
Einrichtung  beseitigt  werden  könnte.  Eben  dasselbe  gilt 
auch  da,  wo  eines  von  mehreren  zu  demselben  landwirth- 
schaftlichen  Betriebe  gehörigen  Gebäuden  oder  ein  dazu 
erforderlicher,  dabei  gelegener  Platz  abgetreten  werden  soll. 
§.  33 :  »Soll  eine  Berechtigung  abgetreten  werden ,  so  kann 
der  Eigenthümer  der  Liegenschaft,  zu  deren  Vortheil  sie 
besteht,  fordern,  dass  ihm  die  Liegenschaft  selbst  abgenom- 
men wird,  wenn  dieselbe  durch  die  Entziehung  der  Berech- 
tigung zu  ihrer  Bestimmung  untauglich  oder  doch  ihr  Betrieb 
dadurch  wesentlich  erschwert  oder  ihr  Ertrag  wesentlich  ver- 
mindert wird.  Das  Enteignungsgesetz  in  Beziehung  auf  die 
W  e  r  r  a-Eisenbalm  von  1855  gibt  dem  Eigenthümer  des  nur 
theilweise    enteigneten  Grundstückes    das    Recht,    die  Ent- 
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eignung    des    G-anzen    in    folgenden    Fällen    zu   verlangen: 

1)  wenn    ein   Gebäude    theilweise  abgetreten   werden   soll ; 

2)  wenn  ein  zu  einem  G-ebäude  gehöriger  und  unmittelbar 
neben  demselben  gelegener  Garten ,  Hofraum  oder  anderer 
den  Bewohnern  des  Gebäudes  vorzugsweise  nutzbarer  Platz 
ganz  oder  aucli  nur  theilweise  Gegenstand  des  Anspruches 
ist,  vorausgesetzt,  dass  nicht  nach  dem  Urtheile  Sachver- 
ständiger der  übrigbleibende  Grundbesitz  ungeachtet  der 
beanspruchten  theilweisen  Enteignung  entweder  seiner  bis- 
herigen Bestimmung  noch  genügt,  oder  dieser  Zweck  durch 
eine  von  dem  Bauunternehmer  dargebotene  Arealerweiterung 
vollständig  erreicht  wird;  3)  wenn  der  Anspruch  auf 
eines  von  mehreren  zu  demselben  Gewerbe-  oder  landwirth- 
schaftlichen  Betriebe  gehörenden  oder  zu  einer  andern  ge- 
meinschaftlichen Benutzung  bestimmten  Gebäuden  oder  auf 
einen  dazu  gehörigen  Platz  gerichtet  ist  und  nach  dem 
Urtheile  Sachverständiger  durch  Absonderung  des  ange- 
sprochenen Theiles  die  Fortsetzung  des  Betriebes  oder  der 
bisherigen  Benutzung  unmöglich  gemacht  oder  wesentlich 
erschwert  werden  würde ,  ohne  dass  der  Bauunternehmer 
eine  genügende  Arealerweiterung  gewährt ;  4)  wenn  bei  der 
Abtretung  eines  Theiles  von  anderen,  unter  2)  und  3)  nicht 
begriffenen  Grundstücken  der  übrig  bleibende  Theil  nicht 
über  24  weimarische  Quadratruthen  an  einem  Stücke  be- 
trägt und  nach  dem  Urtheile  Sachverständiger  von  dem 
bisherigen  Eigenthümer  zweckmässig  nicht  mehr  benützt 
werden  kann ;  5)  wenn  durch  die  Abtretung  einer  Berech- 
tigung das  Grundeigenthum,  zu  dessen  Vortheil  sie  besteht, 
nach  dem  Gutachten  Sachverständiger  für  seine  Bestimmung 
unbrauchbar  wird.  Von  ähnlichen  Gesichtspunkten  gehen 
auch  andere  deutsche  Gesetzgebungen  aus ;  so  das  han- 
noverische Ges.  vom  8.  September  1840,  Art.  34,  und 
vom  28.  Juni  1845,  Art.  5;  das  Meininge r  Ges.  von 
1845,  Art.  5;  das  Coburger  Ges.  von  1848  und  1855, 
Art.  6;  das  gothaische  Ges.  vom  8.  April  1857,  Art.  5, 
Das  Frankfurter  Enteignungsgesetz    vom  11.  November 
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1856  bestimmt  im  §.  10,  dass,  wenn  ein  Theil  piner 
Behausung  oder  einer  Hofraithe  oder  eines  Gartens  ent- 
äussert werden  soll,  der  Eigenthümer  berechtigt  ist,  zu  ver- 
langen, dass  auch  der  übrige  Theil  von  dem  Entäusserer 
mitübernommen  werde.  Das  Nämliche  gilt  von  Liegen- 
schaften anderer  Art,  wenn  der  Theil,  der  dem  Eigenthümer 
bliebe ,  entweder  allein  oder  mit  Zurechnung  eines  oder 
mehrerer  anliegenden,  ihm  gleichfalls  gehörenden  Grund- 
stücke nicht  einen  Flächenraum  von  einem  Morgen  bildet. 
Das  kurhessi-sche  Gesetz  von  1835,  §.  7,  gibt  den 
Betheiligten  dieses  Recht,  wenn  nur  Theile  eines  Vermö- 
gensgegenstandes in  Anspruch  genommen  werden  und  in 
Folge  davon  die  übrig  bleibenden  Theile  auf  die  frühere 
Weise  entweder  gar  nicht  oder  nur  in  sehr  geringem  Grade 
benutzt  werden  können ;  bei  einem  bestellbaren  Lande  aber 
jedesfalls  schon  dann,  wenn  der  übrig  bleibende  Theil  nicht 
über  ein  Viertel,  und  bei  Wiesen  und  Gärten,  wenn  er  nicht 
über  ein  Achtel  eines  Morgens  beträgt.  Der  preussische 
Entwurf,  %.i\  beschränkt  dieses  Recht  des  Enteigneten, 
im  Anschluss  an  das  im  Bezirke  des  Appellationsgerichts- 
hofes Köln  geltende  französische  Gesetz  vom  16.  September 
1807,  Art.  51,  auf  die  theilweise  Enteignung  von  Gebäuden; 
das  preussische  Berggesetz  vom  24.  Juni  1865, 
§.  131>,  gibt  dem  Eigenthümer  das  Recht,  von  dem  Berg- 
bauenden die  Abnahme  des  ganzen  Grundstückes  zu  ver- 
langen, wenn  er  den  ihm  verbleibenden  Rest  nicht  mehr 
zweckmässig  bewirthschaften  kann. 

Das  ungarische  Enteignungsgesetz  bestimmt  im 
§.  15,  dass,  wenn  drei  Viertheile  eines  Grundstückes  ent- 
eignet werden,  der  Eigenthümer  berechtigt  ist,  zu  verlan- 
gen ,  dass  auch  das  verbleibende  Viertel  enteignet  und  zu 
diesem  Zwecke  in  den  Enteignungsplan  aufgenommen  werde, 
mit  Ausnahme  jener  Gebiete ,  wo  die  Arrondirnng  noch 
nicht  stattgefunden  hat ;  es  wäre  denn ,  dass  eine  solche 
überhaupt  oder  rücksichtlich  dieser  Grundstücke  nicht 
stattfindet.     {^.   16:  Gebäude,  Wasserwerke  oder  andere  auf 
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den  zu  enteignenden  Gründen  liegende  beweglielie  Per- 
tinenzen  sind  nie  tlieilweise,  sondern  nur  im  Ganzen  Gegen- 
stände der  Enteignung.  §.17:  Der  Eigentliümer  kann  die 
Enteignung  des  ganzen  Besitzes  und  die  Aufnahme  des- 
selben in  den  Enteignungsplan  fordern,  a)  wenn  das  Ge- 
bäude, dessen  Hof,  Garten  und  Intravillangrund  zum  Theile 
oder  ganz  enteignet  wurde,  in  Folge  dieser  Enteignung  nicht 
mehr  dem  früheren  Zwecke  oder  der  früheren  Bestimmung 
gemäss  verwendet  werden  kann;  b)  wenn  von  mehreren 
zum  Wirthschafts-,  Fabriks-  oder  Industrie-Betriebe  gehöri- 
gen Gebäuden  eines  derselben  oder  der  dazu  gehörige  In- 
travillangrund enteignet  wird  und  dadurch  der  Betrieb  des 
früheren  Geschäftes  unmöglich  wird ;  c)  wenn  nur  ein  Theil 
des  Intravillangrundes  enteignet  wird  und  der  übrig  blei- 
bende Theil  nicht  mehr  dem  früheren  Zwecke  gemäss  be- 
nutzt werden  kann ;  d)  wenn  ein  Intravillangrund  in  Folge 
des  Enteignungs Verfahrens  mit  Servituten  belastet  werden 
sollte ;  e)  endlich  wenn  der  Eigenthümer  irgend  eines  mit 
dem  Intravillangrunde  verbunden  gewesenen  Rechtes  oder 
industriellen  Betriebes  entweder  ganz  beraubt  oder  dessen 
Fortsetzung  doch  bedeutend  kostspieliger  gemacht  würde. 
In  allen  diesen  Fällen  hört  die  Berechtigung  des  Eigen- 
thümers  zu  obiger  Forderung  auf,  wenn  der  Enteignungs- 
werber sich  erbietet,  den  Intravillangrund  aus  einem  dieser 
angrenzenden  anderen  Gründe  derart  zu  ergänzen,  dass  der- 
selbe auch  nach  Enteignung  eines  Theiles  desselben  seinem 
früheren  Zwecke  nachweisbar  entsprechen  wird. 

Das  schweizerische  Gesetz  gibt  in  Art.  4  den- 
jenigen, welche  E-echte  mit  Beziehung  auf  die  abzutreten- 
den Theile  haben,  das  Recht,  zu  verlangen,  dass  ihnen  das 
ganze  entsprechende  Recht  abgenommen  und  nach  dem 
vollen  Werthe  vergütet  werde,  wenn  1)  von  einem  Gebäude 
oder  von  einem  Complexe  von  Liegenschaften,  der  zur  Be- 
treibung eines  Gewerbes  dient,  ein  Theil  abgetreten  werden 
muss,  ohne  welchen  die  Benutzung  des  Gebäudes  oder  die 
Betreibung  des  Gewerbes   nur   mit  grossen  Schwierigkeiten 
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oder  gar  nicht  möglich  ist  und  welcher  auch  nicht  durch 
andere  angemessene  Veranstaltungen  ersetzt  werden  kann; 
2)  von  einem  Grundstücke,  dessen  Abtretung  nur  theilweise 
erforderlich  ist ,  nicht  wenigstens  ein  zusammenhängender 
Flächenraum  von  5000  Quadratfiiss  übrig  bleibt. 

Nach  englischem  Enteignungsrechte  Lands  Glauses 
Consolidation  Act  (8  et  9  Vict.  cap.  18,  sect.  92)  ist  Niemand 
verpflichtet,  nur  einen  Theil  eines  Hauses  oder  eines  andern 
Wohngebäudes  oder  einer  Fabrik  dem  Enteigner  abzutreten, 
wenn  er  das  Ganze  übertragen  will  und  zu  übertragen  das 
Recht  hat.  Der  enteignete  Eigenthümer  aber,  welcher  von 
dem  Rechte  zur  Ausdehnung  der  Enteignung  überhaupt 
Gebrauch  machen  will,  kann  den  Enteigner  in  keinem  Falle 
zwingen,  weniger  als  das  Ganze  zu  nehmen.  Der  Ent- 
eigner, welcher  gezwungen  sein  soll,  mehr  zu  nehmen,  als 
er  zu  enteignen  gedenkt,  hat  ein  Recht  darauf,  das  Ganze 
zu  nehmen.  Will  der  Enteigner  nur  einen  Theil  des  Grun- 
des und  Bodens  enteignen  und  unterhandelt  der  Grund- 
eigenthümer  mit  ihm  über  diesen  Theil,  so  wird  der  Grund- 
eigenthümer  dadurch  nicht  gehindert,  den  Enteigner  später 
noch  zur  Uebernahme  des  Ganzen  zu  zwingen;  nur  muss 
der  Letztere  innerhalb  einer  angemessenen  Zeit  davon  be- 
nachrichtigt werden.  Will  der  Enteigner  nur  einen  Theil 
nehmen  und  der  Eigenthümer  verlangt  die  Uebernahme  des 
Ganzen,  so  kann  der  Enteigner,  wenn  eine  Einigung  nicht 
zu  Stande  kommt,  von  der  Enteignung  ganz  abstehen;  er 
kann  nicht  gezwungen  werden ,  wenigstens  jenen  Theil  zu 
nehmen,  mit  Beziehung  auf  welchen  er  früher  die  IJnteig- 
nungsabsicht  bekannt  gegeben  hatte  (hotice  to  treat).  i)  Für 
den  Fall,  dass  ein  nicht  im  Weichbilde  einer  Stadt  gele- 
genes und  auch  nicht  zum  Baue  bestimmtes  Grundstück 
durch  eine  öffentliche  Unternehmung  derart  durchschnitten 
wird,  dass  entweder  zu  beiden  Seiten  des  öffenflicheu  Werkes 
oder  auf  einer  Seite  desselben  weniger  übrig  bleibt  als  die 


')  Vgl.  weiter  unten  das  englische  Euteignnngsverfaliren. 
Grünliut,  EnteignungsrecM.  11 
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Hälfte  eines  Statute  acre,  so  soll  uach  sect.  93  (8  et  9  Vict. 
cap.  18)  über  Verlangen  des  Eigenthümers  des  übrigblei- 
benden Restgrundstückes  der  Unternehmer  zur  Uebernahme 
desselben  verpflichtet  sein;  es  wäre  denn,  dass  der  Eigen- 
thümer  noch  andere  an  dieses  Restgrundstück  angrenzende 
Grundstücke  hat,  welche  mit  demselben  vereinigt  und  so 
in  angemessener  "Weise  bewirthschaftet  werden  können. 
Im  letzteren  Falle  kann  der  Enteigner  von  dem  Eigen- 
thümer  dazu  aufgefordert  werden,  auf  seine  eigenen  Kosten 
das  übriggebliebene  Restgrundstück  mit  dem  angrenzenden 
Grrunde  und  Boden  zu  vereinigen  und  jene  Arbeiten  vorzu- 
nehmen, welche  erforderlich  sind,  um  das  Granze  in  einen 
angemessenen  wirthschaftlichen  Zustand  zu  versetzen, 

§.  8. 
Das  Rückerwerbsrecht  des  Enteigneten. 

Aus  dem  Principe  des  Enteignungsreshtes  folgt,  dass  nur 
das  allgemeine  Interesse  die  Aufopferung  des  Privateigen- 
thums  oder  eines  anderen  dinglichen  Rechtes  zur  Folge  haben 
kann.  Die  Enteignung  muss  demnach  auf  jene  Privatrechte 
beschränkt  werden,  welche  für  die  Ausführung  der  im  all- 
gemeinen Interesse  gelegenen  Unternehmung  unbedingt 
nothwendig  sind.  Nur  das  absolute  wirthschaftliche  Be- 
dürfniss  der  öffentlichen  Unternehmung  darf  als  Massstab  für 
den  Umfang  der  Enteignung  in  Betracht  kommen.  Wo  das 
allgemeine  Interesse  nicht  vorhanden  ist,  cessirt  auch  die 
Verpflichtni^g  des  Berechtigten,  sich  sein  Recht  entziehen 
zu  lassen.  Wenn  daher  das  im  vermeintlichen  allgemeinen 
Interesse  enteignete  Privatrecht,  gleichgiltig  aus  was  immer 
für  einem  Grrunde,  seiner  Bestimmung  nicht  zugeführt  wird, 
so  ist  es  eine  aus  dem  Principe  des  Enteignungsrechtes 
fliessende  Forderung  der  Gerechtigkeit  und  Billigkeit,  dass 
dem  Enteigneten  das  Recht  gewahrt  bleibe,  wieder  zu 
seinem    Rechte    zu    gelangen.     Die   Verwaltung    hat  diesfes 
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Privatreclit  imr  mit  der  Bestimmung  für  das  allgemeine 
Interesse,  ad  tisiwi  puJjUcum,  erworben ;  wird  diese  Bestim- 
mung nicht  realisirt,  so  muss  das  Privatreclit  dem  Ent- 
eigneten auf  sein  Verlangen  wieder  zurückgegeben  werden. 
Würde  dem  Enteigneten  dieses  Rückerwerbsreclit  nicht 
eingeräumt  und  könnte  die  Verwaltung  diese  Grundstücke 
nach  Belieben  veräussern,  so  könnte  es  geschehen,  dass 
derjenige,  welcher  diese  Grundstücke  von  der  Verwaltung 
zu  erwerben  sucht,  dies  nur  in  der  Absicht  thäte,  um  die- 
selben um  so  theuerer  dem  Enteigneten  wieder  zu  ver- 
kaufen, wenn  diesem  trotz  der  Enteignung  ein  Restgrund- 
stück  geblieben  ist ;  solche  ungerechte,  für  den  Enteigneten 
nachtheilige  Speculationen  müssen  hintangehalten  werdeij]j 
Das  Recht  des  Rückerwerbes  erstreckt  sich  aber  nur  auf 
diejenigen  Grundstücke,  welche  wirklich  für  die  öffentliche 
Unternehmung  bestimmt  waren  und  daher  zu  diesem  Zwecke, 
sei  es  im  freundschaftlichen  Wege  unter  der  Aussicht  auf 
die  unvermeidlich  gewordene  Enteignung,  sei  es  auf  dem 
AVege  des  Enteignungsverfahrens  erworben  worden  waren, 
jedoch  im  allgemeinen  Interesse  nicht  verwendet  wurden  ^) ; 
es  bezieht  sich  jedoch  nicht  auf  jene  Grundstücke,  welche, 
ohne  der  Enteignung  bereits  unterworfen  zvi  sein,  von  dem 
Eigenthümer  freiwillig  abgetreten  wurden,  sei  es  auch,  dass 
die  Abtretung  bei  Gelegenheit  und  mit  Rücksicht  auf  die 
Ausführung  einer  die  Enteignung  wahrscheinlich  zur  Folge 
habenden  Unternehmung  erfolgte.  Ebensowenig  besteht  das 
Recht  des  Rückerwerbes  für  jene  Theile  des  Grundes  und 
Bodens,  welche  vom  Ent eigner  über  Verlangen  desEnt- 
eigneten  erworben  werden  müssen,  wenn  also  der  Ent- 
eignete von  seinem  Rechte  Gebrauch  gemacht  hat,  die  Ent- 
eignung  weiter  auszudehnen,  als  es  für  die  Unternehmung 


^)  Der  umstand,  dass  diese  Gruudstücke  wirklich  für  die  öffent- 
liche Unternehmung  bestimmt,  also  jedesfalls  der  Enteignung  unterworfen 
waren,  mögen  sie  aach  freiwillig  abgetreten  worden  sein,  wird  mit  Hilfe 
des  der  ganzen  Operation  als  Basis  dienenden  Planes  constatirt  werden 
können.    Näheres  im  Euteignungsverfaliren. 

11* 
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nothwendig  ist;  denn  das  Recht  des  Rückerwerbes  ist  das 
Mittel,  dnre.li  welclies  jene  Grundstücke,  welche  durch  die 
Enteignung  ausser  Verkehr  gestellt  worden  waren,  wieder 
in  den  Verkehr  zurückgelangen  können.  In  dem  letzteren 
Falle  wnsste  aber  der  Enteignete  ganz  wohl,  dass  diese  Grund- 
stücke, da  sie  für  den  Zweck  der  öffentlichen  Unterneh- 
mung nicht  nothwendig  waren,  keineswegs  ansser  Verkehr 
gestellt  seien,  sondern  dass  sie  später  nach  Vollendung  des 
Werkes  verfügbar  sein  werden;  er  musste  wohl  wissen, 
dass  die  Verwaltung  den  Resttheil  der  Grundstücke, 
welchen  sie  für  die  Unternehmung  nicht  braucht,  verkaufen 
wel'de;  dessen  ungeachtet  zwang  er  die  Verwaltung,  diese 
Erwerbung  zu  machen;  er  ertheilte  daher  im  voraus  seine 
Einwilligung  dazu,  dass  die  Verwaltung  jenen  Theil  des 
Grundstückes,  welchen  sie  für  die  Unternehmung  nicht  noth- 
wendig hat,  verkaufe.  Doch  soll  in  diesem  Falle  das  Recht 
des  Rückerwerbes  wieder  aufleben,  sobald  sich  herausstellt, 
dass  der  ganze  Grund,  sowohl  der  enteignete  Theil,  als 
auch  der  Theil,  welcher  nur  über  Verlangen  des  Enteigne- 
ten von  dem  Enteigner  übernommen  wurde,  keine  Verwen- 
dung für  die  Unternehmung  findet ;  denn  der  Eigenthümer 
kann  in  diesem  Falle  jenen  Theil  zurückverlangen,  welcher 
als  nothwendig  für  die  Unternehmung  in  den  Enteignungs- 
plan aufgenommen  worden  war;  da  er  aber  nur  deshalb 
auch  in  die  Veräusserung  des  anderen  Theiles  einwilligte, 
weil  man  ihm  versichert  hatte,  dass  der  eine  Theil  des 
Grundstückes  für  die  öffentliche  Unternehmung  nothwendig 
sei,  so  muss  ihm  über  seinen  Wunsch  das  ganze  Grund- 
stück zurückgegeben  werden,  sobald  diese  Nothwendigkeit 
nicht  mehr  existirt ;  es  entfällt  nunmehr  seine  nur  bedin- 
gungsweise ertheilte  Einwilligung  in  die  Veräusserung  und 
die  Verwaltung  muss,  wenn  sie  noch  im  Besitze  des  ganzen 
Grundstückes    ist,    ihm    auch  das  ganze  zurückgeben. 

/  Nur  jene  Grundstücke  unterliegen  dem  Rechte  des  Rück- 
erwerbes, welche  entweder  nach  Vollendung  der  die  Enteig- 
nung veranlassenden  Unternehmung,  oder  deshalb,  weil  diese 
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Unternehmung  ganz  aufgegeben  wurde,  ohne  Verwendung  für 
das  allgemeine  Interesse  geblieben  sind,  nicht  aber  jene  Grrund- 
stücke,  welche,  nachdem  sie  die  Bestimmung  ad  usum 
publicum  erhalten  hatten,  in  Folge  von  Verände- 
rungen, welche  an  dem  ausgeführten  Werke  oder  an  einem 
Theile  desselben  gemacht  werden,  hinterher  aufhören, .  ein 
Bestandtheil  des  öffentlichen  (xutes  zu  sein  ;  z.  B.-^ine 
Strasse  verliert  ihre  Bestimmung  ad  it,sum  publicum  jjdie 
alten  Eigenthiimer  können  nicht  das  Recht  des  Kiucker- 
werbes  deshalb  in  Anspruch  nehmen,  weil  der  Grund 
und  Boden  nunmehr  aufhört,  für  den  öffentlichen  Nutzen 
gebraucht  zu  werden ;  der  Grund  und  Boden  fällt  in  das 
im  fiscalischen  Eigenthume  des  Staates  stehende  Staatsgut 
(resp.  in  das  Provinzial-,  Gemeindegut  u.  s.  w.). 

(^ie  soll  aber  darüber  entschieden  werden,  ob  die 
Umstände,  unter  denen  nach  dem  Gesetze  das  Recht  des 
Rückerwerbes  von  dem  Enteigneten  ausgeübt  werden  kann, 
eingetreten  seien,  oder  nicht 'M  Soll  darüber  von  Seite  des 
Gerichtes,  oder  von  Seite  der  Verwaltungsbehörde  geur- 
theilt  werden?  A¥enn  man  die  Entscheidung  dieser  Frage 
den  Gerichten  iiBerliesse,  so  .  könnte  dies  leicht  von  üblen 
Folgen  begleitet  sein.  Es  ist  nicht  Sache  der  richterlichen 
Beurtheilung,  ob  eine  öffentliche  Unternehmung  schon  vol- 
lendet, ob  sie  etwa  aufgegeben  worden  sei  oder  nichts» 
Verschiedene  Ursachen  können  zusammenwirken,  welche  ^e 
Ausführung  eines  Planes  auf  diesem  oder  jenem  Punkte, 
in  dieser  oder  jener  Richtung  verzögern,  ohne  dass  daraus 
geschlossen  werden  dürfte,  dass  dieser  Plan  nicht  später 
einmal  doch  ausgeführt  werden  werde  und  dass  von  Seite 
der  Verwaltung  definitiv  darauf  verzichtet  worden  sei,  die 
enteigneten,  vorläufig  noch  nicht  benützten  Grundstücke 
für  die  ursprüngliche  Bestimmung,  für  welche  sie  enteignet 
wurden,  später  noch  zu  verwenden.  Soll  der  Verwaltung 
die  Erfüllung  ihrer  Aufgabe  nicht  erschwert  werden,  so 
muss  es  zu  ihren  Attributen  gehören,  frei  darüber  zu 
entscheiden,    ob    dip    enteigneten    Grundstücke    noch   ihrer 
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Bestimmung  zugeführt  werden  werden,  ob  also  die  Voraus- 
setzungen des  Rückerwerbsrechtes  vorhanden  seien,  oder 
nicht.  !  Kann  es  aber  der  Verwaltung  überlassen  bleiben, 
über  das  gesetzliche  Rückerwerbsrecht  des  Enteigneten 
willkürlich  hinwegzugehen?  In  dieser  Beziehung  dürfte 
in  folgender  Weise  zu  unterscheiden  sein.  Bleiben  die  ent- 
eigneten Grundstücke  einfach  ohne  Verwendung,  so  hängt 
es  ganz  von  dem  Ermessen  der  Verwaltung  ab,  die  Er- 
klärung über  die  Wiederabtretung  abzugeben,  oder  nicht ; 
erzwungen  kann  diese  Erklärung  nicht  werden.  Werden 
aber  die  Grrundstücke  für  einen  anderen  Zweck  als  für  die 
zunächst  beabsichtigte  Unternehmung  verwendet,  so  dass 
dadurch  eine  Verwendung  für  den  ursprünglichen  Zweck 
der  Enteignung  ausgeschlossen  erscheint,  so  kann  das 
Rückerwerbsrecht  des  Enteigneten,  wenn  es  sich  um  eine 
andere  öffentliche  Unternehmung,  also  um  eine  Ver- 
wendung ad  usum  ^juhli^um  handelt,  nicht  geltend  gemacht 
werden:  denn  die  Verwaltung  könnte  für  diese  neue  Unter- 
nehmung von  neuem  enteignen;  in  allen  anderen  Fällen 
liegt  aber  in  einer  solchen  Verwendung  für  einen  anderen 
als  den  ursprünglichen  Zweck  der  Enteignung  die  still- 
schweigende Erklärung  der  Verwaltung,  dass  der  Rück- 
erwerb von  Seite  des  Enteigneten  stattfinden  könne.  Aller- 
dings könnte  nach  dieser  Auffassung  die  Verwaltung  das- 
Rückerwerbsrecht  des  Enteigneten  durch  die  Verwendung 
der  enteigneten  Grrundstücke  für  eine  andere  öffentliche 
Unternehmung  eludiren;  allein  man  kann  wohl  nicht  im 
Ernste  annehmen,  dass  die  Verwaltung  eine  öffentliche 
Unternehmung  nur  zu  dem  Zwecke  in  Angriff'  nahmen 
werde,  um  die  Wiederabtretung  vermeiden  zu  können.v' 

Welchen  Personen  ist  das  Rückerwerbsrecht  einzu- 
räumen? Zunächst  dem  Enteigneten  und  jenem  Rechtsnach- 
folger desselben,  welcher  das  Grundstück,  von  dem  die 
enteignete  Parcelle  abgetrennt  wurde,  nunmehr  besitzt;  dem 
Enteigneten  aber  nicht  als  solchem,  etwa  auch  dann,  wenn 
er  die  Stammrealität    nicht  mehr  besässe ;    denn  durch    die 
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Veräusserung  der  Stammrealität  hat  er  stillschweigend  auf 
den  Erwerber  alle  Rechte  übertragen,  welche  mit  dieser 
Realität  verknüpft  waren,  daher  auch  das  Recht,  eventuell 
die  Zurückstellung  des  übrig  bleibenden,  für  die  projectirte 
öffentliche  Unternehmung  nicht  verwendeten  Grundes  in 
Anspruch  zu  nehmen.  Stände  das  Recht  des  Rückerwerbes 
dem  früheren  Eigenthümer  als  solchem  zu,  so  könnte  sich 
dieser  desselben  bedienen,  um  den  Erwerb  der  enteigneten 
Parcelle  durch  den  jetzigen  Eigenthümer  der  Stammrealität 
zu  verhindern  oder  den  letzteren  zu  zwingen,  dass  er  von  ihm 
diese  Parcelle  um  einen  übermässigen  Preis  erwerbe.  Dieser 
Erfolg  stände  in  Widerspruch  mit  der  eigentlichen  Absicht 
des  Gesetzgebers  bei  der  Zulassung  des  Rückerwerbs- 
rechtes ;  denn  diese  Absicht  geht  eben  dahin,  die  Wiederver- 
einigung der  übrig  gebliebenen  Parcelle  mit  der  Stamm- 
realität, von  welcher  sie  abgetrennt  worden  war,  zu  be- 
fördern. Das  Rückerwerbsrecht  ist  ein  Recht,  welches  rei, 
nicht  ein  Recht,  welches  personae  inhaeret  Nach  dem  Tode 
des  Enteigneten  gebührt  dieses  Recht  nicht  allen  Erben 
gemeinschaftlich,  sondern  jenem  Erben  allein,  welcher  die 
betreffende  Stammrealität  im  Wege  des  Theilungsverfahrens 
erhalten  hat ;  ebenso  steht  dieses  Recht  nicht  dem  Erben, 
sondern  dem  Legatar  zu,  wenn  diesem  die  betreffende 
Stammrealität  zugedacht  ist.  Dinglich  berechtigte  dritte 
Personen  können  ein  Rückerwerbsrecht  nicht  in  Anspruch 
nehmen;  ja  noch  mehr,  der  Rückerwerb  hat  nicht  einmal 
zur  Folge,  dass  solche  durch  die  Enteignung  bereits  er- 
loschene Rechte  wieder  aufleben. 

Die  Geltendmachung  des  Rechtes  auf  Rückerwerb 
der  enteigneten  Grundstücke  muss  auf  einen  kürzeren  Zeit- 
raum eingeschränkt  sein.  Die  definitive  Bestimmung  der 
übrigbleibenden  Parcellen  darf  nicht  zu  lange  in  Schwebe 
gelassen  werden.  Der  Eigenthümer  der  enteigneten  Grund- 
stücke weiss  ja  eben  in  Folge  der  Thatsache  der  Enteig- 
nung selbst  im  vorhinein,  dass  das  Recht  des  Rückerwerbes 
möglicherweise    eintreten   kann;    es   ist   daher   seine  Sache, 
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mit  wachsamem  Auge  der  Verwendung  der  enteigneten 
Parcellen  zu  folgen. 

Was  ist  als  Preis  für  die  im  Wege  des  Rückerwerbes 
wieder  erlangten  (Irundstücke  zu  bezahlen?  Ist  eine 
W  e  r  t  h  e  r  h  ö  h  u  n  g  der  enteigneten  Grrundstücke  einge- 
treten, welche  nur  als  eine  Folge  der  Zeit  oder  anderer 
natürlichen  Ursachen  angesehen  werden  muss,  eine  Werth- 
erhöhung,  welche  auch  dann  eingetreten  wäre,  wenn  das 
Grundstück  in  der  Hand  des  Eigenthümers  geblieben,  wenn 
ihm  dasselbe  nicht  in  Folge  der  Anforderungen  des  allge- 
meinen Interesses  entzogen  worden  wäre,  so  darf  dieselbe 
bei'  der  Ausmittlung  des  Preises  nicht  in  Betracht  kommen. 
Die  Ursache  der  Enteignung  hat  zu  wirken  aufgehört ;  der 
Wegfall  dieser  Ursache  hat  zur  Folge,  dass  beiderseits  alles 
in  den  früheren  Zustand  zurückversetzt  wird,  als  ob  die 
Enteignung  nie  Platz  gegriffen  hätte.  Der  Eigenthümer 
muss  in  sein  Eigenthum  zurückkehren,  als  ob  er  es  nie 
verloren  hätte ;  er  darf  aus  der  eingetretenen  Wertherhö- 
hung  denselben  Gewinn  ziehen,  den  er  gezogen  hätte, 
wenn  er  nicht  enteignet  worden  wäre.  Ist  aber  dem  Grund- 
stücke eine  Wertherhöhung  zugewachsen,  welche,  wäre  das- 
selbe in  der  Hand  des  Eigenthümers  geblieben,  nicht  einge- 
treten wäre,  so  hat  die  Verwaltung  Anspruch  auf  Ersatz 
ihrer  Aufwendungen,  insoweit  dieselben  die  eingetretene 
Wertherhöhung  nicht  übersteigen.  Im  Falle  einer  einge- 
tretenen Wert  h  V  ermind  erun  g  hat  der  Eigenthümer 
nicht  die  ganze  Entschädigungssumme  zurückzugeben,  son- 
dern er  hat  nur  den  gegenwärtigen  Werth  zu  bezahlen. 
Kommt  über  den  Preis  beim  Rückerwerbe  eine  Einigung 
nicht  zu  Stande,  so  ist  derselbe  durch  das  forum  rei  sitae 
zu  bestimmen. 

Das  Recht  auf  Rückerwerb  ist  begründet,  sobald  in 
den   vorgeschriebenen    Formen  *)    die    Bekanntmachung    er- 


')  Die  Formen  sind  hier  dieselben  wie  jene,    welche  der  Enteignung 
vorangehen. 
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folgte,  dass  die  enteigneten  Grundstücke  ad  Kaum  publicum 
nicht  erforderlich  seien  und  von  Seite  der  zum  Rücker- 
werbe Berechtigten  der  Wille  erklärt  wurde,  ihr  Recht 
geltend  zu  machen.  In  diesem  Augenblicke  ist  ein  die 
Parteien  bindender  Vertrag  entstanden ;  es  herrscht  Willens- 
übereinstimmung über  das  Object  des  Erwerbes,  und  da  das 
Gesetz  die  Art  und  Weise  b,estimmt,  wie  in  Ermangelung 
eines  Einverständnisses  über  den  Preis  derselbe  gefunden 
werden  kann  (Bestimmung  durch  das  Gericht,  durch  Sach- 
verständige oder  eine  Jury),  so  wird  angenommen,  dass 
die  Parteien  stillschweigend  übereingekommen  seien,  die 
Fixirung  des  Preises  einem  durch  das  Gesetz  im  voraus 
bestimmten  Dritten  zu  überlassen,  einem  Dritten,  welcher 
die  Erfüllung  der  ihm  anvertrauten  Aufgabe  nicht  ablehnen 
kann.  Es  ist  demnach  ein  Kaufvertrag  zum  Abschjuss 
gekommen ;  die  Verwaltung  kann  von  dem  Augenblicke  der 
Perfection  dieses  Vertrages  angefangen  die  einmal  erfolgte 
Anerkennung,  dass  die  Grundstücke  für  die  Ausführung 
der  Unternehmung  nicht  erforderlich  seien,  nicht  zurück- 
nehmen; die  R.echtswohlthat  des  Rückerwerbes  ist  unwider- 
ruflich erworben. 

Ist  die  Enteignung  des  Grundstückes  nicht  direct 
durch  die  Verwaltung,  sondern  für  dieselbe  durch  Private 
(Concessionäre)  erfolgt,  so  muss  dessenungeachtet  die  Ver- 
waltung die  Wiederabtretung  vornehmen,  denn  die  Ent- 
eignung hat  den  Zweck,  das  Grundstück  in  das  öffent- 
liche Gut  einzuverleiben;  über  das  öffentliche  Gut  steht 
aber  de'r  Verwaltung  allein  die  Verfügung  zu ;  nur  wird  der 
Preis  für  die  rückerworbenen  Parcellen  in  der  Regel  den 
Privaten  (Concessionären)  gegeben  werden  müssen,  da  diese 
gemäss  den  Vertrags-  (Concessions-)  Bestimmungen  in  der 
Regel  auch  die  Entschädigungssummen  für  die  enteigneten 
Grundstücke  zu  leisten  haben.  Wird  das  Rückerwerbsrecht 
nicht  geltend  gemacht,  so  bleiben  die  enteigneten,  für  den 
öffentlichen  Zweck  aber  nicht  verwendeten  Grundstücke 
nach  der  Vollendung  des  Werkes  Eigenthum  der  Verwaltung 
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und  es  bedarf  erst  eines  Uebertragungsactes  von  Seite  der 
Verwaltung,  um  sie  in  das  Eigenthum  der  Privaten  (Con- 
cessionäre)  übergehen  zu  lassen.  Die  letzteren  brauchen  aber 
nunmehr  in  der  Regel  keinen  besonderen  Preis  für  die  Er- 
werbung der  Grrundstücke  zu  bezahlen,  da  gewöhnlich  eine 
Compensation  mit  den  von  ihnen  gemäss  den  Vertrags- 
(Concessions-)  Bestimmungen  für  die  enteigneten  Grrund- 
stücke früher  geleisteten  Entschädigungssummen  stattfindet. 
In  keinem  Falle  steht  die  Bestimmung,  ob  ein  Fall  des 
Rückerwerbsrechtes  eingetreten  sei  oder  nicht,  den  Privaten 
( Concessionären)  zu;  die  Verwaltung  allein  kann  darüber 
urtheilen,  denn  sie  allein  entscheidet  darüber,  ob  etwas 
durch  das  allgemeine  Interess.e  geboten  sei  oder  nicht. 

Das  französische  Gesetz  vom  7.  Juli  1833  war 
das  erste,  welches  dieses  Rückerwerbsrecht  anerkannt  hat 
(Art.  66  al.  3  bei  Erwerbungen  für  Fortificationsz wecke 
im  Falle  der  Dringlichkeit,  en  cas  d'urgence) .  Nach  dem 
Gresetze  von  1841  Art.  62  besteht  das  Rückerwerbsrecht 
nur  für  jene  übrig  gebliebenen  Grrundstücke,  welche  die 
Verwaltung  als  zur  öffentlichen  Unternehmung  nothwendig 
erklärt  und  somit  der  Enteignung  unterworfen  hatte,  nicht 
aber  für  jene,  welche  auf  Verlangen  des  Grrundeigenthümers 
gemäss  Art.  50  erworben  worden  sind.  Doch  besteht  auch 
in  dem  letzteren  Falle  das  Rückerwerbsrecht,  wenn  sich 
hinterher  herausstellt,  dass  ein  solches  zu  einem  Theil 
enteignetes,  zu  einem  anderen  Theile  über  Verlangen  des 
Eigenthümers  übernommenes  Grundstück  für  die  Unter- 
nehmung überhaupt  nicht  nothwendig  sei.  Sobald  die  Ver- 
waltung kund  gemacht  hat,  dass  sie  die  nicht  verwendeten 
Grundstücke  zurückzugeben  bereit  sei,  so  muss  der  Wille, 
das  Rückerwerbsrecht  geltend  zu  machen,  bei  sonstigem 
Verluste  des  Rechtes,  innerhalb  drei  Monaten  erklärt  werden 
(Art.  61).  Machen  verschiedene  Parteien  auf  das  Rücker- 
werbsrecht Anspruch,  so  muss  das  Gericht  darüber  ent- 
scheiden, wer  zur  Ausübung  des  Rechtes  berechtigt  sei. 
Der   Preis   für    das   zurückerworbene  Grundstück  wird,  wo 
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möglich,  einverständlich  festgesetzt ;  kommt  eine  Verein- 
barung nicht  zu  Stande,  so  ist  durch  eine  Specialjury  zu 
entscheiden  (Art.  60  al.  2).  Die  Jury  darf  aber  bei  der 
Bestimmung  dieses  Preises  keineswegs  über  jene  Summe 
hinausgehen,  gegen  deren  Leistung  der  Enteigner  Eigen- 
thümer  des  nunmehr  zurückzuerwerbenden  Grundstückes 
geworden  ist.  In  demselben  Monate,  in  welchem  der 
Preis,  sei  es  einverständlich,  sei  es  durch  die  Jury,  fixirt 
wird,  muss  der  Ansprecher  den  Kaufpreis  bezahlen,  bei 
sonstigem  Verluste  seines  Rechtes  (Art.  61). 

Nach  belgischem  Enteignungsrechte  müssen  gemäss 
Art.  23  des  Gesetzes  von  1835,  welches  in  dieser  Beziehung 
die  in  dem  Gesetze  von  1810  enthaltenen  Grundsätze 
wiederholt,  die  Grundstücke,  in  Ansehung  deren  das  Rück- 
erwerbsrecht  stattfinden  soll,  von  der  Verwaltung  bekannt 
gemacht  werden,  und  die  Berechtigten  haben  sich  binnen 
drei  Monaten  über  die  Ausübung  ihres  Rechtes  bei  sonsti- 
gem Verluste  desselben  zu  erklären.  Der  Preis  für  die 
zurückzuerwerbenden  Grundstücke  wird  gerichtlich  festge- 
setzt, und  zwar  im  gewöhnlichen  gerichtlichen  Verfahren, 
nicht  im  Enteignungsverfahren ,  da  jene  Dringlichkeits- 
gründe, welche  ein  rascheres  Verfahren  bei  der  Enteignung 
im  Interesse  der  Ausführung  der  öflPentlichen  Unternehmung 
nothwendig  machten,  bei  dem  Rückerwerbe  nicht  mehr 
existiren.  Das  Gericht  darf  bei  der  Bestimmung  des  Preises 
der  zurückzuerwerbenden  Grundstücke  keineswegs  über  die 
von  dem  Enteigneten  empfangene  Entschädigungssumme 
hinausgehen ;  die  gerichtliche  Bestimmung  entfällt  ganz, 
wenn  der  Enteignete  die  empfangene  Entschädigungssumme 
zurückgibt.  Das  Rückerwerbsrecht  kann  nicht  geltend  ge- 
macht werden  in  Ansehung  solcher  Grundstücke,  welche 
freiwillig  abgetreten  wurden,  welche  also  im  Enteignungs- 
plane nicht  enthalten  waren,  ebenso  wenig  in  dem  Falle, 
dass  der  Enteignete  gemäss  Art.  51  die  Ausdehnung 
der  Enteignung  in  Beziehung  auf  Gebäude  durchsetzte. 
Eine     bedeutende     Modification      wurde     in    diese    Grund- 
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sätze  durch  die  Gesetze  von  1858  und  1867  über  die  Ent- 
eignung nach  Zonen  gebracht.  Das  Recht  auf  den  Rück- 
erwerb ist  in  ein  Vorzugsrecht  auf  die  Ausführung  der 
Öffentlichen  Arbeiten  verwandelt,  und  zwar  besteht  dieses 
Recht  unter  folgenden  Modalitäten:  1)  wenn  alle  im  Plane 
begriffenen  Grundstücke  demselben  Eigenthümer  gehören, 
so  steht  diesem  das  Vorzugsrecht  zu ;  2 )  gehören  die  (Grund- 
stücke mehreren  Eigenthümern,  so  müssen  diese  sich  zu 
diesem  Zwecke  unter  einander  einigen  :  erfolgt  keine  Eini- 
gung, so  kann  die  Regierung  das  Vorzugsrecht  jenem 
Eigenthümer  zuerkennen,  welcher  mehr  als  die  Hälfte  der 
zu  enteignenden  Grundstücke  in  seinem  Eigenthum  hatte ; 
3)  die  Bedingungen  des  Rückerwerbes  werden  durch  das 
königliche  Decret  bestimmt,  welches  die  Enteignung  anordnet 
nnd  die  Pläne  genehmigt;  4»  die  Verfasser  der  Pläne  haben 
ein  Recht  auf  Entschädigung,  welche  ebenfalls  durch  das 
königliche  Decret  bestimmt  wird ;  5)  die  Eigenthümer, 
welche  die  öffentliche  Arbeit  ausführen  wollen,  müssen  die 
erforderlichen  Mittel  nachweisen;  (5)  das  Begehren,  die 
öffentliche  Arbeit  auszuführen,  muss  von  den  Eigenthümern 
innerhalb  vierzehn  Tagen  nach  der  durch  einen  I\[onat  statt- 
gehabten Deponirung  des  Planes  der  Arbeit  gestellt  werden. 
Das  italienische  Enteignungsgesetz,  welches  in 
dieser  Frage  den  Anforderungen  der  Wissenschaft  am 
meisten  entspricht,  bestimmt  in  Art.  (30,  dass  die  Ent- 
schädigungssumme bei  der  Fest*;tellung  des  Preises  für  die 
zurückzuerwerbenden  Grundstücke  nicht  überschritten  wer- 
den darf,  es  wäre  denn,  dass  der  Enteigner  neue  Arbeiten 
auf  den  Grundstücken  aufgeführt  hat,  durch  welche  der 
Werth  derselben  erhöht  wurde.  Der  Preis  für  die  zurück- 
zuerwerbenden Grundstücke  wird  in  derselben  Weise,  wie 
die  Entschädigungssumme,  gerichtlich  bestimmt.  Gemäss 
Art.  (")  soll  in  derselben  Weise,  wie  die  bevorstehende 
Enteignung,  auch  der  Umstand,  dass  das  Recht  des  Rück- 
erwerbes geltend  gemacht  werden  könne,  zur  öffentlichen 
Kenntniss  gebracht  werden.    Binnen  drei  Monaten  nach  der 
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Anzeige  muss  skli  der  Bpreclitigte  erklären ;  innerhalb 
eines  Monats  nacli  der  Fixirnng  des  Preises  ninss  die  Be- 
zahlung desselben  erfolgen,  bei  sonstigem  Verluste  des 
Rechtes.  Erfolgt  die  öffentliche  Anzeige,  dass  das  Rück- 
erwerbsrecht  geltend  gemacht  werden  könne,  nicht  in  der 
gesetzlich  vorgeschriebenen  Weise,  so  können  sich  die  Be- 
rechtigten an  den  Präfecten  wenden,  damit  dieser  durch 
Decret  erkläre,  dass  die  Grüter  für  die  öffentliche  Unter- 
nehmung nicht  mehr  nothwendig  seien.  Gemäss  Art.  (32 
kann  das  Rückerwerbsrecht  rück  sichtlich  jener  Theile  des 
Grrundstiickes,  welche  auf  Verlangen  des  Enteigneten  er- 
worben werden  mussten  (Art.  23),  nicht  geltend  gemacht 
werden,  es  Aväre  denn,  dass  das  ganze  Grundstück  für  die 
Ausführung  der  öffentlichen  Unternehmung  sich  als  un- 
nfUhig  herausstellte.  Art.  (53  gibt  den  Enteigneten  das 
Recht,  nach  vollzogener  Enteignung  im  Falle  der  Nicht- 
ausführung der  öffentlichen  Unternehmung  innerhalb  der 
dafür  ■  bestimmten  Zeit  den  richterlichen  Ausspruch  zu  ver- 
langen, dass  die  Erklärung  des  öffentlichen  Nutzens  er- 
loschen sei,  dass  ihnen  daher  die  enteignteen  Grundstücke 
gegen  Bezahlung  der  (gerade  so  wie  hei  der  Enteignung 
zu  ermittelnden)  Entschädigung  zurückgegeben  werden. 

Was  den  Reehtszustand  in  Deutschland  betrifft,  so 
gewähren  einige  Gesetzgebungen  den  Enteigneten  das  Recht 
des  Rückerwerbes  nur  in  dem  Falle,  dass  das  beabsichtigte 
Unternehiuen  aufgegeben  wird ,  so  das  b  a  d  i  s  c  h  e  Gesetz 
von  1835  §.  80,  das  baierische  Gesetz  von  1837  Art.  12; 
andere  nur  in  dem  Falle,  dass  eine  Wiederveräusserung 
durch  den  Unternehmer  erfolgt,  so  z.  B.  das  sächsische 
Eisenbahn-Enteignungsgesetz  §.  7  ;  noch  andere  endlieh  in 
dem  Falle,  dass  das  enteignete  Grundstück  nach  Vollendung 
der  öffentlichen  Unternehmung  sich  als  überflüssig  heraus- 
stellt, so  das  Enteignungsgesetz  in  Beziehung  auf  die 
Wer ra-Eisenbahn  von  1854  Art.  G,  Meininger  Gesetz 
von  1845  Art.  7,  Gotha  er  Gesetz  von  1857  Art.  7, 
Coburo-er  Gesetz  von  1848  Art.  lü  und  von  1855  Art.  8. 
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A^on  richtigeren  Gresiclitspunkten  geht  das  preiissische 
Eisenbahngesetz  vom  3.  Nov.  1838  §§.  16 — 19  aus,  es 
lässt  den  Anspruch  „sowohl  auf  Wiederkauf  als  auf  Vor- 
kauf" eintreten ,  wenn  entweder  das  Unternehmen  aufge- 
geben, oder  das  Grundstück  zur  Ausführung  desselben  ent- 
behrlich wird ;  ähnlich  das  preussische  Berggesetz  von 
1865  §.  141;  dagegen  wird  in  dem  preuss.  Entw.  das 
Rückerwerbsrecht  des  Enteigneten  gänzlich  fallen  gelassen. 
Nach  einigen  deutschen  Gresetzen  soll,  wenn  zu  einem  Ver- 
kaufe jener  enteigneten  G-rundstücke  geschritten  wird,  hin- 
sichtlich welcher  dieses  Rückerwerbsrecht  begründet  ist, 
okhe  dass  den  zum  Rückerwerbe  Berechtigten  die  Ausübung 
des  Rechtes  ermöglicht  wurde,  den  letzteren  die  Wahl  zu- 
stehen, ob  sie  das  Rückerwerbsrecht  oder  ein  Vorkaufs- 
oder  Ein  Stands  recht  geltend  machen  wollen.  So  nach 
badischem  Gesetze  von  183.5  §.  80,  nach  sächsischem 
Gesetze  von  1835  §.  7,  nach  preussischem  Eisenbahn- 
gesetze §§.  16 — 18.  Für  die  Geltendmachung  des  Rück- 
erwerbsrechtes  wird  in  der  Regel  eine  bestimmte  Frist 
festgesetzt;  nach  dem  preussischen  Eisenbahnge- 
setze  von  1838  §.18,  19  und  dem  preussischen 
Berggesetze  von  1865  §.  141  kann  der  Berechtigte 
aufgefordert  werden ,  sich  über  das  Wiederkaufsrecht 
zu  erklären;  er  verliert  dasselbe,  wenn  er  nicht  binnen 
zwei  Monaten  diese  Erklärung  abgibt ;  ebenso  muss  dem 
Berechtigten  ein  beabsichtigter  Verkauf  nebst  Angabe  des 
Kaufpreises  mitgetheilt  werden;  derselbe  wird  seines  Vor- 
kaufsrechtes verlustig,  wenn  er  sich  nicht  binnen  zwei 
Monaten  darüber  erklärt.  Wird  dem  Berechtigten  die  An- 
zeige nicht  gemacht,  so  kann  er  seinen  Anspruch  gegen 
jeden  Besitzer  geltend  machen.  Eine  ähnliche  Bestimmung 
findet  sich  im  Co  bürg 'sehen  Gesetze  von  1855  Art.  8, 
Gotha  er  Gesetz  von  1857  Art.  7  (nur  dass  die  Frist  sechs 
Monate  beträgt);  das  badische  Gesetz  von  1835  §.  84 
bestimmt ,  dass  das  Rückforderungs  -  und  Einstandsrecht 
innerhalb    Jahresfrist    nach    Empfang    der    Entschädigung 
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geltend  gemacht  werden  müsse.  Was  die  Festsetzung  des 
Preises  für  die  dem  Rückerwerbe  unterliegenden  Grund- 
stücke betrifft,  so  bestimmt  das  baierische  Gesetz  Art.  12, 
dass  einfach  der  empfangene  Entschädigungsbetrag  zurück- 
gegeben werden  müsse;  ebenso  das  badische  Gesetz,  aus- 
genommen wenn  wesentliche ,  den  Werth  erhöhende  Ver- 
änderungen zugewachsen  sind.  Nach  preuss,  Eisenba lin- 
gesetze  §.  18  zahlt  der  Eigenthümer  bei  dem  Wiederkauf 
den  ursprünglichen  Kaufpreis ,  nach  Abzug  der  durch  die 
bisherige  Benutzung  an  dem  Grundstücke  entstandenen 
Werthverminderung ;  eine  Verbesserung  der  Grundstücke 
darf  aber  dem  Enteigneten  nicht  in  Anrechnung  gebracht 
werden.  Der  Enteigner  kann  die  von  ihm  auf  den  Grund- 
stücken etwa  errichteten  Gebäude  oder  andere  Anlagen 
hinwegnehmen.  Eine  neue  Abschätzung  wird  im  sächsi- 
schen Gesetze  angeordnet. 

Nach  dem  ungarischen  Enteignungsrechte  soll, 
wenn  das  öffentliche  Unternehmen  innerhalb  der  zum  Baue 
gesetzten  Frist  nicht  in  Angriff  genommen  ist,  der  frühere 
Besitzer  gegen  Rückgabe  der  Entschädigungssumme  berech- 
tigt sein ,  die  enteignete  Realität  zurückzufordern  und  zu- 
gleich für  etwa  an  derselben  entstandene  Deteriorationen 
Schadenersatz  zu  verlangen  (§.  64).  Wenn  nach  Beendigung 
des  öffentlichen  Unternehmens  von  dem  enteignetpn  Grund- 
complexe  solche  T heile  übrig  bleiben,  welche  der  Enteigner 
zur  Veräusserung  kommen  lässt,  so  steht  bezüglich  dersel- 
ben den  früheren  Besitzern  das  Rückkaufsreclit  zu;  der 
Enteigner  ist  verpflichtet,  sie  zur  Ausübung  dieses  Rechtes 
aufzufordern.  Die  früheren  Eigenthümer  müssen  sich  aber 
binnen  30  Tagen  nach  erfolgter  Aufforderung  bestimmt 
erklären,  bei  sonstigem  Verluste  ihres  Rückkaufsrechtes 
(§.  (36).  Erstreckt  sich  der  Rückkauf  auf  das  ganze  ent- 
eignete Object,  so  ist  der  ganze  Entschädigungspreis  so- 
gleich zurückzuzahlen;  beschränkt  er  sich  nur  auf  einen 
Theil  desselben,  so  ist  nur  eine  entsprechende  Quote  zurück- 
zuzahlen.    In    beiden   Fällen    kann    für   die    mittlerweilige 
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Verschlecliterung  des  Objectes  eine  Entschädigung,  resp. 
ein  Preisnaclilass  beansprucht  werden ;  der  Enteigner  aber 
kann  für  Meliorationen  oder  AVertherhöhungen  keinen  höhe- 
ren Preis  verlangen;  er  hat  nur  ein  jus  tollendi,  und  zwar 
binnen  90  Tagen  (§.  68).  Das  Recht  des  Rückkaufs  besteht 
auch  für  die  Rechtsnachfolger;  die  Erklärungen  der  Rechts- 
vorgänger binden  die  Reohtsnaclifolger  (§.  70). 

Das  schweizerische  Bundesgesetz  bestimmt  in 
Art.  47 :  Sollte  ein  abgetretenes  Recht  zu  einem  anderen 
Zwecke,  als  zu  demjenigen,  für  welchen  es  abgetreten  wor- 
den ist,  verwendet  werden  wollen ,  oder  wäre  es  binnen  2 
Jahren  nach  erfolgter  Abtretung  zu  dem  Abtretungszwecke 
nicht  benutzt  worden ,  ohne  dass  sich  hiefür  hinreichende 
Gründe  anführen  lassen,  oder  wird  das  öffentliche  Werk, 
für  welches  die  Abtretung  geschehen  ist,  gar  nicht  ausge- 
führt, so  kann  der  frühere  Inhaber  des  abgetretenen  Rech- 
tes dasselbe  gegen  Rückerstattung  der  dafür  erhaltenen 
Entschädigungssumme  wieder  zurückfordern.  Sind  vom  Bau- 
unternehmer am  abgetretenen  Eigenthum  inzwischen  Ver- 
änderungen vorgenommen  worden ,  welche  den  Werth  des- 
selben erhöhen  oder  vermindern ,  so  ist  die  Rückforderung 
im  ersteren  Ealle  nur  gegen  Erstattung  der  hierauf  ver- 
wendeten Auslagen  zulässig,  und  im  letzteren  Ealle  ist  der 
eingetretene  Minderwerth  abzurechnen.  Wenn  das  abgetre- 
tene Recht  um  einen  niedrigeren  Betrag,  als  die  für  die 
Abtretung  bezahlte  Entschädigungssumme  ausmacht,  von 
dem  Bauunternehmer  veräussert  werden  soll,  so  ist  derjenige, 
welcher  es  abtreten  musste,  befugt,  die  Rückerstattung  des 
Rechtes  gegen  Bezahlung  jenes  Betrages,  für  welchen  die 
Veräusserung  beabsichtigt  wird,  zu  verlangen.  Wenn  sich 
in  Folge  der  in  diesem  Artikel  enthaltenen  Bestimmungen 
Streitigkeiten  erheben,  so  steht  das  Entscheidungsrecht  dem 
Bundesgerichte  zu. 

Was  das  englische  Enteignungsrecht  betrifft,  so 
war  in  allen  der  Lands  Clauses  Consolidation  Act  von  1845 
(8  et  'J  Vict.  cap.  18  sect.  127  etc.)  vorausgehenden  Gresetzen 
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eine  besondere  Clansei  aufgenommen,  durch  welche  bestimmt 
war,  dass  jene  Grundstücke,  welche  für  den  speciellen  Ent- 
eignungszweck nicht  noth wendig  wären,  ipso  jure  an  den 
früheren  Eigenthümer  zurückkehren  sollten;  sect.  127  und 
die  folgenden  bestimmen  nun  mit  E-ücksicht  auf  jene  Grrund- 
stücke,  welche  von  den  Enteignern  auf  Grrund  der  Lands 
Clauses  Consolidation  Act  oder  ihres  speciellen  Gesetzes  ent- 
eignet, aber  für  den  bestimmten  öifentlichen  Zweck  nicht 
verwendet  wurden,  dass  der  Enteigner  innerhalb  des  in  dem 
speciellen  Gesetze  dafür  angegebenen  Zeitraumes  oder  in 
Ermangelung  einer  solchen  Angabe  innerhalb  zehn  Jahren 
nach  Ablauf  des  für  die  Vollendung  der  Arbeit  in  dem 
speciellen  Gesetze  bestimmten  Zeitraumes  alle  diese  über- 
flüssigen Grundstücke  veräussern  soll;  diese  Bestimmung 
gilt  aber  nicht  in  dem  Falle ,  dass  die  öffentliche  Unter- 
nehmung, sei  es  noch  vor  Beginn  oder  später,  aufgegeben 
wurde.  In  Ermangelung  dieser  Veräusserung  innerhalb  des 
bestimmten  Zeitraumes  gehören  diese  überflüssig  gewordenen 
Grundstücke  den  Eigenthümern  der  benachbarten  Grund- 
stücke, je  nach  dem  Masse  ihrer  angrenzenden  Grundstücke. 
Bevor  aber  der  Enteigner  über  die  überflüssig  gewordenen 
Grundstücke  verfügt,  muss  er  dieselben,  vorausgesetzt,  dass 
es  sich  nicht  um  Grundstücke  innerhalb  einer  Stadt  oder  um 
Baugründe  handelt,  den  derzeitigen  Eigenthümern  jener 
Grundstücke  zum  Kaufe  anbieten,  von  welchen  dieselben  früher 
abgetrennt  wurden ;  oder  wenn  diese  Eigenthümer  sich  wei- 
gern, sie  zu  übernehmen,  oder  nach  sorgfältiger  Nachforschung 
nicht  aufgefunden  werden  können,  den  angrenzenden  Nach- 
barn ,  und  zwar  einem  nach  dem  andern ,  in  der  von  dem 
Enteigner  beliebten  Reihenfolge  (sect.  128);  innerhalb  sechs 
Wochen,  von  diesem  Anerbieten  an  gerechnet,  müssen  sie 
von  diesem  Vorkaufsrechte  Gebrauch  machen  (sect.  129); 
wenn  sie  sich  über  den  Preis  des  Rückerwerbes  nicht  eini- 
gen, so  soll  derselbe  durch  Schiedsspruch  (hy  arbitration) 
festgesetzt  werden  (sect.  130).  "Wenn  der  Enteigner  inner- 
halb der  oben  erwähnten  zehn  Jahre  die  Grundstücke  einer 

Grünhut,  Euteignungsreclit,  13 


—   178  — 

dritten  Partei  zum  Kaufe  anbietet,  so  gelangt  das  Vorkaufs- 
recht sofort  zur  rechtlichen  Existenz.  Das  Vorkaufsrecht 
beschränkt  sich  nur  auf  jene  Grundstücke,  welche  von  dem 
Enteigner  auf  Grrund  des  die  Enteignung  bewilligenden 
speciellen  Gesetzes  erworben  wurden,  welche  also  der  Ent- 
eignung unterworfen  waren. 

Nach  nordamerikanischem  Enteignungsrechte 
dürfen  die  enteigneten  Grundstücke  für  keinen  andern  als 
den  in  dem  speciellen,  die  Enteignung  bewilligenden  Gesetze 
ausgesprochenen  Zweck  verwendet  werden.  Der  frühere 
Eigenthümer  büsst  von  seinem  Kechte  nicht  mehr  ein ,  als 
für  dien  öffentlichen  Gebrauch  gerade  nothwendig  ist;  er 
kann  noch  immer  wegen  unberechtigter  Eingriffe  gegen 
Dritte  klagbar  auftreten.  Mit  dem  Aufhören  des  öffent- 
lichen Gebrauches  erwirbt  der  frühere  Eigenthümer  wieder 
das  ausschliessliche  Eigenthum  des  Grundes  und  Bodens. 
Uebrigens  gehen  die  Anschauungen  darüber,  ob  der  frühere 
Eigenthümer  seines  Eigenthumsrechtes  durch  die  Enteignung- 
ganz -jj^erlustig  wird  oder  nicht,  ziemlich  auseinander.  (Red- 
fiel da.  a.  0.  §.  69  Nr.  1—18.) 

§.  9. 
Die  rechtliche  Natur  und  die  Perfection  der  Enteignung. 

Die  juristische  Construction  des  in  Folge  der  Ent- 
eignung entstehenden  Rechtsverhältnisses  ist  sehr  bestritten. 
Die  Mehrzahl  der  Schriftsteller  erklärt  die  Enteiguung  für 
einen  gezwungenen  Verkauf.  \)  Die  Erzwungenheit 
der  Veräusserung  stehe  der  Annahme  eines  Kaufvertrages 
nicht  entgegen ;  nur  die  factische  Beeinträchtigung  der 
Willensfreiheit  hebe  den  Consens  auf,  nicht  aber  die  durch 
das  Recht  selbst  der  Willensbestimmung   aufgelegte  Noth- 


')  Haeberliu  a.  a.  0.  S.  200;  Kocli  a.  a.  0.  S.  34;  Bescbor- 
ner  a.  a.  0.  S.  110;  Martin  a.  a.  0.  S.  79;  S  t  ubeura  ncli  a.  a.  0. 
S.  176  u.  s.  w. ;  Gerber  Deutsches  Privatrecht  §.  174  b;  Beseler 
Deutsches  Privatrecht  §.  92,  14;    Förster  Prenss.  Privatrecht  §.  131.  23, 
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wendigkeit  ;^  diese  ergänze  oder  fingire  den  freien  Willen 
des  Verkäufers,  die  Sache  abzutreten.  Allein  es  wäre  in 
der  That  ein  sonderbarer  Vertrag,  bei  dem  es  auf  den 
Consens  des  einen  Tlieiles  gar  nicht  ankommt,  bei  dem  ohne 
Rücksiclit  auf  diesen  Consens  der  andere  Theil  lediglich 
seinen  Willen  zur  Geltung  bringt,  „Man  denke  sich  einen 
Hausbesitzer,  der  sich  mit  allen  Kräften  gegen  die  Hergabe 
seines  Hauses  zum  Zwecke  einer  Strassenerweiterung  ge- 
wehrt hat ,  der  mit  der  ihm  gezahlten ,  rechtskräftig  fest- 
gestellten Entschädigungssumme  höchst  unzufrieden  ist,  der 
das  unerschütterliche  ßewusstsein  hat,  seitens  des  Staates 
im  Interesse  des  Gemeinwohles  einen  Eingriff  in  seine  Pri- 
vatrechtssphäre erlitten ,  sein  Haus  nicht  freiwillig  ver- 
äussert, sondern  nur  in  Folge  der  unwiderstehlichen  Macht 
des  Staates  verloren  zu  haben;  einem  solchen  Hausbesitzer 
wollen  die  Juristen  eiiu-eden ,  er  habe  mit  dem  Enteigner 
einen  C  o  n  s  e  n  s  u  a  1  -  Vertrag  abgeschlossen ,  das  Gesetz 
ergänze  die  rechtsverbindliche  Erklärung  seines  Wil- 
lens, das  Haus  für  jenen  Preis  zu  überlassen.  Mit  dem- 
selben liechte  könnte  man  fingiren,  der  zu  einer  Gefängniss- 
strafe verurtheilte  Verbrecher  habe  eine  Wohnung  nebst  Be- 
köstigung im  Gefängnisse  gemiethet,  oder  der  Defraudant, 
dessen  Waaren  confiscirt  worden  sind,  habe  sie  dem  Fiscus 
geschenkt."^)  Eine  Fiction  kann  überhaupt  als  eine 
juristische  Basis,  als  ein  Werkzeug  juristischer  Construction 
nicht  anerkannt  werden;  sie  wird  um  so  mehr  bedenklich, 
wenn  mit  derselben  eine  solche  verkünstelte  und  unnatür- 
liche Auffassung  verknüpft  ist;  sie  ist  hier  vollends  ver- 
werflich ,  da  sie  niclit  einmal  geeignet  ist ,  die  Rechtswir- 
kungen bei  der  Enteignung  zu  erklären. 

Es  kann  nämlich  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  die 
wichtigsten  der  vom  Kaufvertrage  geltenden  Regeln  auf  die 
Enteignung  gar  nicht  passen,  dass  der  Enteigner  mit  dem 
Käufer  nicht  auf  eine  Linie  gestellt  werden  kann.  Der  Enteigner 


')  Laban  (1  im  Archiv  f.  civil.  Prax.  Bd.  52,  S.  171,  172. 
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schöpft  seinen  Rechtstitel  im  Gesetze,  nicM  im  W  i  1 1  e  n 
des  Enteigneten.  Durch  das  Enteignungserkenntniss  wird, 
wenn  es  sich  um  die  zwangsweise  Entziehung  des  Eigen- 
thumsrechtes  und  die  Uehertragung  desselben  in  das  öffent- 
liche  Gut  handelt,  dasTEigenthumsrecht  von  dem  früheren 
Eigenthümer  auf  den  Staat,  resp.  einen  organischen  Theil 
des  Staates  übertragen;  einer  Tradition  von  Seite  des  Ent- 
eigneten bedarf  es  nicht.  Das"Itecht  an  dem  unbeweglichen 
Gute  wird  in  ein  Recht  an  einem  bewegliehen  Gute,  an  der 
Entschädigungssumme,  umgewandelt;  nur  die  Ziffer  der 
Entschädigungssumme  kann  vorläufig  noch  ungewiss  sein. 
Der  frühere  Eigenthümer  ist  nun  nichts  mehr  als  ein  Gläu- 
biger; es  wird  ihm  nur  in  der  Regel  eine  besondere  Ga- 
rantie dadurch  gewährt,  dass  er  die  Detention  des  Grund- 
stückes bis  zur  Bezahlung  oder  Deponirung  der  Entschädi- 
gungssumme behalten  darf;  weil  aber  diese  Detention  nur 
als  eine  zum  Vortheile  des  Enteigneten  bestehende  Garantie 
aufgefasst  werden  muss ,  so  ist  der  Letztere  auch  nicht  zu 
jener  Sorgfalt  verpflichtet,  welche  etwa  der  Verkäufer,  der 
die  verkaufte  Sache  noch  einstweilen  behält ,  zu  prästiren 
hat.  Die  Uehertragung  des  Eigenthums  findet  bei  der  Ent- 
eignung in  einer  absoluten  Weise  statt;  es  kommt  nicht 
in  Betracht,  ob  das  Grundstück  einer  einzigen  oder  mehreren 
Personen,  ob  es  der  im  Enteignungserkenntnisse  genannten 
Person  oder  einer  andern  gehört;  die  Enteignung  wirkt  so 
absolut ,  dass  ihre  Wirkungen  auch  dann  eintreten ,  wenn 
das  Verfahren  nur  gegen  den  anscheinenden,  nicht  gegen 
den  wahren  Eigenthümer  durchgeführt  worden  wäre;  der 
Letztere  kann  nicht  etwa  die  Rückgabe  des  Grundstückes 
von  der  enteignungsberechtigten  Verwaltung  verlangen, 
sondern  nur  den  früheren  Besitzer  wegen  der  Herausgabe 
der  Entschädigungssumme  in  Anspruch  nehmen.  Die  Ueher- 
tragung des  Eigenthums  findet  in  Eolge  der  Enteignung 
selbst  an  den  für  unveräusserlich  erklärten  Immobilien 
statt,  deren  Eigenthum  durch  einen  Verkaufs  vertrag 
nicht    übertragen  werden   könnte.     Das    enteignete    Grund- 
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stück  wii'd  auf  den  Euteigiier  frei  von  H  y  p  o  t  li  e  k  e  n 
und  sonstigen  dingliclien  Rechten  übertragen ; 
der  Umstand ,  dass  an  dem  enteigneten  Grundstücke 
dingliclie  Rechte  bestellen ,  kommt  nicht  bei  dem  Ent- 
eignungserkenntnisse,  sondern  erst  bei  der  Entschädigungs- 
frage in  Betracht.  Das  Enteignungserkenntniss  selbst 
aber  befasst  sich  nicht  damit ,  diesem  oder  jenem 
sein  Recht  an  der  enteigneten  Sache  zu  entziehen;  sein 
Zweck  geht  nur  dahin,  in  allgemeiner  Weise  festzustellen, 
dass  alle  an  dem  Grundstücke  vorhandenen  Rechte,  wem 
immer  dieselben  zustehen  mögen,  von  jetzt  ab  in  das  öffent- 
liche Gut  übergegangen  seien.  Wie  auch  die  Ansprüche 
dritter  Personen  beschaffen  sein  mögen,  die  Enteignung  darf 
durch  dieselben  nicht  gehemmt  werden ;  der  endlichen  Zu- 
sprechung des  Eigenthums  an  den  Enteigner  kann  sich  Nie- 
mand widersetzen,  es  ist  daher  vorderhand  eigentlich  über- 
flüssig, zu  erforschen,  wer  durch  die  Enteignung  betroffen  wird. 
Der  Enteigner  hat  nur  das  Grundstück  im  Auge,  dessen  er  für 
die  Ausführung  der  öffentlichen  Unternehmung  bedarf;  er 
muss  das  Eigenthum  erlangen  und  sich  in  demselben  behaupten 
können,  unabhängig  von  allen  Rechten  dritter  Personen. 
Der  bisherige  Eigenthümer  verliert  das  Eigenthum  von  dem 
Zeitpunkte  des  Enteignungserkenntnisses  an,  er  kann  über 
die  enteignete  Sache  nicht  mehr  disponiren,  er  kann  nicht 
etwa  einen  Kaufvertrag  über  dieselbe  abschliessen  und  sie 
mit  rechtlicher  Wirksamkeit  tradiren;  jede  Uebertragung 
wäre  nur  eine  Cession  seiner  Forderung  auf  Entschädigung. 
Wäre  dem  Enteigneten  durch  das  Enteignungserkenntniss 
das  Gut  nicht  bereits  definitiv  entzogen,  so  könnte  er  das- 
selbe noch  verkaufen,  und  es  müsste  in  einem  solchen  Falle 
das  ganze  Verfahren  gegenüber  dem  neuen  Erwerber  wieder 
beginnen;  der  Enteigner  braucht  aber  in  Wahrheit  gegen- 
über einem  solchen  Erwerber  gar  keine  Förmlichkeiten  zu 
erfüllen,  um  der  Enteignung  auch  ihm  gegenüber  Wirkung 
zu  verschaffen ;  er  hätte  mit  ihm  höchstens  nur  über  die 
Entschädigung  zu  verhandeln,  sobald  der  Erwerbstitel  von 
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ihm  genügend  ansgewiesen  worden  wäre.  Auch  darf  dei* 
Enteignete  von  dem  Zeitpunkte  des  Enteignungserkennt- 
nisses an  das  Grundstück  mit  keiner  Last  bescliweren,  we- 
der mit  Pfandreeliten  nocli  mit  sonstigen  dinglichen  Rechten ; 
denn  durch  das  Enteignungserkenntniss  erwirbt  der  Ent- 
eigner die  freie  Disposition  über  das  Grundstück ,  er  kann 
es  jener  Bestimmung  dienstbar  machen,  welche  ihm  im  all- 
gemeinen Interesse  od  usum  iniblicum  anzuweisen  ist ;  jedes 
Recht,  welches  dieser  Bestimmung  entgegentreten  könnte, 
wird  durch  das  Enteignungserkenntniss  vernichtet  und  in 
ein  Entschädigungsrecht  umgewandelt.  Durch  die  Enteignung 
wird  der  Enteignete  nicht,  wie  ein  Verkäufer,  civilrechtlich 
verpflichtet ;  es  kann  gegen  ihn  nicht,  wie  gegen  einen  Ver- 
käufer, auf  Erfüllung  irgend  einer  Obligation  geklagt  wer- 
den; der  Enteignete  ist  nur  gezwungen,  sich  den  in  der 
Enteignung  gelegenen  Verwaltungsact  gefallen  zu  lassen; 
er  kann  zur  Aufnahme  einer  Vertragsurkunde  oder  zur 
Mitwirkung  bei  der  Uebertragung  im  Grundbuche  u.  s.  w. 
nicht  angehalten  werden.  Den  Enteigneten  trifft  nicht,  wie 
den  Verkäufer,  die  Pflicht  der  Haftung  wegen  Entwährung 
oder  wegen  der  Beschafi'enheit  der  enteigneten  Sache.  Eine 
Rescission  wegen  lacsio  fnormis  ist  bei  der  Enteignung  nicht 
zulässig.  Zwischen  dem  Verkaufe  im  Privatinteresse  und 
der  Enteio-nunof  im  all<2:eraeinen  Interesse  besteht  demnach 
eine  tiefe  Kluft,  welche  durch  eine  blosse  Eiction  nicht 
ausgefüllt  werden  kann ;  die  Verschiedenheit  der  beiden 
rechtlichen  Situationen  überwiegt  beiweitem  die  anschei- 
nende Verwandtschaft.  ^) 


^)  Gegen  die  Annahme  eines  Zwangskanfes  Zacliariae  in  den 
Güttinger  Gelehrten  Anzeigen  1861,  L,  S.  llSn.s.  w.,  vgl.  Schletter's 
Jahrbücher,  IX.  Bd.  S.  42 ;  Thiel  a.  a.  0.  S.  4;  Stein  a.  a.  0.  S.  324; 
Iloesler  a.  a.  0.  §.  195;  Meyer  a.  a.  0.  S.  190;  Grnchot  IX.  Ed. 
S.  81;  Dernbnrg  Preussisches  Privatrecht  §.34;  Roth  Bayrisches  Civil- 
recht  IL,  §.  141;  besonders  aber  Laband  a.  a.  0.  S.  171  n.  s.  w.  — •  An 
Stelle  der  Fiction  des  gezwungenen  Kanfes  setzt  M  e  j'  e  r  a.  a.  0.  S.  184  u.  s.  w 
eine  Zustandsobl  igat  ion,    in   Folge  welcher  der   Enteignete  zur  Ab- 
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Die  Enteignung  ist  überhaupt  vom  Standpunkte  der 
Obligation  nicht  zu  erklären;  sie  ist  kein  Rechtsgeschäft, 
kein  Vertrag;  sie  ist  eine  Massregel  der  Verwaltung;  die 
Staatsgewalt  macht  von  ihrem  Hohcitsrechte  Gebrauch  und 
setzt  einseitig  die  Pflicht  zur  Abtretung  fest.  Die  Enteig- 
nung beruht  auf  dem  einseitig  ausgesprochenen  Willen  der 
Staatsgewalt,  nicht  auf  einer  civilrechtlichen  Obligation; 
sie  stammt  aus  dem  öffentlichen  Rechte ;  ilire  Voraus- 
setzungen sind  nur  nach  den  Bestimmungen  des  öffentlichen 
Rechtes  zu  benrtheilen ;  das  Eigenthnm  an  dem  enteigneten 
Grundstücke,  resp.  das  dingliche  Recht  an  fremder  Sache, 
geht  kraft  des  Gesetzes  auf  den  Enteigner  über,  ohne 
dass  dieser  Uebergang  durch  ein  obligatorisches  Verhältniss 
vermittelt  wird ;  es  liegt  ein  Legalerwerb  vor,  ein 
Erwerb  ipso  jure  unmittelbar  durch  das  objec- 
t  i  V  e  Recht,  unabhängig  von  dem  Willen  des 
b  i  s  h  6  r  i  g  e  n  E  i  g  e  n  t  h  ü  m  e  r  s.  ^) 

Aus  dem  Wesen  der  staatlichen  Gesellschaft  folgt,  dass 
der  Enteigner  Entschädigung  zu  leisten  verpflichtet  ist.  Diese 


tretung  seines  Grundstückes  verpfliclitet  sei.  Dieser  Zustand  sei  das  Ver- 
hältniss der  im  Vermögen  des  Enteigneten  befindlichen  Sache  zu  dem 
öffentlichen  unternehmen.  Der  Umstand,  dass  diese  Sache  für  Ausführung 
des  öffentlichen  Unternehmens  nothwendig  sei ,  erzeuge  die  Verpflichtung 
zur  Ueberlassung  derselben  an  den  Enteigner.  Dieses  Obligationsverhältuiss 
gleiche  hinsichtlich  der  Leistungen ,  zu  denen  beide  Obligirte  verpflichtet 
seien,  dem  Kaufe.  Dasjenige,  was  es  vom  Kaufe  unterscheide,  sei  lediglich 
der  fehlende  Conseus.  Das  Verhältniss  könne  demnach  als  eine  ohlifjatlo 
quasi  px  contractu,  bezeichnet  werden,  als  deren  Typus  der  Kauf  erscheine. 
Allein  die  Annahme  einer  Zustandsobligation  des  Enteigneten  ist  von 
Lab  and  a.  a.  0.  S.  175  u.  s.  w.  in  überzeugender  Weise  als  unhaltbar 
dargethan  worden;  es  wird  hier  „der  alten  Theorie  eine  neue  "Wendung 
gegeben,  welche  sie  civilistisch  nicht  annehmbarer  macht".  Ebenso  unhalt- 
bar ist  die  Zuriickfuhrnng  des  Rechtsverhältnisses  auf  eine  Delictsobligatiou, 
damnum  injuria  dainm  (Thiel  a.  a.  0.  S.  21);  die  Enteignung  ist  ja 
nicht  eine  unerlaubte  Handlung,  sondern  die  Ausübung  einer  durch  das 
objective  Recht  eingeräumten  Befngniss. 

^)  Vgl.    die    treffliche    Auseinandersetzung    bei    Lab  and    a.    a.    0. 
S.   17G  n.  s.  w. 
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Pflicht  des  Enteigners  wird  durch  das  objectiv-e  Enteigiiungs- 
recht  sanctionirt  und  zu  einer  positiven  gesetzlichen  Pflicht  ge- 
macht ;  sie  ist  aber  ihrer  Natur  nach  eine  öffentlich  recht- 
liche Pflicht,  ebenso  wie  die  ihr  entsprechende  Pflicht 
ziu"  Abtretung.  ^)  Das  Snbject  dieser  Entschädigungspflicht 
ist  mit  dem  Subjecte  des  Enteignungsrechtes  identisch; 
Recht  und  Pflicht  stammen  aus  einer  und  derselben  Quelle. 
Die  Entschädigungspflicht  triff't  die  Verwaltung  als  solche, 
in  ihrer  Eigenschaft  als  Enteigner;  allerdings  haben  die 
Privatpersonen ,  zu  deren  Grünsten  von  der  Verwaltung 
das  Enteignungsrecht  ausgeübt  wird,  kraft  der  zwischen 
ihnen  und  der  Verwaltung  getroffenen  Vereinbarung  in  der 
Regel  die  Entschädigung  zu  leisten,  allein  sie  sind  nicht 
das  eigentliche  Subject  der  Entschädigungspflicht;  sie  treten 
nur  über  Delegation  der  Verwaltung  ein,  und  wenn  sie  die 
übernommene  Verpflichtung  nicht  erfüllen,  so  tritt  die  Ver- 
bindlichkeit des  eigentlich  Verpflichteten,  der  Verwaltung, 
in  erste  Linie. 


*)  Dagegen  Lab  and  a.  a.  0.  S.  179  u.  s.  w. ;  er  nimmt  an,  dass 
die  Enteignung  auf  Seite  des  neuen  Eigentliümers  eine  obligatorische  Ver- 
pflichtung erzeugt,  -welche  eiuen  durchaus  normalen,  privatrechtlichen 
Charakter  habe;  sie  reihe  sich  den  quasi-contractlichen  Obligationen  völlig 
ein  und  könne  nach  Analogie  der  Verbindlichkeiten  eines  Käufers  beur- 
theilt  werden.  Allein  die  Entschädigung  bei  der  Enteignung  darf  ebenso 
wenig  mit  einem  Kaufpreise  auf  eine  Linie  gestellt  werden ,  wie  die  Ent- 
eignung selbst  mit  einem  Kaufvertrage.  Entschädigung  und  Kaufpreis  stehen 
vielmehr  unter  ganz  verschiedenen  Gesichtspunkten.  Dies  ergibt  sich  schon 
daraus,  dass  die  Entschädigung  ausser  dem  Verkaufswerthe  des  enteigneten 
Gegenstandes  auch  den  ganzen ,  durch  die  Enteignung  hinzugefügten 
Schaden  decken  soll,  der  Preis  bei  einem  Kaufvertrage  dagegen  nicht  ein- 
mal den  Verkaufswerth  des  Gegenstandes  darzustellen  braucht.  Das  Snbject 
der  Entschädigungspflicht  ist  der  Staat  als  Institution  des  öffentlichen 
Rechtes,  nicht  der  Fiscus;  nur  wird  die  Zahlung  der  Entschädigung  wie 
jede  andere  Zahlung  für  die  Staatsverwaltung  von  dem  Fiscus  geleistet. 
Das  enteignete  Grundstück  wird  ja  auch  andererseits  nicht  zu  einem  Theile 
des  fiscalischen  Staatsgutes,  welches  gewöhnlich  unter  der  Verwaltung  des 
Finanzministeriums  steht,  sondern  es  geht  in  das  öffentliche  Gut  über, 
welches  sich  in  den  Händen  der  verschiedenen  Ressortminister,  des  Han- 
dels-, Communications-,  Kriegs-  u.  s.  w.  Ministers,  befindet. 
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An  der  rechtlichen  Natur  der  Enteignung  wird  da- 
durch nichts  geändert,  dass  der  Enteigner  und  der  Eigen- 
thünier  des  Grundstückes,  rücksichtlich  dessen  eine  Ent- 
eignung vorgenommen  werden  soll,  sich  über  die  Abtretung 
und  Entschädigung  einigen ;  es  ist  eine  ziemlich  verbreitete 
Anschauung,  dass  in  einem  solchen  Falle  immer  ein  wirk- 
licher Kaufvertrag  abgeschlossen  werde ;  ein  unbedingter 
Kaufvertrag  dann,  wenn  beide  Theile  sich  über  die  Abtre- 
tung und  Entschädigung  einigen,  ein  bedingter  Kaufvertrag 
dann,  wenn  eine  Einigung  wohl  über  die  Abtretung,  nicht 
aber  über  die  Entschädigung  zu  Stande  gekommen  sei; 
perfect  werde  dieser  bedingte  Kaufvertrag  mit  der  Er- 
füllung der  Bedingung,  sobald  also  die  Abschätzung  in 
der  gesetzlich  vorgeschriebenen  Weise  erfolgt  sei ;  ^)  allein 
diese  Auifassung  bedarf  einer  Berichtigung. 

Sowohl,  wenn  Enteigner  und  Eigenthümer  des  Grrund- 
stückes  sich  über  die  Abtretung  und  Entschädigung  einigen, 
als  auch,  wenn  eine  Einigung  nur  über  die  Abtretung,  nicht  auch 
über  die  Entschädigung  erfolgt,  muss  in  folgender  Weise  unter- 
schieden werden.  Kommt  die  Einigung  erst  zu  Stande,  nach- 
dem schon  die  Nothwendigkeit  der  Abtretung  des  betreffen- 
den Grundstückes  in  der  gesetzlichen  Form  ausser  Zweifel 
gesetzt  ist,  so  bleibt  die  rechtliche  Natur  der  Abtretung 
unverändert  dieselbe,  wie  im  Fall  der  zwangsweise  voll- 
zogenen Enteignung.  Da  es  bereits  in  einer  den  Vorschriften 
des  Enteignung.srechtes  entsprechenden  Weise  festgestellt 
ist,  dass  das  betreffende  Grundstück  abgetreten  werden 
muss,  so  wird  der  Eigenthümer  durch  das  eigene  Interesse 
dazu  angetrieben,  die  Abtretung  im  gemeinschaftlichen 
Einvernehmen  zu  regeln  und  dadurch  die  Härte  der 
Massregel  so  viel  als  möglich  zu  mildern.  Trotz  einer  sol- 
chen vereinbarten  Abtretung  ist  aber  der  Eigenthümer 
des    abgetretenen  Grundstückes    durchaus    nicht    als    Ver- 


')  Meyer    a.    a.    0.    S.    212.     Vergl.    dagegen    Lab  au  d    a.    a.   0. 
S.  172  Note  30. 
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kauf  er  zn  behandeln;  er  hat  vielmehr  in  jeder  Beziehung 
die  rechtliche  Stellung  eines  Enteigneten.  Der  Unter- 
schied ist  nur  ein  factisclier,  kein  juristischer.  DerEigenthümer 
zieht  es  vor,  sich  freiwillig  einem  Geschicke,  welches  er 
als  unabänderlich  erkannt  hat,  zu  unterwerfen.  „Er  ver- 
kauft nielit  sein  Grrundstück,  sondern  er  lässt  es  sich 
nehmen,  weil  er  die  Fruchtlosigkeit  des  Widerspruchs  ein- 
sieht." ^)  Diese  freiwillige  Unterwerfung  ersetzt  den  Ent- 
eignungsauspruch, liat  aber  andererseits  aucb  die  Wirkungen 
eines  solchen.  Diese  Grleicbstellung  äussert  sich  practisch 
beson(,lers  darin,  dass  die  zu  Grünsten  dritter  Personen 
begründeten  dinglichen  Rechte  dem  abgetretenen  Grund- 
stücke in  die  Hand  des  Erwerbers  nicht  folgen.  Wie  in 
den  sonstigen  Eällen  der  Enteignung  werden  aucli  in  diesem 
Falle  jene  dinglichen  ßechte  als  solche  gebrochen  und, 
was  im  Wege  eines  blossen  Kaufvertrages  nicht  möglich 
wäre,  auf  die  Entscliädigungssumme  übertragen.  Wie  in 
den  sonstigen  Fällen  der  Enteignung  muss  auch  in  diesem 
Falle  in  Beziehung  auf  die  Bestimmung  der  Entschädi- 
gungssumme den  dritten  Berechtigten  die  volle  Einfluss- 
nahme  gewahrt  bleiben.  Wäre  es  gestattet,  auch  die  Ent- 
schädigung nur  durch  freiwilliges  Uebereinkommen  zwischen 
dem  Eigenthümer  des  Grundstückes  und  dem  Enteigner 
festzusetzen,  so  könnten  die  dritten  Berechtigten  leiclit 
beeinträchtigt  werden ;  der  Eigenthümer,  dessen  Grundstück 
z.  B.  mit  Hypotheken  belastet  wäre,  könnte  sich,  um  seine 
Gläubiger  zu  benacbtlieiligen ,  mit  einer  geringfügigen 
Summe  zufrieden  geben.  Um  eine  Garantie  dafür  zu  schaf- 
fen, dass  das  Grundstück  nicbt  unter  seinem  wahren  Werthe 
abgetreten  werde,  muss  daher  den  dritten  Berecbtigten, 
welche  durcli  die  vereinbarte  Entschädigungssumme  nicht 
befriedigt  werden,  das  Recht  zustehen,  zu  verlangen,  dass 
die  Entschä(li<2:uno:  in  gleiclier  Weise,  wie  bei  der  zwangs- 
weise  vollzogenen  Enteignung,  festgestellt  werde.  In  solchen 

1)  Laban  a  a.  a.  0.  S.   173  Note  30. 
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Fällen  der  Einigung-  über  die  Abtretung  des  zu  enteignenden 
(Trundstüelves  bedarf  es  allerdings  nielit  des  besonderen  Ver- 
fahrens für  die  Abtretung,  insbesondere  niebt  eines  Enteig- 
nnngsausspruebes ;  dessenungeachtet  liegt  aber  eine  wirkliche 
Enteignung,  nicht  ein  Kaufvertrag,  weder  ein  unbedingter 
noch  ein  bedingter,  vor.  Anders  verhält  es  sich  aber,  wenn 
die  Einigung  über  die  Abtretung  eines  Grundstückes  zu 
Stande  kommt,  bevor  noch  definitiv  festgestellt  ist 
dass  die  Enteignung  desselben  gesetzlich  begründet  sei; 
hier  wird  in  der  Regel  ein  wirklicher  Kaufvertrag  vor- 
handen sein. 

Mit  der  Frage  nach  der  rechtlichen  Natur  der  Ent- 
eignung hängt  die  Frage  nach  der  Perfection  des  durch 
dieselbe  herbeigeführten  Rechtsverhältnisses  auf  das  engste 
zusammen.  Von  dem  hier  vertretenen  Standpunkte  aus 
muss  die  Enteignung  als  perfect  angesehen  werden,  sobald 
die  Staatsgewalt  in  der  Ausübung  ihres  Hoheitsrechtes 
den  Ausspruch  über  die  Nothwendigkeit  der  Abtretung  des 
bestimmten  Grundstückes  gefällt  hat.  Mit  diesem  Aus- 
spruche ist  der  staatliche  Act,  auf  welchem  ^ie  Enteignung 
beruht,  gesetzt ;  das  Schicksal  des  der  Enteignung  unter- 
worfenen Grundstückes  ist  unwiderruflich  entschieden.  In 
der  Person  des  Eigenthüraers  oder  dinglich  Berechtigten 
ist  nunmehr  der  die  Enteignung  characterisirende  Wechsel 
vor  sich  gegangen ;  an  Stelle  des  Privaten  ist  der  Staat 
oder  ein  organischer  Theil  des  Staates  getreten.  Das  Pri- 
vatrecht muss  sich  definitiv  vor  dem  dasselbe  beherrschenden 
grossen  Gesetze  des  allgemeinen  Interesses  beugen.  Zu 
gleicher  Zeit  hat  aber  auch  der  Eigenthümer  seinerseits 
einen  Anspruch  auf  volle  Entschädigung  für  das  der  Ent- 
eignung in  unabänderlicher  Weise  unterworfene  Object  erwor- 
ben. Als  Moment  der  Perfection  der  Enteignung  muss  also 
der  Zeitpunkt  angesehen  werden,  in  welchem  sich  der 
Enteignete  dem  Enteignungsantrage  entweder  ausdrücklich 
oder  stillschweigend  unterworfen  oder  die  Rechtsmittel 
gegen  den  Enteignungsausspruch  verbraucht  hat. 
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Von  diesem  Zeitpunkte  angefangen  sind  beide  Theile 
definitiv  gebunden;  wie  der  Enteigner  einerseits  befugt 
ist,  den  enteigneten  Grund  und  Boden  in  Anspruch  zu 
nehmen ,  so  ist  auch  der  Enteignete  andererseits ,  unab- 
hängig von  dem  Willen  des  Enteigners ,  berechtigt ,  auf 
Zahlung  der  Entschädigung  zu  dringen.  Der  Enteigner 
kann  nun  nicht  etwa  nach  Belieben  durch  Hinausschieben 
der  Regelung  der  Entschädigungsfrage ,  resp.  der  wirk- 
lichen Aneignung  den  früheren  Eigenthümer  über  das 
Schicksal  des  enteigneten  Grundstückes  im  Ungewissen 
lassen.  Ebenso  wenig  kann  der  Enteigner ,  wenn  spätere 
Umstände  die  Abtretung  unnöthig  machten ,  den  früheren 
Eigenthümer  verpflichten,  das  enteignete  Object  wieder 
zurück  zu  nehmen.  Der  Enteignungsausspruch 
muss  die  Verwaltung  nicht  weniger  binden 
wie  den  Enteigneten.  "Wenn  auch  der  Verwaltung 
das  Recht  zustehen  muss ,  im  allgemeinen  Interesse  das 
Privateigenthum  in  Anspruch  zu  nehmen ,  so  ist  es  ein 
Gebot  der  Gerechtigkeit,  dass  diese  exorbitante  Befug- 
niss  so  schonend  als  möglich  ausgeübt  werde.  Diesem 
Gebote  würde  es  aber  widerstreiten ,  wenn  die  Ver- 
waltung berechtigt  wäre ,  die  Grundstücke ,  hinsichtlich 
deren  sie  die  Enteignung  bereits  durchgeführt  hat,  hinter- 
her wieder  zurückzuweisen  und  so  mit  dem  Privat- 
eigenthume  ein  Spiel  zu  treiben.  Der  Verwaltung  darf 
nicht  das  Recht  zustehen  ,  gegen  den  Eigenthümer 
einen  doppelten  Zwang  auszuüben,  einmal  den  Zwang, 
das  Eigenthum  des  Grundstückes  abzutreten  ,  das 
anderemal  den  Zwang ,  das  Eigenthum  des  abgetre- 
tenen Grundstückes  wieder  zurückzunehmen.  ]\Iit  dem 
Enteignungsausspruche,  resp.  mit  der  Unterwerfung  des 
Eigentliümers  unter  den  Enteignungsantrag  muss  daher 
die  Enteignung  als  perfect  ,  als  für  beide  Theile 
bindend  angesehen  werden ;  was  weiter  folgt ,  kommt 
nur  als  die  Ausführung  der  bereits  perfect  gewor- 
denen    Enteignung     in     Betracht ;       dies     gilt     insbeson- 
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dere    auch     von     der     Feststellurg     der     Entschädigungs- 
summe. ^) 

Von  dem  Momente  der  Perfection  der  Enteignung 
angefangen  geht  die  Grefahr  des  enteigneten  Olyectes  auf  den 
Enteigner  über.  Wenn  z,  B.  das  enteignete  Grebäude  in  Feuer 
aufgeht,  so  ist  dies  ein  Verhist,  welchen  die  Verwaltung  zu 
tragen  hat;  sie  muss  dessen  ungeachtet  die  Entschädigung 
bezahlen.  Der  Enteignete  hatte  ja  mit  dem  Enteignungs- 
ausspruche das  Recht  auf  Entschädigung  definitiv  erworben  ; 
nur  die  Zahlung  der  Entschädigung  musste  hinausgeschoben 
werden,  bis  das  Mass  derselben  fixirt  werden  konnte.  Der 
Moment  der  Besitzeinweisung  des  Enteigners  kann  für  die 
Tragung  der  Gefahr  nicht  massgebend  sein.  Die  Enteig- 
nung, der  Uebergang  des  dinglichen  Rechtes,  ist  schon  vor 
der  Besitzeinweisung  vor  sich  gegangen  ;  dem  Enteigneten 
blieb  aber  als  gesetzliche  Garantie  bis  zur  Leistung  der 
Entschädigung  die  Detention  des  enteigneten  Objectes. 
Diese  Detention  und  nichts  weiter  hat  er  nunmehr  durch 
den  Untergang  jenes  Objects  eingebüsst.  Nach  allgemeinen 
Rechtsgrundsätzen  müssen  andererseits  dem  Enteigner, 
welcher  die  Gefahr  zu  tragen  hat,  auch  jene  Vortheile  zu- 
kommen, welche  das  enteignete  Object  von  dem  Zeitpunkte 
des  Enteignungsausspruches  an  gewährte,  da  diese  Vor- 
theile dem  Enteigner  von  selbst  zugefallen  wären,  wenn 
der  Uebergang  des  Besitzes  mit  dem  Uebergange  des 
Rechtes  verknüpft  gewesen  wäre.  In  der  Regel  wird  aber 
die  Perception  der  natürlichen  und  bürgerlichen  Früchte 
des  enteigneten  Grundstückes,  so  z.  B.  der  nach  dem  Ent- 
eignungsausspruche fälligen  Pacht-  und  Miethzinse  dem 
Enteigneten  für  den  Zeitraum,  fiir  welchen  ihm  die  Detention 
nach  dem  Gesetze  zusteht,  also  bis  zur  Bezahlung  der 
Entschädigungssumme,  als  Aequivalent  überlassen. 

^)  Vergl  Lab  and  a.  a.  0.  S.  181:  „Zeitlich  geht  die  Zahlung 
der  Entschädigung  gewöhnlich  der  Entziehung  des  Eigenthums  voraus ; 
logisch  ist  die  Enteignung  das  frühere,  die  Verpflichtung  zur  Schad- 
loshaltung erst  die  Consequenz  davon."  Burckhard  in  der  Zeitschrift 
für  Civilrecht  und  Process  S.  229  i-  s.  w.   . 
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lieber  die  rechtliehe  Natur  der  Enteignung  enthalten 
die  positiven  Gresetzgebungen  nur  in  den  seltensten  Fällen 
eine  ausdrückliche  Entscheidung.  I)as  p  r  e  u  s  s  i  s  c  h  e  Land- 
recht, das  nassauische  Enteignungsgesetz  vom  12.  Juni 
1838  §.  19,  das  Hamburger  Gesetz  vom  26.  April  1844 
§.  4  und  das  Gesetz  für  den  Canton  Genf  vom  14.  Febr. 
1834  erklären  zweifellos  die  Enteignung  als  einen  Zwangs- 
kauf. In  den  übrigen  Gesetzgebungen  ist  die  Frage  nach 
der  rechtlichen  Xatur  der  Enteignung  offen  gchi.ssen;  die 
in  den  meisten  anerkannten  ßechtsfolgen  der  Enteignung 
lassen  sich  aber  am  einfachsten  aus  der  Auffassung  der 
Enteignung  als  eines  einseitigen  Staatsactes  ableiten  (einer- 
seits Eigenthumserwerb  ex  lege,  mit  der  Verpflichtung,  das 
enteignete  Object  ad  usum  publicum  zu  verwenden ;  anderer- 
seits   Yerpflichtung     zur    Entschädigungsleistung     ex    lege). 

Dagegen  wird  die  Perfectionsfrage  in  den  meisten  Ge- 
setzgebungen ausdrücklieh  entschieden.  Die  französische 
Gesetzgebung  lässt  die  Perfection  mit  dem  Enteignungs- 
erkenntnisse eintreten;  mit  diesem  Augenblicke  ist  die 
Uebertragung  des  Eigenthumsrechtes  auf  die  Verwaltung 
vollzogen;  es  bedarf  dazu  nicht  einmal  der  Intimation  des 
Erkenntnisses.  (Art.  55  al.  I  des  Gesetzes  von  1841. "i  Die 
Enteignung  wird  nicht  als  ein  Zwangskanf  aufgefasst. 
Weder  kann  der  Enteignete,  wie  der  Verkäufer,  wegen 
Nichtzahlung  des  Preises  auf  Auflösung  des  Vertrages 
klagen  (arg.  Art.  55  al.  II  des  cit.  Gesetzes),  noch  hat  er, 
wie  der  Verkäufer,  im  Concurse  des  Concessionärs  ein  Pri- 
vilegium wegen  seiner  Kaufpreisforderung.  Ist  das  enteig- 
nete Grundstück  das  Object  von  Rechtsstreitigkeiten,  sei 
es  einer  Klage  auf  Auflösung  oder  Nichtigerklärung  eines 
über  dasselbe  abgeschlossenen  Kaufvertrages  oder  einer 
Klage  aus  dem  Wiederkaufsrechte  oder  einer  dinglichen 
Klage,  so  steht  dies  der  Enteignung  nicht  im  Wege.  Die 
Rechte,  welche  diesen  Klagen  zu  Grunde  liegen,  werden 
unmittelbar  durch  das  Enteignungserkenntniss  in  blosse 
Entschädigungsrechte  umgewandelt.  Der  Enteignete,  gegen 
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welchen  eine  derartige  Klage  als  begründet  erkannt  wird, 
bleibt  gegenüber  den  Klägern  als  persönlicher  Sclnüdner 
verhaftet.  Nach  dem  Enteignnngserkeinitnisse  hängt  es 
nicht  mehr  von  der  Verwaltung  ab,  ob  sie  Besitz  ergreifen 
will  oder  nicht,  vielmehr  steht  den  früheren  Eigenthümern 
das  Recht  zu,  innerhalb  sechs  Monaten  nach  dem  Enteig- 
nungserkenntnisse sell)ständig  die  Regelung  der  Entschädi- 
gung zu  verlangen.  (Art.  55  al.  I  des  cit.  Gesetzes.) 
Der  freiwilligen  Abtretung  kommt  die  Wirkung  des 
Enteignungserkenntnisses  zu,  vorausgesetzt,  dass  sie  erst 
nach  dem  Bescheide  des  Art.  11  ^)  erfolgt,  also  nicht  schon 
nach  der  blossen  Erklärung  des  öffentlichen  Nutzens  einer 
Unternehmung  im  Allgemeinen,  sondern,  wenn  sie  erst  dann 
vorgenommen  wird,  nachdem  das  Grundstück  von  der  Ver- 
waltung, als  der  Enteignung  mit  Rücksicht  auf  jene  Unter- 
nehmung unterworfen,  speciell  bezeichnet  worden  war.  Von 
einer  solchen  freiwilligen  Abtretung  werden  die  dritten 
Berechtigten  durch  eine  in  bestimmter,  gesetzlicher  Form 
vorzunehmende  Publication  unterrichtet  (Art.  15  al.  I); 
sie  haben  innerhalb  acht  Tagen  nach  dieser  Publication 
ihre  Rechte  bekannt  zu  geben;  ihr  Reclamationsrecht  er- 
streckt sich  aber  nur  auf  die  Feststellung  der  Entschädi- 
gung. Der  Dritte,  welcher  auf  das  Eigenthum  des  freiwillig 
abgetretenen  Grundstückes  Anspruch  macht,  hat  ebenso, 
wie  jeder  Hypothekargläubiger,  kein  anderes  Recht,  als, 
wenn  er  mit  der  Höhe  der  vereinbarten  Entschädio-une: 
nicht  einverstanden  ist^,  innerhalb  acht  Tagen  die  Regelung 
der  Entschädigung  durch  die  Jury  zu  verlangen.  Da  das 
französische  Gesetz  in  einer  solchen  freiwilligen  Abtretung 
nicht  den  Abschluss  eines  Kaufvertrages,  sondern  eine  Ent- 
eigmmg  gelegen  sieht,  so  kann  eine  derartige  freiwillige 
Abtretung  auch  rücksichtlich  solcher  Grundstücke  statt- 
linden, welche  minderjährigen  oder  sonst  dispositionsunfähigen 
Personen  gehören,  ohne  dass  es  dabei  der  Erfüllung  jener 
Förmlichkeiten  bedürfte,  welche  sonst  erforderlich  sind, 
*)  Vergl.  weiter  unten  das  frauzösische  Abtretungsverfahreu. 
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wenn  es  sich  um  eine  freiwillige  Veräusseriing  der  (Ti-und- 
stücke  dieser  Personen  handelt.  Diese  Anschauung  hat 
sich  in  der  französischen  Gesetzgebung  erst  nach  längerem 
Schwanken  Bahn  gebrochen.  Nach  dem  Gesetze  von  181U 
bedurfte  es  rücksichtlich  der  in  Frage  stehenden  Grund- 
stücke sogar  in  dem  Falle,  dass  die  Interessenten  sowohl 
über  die  Nothwendigkeit  der  Abtretung,  als  aufh  über  die 
Höhe  der  Entschädigung  vollkommen  einverstanden  waren, 
eines  Enteignungserkenntnisses.  Das  Gesetz  von  1833  Art. 
25  und  '26  ertheilte  schon  das  E,echt,  wenigstens  jene  Ent- 
schädigungsangebote, welche  nach  dem  Enteignungserkennt- 
nisse gemacht  wurden ,  anzunehmen ,  eine  Beschränkung, 
welche  das  Enteignungserkenntniss  auch  in  solchen  Fällen 
nothwendig  machte,  in  welchen  über  die  Höhe  der  Ent- 
schädigung ein  vollkommenes  Einverständniss  vorhanden 
war.  Erst  in  dem  Gesetze  von  1841  Art.  25  wird  aner- 
kannt, dass  von  dem  oben  erwähnten  Zeitpunkte  angefangen 
eine  gütliche  Vereinbarung  mit  den  Wirkungen  der  Enteig- 
nung zulässig  sei.  Eine  Garantie  für  die  schutzbedürftigen 
Personen  gegen  den  Missbrauch  dieser  gesetzlichen  Er- 
mächtigung liegt  darin,  dass  eine  Vereinbarung  überhaupt 
nur  dann  erfolgen  darf,  wenn  definitiv  feststeht,  dass  das 
betreffende  Grundstück  der  Enteignung  unterworfen  ist. 

Von  denselben  Anschauungen  geht  die  belgische 
Gesetzgebung  aus,  nur  mit  dem  wichtigen  Unterschiede, 
dass  der  freiwilligen  Abtretung  in  keinem  Falle  die  Wirkung 
des  Enteignungserkenntnisses  zukommt;  diese  Wirkung 
wiu-de  ja  in  Frankreich  selbst  erst  durch  das  Gesetz  von 
1841  eingeführt.  Die  freiwillige  Abtretung  wird  als  Kauf- 
vertrag behandelt ;  insbesondere  bleiben  nach  dem  Gesetze 
von  1835  die  Hypotheken  bestehen. 

Nach  italienischem  Enteignungsrechte  geht  das 
Eigenthum  des  enteigneten  Grundstückes  an  dem  in  dem 
Decrete  des  Präfecten,  durch  welches  die  Enteignung  aus- 
gesprochen wird,  angegebenen  Tage  der  Datirung  auf 
den  Enteigner  über   (Art.  50).     Mit  diesem*  Zeitpunkte  hat 
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der  Enteignete    ein    festes  und  selbständiges  Reclit  auf  die 
Entschädigungssumme  erworben ;  muss  dieselbe  zum  Schutze 
dritter  Berechtigter   noch   einstweilen    deponirt    bleiben,  so 
kann  der  Enteignete  doch  die  Fructificirung  derselben  ver- 
langen.    Erfolgt    ein    gütliches    Uebereinkommen    zwischen 
beiden  Theilen  nach  der  Genehmigung  des  Planes  i),    also 
nach    der  Feststellung    der   zu   enteignenden   Grrundstücke, 
so  steht  dasselbe  mit  dem  Enteignungsausspruche  rechtlich 
auf  einer  Linie.     Der   Präfect   ordnet  nach  erfolgter  Depo- 
sition   oder    Zahlung    der   Entschädigung    die  unmittelbare 
Besitznahme    der    betreffenden    Grundstücke    an    (Art.  30), 
eine  Anordnung,  welche  er  sonst  mit  der  Fällung  des  Ent- 
eignungsausspruches    verbindet     (Art.    48).      Den    dritten 
Interessenten  steht  aber  das  Recht  zu,  die  Entschädigung  als 
ungenügend  anzufechten  und  zwar  innerhalb  dreissig  Tagen 
nach  erfolgter  Publication  des  Decretes,  durch  welches   die 
Besitznahme  gestattet  wird  (Art.  54).  Ist  eine  Einigung  v  o  r 
der  Genehmigung  des  Planes  zu  Stande  gekommen,  so  gilt 
dieselbe  als  von  der  stillschweigenden  Bedingung  abhängig- 
gemacht,  dass  der  Plan  genehmigt  werde  und  dass  die  abge- 
tretenen Grundstücke  als  der  Enteignung  unterworfen 
erscheinen  werden ;    es  wird  der  Abschluss  eines  bedingten 
Kaufvertrages  angenommen  (Art.  28).     Für    die  Abtretung 
von  Gütern  Minderjähriger,  Verschwender,    oder    sonst  dis- 
positionsunfähiger Personen,  welche  im  Plane  als  der  Ent- 
eignung unterworfen  bezeichnet  sind,    bedarf  es  nicht  jener 
besonderen  Ermächtigung,    welche    in    sonstigen  Fällen  der 
Veräusserung  gesetzlich  vorgeschrieben  ist ;  vielmehr  steht 
den  gesetzlichen  Vertretern    dieser  Personen  das  Recht  zu, 
in  die  Abtretung  einzuwilligen.     Diese   Einwilligung   wäre 
aber  nichtig,    wenn   sie    ausser   dem   Falle  des  öffentlichen 
Nutzens  erfolgte,  sei  es,  dass  derselbe  nicht  gehörig  erklärt 
wäre,    oder   dass    die   abgetretenen  Güter  im  Ausführungs- 
plane  nicht    enthalten  wären    (Art.  57).      Die   gesetzlichen 


^)  Ygl.  weiter  unten  das  italienische  Enteignungsverfahren. 
Grünliut,  Enteignungsrecht.  13 
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Vertreter  können  die  angebotene  Entscbädigung  annelmien, 
sie  können  sich  also  gütlich  über  dieselbe  einigen;  die 
Uel)ereinknnt't  ninss  aber  nach  Anhörnng  der  Staatsanwalt- 
schaft von  dem  forum  rei  sitae  gebilligt  werden  (Art.  38). 
Bei  Gütern  der  (remeinden,  Provinzen  und  des  Staates 
muss  das  Uebereinkommen  im  administrativen  Wege  ge- 
nehmigt werden. 

Was  die  deutschen  (lesetzgebungen  betritt't,  so 
spricht  sicli  die  preussische  Gresetzgelning  über  die 
Perf'ectionsfrage  nicht  aus.  Nach  einer  Ansicht  datirt  die 
Perfection  von  der  Einweisung  des  Unternehmers  in  den 
Besitz;  von  diesem  Momente  gehe  auch  die  G-efahr  auf 
den  Enteigner  über;  die  Gefahr  tretfe  denselben  auch  schon 
vorher,  wenn  dem  Enteigneten  das  Recht  der  Disposition 
über  die  Sache  bereits  früher  entzogen  wurde,  da  er  in 
Folge  dessen  des  Mittels  beraubt  worden  sei,  sich  durch 
Veräusserung  der  Gefahr  zu  entziehen,  i)  Nach  einer  anderen 
Ansicht  wird  die  Enteignung  mit  der  Feststellung  des 
Gegenstandes  und  des  Preises  perfect.  2)  Nach  dem  p  r  e  u  s  - 
sischen  Entwürfe  (§.  30)  erlangt  der  Unternehmer  den 
Besitz  nach  der  Zahlung  oder  gerichtlichen  Hinterlegung 
des  Preises,  das  Eigenthum  durch  die  Besitzeinweisung 
(§.  35).  Bis  dahin  trägt  der  Eigentliümer  die  Gefahr.  Nur 
der  Enteignete  ist  gebunden,  nicht  der  Enteigner;  wird 
der  Antrag  auf  Einweisung  in  den  Besitz  von  dem  Ent- 
eigner nicht  binnen  drei  Monaten  nach  der  vorläufigen 
Feststellung  der  Entschädigungssumme  gestellt,  so  erlischt 
das  Recht  des  Enteigners  aus  der  festgestellten  Abtretungs- 
pilicht.  Der  Enteignete  kann  aber  die  Abtretung  des  ent- 
eigneten Objects  nicht  selbständig  verlangen.  Der  Enteig- 
ner ist  zu  nichts  weiter  als  zur  Entschädigung  für  den  durch 
das  eingeleitete,  aber  nicht  durchgeführte  Enteignungsver- 
fahren  in   dem  AVirthschaftsbetriebe    verursachten    Schaden 

*)  So  üernburg,   a.  a.  0.  §.  34. 

^)  So  F  ö  r  s  t  ('  r,  iireussisclies  Privatrecht  §131 ;  G  r  u  c  h  0 1  a.  a.  0.  S.83. 
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verpfliclitet.  Dieser  Entscliädigungsanspruclr  ist  als  ein 
iiielit  zur  Enteignung  seihst  gehöriger  Nehenpunkt  von  den 
gewöhnlichen  (lerichten  znm  Anstrag  zu  bringen. ')  Erfolgt 
die  Abtretung  durch  Uebereiukunft,  so  gelten  die  Grund- 
sätze über  den  Kaufvertrag  (§.  35),  (preussisches  Land- 
recht I.  11,  §.  77,  10,  §.  1).  In  Baiern  kann  die 
Theorie  des  Zwangskaufes  nicht  als  herrschend  aner- 
kannt werden.  ^)  Mit  der  Entscheidung  der  Admini- 
strativ-Behih'de  und  zwar  der  Kreisregierung ,  Kammer 
des  Innern  in  erster,  des  Staatsrathes  in  zweiter  und 
letzter  Instanz  über  die  Pflicht  zur  Abtretung  wird 
die  Enteignung  perfect.  Jeder  von  beiden  Theilen  kann 
die  Feststellung  der  Entschädigung  verlangen.  Mit  der 
Entscheidung  der  Administrativ-Behörde  hat  die  Verein- 
barung über  die  Abtretung  gleiche  Rechts  Wirkungen.  In 
Ermangelung  einer  Vereinbarung  über  die  Entschädigung 
erfolgt  die  Feststellung  derselben  auf  Klage  eines  Bethei- 
ligten vor  dem  Bezirksgerichte,  in  dessen  Sprengel  das 
abzutretende  oder  zu  belastende  Grundstück  gelegen  ist, 
(Einführungsgesetz  zur  Processordnung  Art.  6.)  Die  Ab- 
tretung oder  Belastung  wird  nach  der  Baarzahlung  oder 
Deponirung  der  Entschädigung  sammt  Kosten  vollzogen. 
(Art.  20.)  Das  Eigenthum  geht  auf  den  Enteigner  über, 
ohne  dass  es  der  zur  Uebertragung  des  Eigenthumes  bei 
der  freiwilligen  Veräusserung  erforderlichen  Formen  be- 
dürfte. Der  für  vertragsmässige  Eigentlmmsüb ertragung 
bestellende  Verbriefungszwang  ist  auf  die  Enteignung  nicht 
ausgedehnt.  ^')  Ist  nach  Einleitung  des  Enteignungsverfahrens 
die  Enteignung  aus  irgend  einem  Grunde  nicht  zu  Stande 
gekommen,  so  hat  der  Enteigner  dem  Eigenthümer  allen 
aus  der  Einleitung  des  Enteignungsverfahrens  entstandenen 
Schaden    zu  ersetzen.    (Art.    52.)     Nach   dem  Enteignungs- 

')  Motive  des  preussischfu  Entwurfes  zu  §.  30. 

-)  Vgl.  Roth,  baierisches  Civilreclit,  II.  Bd.  §.   141  S.  173. 

*)  Vgl.  Roth  a.  a.  0.  S.   183. 
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gesetze  der  Stadt  Frankfurt  vom  19.  Juni  1847  §.  G 
und  11.  November  1856  §.  6  erlangt  der  Enteigner  durch 
das  besondere  Gesetz  und  durcli  den  Senats -Beseliluss 
wider  die  Eigenthümer  oder  sonstigen  Berechtigten  einen 
Anspruch  auf  Abtretung  der  in  dem  Senats-Beschlussp  be- 
zeichneten Objecte  gegen  gesetzliche  Entschädigung.  Die 
Abtretung  wird  durcli  ein  Plenarerkenntniss  des  Stadtge- 
richtes vorgenommen  (§.  21).  Das  Erkenntniss  hat  das  Eigen- 
thum  der  abzutretenden  Gegenstände  gegen  Bezahlung  der 
nach  dem  Ausspruche  der  Geschwornen  zu  entrichtenden 
Entschädigungsbeträge  zuzuerkennen  (§.  37).  Mit  der  Fäl- 
lung dieses  Erkenntnisses  tritt  die  Perfection  der  Enteig- 
nung ein.  Mit  dem  Enteignungserkenntnisse  steht  die 
gütliche  Einigung  rechtlicli  auf  einer  Linie.  Zur  Abtretung 
von  Gütern  der  Minderjährigen  und  Pflegebefohlenen  bedarf 
es  keiner  obervormundschaftlichen  Genehmigung,  wohl  aber 
zum  Vergleiche  über  den  Entschädigungsbetrag  (§.  7). 
Gemäss  dem  kurhessischen  Enteignungsgesetze  vom 
30.  October  1834,  dem  Enteignungsgesetze  für  Eisenbahnen 
vom  4.  Juli  1843  und  2.  Juli  1846  wird  die  Enteignung 
mit  dem  Augenblicke  der  richterlichen  Feststellung  der 
Entschädigung  durch  den  Enteignungsbescheid  perfect  (§.  9 
des  Gesetzes  von  1834,  §.  12  Ges.  von  1843,  §.  20  Ges. 
von  1846).  Zwischen  der  Einleitung  des  Enteignungs Ver- 
fahrens und  dem  Enteignungsbescheide  geht  die  Gefahr 
auf  den  Enteignungswerber  über  (§.  25  Ges.  von  1846, 
§.  13  Ges.  von  1834,  §.  15  Ges.  von  1843).  Der  Uebergang 
des  Eigenthums  ist  an  die  Zahlung  der  Entschädigungs- 
summe geknüpft.  Die  freie  Vereinbarung  über  die  Abtre- 
tung und  Entscliädigung  hat  durchaus  dieselben  rechtlichen 
Wirkungen  wie  die  zwingende  Entscheidung  der  Behörde ;  sie 
ist  nur  eine  andere  Realisirungsform  der  Enteignung.  Bei  der 
Abtretung  bedarf  es  weder  einer  öffentlichen  Ausbietung,  noch 
eines  decretum  alienandi  betreffs  der  Grundstücke  Minder- 
jähriger, noch  einer  Erlaubniss  zur  Entlassung  der  Grund- 
stücke   aus    dem    Hufen-    und    Lehenverbande,    noch    einer 
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Dispensation  zur  Abtretung  unter  einem  halben  Acker 
(§.  14  Ges.  von  1834,  §.  16  Ges.  von  1843,  §.  26  Ges.  von 
1 846).  Nach  b  a  d  i  s  c  h  e  m  Enteignungsgesetze  vom  28,  Aug. 
1835  siellt  die  Verwaltung  (das  Staatsministerium)  die 
Verbindlichkeit  7A\r  Abtretung  durch  den  Enteignungs- 
beschluss  fest  (§.  25).  Dieser  Enteignungsbeschluss  ist 
wirkungslos,  wenn  das  Entschädigungsverfahren  vom  Ent- 
eigner nicht  vor  Ablauf  von  acht  Monaten  eingeleitet 
worden  ist  (§.  50).  Der  Enteigner  hat  in  einem  gericht- 
lichen Verfahren  darauf  anzutragen,  dass  der  Eigenthümer 
zur  Abtretung  gegen  die  angebotene  Summe  schuldig  er- 
kannt werde.  Durch  das  richterliche  Erkenntniss  wird  die 
Enteignung  perfect;  sobald  die  Entschädigung  geleistet 
ist,  geht  das  Eigenthum  auf  den  Enteigner  über.  Das 
Hamburger  Gesetz  vom  26.  April  1844  lässt  die  Abtre- 
tungspflicht durch  Rath-  und  Bürgerschluss  feststellen. 
Die  festgestellte  Abtretungspflicht  erlischt,  wenn  sie  nicht 
innerhalb  acht  Monaten  von  Seite  der  Enteigner  in  Anspruch 
genommen  wird  (§.  14).  Perfect  wii'd  die  Enteignung  erst 
mit  dem  Erkenntniss  des  niederen  Gerichtes,  also  mit  der 
Feststellung  der  Entschädigung  (§.  38).  Der  würtem- 
bergische  Entwurf  eines  Enteignungsgesetzes  lässt  die 
Perfection  mit  der  Festsetzung  der  Entschädigung  durch 
das  gerichtliche  Erkenntniss  eintreten.  Der  Uebergang  des 
Eigenthums  erfolgt  erst  nach  der  Zahlung  oder  Deponirung 
der  Entschädigungssumme,  ohne  dass  es  einer  Uebergabe 
bedarf. 

Nach  österreichischem  Rechte  wird  die  Enteig- 
nung mit  der  Rechtskraft  des  von  der  Administrativbehörde 
gefällten  Enteignungserkenntnisses  perfect  (Verordnung 
vom  14.  September  1854  §,  9  c).  Das  Eigenthum  geht  erst 
nach  der  Zahlung  oder  Deponirung  der  Entschädigungs. 
summe  auf  den  Enteigner  über.  Vor  der  Rechtskraft  des 
Enteignungserkenntnisses  und  dem  Erläge  des  Schätzungs- 
betrages soll  sich  der  Enteigner  keine  Eingrifl'e  in  die  zu 
enteignenden    Grundstücke     erlauben.      Das     Enteignungs- 
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erkenntniss  kann  durch  ein  gütliches  Uebereinkommen 
ersetzt  werden,  in  welchem  sich  die  Parteien  über  die 
Abtretung  des  Enteignungsobjectes  gegen  eine  durch  ge- 
richtliche Schätzung  zu  ermittelnde  Entschädigung  einigen, 
wenn  der  zur  Enteignungsverhandlung  abgeordnete  Com- 
missär  der  Verwaltungsbehörde  dem  Uebereinkommen  die 
Bestätigung  beifügt,  dass  dasselbe  in  Durchführung  dieser 
Verhandlung  abgeschlossen  worden  sei.  ( Gesetz  vom  29.  März 
1872,  §.  4.)  Die  österreichische  Gesetzgebung  geht  nicht  von 
der  Theorie  des  Zwangskaufes  aus.  Das  Hofkanzleidecret 
vom  3U.  April  1841  ^)  spricht  es  mit  klaren  Worten  aus, 
dass  bei  der  Enteignung  das  Eigenthum  des  betreffenden 
Grundstückes  durch  das  Gesetz  verloren  gehe. 

Nach  ungarischem  Enteignungsrechte  ist  die  Ent- 
eignung mit  der  definitiven  Feststellung  des  Enteignungs- 
entwurfes (§.  30)  perfect,  sei  es,  dass  diese  Feststellung 
über  Vereinbarung  der  Parteien  oder  durch  die  Entscheidung 
des  Communications-  und  .Tustizministers  in  letzter  Instanz 
erfolgte.  Der  Entcignungsplan  muss  sogleich  dem  compe- 
tenten  Gerichtshofe  wegen  der  Feststellung  der  Entschädi- 
gung übersendet  werden.  Die  Arbeiten  können  auf  dem 
enteigneten  Grundstücke ,  abgesehen  von  gewissen  Aus- 
nahmsfällen (§.  30),  vor  Beendigung  des  gericlitlichen  Ver- 
fahrens nicht  begonnen  werden.  Der  Gerichtshof  fällt  über 
die  Entschädigungsfrage  auf  Grund  der  gesclilossenen  Ver- 
einbarungen, resp.  der  Abschätzung  der  Sachverständigen, 
eine  meritorische  Entscheidung  (§.  56).  Nach  eingetretener 
Rechtskraft  des  Entschädigungserkenntnisses  kann  der 
Enteigner  die  in  dem  festgestellten  Enteignungsplane  auf- 
genommenen Objecte  sogleich  factisch  in  Besitz  nehmen. 
Von  dem  Tage  an,  an  welchem  der  Enteigner  den  Ent- 
schädigungspreis ausbezahlt  oder  zu  Händen  des  Gerichtes 
erlegt  hat,  trägt  er  auch  die  das  enteignete  Objeet  treffenden 


')  Po  Hauet  z    Wittek,  Sammlnng   der   das  österreichische   Eisen- 
»ahnwesen  betrefl'endcu  Gesetze,  Verordnungeu  u.  s.  w.  S.  55. 
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öffentlichen  Lasten  (j^.  71).  Im  Enteignungsgesetze  für  das 
Weichbild  der  Städte  Ofen  und  Pest  (Ges.-Art.  LVI.  vom  Jahre 
1868)  wird  durch  §.  96  bestimmt,  dass,  wenn  der  Enteigner 
nicht  binnen  sechs  Monaten  nach  eingetretener  Perfeetion 
der  Enteignung  (i?.  )»1)  die  Entschädigungssumme  bezahlt, 
resp.  zu  (irerielitshanden  deponirt,  sein  Enteignungsrecht 
erloschen  ist. 

Nach  dem  s  c  li  w  e  i  z  e  r  i  s  c  h  e  n  Bundesgesetze  wi rd 
die  Enteignung  mit  dem  Tage  der  definitiven  Feststellung 
der  Entschädigung  perfeet,  also  mit  dem  Tage,  an  welchem 
die  Entscheidung  einer  Sehätzungscommission  oder  ein 
bundesgerichtliches  Urtheil  in  Rechtskraft  tritt  (Art.  42). 
Mit  der  Bezahlung  der  Entschädigung  gehen  die  Rechte, 
welche  Gegenstand  der  Abtretung  sind,  ohneweiters  und 
ohne  dass  dazu  die  Beobachtung  irgend  einer  sonst  etwa 
vorgeschriebenen  Form  erforderlich  wäre,  auf  den  Enteigner 
über  (Art.  44).  Bei  Nachtheilen  im  Verzuge  darf  der  Bau- 
unternehmer die  Abtretung  der  Rechte  sofort  nach  gesche- 
hener Schätzung  gegen  Cautionsleistung  verlangen  (Art.  46). 
Die  gütliche  Verständigung  hat  die  gleiche  "Wirkung  wie 
das  Erkenntniss  (arg.  Art.  26). 

Nach  englischem  Rechte  ist  der  Enteigner  nach 
erfolgter  Verständigung  der  Interessenten,  deren  Grund- 
stücke enteignet  werden  sollen  (notice  to  treai),  gebunden 
und  kann  von  der  durch  diese  Verständigung  perfeet 
gewordenen  Enteignung  nicht  mehr  zurücktreten.  In  der 
Verständigung  liegt  der  Enteignungsausspruch.  Innerhalb 
21  Tagen  nach  dieser  Verständigung  muss,  wenn  nicht 
frülier  ein  Uebereinkommen  getroffen  wurde,  zur  Feststellung 
der  Entschädigung  geschritten  werden  (8  et  9  Vict.  cap.  1 8 
Lands  Clauses  ConsoUdatlon  Art  sect.  21).  Der  Enteigner 
kann  durch  ein  writ  of  mandamus  gezwungen  werden,  der 
Verständigung  gemäss  zu  handeln.  Durch  H  et  9  Vict. 
cap.  18  sect.  6  wird  bestimmt,  dass  auch  ein  gütliches 
Uebereinkommen  mit  den  Eigenthümern  jener  Grundstücke, 
deren   Enteignung    durch    das    Specialgesetz    gestattet   ist. 
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sowie  mit  allen  Interessenten  an  diesen  Grundstücken  zu- 
lässig sei.  Dieses  gütliclie  Uebereinkommen  kann  auch  für 
dispositionsunfähige  Personen  und  auch  rücksichtlich  solcher 
Grrundstücke  erfolgen,  welche  Veräusserungsverboten  unter- 
liegen, ohne  dass  es  der  sonst  erforderlichen  FörmKch- 
keiten  bei  Abschluss  dieser  Uebereinkunft  bedürfte  (sect.  7). 
Zum  Schutze  dritter  Berechtigter  muss  aber  die  Entschädi- 
gung in  der  gesetzlich  bestimmten  Weise  ermittelt  und  in 
der  englischen  Bank  deponirfc  werden  (sect,  8).  Mit  dem 
englischen  stimmt  das  nordamerikanische  E nteig- 
nungsrecht  im  Wesentlichen  überein. 


Zweite  Abtheilung. 

Das  formelle  Enteignimgsrecht. 

ERSTER   ABSCHNITT. 

Das  regelmässige  Enteignungsverfahren. 

§.  10. 
Das  Enteignungsverfahren  i.  e.  S. 

Das  formelle  Enteignungsrecht  enthält  die  Normen  in 
Ansehung  jener  Rechtsformen,  in  welchen  sich  die  zwangs- 
weise Entziehung  eines  individuellen  Rechtes  gegen  Ent- 
schädigung und  die  Uebertragung  desselben  in  das  öffent- 
liche Gut  zu  verkörpern  hat.  Logisch  zerfällt  das  Ver- 
fahren in  zWei  gesonderte  Stadien,  in  das  Enteignungs- 
verfahren i.  e.  S. ,  in  welchem  sich  die  zwangsweise 
Entziehung  des  Privatrechtes  und  die  Uebertragung  des- 
selben in  das  öffentliche  Gut  vollzieht;  ferner  in  das  Ent- 
schädigungsverfahren, in  welchem  die  durch  die 
Rechtsbasis  der  Enteignung  geforderte  Gewährung  des 
Aequivalentes  von  Vermögenswerthen  an  den  Enteigneten 
realisirt  wird.  Bei  dem  Enteignungsverfahren  i.  e.  S.  han- 
delt es  sich  um  folgende  Punkte: 

a)  Die  Feststellung  des  Enteignungsfalles. 

Das  erste  Stadium,  die  Voraussetzung  und  Vorberei- 
tung dfes  Enteignungsverfahrens,  bildet  die  Feststellung,  ob 
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überhaupt  eine  das  Enteignungsrecht  begründende  Unter- 
nehmung vorliegt.  Die  Enteignung,  dieser  in  der  härtesten 
Gestalt  wirkende  Act  der  Staatsgewalt,  kann  und  darf 
nicht  ausgeführt  werden,  ausser  wenn  festgestellt  ist,  dass 
die  den  Privatreehten  auferlegten  Opfer  durch  ein  allge- 
meines Interesse  noth wendig  gemacht  und  daher  gerecht- 
fertigt sind.  Die  Staatsgewalt  muss  sich  aufklären,  ehe  sie 
über  das  Vorhandensein  eines  Enteignungsfalles  entscheidet; 
ist  einmal  diese  Entscheidung  durch  die  Genehmigung  der 
öffentlichen  Unternelimung  erfolgt,  so  kann  diese  nicht  mehr 
zum  Gegenstande  einer  Anfechtung  von  Seite  der  Privaten  ge- 
macht werden.  Um  den  Privatrechten  gegen  willkürliche  Ent- 
eignung Schutz  zu  gewähren,  bedarf  es  daher  einer  unter 
Beobachtung  gewisser  Förmlichkeiten  vorgenommenen  ein- 
gehenden Untersuchung,  ob  überhaupt  die  Unternehmung, 
behufs  deren  Ausführung  eine  Enteignung  stattfinden  soll,  im 
allgemeinen  Interesse  gelegen  sei.  Der  Zweck  dieser  voraus- 
gehenden Untersuchung  kann  erfüllt  werden,  ohne  dass  eine 
Vorlegung  der  Detailpläne  mit  den  Einzelheiten  der  Aus- 
führung nothwendig  wäre.  Die  Anfertigung  der  Detailpläne 
würde  grosse  Kosten  verursachen ,  welche  vergebens  auf- 
gewendet wären,  wenn  hinterher  gefunden  würde,  dass  die 
beabsichtigte  Unternehmung  nicht  im  allgemeinen  Interesse 
gelegen  sei.  Es  kann  daher  als  genügend  erkannt  werden, 
wenn  ein  allgemeiner  Plan  der  Unternehmung  vorgelegt 
wird,  aus  welchem  man  sieh  über  die  Hauptrichtung  der 
Arbeiten,  über  die  wichtigsten  Hindernisse  derselben,  über 
die  Ausgaben  und  über  die  zu  erwartenden  Vortheile  Klar- 
heit zu  verschaffen  vermag.  Schon  in  diesem  Stadium  des 
Verfahrens  sollte  jenen  Grundeigenthümern ,  welche  mög- 
licherweise durch  die  Ausführung  der  Unternehmung  be- 
troffen werden.  Gehör  verschafft  werden;  sie  können  in 
Folge  ihrer  speciellen  Localkenntnisse  leicht  in  der  Lage 
sein,  gewichtige  Gründe  gegen  das  angebliche  allgemeine 
Interesse  vorzubringen.  Da  sich  flie  Eigenthümer  der  Ent- 
eignung unbedingt  unterwerfen  müssen,  sobald  der  Enteig- 
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nungsfall  festgestellt  ist,  so  ist  es  nur  eine  Forderung  der 
Gerechtigkeit,  dass  diese  Feststellung  niclit  erfolge,  bevor 
ihnen  nicht  die  Möglichkeit  gegeben  ist,  gegen  das  Vor- 
handensein eines  Enteignungsfalles  ihre  Bemerkungen  zu 
machen.  In  dem  Rechte  zu  diesen  Bemerkungen  liegt  ein 
wichtiger  Schutz  für  das  Privatrecht.  Nicht  selten  wird 
eine  gänzliche  Umgestaltung  der  beabsichtigten  öffentlichen 
Unternehmung  eine  Folge  dieser  Bemerkungen  sein. 

Die  wichtigsten  Enteignungsgesetzgebungen  verlangen 
eine  solche  vorausgehende  Untersuchung  vor  der  Statuirung 
des  Enteignungsfalles.  In  der  französischen  Gesetz- 
gebung wurde  diese  Untersuchung  (enqiiete  prealable)  durch 
die  königliche  Ordonnanz  vom  28.  Februar  18)31  zunächst" 
nur  für  die  Eröffnung  einer  Strasse  oder  eines  Canals,  für 
die  Schaffung  oder  Vervollkommnung  der  Schiffbarkeit  eines 
Flusses,  für  die  Erbauung  einer  Eisenbahn  eingeführt  (Art.  1\ 
durch  die  Gesetze  von  18:33  und  1841  für  alle  öffentlichen 
Unternehmungen ,  bei  welclien  eine  Enteignung  stattlinden 
soll.  Diese  Untersuchung,  deren  Aufgabe  es  ist,  das  Vor- 
handensein eines  das  Enteignungsrecht  begründenden  allge- 
meinen Interesses  zu  constatiren ,  muss  wohl  unterschieden 
werden  von  einer  anderen,  zu  Gunsten  der  Grundeigenthümer 
schon  durch  das  Gesetz  von  1810  eingeführten  Untersuchung  '), 
bei  welclier  die  Grundeigenthümer  nachweisen  können,  dass 
die  Enteignung  ihrer  Grundstücke  für  die  Ausführung  der 
bereits  gcnelimigten  Unternehmung  nicht  nothwendig  sei. 
Die  nähere  Regelung  des  Vorverfahrens  erfolgte  in  der 
Ordonnanz  vom  18.  Februar  1843;  sie  wurde  vervollständigt 
und  modificirt  durch  die  Ordonnanz  vom  15.  Februar  1835 
für  den  Fall,  dass  die  Unternehmung  sich  auf  das  Territo- 
rium von  mehr  als  zwei  Departements  erstreckt,  und  durch 
eine  Ordonnanz  vom  23.  August  1835  für  eine  Unternehmung 
von  blos  communalem  oder  blos  departementalem  Interesse. 
Im  Gesetze  vom  3.  Mai  1841  ist  das  Erforderniss  der  vor- 
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ausgahenclen  Untersuchung  l)eibehalten  worden.  In  der 
Ordonnanz  vom  18.  Februar  1834  wurden  zwei  verschiedene 
Formen  für  diese  Untersuchung  aufgestellt,  die  eine  für  die 
grossen  Arbeiten,  welche  nur  durch  ein  Gresetz  (Art.  1—8), 
die  andere  für  Arbeiten  von  geringerer  Wichtigkeit,  welche 
durch  das  Staatsoberhaupt  angeordnet  werden  konnten 
(Art.  9 — 10).  Diese  verschiedenen  Formpu  der  Untersuchung 
wurden  als  in  der  Natur  der  Sache  begründet  auch  noch 
später  beibehalten,  als  alle  Arbeiten  durch  ein  Decret  des 
Kaisers  genehmigt  werden  konnten. 

Nach  belgischem  Enteignungsrechte  (Gresetz  von 
1810V  war  eine  solche  vorgängige  Untersuchung  vor  der 
•  Feststellung  des  Enteignungsfalles  nicht  nöthig.  Nach  der 
Revolution  von  1830  fühlte  man  sich  veranlasst,  zum 
Schutze  des  Eigenthums  gewisse  Schranken  zu  ziehen. 
Dies  geschah  zunächst  durch  die  königl.  Verordnung  vom 
18.  Juli  1832  für  die  Errichtung  einer  Strasse,  eines  Canals, 
für  die  Schaffung  und  Vervollkommnung  der  Schifffahrt,  für 
die  Errichtung  einer  Eisenbahn  und  überhaupt  für  alle 
Unternehmungen ,  mit  denen  möglicherweise  die  Ausübung 
des  Enteignungsrechtes  verbunden  sein  kann.  An  Stelle 
dieser  Verordnung  trat  die  königl.  Verordnung  vom  29. 
November  1836  für  jene  Unternehmungen,  denen  das  Recht 
zur  Erhebung  von  Zöllen  und  (jrebühren  ertheilt  wird,  und 
die  königl.  Verordnung  vom  20.  April  1837  für  jene  Unter- 
nehmungen ,  welche  auf  Staatskosten  ausgeführt  werden. 
Durch  die  königl.  Verordnung  vom  28.  Mai  1846  wurde  die 
königl.  Verordnung  vom  29.  November  1836,  und  zwar  in 
Ausführung  des  Gesetzes  vom  16.  Mai  1845,  welches  jetzt 
durch  das  Gesetz  vom  10.  Mai  1862  ersetzt  ist,  auch  auf 
jene  Fälle  anwendbar  erklärt,  in  denen  durch  ein  Gesetz  » 
die  Bewilligung  für  die  Errichtung  eines  Canals  und  einer 
für  den  Transport  von  Passagieren  und  Waaren  bestimm- 
ten und  mehr  als  zehn  Kilometer  langen  Eisenbahn  ertheilt 
werden  muss.  In  manchen  Fällen  müssen  vor  der  Fest- 
stellung   des    Enteignungsfalles    besondere    Förmlichkeiten 
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erfüllt  werden ;  so  bei  üiiteriieliniungeii ,  welche  von  den 
Provinzen  und  Gemeinden  ausgeführt  werden  sollen,  ins- 
besondere bei  jenen,  welche  sich  auf  die  Gesundheitspflege 
beziehen;  gemäss  der  königl.  Verordnung  vom  26.  Juli  1832 
und  den  Gesetzen  vom  10.  April  1841  und  20.  Mai  1863 
über  die  Vicinalwege  ;  ferner  bei  der  Enteignung  nach 
Zonen  gemäss  den  Gesetzen  vom  1.  Juli  1858  und  15.  No- 
vember 1867. 

Nach  italienischem  Enteignungsrechte  bedarf  es 
gar  keiner  vorausgehenden  Förmlichkeiten,  wenn  die  Fest- 
stellung des  Enteignungsfalles  durch  Gesetz  erfolgt  (Art.  6). 
Findet  diese  Feststellung  in  anderer  Weise  statt,  so  sind 
die  Förmlichkeiten  des  Vorverfahrens  gesetzlich  näher  ge- 
regelt, aber  nur  für  den  Fall,  dass  von  Provinzen,  Gemein- 
den, Corporationen  oder  Privaten  ein  Gesuch  um  die  Ge- 
nehmigung eines  öffentlichen  Unternehmens  eingebracht  wird. 
Dieses  Gesuch  muss  von  einer  übersichtlichen  Darstellung 
begleitet  sein,  in  welcher  die  Natur  und  der  Zweck  der 
auszuführenden  Arbeiten ,  die  muthmasslichen  Kosten ,  die 
Mittel  der  Ausführung  und  der  Termin,  innerhalb  dessen 
sie  beendigt  sein  sollen,  anzugeben  sind.  Auch  ist  ein  Plan 
anzuschliessen ,  welcher  eine  Beschreibung  des  Ganzen  der 
Arbeiten  und  der  Grundstücke ,  welche  in  Besitz  genom- 
men werden  müssen,  enthalten  muss  (Art.  3).  Dieser  Plan 
wird  in  zwei  Exemplaren  überreicht;  das  eine  ist  bei  der 
Verwaltungsbehörde  zu  deponiren,  das  andere  wird  mit  der 
Genehmigungserklärung  herausgegeben.  Das  Gesuch  sammt 
Beilagen  muss  in  jeder  Gemeinde ,  in  welcher  das  Werk 
ausgeführt  werden  soll,  vorläufig  veröffentlicht  werden; 
eine  Veröffentlichung  muss  auch  in  dem  für  administrative 
Bekanntmachungen  der  Provinz  bestimmten  Journale  statt- 
finden. Durch  vierzehn  Tage  nach  dieser  Veröffentlichung 
müssen  alle  Urkunden  im  Gemeindeamte  deponirt  bleiben. 
Wenn  die  öffentliche  Unternehmung  die  Territorien  meh- 
rerer Gemeinden  durchschneidet,  so  genügt  die  Deponirung 
im  Hauptorte  im  Amte  der  Präfectur  oder  Unterpräfectur. 
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Ort,  Dauer  und  Absicht  der  Deponiruug  müssen  ebenfalls 
veröffentlicht  werden  (Art.  4).  AVährend  dieses  Zeitraumes 
kann  Jedermann  Einsicht  nehmen  und  seine  Bemerkungen 
machen.  Ebenso  steht  es  demjenigen,  der  das  C-fesuch  über- 
reiclit  hat,  frei,  seine  Gegenbemerkungen  zu  machen  (Art.  5). 

Die  Eürmlichkeiten  der  vorausgelienden  Untersuchung 
sollten  immer  strenge  beobachtet  werden,  mag  das  Interesse 
an  dem  schleunigen  Zustandekommen  der  öffentlichen  Unter- 
nehmung noch  so  gross  sein.  Was  die  Reclitsfolgen  betrifft, 
wenn  die  vorgeschriebenen  Eörmliclikeiten  ausser  Acht  ge- 
lassen werden,  so  muss  unterscliieden  werden ,  je  nachdem 
die  Eeststellung  des  Enteignungsfalles  durch  ein  (xesetz 
oder  durch  die  Verwaltungsbehörde  erfolgt.  Im  ersteren 
Falle  kann  die  Feststellung  in  keiner  Weise  angefochten 
werden.  Das  Specialgesetz  derogirt  der  allgemeinen  Norm, 
welche  die  Beobachtung  gewisser  Förmlichkeiten  verlangt. 
Anders  im  letzteren  Falle. 

Die  Feststellung  des  Enteignungsfalles  liegt  in  der 
Erklärung  der  Genehmigung  des  Unternehmens.  Mit  dieser 
Erklärung  ist  zugleich  ein  Plan  herauszugeben,  in  welchem 
die  zu  enteignenden  Grundstücke  bereits  zu  erscheinen 
haben.  Dieser  Plan  dient  als  Basis  der  Geuehmigungs- 
erklärung  und  bei  Zweifeln  über  die  grössere  oder  geringere 
Ausdehnung  derselben  als  ein  wichtiges  Interpretationsmittel. 
Daraus ,  dass  die  zu  enteignenden  Grundstücke  in  diesem 
Plane  bereits  erwähnt  sind,  folgt  aber  durchaus  nicht,  dass 
rücksichtlich  derselben  eine  Verpflichtung  besteht,  die  Ent- 
eignung wirklich  vorzunehmen.  Wenn  sich  erst  im  Verlaufe 
der  Ausführung  der  Unternehmung  herausstellt,  dass  das 
eine  oder  andere  der  in  den  Plan  aufgenommenen  Grund- 
stücke überflüssig  sei,  so  kann  der  Eigenthümer  keineswegs 
auf  der  Enteignung  bestehen,  denn  die  in  der  Genehmigungs- 
erklärung gelegene  Feststellung  des  Enteignungsfalles 
schafft  lediglich  das  Recht,  nicht  die  P  fl  i  c  h  t  der  Enteig- 
nung. Allerdings  darf  die  in  der  Genehmigungserklärung 
für  den  Umfang  der  Enteignung  gezogene  Grenzlinie  nicht 
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übersclii'itten  werden  ;   nielits  abei'  zwingt  da/u,   l)is  zu  dieser 
Grenzlinie  wirklich  vorzugehen. 

In  der  (renehmigungserklärung  soll  aueh  ein  Zeit- 
punkt für  den  Beginn  und  die  Vollendung  der  Unterneh- 
mung testgesetzt  sein,  denn  die  in  den  Plan  aufgenommenen 
und  mit  Enteignung  bedrohten  (li'undstücke  w^erden  faetiseh 
ausser  Verkehr  gesetzt.  Niemand  wird  sie  jetzt  erwerben 
wollen ;  Meliorationen  werden  hintangehalten  ;  ein  Zustand, 
welcher  nicht  in's  Unbestimmte  verlängert  werden  darf. 
Die  Festsetzung  eines  Anfangs  termines  allein  genügt  nicht ; 
es  bedarf  auch  eines  Termines  für  die  Vollendung  des 
Werkes ;  denn  nur  wenn  das  Werk  wirklich  zu  Stande 
kommt,  ist  das  allgemeine  Interesse  befriedigt  und  das  den 
Privaten  auferlegte  Opfer  gerechtfertigt. 

Sowohl  in  Frankreich  als  auch  in  Belgien  nimmt 
man,  gestützt  auf  das  Gesetz  von  1810  Titel  1  und  2, 
dann  auf  das  Gesetz  von  1835  Art.  5,  an,  dass,  wenn  die- 
Genehmigungserklärung  durch  die  Verwaltungsbehörde  er- 
folgt ist,  dieselbe  wegen  Nichterfüllung  der  Förmlichkeiten 
der  Vorverfahrens,  insbesondere  der  vorausgehenden  Unter- 
suchung, durch  die  Gerichte  für  nichtig  erklärt  werden 
kann.  Den  Gerichten  steht  ja  das  Recht  zu,  darüber  zu 
entscheiden,  ob  die  Förmlichkeiten,  welche  erfüllt  werden 
müssen,  um  zur  Enteignung  zu  gelangen,  beobachtet  wurden 
oder  nicht,  also  auch  ob  auf  Grund  einer  erflossenen  Ge- 
nehmigungserklärung  überhaupt  enteignet  werden  dürfe 
oder  nicht.  In  Frankreich  kann  ausserdem  eine  Anfech- 
tung der  Genehmigungserklärung  der  Verwaltungsbehörde 
(des  Staatsoberhauptes)  auf  dem  Wege  des  contentieux  vor 
dem  Staatsrathe  wegen  Ueberschreitung  der  Competenz 
oder  wegen  Nichteinhaltung  der  durch  das  Gesetz  oder 
durch  allgemeine  Reglements  vorgeschriebenen  Formen 
stattfinden. 

Das  italienische  Enteignungsrecht  enthält  die 
Bestimmung,  dass  in  der  Genehmigungserklärung  Termine 
sowohl  für  den  Beginn    als    auch   für   die    Vollendung   der 
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Unternelimung  vorgescliriebeu  werden  müssen.  Eine  Ver- 
längerung dieser  Termine  ist  zulässig  wegen  vis  major 
oder  casus,  aber  immer  nur  unter  Festsetzung  eines  neuen 
Termines.  Nach  Ablauf  der  vorgescbriebenen  Termine  kann 
nicht  anders  als  auf  Grruud  einer  neuen,  in  der  gesetzlichen 
Form  erflossenen  Genehmigungserkläruug  enteignet  werden 
(Art.  13).  Ist  der  Endtermin  für  die  Ausführung  einer 
Unternehmung  durch  Gresetz  fixirt,  so  kann  derselbe  durch 
ein  königliches  Decret  erstreckt  werden,  aber  höchstens 
auf  den  dritten  Theil  des  ursprünglich  festgesetzten  Zeit- 
raumes; es  wäre  denn,  dass  in  dem  Gresetze  selbst  der 
Endtermin  als  ein  unerstreckbarer  erklärt  oder  sonst  in 
anderer  Weise  verfügt  wurde  (Art.  14j.  Der  Genehmigungs- 
erklärung muss  der  Plan  beigefügt  werden  (Art.  15). 

Nach  englischem  Enteignungsrechte  muss  aus  der 
Genehmigungserklärung  (dem  Specialgesetzej  das  Enteig- 
nungsrecht klar  und  deutlich  hervorgehen.  Ergibt  sich 
irgend  ein  Zweifel  über  den  Umfang  dieses  Rechtes,  so  ist 
derselbe  immer  zu  Gunsten  des  Grundeigenthümers  zu 
lösen.  Das  Enteignungsrecht  darf  niciit  nach  dem  in  der 
Specialacte  angegebenen  Präclusivtermine,  und  wenn  ein 
solcher  nicht  angegeben  wurde,  nicht  nach  Ablauf  von 
drei  Jahren,  von  der  Wirksamkeit  der  Specialacte  an  ge- 
rechnet, ausgeübt  werden  (8  et  9  Vict.  cap.  18  sect.  123). 
Nach  Ablauf  des,  sei  es  durch  die  Specialacte  oder  durch 
das  Gesetz,  bestimmten  Präclusivtermines  können  Grund- 
stücke nur  für  gewisse,  durch  die  öffentliche  Sicherheit 
gebotene  Verbesserungen  enteignet  werden,  i)  Auf  die  Be- 
stätigung (Certificate)  des  Handelsamtes,  dass  zu  diesen 
Zwecken  Grundstücke  benöthigt  werden,  lebt  das  Enteig- 
nungsrecht rücksichtlich  der  in  dem  Certificate  angegebenen 
Grundstücke  wieder  auf,  und  zwar  für  jene  weitere  Periode, 
welche  in  demselben  angegeben  ist.-)  Im  nordamerika- 


')  Vgl.  oben  S.  70. 

2)  Hodges  a.  a.  0.  S.  198. 
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ni sehen  Eiiteigiumgsreclite  gelten  dieselben  Grrimdsätze 
wie  im  englisclien.  ^) 

Die  meisten  mit  Enteignung  verbundenen  öifentlicben 
Unternehmungen  erfordern  mehr  oder  weniger  umfassende 
Vorbereitungen,  wie  Vermessungen,  Absteckung  von  Demar- 
cationslinien  u.  s,  w.  Die  Eigenthümer  der  Grundstücke 
sind  verpflichtet,  diese  vorbereitenden  Arbeiten,  wenn  sie 
von  der  Verwaltungsbehörde  angeordnet  sind,  auf  ihren 
Grundstücken  gegen  Entschädigung  zu  dulden.  Diese 
Bewilligung  der  Verwaltungsbehörde  braucht  selbstver- 
ständlich niclit  von  der  Beobachtung  gleich  feierliclier 
Förmlichkeiten  abhängig  gemacht  zu  werden,  wie  die  defi- 
nitive Besitznahme  des  Grundes  und  Bodens. 

Eine  solche  Verpflichtung  der  Grundeigenthümer  wird  in 
dem  italienischen  Enteignungsrechte  eingehend  normirt. 
Jene  Personen,  welche  mit  der  Ausarbeitung  des  Planes 
beauftragt  sind,  können  die  planimetrischen  und  anderen 
nothwendigen  Arbeiten  auf  den  Grundstücken  vornehmen; 
sie  müssen  sich  zu  diesem  Zwecke  mit  einem  Decrete  des 
Präfecten  oder  Unterpräfecten  versehen.  Die  Präfecten  oder 
Unterpräfecten  geben  nur  dann  die  Erlaubniss,  wenn  die 
Vorarbeiten  von  der  competenten  Behörde  gehörig  bewilligt 
wurden.  Die  Eigenthümer  der  Grundstücke  müssen  drei 
Tage  früher  diTrch  den  Syndicus  von  den  beabsichtigten 
Vorarbeiten  und  auch  von  den  Namen  der  dazu  Berech- 
tigten auf  Kosten  der  letzteren  benachrichtigt  werden. 
Handelt  es  sich  um  bewolmte  Oertlichkeiten,  so  soll  der 
Syndicus  auf  Verlangen  Zeit  und  Art  der  Ausübung  näher 
bestimmen.  Der  Syndicus  kann  zu  diesen  Operationen  eine 
Person  als  Assistenz  delegiren ;  die  Unternehmer  sind  ver- 
pflichtet, allen  Schaden  zu  ersetzen  und  die  Präfecten  oder 
Unterpräfecten  können  zur  Sicherstellung  dieser  Schadlos- 
haltung die  vorläufige  Deponirung  einer  entsprechenden 
Summe  verlangen  (Art.  7).  Ein  Zuwiderhandeln,  eine  Wider- 


')  Red  fiel  d  a.  a.  0.  §.  64  Nr.  4—9. 
Grünliut,  Enteignungsrecht. 
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setzliclikeit  oder  eine  Störung  der  Arbeiten  durch  Aus- 
reissen  der  Signale  u.  s.  w.  ist  mit  einer  Geldstrafe  Lis 
zu  300  Lire  bedroht ,  mit  Vorbehalt  der  Verfolgung  nach 
dem  allgemeinen  Strafgesetze. 

Nach  preussischem  Eisenb  almge  setze  vom 
3.  Nov.  1838  §.  1  ist  die  Glenehmigung  zu  den  Vorarbeiten 
von  dem  Handelsministerium  zu  ertheilen.  Diesem  bleibt  es 
überlassen,  die  Oberpräsidenten  der  betreffenden  Provinzen 
und  durch  diese  die  Bezirksregierungen  mit  den  speciellen 
Anweisungen  zu  versehen.  Der  preussische  Entwurf 
§.  2  legt  die  Ermächtigung  zu  den  betreffenden  Vorarbeiten 
den  Bezirksregierungen  direct  bei ;  der  Besitzer  ist  für  den 
ihm  erwachsenen  Schaden  zu  entschädigen.  Nach  dem  baieri- 
schen  Eisenbahngesetze  vom  20.  Juli  1855  §.  2 — 4 
wird  die  Bewilligung  zu  den  Vorarbeiten  vom  Mnisterium 
des  Handels  und  der  öffentlichen  Arbeiten  ertheilt  und 
ist  die  Pflicht  zur  vollständigen  Entschädigung  der  bethei- 
ligten Grundbesitzer  gesetzlich  sanctionirt. 

Nach  der  österreichischen  Verordnung  vom 
14.  September  1854  §.  2 — 4  wird  die  Bewilligung  zu  den 
Vorarbeiten  von  dem  Handelsministerium  im  Einvernehmen 
mit  dem  Ministerium  des  Innern  ertheilt.  Die  Bewilligung 
gibt  das  Recht,  auf  eigene  Kosten  die  Vorerhebungen  für 
die  künftige  Ausführung  der  projectirten  Eisenbahn  unter 
Aufsicht  der  Behörden  zu  pflegen  und  die  nöthigen  Ver- 
messungs-  und  Nivellirungsarbeiten  vorzunehmen;  sie  hat 
blos  für  den  in  derselben  ausdrücklich  bestimmten  Zeitraum 
Giltigkeit,  kann  aber  von  neuem  ertheilt  werden. 

Nach  ungarischem  Enteignungsrechte  können  die 
Vorarbeiten  nur  über  Bewilligung  des  Communications- 
Ministeriums  unternommen  werden  (§.  2).  Auf  Grund  dieser 
Bewilligung  ist  Jedermann  verpflichtet,  die  auf  Feststellung 
der  Linien  abzielenden  Sachverständigen-  und  Ligenieur- 
arbeiten,  Fallmessungen  und  Prüfungen  der  Materien  auf 
seinem  Besitze  unentgeltlich  zu  dulden  (§.  10).  Die  Unter- 
nehmer haben  sich,    falls  sie  derlei  Vorarbeiten  einzuleiten 
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beabsichtigen,  diesbezüglich  bei  der  betreffenden  Jurisdiction 
(Coraitat,  Stadt,  DIstrict,  Stulil  n.  s.  w.)  anzumelden. 
Die  betreffenden  Jurisdictionen  hingegen  liaben  alsogleich 
Verfügungen  zu  treffen,  dass  die  etwaigen  Hindernisse 
beseitigt,  und  die  nöthige  und  schnelle  Hilfe  geleistet 
werde.  Es  ist  Pflicht  der  betreffenden  Organe  der  Juris- 
dictionen, über  jeden  durch  die  Vorarbeiten  entstandenen 
Schaden  im  summarischen  Wege  zu  erkennen  und  dem 
Beschädigten  sogleich  volle  Genugthuung  zu  verschaffen. 
Wenn  Jemand  auch  nach  wirklicher  Vergütung  des  ihm 
zugesprochenen  Schadenersatzes  die  Ausführung  der  Vor- 
arbeiten hindern  sollte,  so  hat  der  Richter  den  etwaigen 
Widerstand  mit  Hilfe  der  nächsten  Sicherheitsorgane  der 
Jurisdiction  sogleich  zu  beseitigen  (§.  11). 

Nach  dem  schweizerischen  Bundesgesetze  steht 
dem  Bundesrathe  das  Recht  zu,  die  Aufnahme  von  Plänen 
und  die  Vornahme  von  Aussteckungen  mit  Beziehung  auf 
öffentliche  Werke,  welche  im  Interesse  der  Eidgenossen- 
schaft oder  eines  grossen  Theiles  derselben  liegen,  anzu- 
ordnen oder  zu  gestatten,  auch  bevor  die  Bundesversamm- 
lung die  Errichtung  eines  öffentlichen  Werkes  oder  die 
Anwendung  des  gegenwärtigen  Gresetzes  auf  ein  solches 
beschlossen  hat.  Macht  der  Bundesrath  von  dieser  Befugniss 
Gebrauch,  so  ist  Jedermann  verpflichtet,  auf  seinem  Eigen- 
thume  solche  Vermessungen,  Aussteckungen  u.  s.  w.  ge- 
schehen zu  lassen,  dabei  aber  auch  berechtigt,  vollen  Ersatz 
für  allen  ihm  daraus  erwachsenen  Schaden  zu  fordern 
(Art.  8).  Wer  Signale,  Pfähle  oder  andere  Zeichen,  welche 
bei  einer  Vermessung  oder  Aussteckung  angebracht  werden, 
verändert,  beschädigt  oder  beseitigt,  verfällt  in  eine  Busse 
von  2 — r)0  Francs,  wovon  ein  Drittel  der  Bundescasse, 
ein  Drittel  der  betreffenden  Cantonscasse  und  ein  Drittel 
dem  Anzeiger  zukommt  (Art.  9). 

Nach  englischem  Enteignungsrechte  (8  et  9  Vict. 
cap.  18  sect.  84)  können  behufs  Festsetzung  der  Linien 
der    Arbeiten   oder   Prüfuno-    der    Natur    des    Bodens    oder 
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Vermessung  die  Grrundstücke  olme  Zustimmung  des  Eigen- 
tliümers  betreten  werden ;  doch  bedarf  es  einer  voraus- 
gehenden Meldung,  welche  nicht  später  als  drei  Tage  und 
nicht  früher  als  14  Tage  stattzufinden  hat.  Für  jeden 
durch  diese  Vorarbeiten  entstandenen  Schaden  muss  Ent- 
schädigung geleistet  werden.  Dieselben  Grundsätze  gelten 
auch  nach  nord amerikanischem  Enteignungsrechte. 
Die  Erlaubniss  zu  den  Vorarbeiten  wird  von  der  Legislatur 
ertheilt.  i) 

l)   Die   Bestimmung    der    einzelnen   Enteignungsobjeete   nnd 
der   E  n  t  e  i  g  n  u  n  g  s  a  u  s  s  p  r  u  c  li. 

An  die,  sei  es  durch  Gesetz,  sei  es  durch  Erklärung 
der  Verwaltungsbehörde,  erfolgte  Eeststellung  des  Enteig- 
nungsfalles schliesst  sich,  als  das  zweite  Stadium  des  Ent- 
eignungsverfahrens ,  die  administrative  Bestimmung  jener 
Grundstücke,  welche,  als  zur  Ausführung  des  genehmigten 
Unternehmens  unumgänglich  nothwendig,  der  Enteignung 
unterzogen  werden  sollen.  Nur  der  Verwaltung  kann  die- 
ses Bestimmungsrecht  zustehen,  denn  sie  allein  vereinigt  in 
sich  die  für  eine  solche  Thätigkeit  nothwendigen  Elemente ; 
sie  ist  dabei  an  die  in  der  Genehmigungserklärung  für  den 
Umfang  des  Enteignungsrechtes  gezogene  Grenzlinie  ge- 
bunden. Zum  Zwecke  dieser  Bestimmung  bedarf  es  der 
Aufnahme  eines  Detailplanes  überj ene  Grundstücke  und 
Gebäude,  welche  die  Kunstverständigen  zur  Ausführung 
der  öffentlichen  Unternehmung  für  nothwendig  halten.  In 
diesem  Detailplane  sind  demnach  die  zu  enteignenden  Par- 
cellen  genau  dargestellt  und  die  Eigenthümer  sind  durch 
denselben  in  die  Lage  gesetzt,  sich  über  die  Ausdehnung 
des  zu  enteignenden  Terrains  Klarheit  zu  verscliaffen. 
Dieser  Detailplan  dient  dann  als  Ausgangspunct  für  die 
definitive  Enteignung.  Bei  dem  weiteren  Verfahren  bedarf 
es,  damit   die   Enteignung    nicht    über    Gebühr   ausgedehnt 
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werde,  der  Heranziehung  der  Privatinteressenten.  Diese 
müssen  nunmehr  in  die  Lage  versetzt  werden,  sich  geltend 
machen  zu  können ;  ihre  Betheiligung  bei  dem  weiteren 
Verfahren  muss  daher  organisirt  werden.  Die  Möglichkeit 
dieser  Geltendmachung  darf  sich  allerdings  nicht  so  weit  er- 
strecken, dass  die  einmal  erflossene  G  e  n  e  h  m  i  g  u  n  g  s  e  r  k  1  ä  - 
rung  selbst  einer  Anfechtung  unterzogen  werden  könnte ; 
wohl  aber  können  die  Privatinteressenten,  wenn  es  sich  um 
die  Ausführung  des  genehmigten  Unternehmens  handelt, 
ihre  Bemerkungen  und  Beschwerden  vorbringen ;  sie  können 
darthun,  dass  diese  Ausführung  die  Enteignung  dieses  oder 
jenes  Grundstückes  nicht  nothwendig  zur  Folge  haben 
müsse,  dass  es  besser  und  weniger  kostspielig  wäre,  andere 
Grundstücke  zu  enteignen,  dass  die  aus  Schonung  für  den 
einen  eingeschlagene  Pichtung  der  Arbeiten  zu  besonderem 
Nachtheil  der  anderen  gereiche  u.  s.  w.  Solche  Aufklärun- 
gen dürfen  nicht  nur  nicht  hintangehalten,  sie  müssen  viel- 
mehr, um  eine  unnöthige  Verletzung  der  Einzelnen  zu  ver- 
hindern, soviel  als  möglich  begünstigt  werden.  Die  Privat- 
interessenten müssen  sich  dabei  an  den  Detailplan  halten ; 
der  letztere  muss  daher  so  veröifentlicht  werden,  dass  sie 
in  denselben  Einsicht  nehmen  können.  Eine  individuelle 
Benachrichtigung  der  Privatinteressenten  genügt  nicht; 
denn  die  Veröffentlichung  erfolgt  im  all  gemeinen  Interesse, 
auch  für  dritte  Personen,  z.  B.  Nutzniesser  oder  Nach- 
barn, welche  durch  die  auf  den  enteigneten  Grundstücken 
auszuführenden  Arbeiten  Schaden  leiden  würden.  Die  Be- 
schwerden und  Bemerkungen  der  Privatinteressenten  müssen 
ohne  Rücksicht  auf  den  Inhalt  entgegen  genommen  werden; 
sollen  sie  aber  überhaupt  in  Erwägung  gezogen  werden, 
so  dürfen  sie  sich  weder  auf  die  Genehmigungserklärung 
selbst,  noch  auf  die  Entschädigungsfrage,  sondern  nui*  auf 
die  Ausführung  der  Unternehmung  beziehen.  Die  Prüfung 
derselben  ist  von  einer  von  der  Verwaltungsbehörde  zu  ernen- 
nenden Specialcommission  vorzunehmen,  in  welcher  be- 
hufs richtiger  Abwägung  aller  in  Betracht  kommenden  Puncte 
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sowohl  die  all  gemeinen  als  auch  die  örtlichen  Interessen 
vertreten  sein  müssen.  Für  die  Thätigkeit  der  Commission 
mnss  im  Interesse  der  Beschleunigung  der  öffentlichen  Ar- 
beiten eine  kiu'ze  Frist  gesetzt  und  wenn  diese  nicht  einge- 
halten wird,  von  der  Verwaltungsbehörde  ohne  Rücksicht 
auf  die  Commission  entschieden  werden.  Sobald  die  Com- 
mission ihre  Thätigkeit  abgeschlossen  hat  oder  wenn  die 
für  den  Abschluss  ihrer  Tliätigkeit  gesetzte  Frist  abge- 
laufen ist,  so  hat  die  Verwaltungsbehörde,  oline  an  das 
Gutachten  der  Commission  gebunden  zu  sein,  die  deiinitive 
Bestimmung  der  einzelnen  Punkte  und  somit  der  Enteig- 
nungsobjecte  vorzunehmen,  auf  denen  das  öffentliche  Werk 
ausgeführt  werden  soll.  Ist  dies  geschehen,  so  handelt  es 
sich  noch  darum,  in  Beziehung  auf  die  nunmehr  bestimmten 
Enteignungsobjecte  den  Enteignungsausspruch  selbst  zu  fällen. 
Wer  soll  dazu  berufen  sein,  die  Verwaltungsbehörde 
oder  das  Gericht?  Allerdings  liegt  etwas  Bestechendes 
in  dem  Gedanken,  diesen  inhaltsschweren  Ausspruch,  durch 
welchen  die  Uebertragung  des  Privatrechtes  wider  AV'illen 
des  Berechtigten  in  das  öffentliche  Gut  bewirkt  wird,  dem 
Gerichte  anzuvertrauen;  allein  es  sprechen  überwiegende 
Gründe  gegen  diese  Herbeiziehung  des  Gerichtes.  Dem 
Gerichte  könnte  nicht  das  Recht  eingeräumt  werden,  zu 
imtersuchen,  ob  die  Enteignung  wirklich  durch  das  allge- 
meine Interesse  geboten,  ob  diese  oder  jene  im  Plane 
figurirende  Parcelle  auch  in  demselben  beizubehalten  sei 
oder  nicht,  ob  nicht  ein  Irrthum,  ein  Missbrauch  vorliege 
u.  s.  w.  Eine  solche  Prüfung  hängt  mit  politischen  und 
administrativen  Erwägungen  zusammen ,  welche  durchaus 
ausserhalb  des  Bereiches  des  richterlichen  Berufes  liegen, 
und  steht  daher  wesentlich  der  Verwaltungsbehörde  zu. 
Das  Gericht  hätte  lediglich  darüber  zu  wachen,  ob  die  für 
die  früheren  Stadien  des  Verfahrens  vorgeschriebenen  Förm- 
lichkeiten erfüllt  seien  oder  nicht;  eine  Thätigkeit,  welche 
weder  der  AVürde  des  Gerichts  entsprechen,  noch  zur 
Wahrung  der  Interessen    der  Privatberechtigten  hinreichen 
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würde.  Dazu  kommt  noch,  dass  durch  den  Eintritt  des 
Gerichtes  die  Ausführunp;  der  im  allgemeinen  Interesse 
angeordneten  Unternehmung  bedeutend  verzögert  würde; 
ein  schwerer  Nachtheil,  welcher  um  so  leichter  vermieden 
werden  kann,  als  einerseits  die  Privaten  hinlänglich  in  der  Lage 
waren,  ihre  Interessen  geltend  zu  machen,  und  andererseits 
der  Verwaltungsbehörde  alle  Mittel  geboten  waren,  sich 
vollkommene  Klarheit  zu  verschaffen.  Bedenkt  man  endlich, 
dass  sehr  leicht,  wenn  mehrere  Gerichte  zu  interveniren 
haben,  unentwirrbare  Widersprüche  in  den  Entscheidungen 
derselben  eintreten  können,  dass  das  eine  Gericht  einen 
Enteignungausspruch  fällen,  das  andere  einen  solchen  aus 
was  immer  für  einem  Grunde  verweigern  kann,  oder  wenn 
es  auch  die  Enteignung  ausspricht,  die  Entscheidung  der 
Verwaltungsbehörde  in  einem  unrichtigen  Sinne  auffassen 
und  den  Enteigner  in  den  Besitz  von  Grundstücken  weisen 
kann,  welche  derselbe  nicht  braucht,  während  es  rücksicht- 
lich der  in  dem  Plane  zur  Enteignung  bestimmten  Grund- 
stücke den  Enteignungsausspruch  nicht  gefällt  hat,  so  wird 
an  der  Competenz  der  Verwaltungsbehörde  zur  Fällung  des 
Enteignungsausspruches    festgehalten    werden.  ^) 

Mag  nun  aber  das  Gericht  oder  die  Verwaltungsbehörde 
berufen  sein,  immer  soll  zunächst  eine  gütliche  Einigung 
versucht  und  erst,  wenn  die  vom  Enteigner  gemachten  Aner- 
bietungen abgelehnt  wurden,  ein  Enteignungsausspruch  gefällt 
werden.  In  demselben  sind  die  zu  enteignenden  Grundstücke 
speciell  zu  bezeichnen,damit  die  Interessenten  in  der  Lage  seien, 
von  allen  entscheidenden  Umständen  Kenntniss  zu  erlangen. 
Der  Enteignungsausspruch  sollte  in  einer  doppelten  Weise 
veröffentlicht  werden ;  im  speciellen  Interesse  der  Eigen- 
thümer,  welche  zu  diesem  Zwecke  individuell  durch  einen 
Auszug  des  Enteignungsausspruches  zu  verständigen  wären, 
und  im  Interesse  aller  anderen  Betheiligten,  so  der  Miether, 
Nutzniesser,  Pfandgläubiger,  Vindicationsberechtigten  u.  s.  w. 


')  üebereinstimmenil  Stein  a.  a.  0.  S.  334. 
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durch  allgemeine  Piiblication.  Gegen  den  Enteignungsaus- 
spruch ist  ein  Beschwerderecht  der  Eigenthümer  zuzulassen, . 
und  ihnen  dadurch  ein  Mittel  zu  geben,  die  Beobachtung 
der  von  dem  Gesetze  aufgestellten  Garantien  zu  erzwingen. 
Wird  der  Enteignungsausspruch  nicht  oder  vergebens  ange- 
fochten, so  ist  das  Enteignungsverfahren  i.  e.  S.  abge- 
schlossen und  es  folgt  nun  das  Entschädigungsverfahreu. 

Nach  fr  anzö  sischem  Enteignungsrechte  soll,  wenn 
die  Territorien .  auf  denen  die  Arbeiten  vorzimehmen  sind, 
nicht  bezeichnet  wurden,  in  der  Genehmigungserkiärung  die 
Bestimmung  derselben  durch  den  Präfecten  erfolgen ,  wel- 
cher ■  dabei  an  die  von  der  höheren  Behörde  genehmigten 
Pläne  gebunden  ist  (Art.  2  Ges.  v.  1841).  Diese  Entschei- 
dung des  Präfecten  niuss  von  einer  anderen  Entscheidung 
desselben ,  durch  welche  die  einzelnen  Enteignungsobjecte 
bestimmt  werden ,  wohl  unterschieden  werden.  Die  erste 
Entscheidung,  die  Bezeichnung  der  Territorien,  kann  schon 
mit  der  Genehmigungserklärung  verbunden  sein,  nicht  aber 
die  zweite  Entscheidung,  die  Bezeichnung  der  einzelnen 
Enteignungsobjecte,  denn  der  letzteren  müssen  nothwendig 
gewisse  gesetzliche  Eörmlichkeiten  vorausgehen,  welche  alle 
erst  auf  die  Genehmigungserklärung  folgen  können.  Auch 
dürfen  diese  beiden  Entscheidungen  nicht  mit  einander  ver- 
bunden werden ;  zwischen  der  allgemeinen  Entscheidung 
über  die  Territorien  und  der  speciellen  Entscheidung  über 
die  einzelnen  Enteignungsobjecte  muss  für  die  Vernehmung 
der  Privatinteressenten  Raum  gelassen  werden.  Sobald 
die  Territorien  festgestellt  sind,  so  haben  die  mit  der  Aus- 
führung der  Arbeiten  betrauten  Kunstverständigen  für  eine 
jede  Gemeinde  einen  Detailplan  rücksichtlich  jener  Grund- 
stücke und  Gebäude  anzufertigen ,  deren  Abtretung  ihnen 
nothwendig  erscheint  (Art.  4).  In  jedem  dieser  Detailpläne 
werden  nur  die  in  einer  Gemeinde  gelegenen  Grundstücke 
aufgenommen,  damit  die  Interessenten  leicht  ersehen  kön- 
nen, ob  ihre  Grundstücke  in  Anspruch  genommen  sind. 
Die  Natur  und  der  genaue  Umfang  der  Enteignungsobjecte 
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sind  anzugeben.  Diese  Angabe  ist  besonders  bei  Gebäuden 
wichtig,  von  welchen  nur  ein  T  heil  enteignet  werden  soll, 
da  der  Eigenthümer  von  dem  Kechte  des  Art.  ÖU  Gebrauch 
machen  kann.  Jedes  Grundstück  soll  für  sich  angegeben 
werden,  nebst  den  aus  dem  Steuerregister  ersichtlichen 
Xamen  der  Eigenthümer  (Art.  5),  mögen  diese  auch  nicht 
die  wahren  Eigenthümer  sein,  da  die  gegen  die  scheinljaren 
Eigenthümer  durchgeführte  Enteignung  auch  gegen  die 
wahren  Eigenthümer  wirksam  ist.  Diese  Pläne  werden  von 
den  Präfecten  vidirt  und  an  den  Maire  der  betreffenden 
Gemeinde  geschickt,  welcher  sofort  kund  zu  machen  hat, 
dass  der  Plan  durch  acht  Tage  in  der  Mairie  der  Gemeinde 
niedergelegt  sei  und  dass  es  Jedermann  freistehe,  auch  ohne 
Bescheinigung  eines  Interesses  in  denselben  Einsicht  zu 
nehmen.  Die  Kundmachung  hat  auch  durch  das  Journal 
des  Arrondissements  oder  Departements  zu  erfolgen  (Art.  6\ 
Die  geschehene  Kundmachung  ist  vom  Maire  zu  bestätigen. 
Nach  Ablauf  der  achttägigen  Erist  bleibt  der  Plan  noch 
in  der  Unterpräfectur  zur  Einsicht  offen.  Die  Privat- 
interessenten müssen  sich  mit  ihren  Reclamationen  an  den 
Maire  der  Gemeinde  wenden,  welcher  darüber  ein  von  den 
Erscheinenden  zu  unterschreibendes  Protocoll  zu  führen 
oder,  wenn  die  Peclamationen  schriftlich  eingeschickt  wur- 
den, dieselben  beizulegen  hat.  Die  Reclamationen  sind  von 
einer  Commission  zu  prüfen,  welche  nach  Ablauf  der  acht 
Tage  an  dem  Hauptorte  der  Unterpräfectur  zusammenzu- 
treten und  für  jede  Gemeinde  besonders  vorzugehen  hat. 
Der  Präfect  ernennt  einen  Theil  der  Mitglieder  der  Com- 
mission für  eine  jede  Gemeinde,  und  zwar  erst  nach  der 
Anfertigung  und  Billigung  der  Detailpläne,  da  er  erst  jetzt 
die  Eigenthümer  der  zu  enteignenden  Grundstücke  kennt, 
diese  aber  nicht  ernennen  darf.  Die  Commission  besteht 
aus  dem  Unterpräfecten  des  Arrondissements,  welcher  das 
Präsidium  führt,  aus  vier  Mitgliedern  des  Generalrathes 
des  Departements  oder  des  Arrondissementsrathes,  welche 
durch  den  Präfecten  bezeichnet  werden,  aus  dem  Maire  der 
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Gemeinde,  wo  die  Grundstücke  gelegen  sind,  und  aus  einem 
der  Ing'enieure ,  welche  mit  der  Ausführung  der  Arbeit 
betraut  sind  (Art.  8  al.  2).  Der  Maire  der  Gemeinde  nimmt 
nur  an  jenen  Arbeiten  der  Commission  Theil,  welche  die 
\'un  ihm  repräsentirte  Gemeinde  betreffen;  denn  es  handelt 
sicli  um  die  Vervverthung  seiner  Localkenntnisse ;  er  kann 
durch  seinen  Stellvertreter  oder  durch  einen  Gemeinderath 
vertreten  werden.  Die  Commission  hat  während  acht  Tagen 
die  Reclamationen  der  Eigenthümer  entgegenzunehmen;  für 
die  Commissionsberathungen  sind  zwei  Tage  gewährt  (Art.  9), 
also  für  alle  Arbeiten  der  Commission  zusammen  zehn  Tage 
(im'  Gesetze  von  1833  ein  Monat).  Die  Commission  muss 
während  dieser  zehn  Tage  nicht  versammelt,  wohl  aber 
existent  bleiben ;  sie  darf  also  nicht  an  einem  und  demselben 
Tage  das  Protocoll  eröffnen  und  schliessen.  Die  aus  sieben 
Mitgliedern  bestehende  Commission  kann  nur  dann  berathen, 
wenn  wenigstens  fünf  Mitglieder  anwesend  sind,  bei  sonsti- 
ger Nichtigkeit  (Art.  8).  Nach  Ablauf  von  zehn  Tagen 
sind  folgende  drei  Fälle  zu  unterscheiden:  1)  Die  Com- 
mission nahm  an  dem  Plane  gar  keine  Aenderung  vor; 
dann  wird  das  Protocoll  von  dem  Unterpräfecten  unmittel- 
bar an  den  Präfecten  geschickt  (Art.  9  al.  3).  2)  Die  Com- 
mission schlägt  einige  Aenderuugen  vor;  dann  soll  der 
Unterpräfect  die  Eigenthümer  unmittelbar  davon  verstän- 
digen, und  zwar  in  der  im  Art.  6  (oben)  angegebenen  Form. 
Während  der  darauf  folgenden  acht  Tage  bleibt  das  Pro- 
tocoll in  der  Unterpräfectur.  Die  Parteien  können  in  das- 
selbe Einsicht  nehmen  und  schriftlich  ihre  Bemerkungen 
machen.  Innerhalb  der  drei  darauf  folgenden  Tage  sind  alle 
Acten  von  dem  Unterpräfecten  an  den  Präfecten  abzugeben 
(Art.  10).  3)  Die  Arbeiten  der  Commission  werden  inner- 
halb der  zehn  Tage  nicht  beendigt;  dann  muss  der  Unter- 
präfect innerhalb  der  drei  darauf  folgenden  Tage  das  Pro- 
tocoll dem  Präfecten  überschicken  (Art.  9  al.  4).  —  In  den 
Fällen  sub  1)  und  3)  entscheidet  der  Präfect  direct  auf 
Grund  des  ProtocoUs  der  Commission   und  der  beigelegten 


—   219  — 

Sohriftstik'ke ;  im  Falle  sub  2)  muss  er  die  Entscheidung 
der  hölieren  Beliürde  einliolen  (Art.  11).  (Nacli  dem  (lesetze 
von  1810  hatte  der  Präfect  in  allen  Fällen  zu  entscheiden.) 
Sei  es,  dass  der  Präfect  direct  entscheidet  oder  erst  auf 
Grund  einer  Entscheidung  der  höheren  Behörde,  immer  niuss 
seine  Entscheidung  begründet  sein  (arrelt  motive)  und  sowohl 
jedes  Enteignungsobject  speciell  bestimmen ,  als  auch  den 
Zeitpunct  der  Besitznahme  festsetzen  (Art.  11\  Gegen  die 
Entscheidung  des  Präfecten  kann  ein  Recurs  an  den  Mini- 
ster ergriifen  und  dessen  Entscheidung  wegen  ßechtsv^er- 
letzung  im  AVege  des  contentieux  angefochten  werden.  Die 
Bildung  einer  Commlssion  unterbleibt,  wenn  es  sich  ledig- 
lich um  die  Enteignung  für  die  Zwecke  einer  Gemeinde 
handelt,  insbesonders  um  Vicinalwege;  nicht  aber  dann, 
wenn  die  Interessen  mehrerer  Gemeinden  durch  eine  öffent- 
liche Unternehmung -berührt  werden;  im  Uebrigen  bleibt 
das  Verfahren  ungeändert.  Nach  Erfüllung  aller  durch  das 
Gesetz  für  die  Bestimmung  der  Enteignungsobjecte  vorge- 
schriebenen Förmlichkeiten  versucht  der  Präfect  ein  güt- 
liches Uebereinkommen  zustande  zu  bringen  (Art.  13),  und 
geschieht  dies  ohne  Erfolg,  so  übergibt  er  dem  Procurator, 
in  dessen  Sprengel  die  Enteignungsobjecte  gelegen  sind, 
die  Genehmigungserklärung  des  Unternehmens,  den  im 
Art.  11  normirten  Beschluss  (arrete  motive)  nebst  den  die 
Erfüllung  aller  gesetzlichen  Förmlichkeiten  constatirenden 
Documenten.  i)     Durch    das    Gesetz    von    1810   war  ja    die 


*)  Diese  sind :  der  die  Bestimmung  der  Territorien  enthaltende  Be- 
scheid ,  wenn  diese  nicht  schon  in  der  Geuehmiguugserklärung  erfolgt 
ist;  der  Detailplan;  die  Bestätigung  des  Maire  rücksichtlich  der  gehörig 
erfolgten  Kundmachung  nebst  einem  Exemplare  des  dazu  benutzten  Jour- 
nals; die  Protocolle  des  Maire  über  die  Entgegennahme  der  Reclamationen 
der  Parteien;  der  Bescheid  des  Präfecten  mit  der  Bezeichnung  der  Mit- 
glieder der  Commission ;  die  Protocolle  dieser  Commission  oder  des  Unter- 
präfecten ,  wenn  die  Commission  ihre  Arbeiten  nicht  beendigt  hat ;  im 
Falle  die  Commission  Aendernngen  beantragen  sollte,  die  Bestätigung  des 
Maire  über  die  erfolgte  Publication  dieser  Aendernngen   nebst  einem  dies- 
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wichtige  Neuerung  eingeführt  worden,  dass  die  Enteignung 
durch  das  Gericht  und  nicht  mehr  durch  die  Verwaltungs- 
behörde zu  erfolgen  habe,  eine  Neuerung,  welche  in  den 
Gesetzen  von  1833  und  1841  beibehalten  wurde.  Der 
Procurator  verlangt  innerhalb  der  drei  darauf  folgenden 
Tage  von  dem  Gerichte  (forum  rei  sitap) ,  dass  es  die  Ent- 
eignung der  im  Bescheide  des  Präfecten  angegebenen  Grund- 
stücke und  Gebäude ,  resp.  jener  ausspreche ,  über  welche 
man  sich  nicht  im  gütlichen  Wege  einigen  konnte,  und 
dass  es  eines  seiner  Mitglieder  zur  Erfüllung  der  Functio- 
nen des  Vorsitzenden  (magistrat  directeur)  der  Jury  be- 
zeichne. Die  dreitägige  Frist  ist  dem  Procurator  im  In- 
teresse der  Staatsverwaltung  wegen  Beschleunigung  des 
Verfahrens  vorgeschrieben ,  der  Procurator  darf  aber  auch 
später  das  Begehren  stellen.  Das  Verfahren  ist  kein  contra- 
dictorisches,  doch  ist  es  dem  Gerichte  nicht  untersagt,  sich 
von  dem  Eigenthümer  über  etwaige  Unregelmässigkeiten 
der  Verwaltungsbehörden  aufklären  zu  lassen.  Wenn  ein- 
zelne Eigenthümer  in  die  Abtretung  eingewilligt  haben  und 
die  Entschädigung  durch  die  Jury  geregelt  werden  soll,  so 
müssen  diese  Einwilligungserklärungen  dem  Procurator  über- 
geben werden  und  es  wird  auf  Grund  derselben  ein  Vor- 
sitzender der  Jury  bestellt,  nicht  aber  ein  eigentliches 
Enteignungserkenntniss  gefällt  (Art.  14  al.  5).  Der  Prä- 
sident des  Gerichtes  bestellt  sofort  einen  Referenten,  wel- 
cher im  Audienztermine  Bericht  zu  erstatten  hat.  An  dem 
möglichst  bald  anzusetzenden  Verhandlungstage  ist  auch 
der  Procurator  zu  hören ,  welcher  sogar  die  Verwerfung 
seines  Antrages  begehren  kann.  Das  Gericht  hat  zu  prüfen, 
ob  der  Enteignungsfall  in  der  gesetzlichen  Form  festgestellt 
wurde  (Art.  2 1,  und  ob  die  Förmlichkeiten  bei  der  Bezeich- 


tälligea  Zeitungsexeraplare ;  die  Bestätigung  des  Uuterpräfecten ,  dass  das 
Protocoll  der  Comraission  während  acht  Tagen  von  dieser  Pablication  au 
in  der  Unterpräfectnr  deponirt  war;  endlich  die  Entscheidung  der  höheren 
Verwaltungsbehörde ,  wenn  sie  nicht  bereits  im  Entscheide  des  Präfecten 
angezogen  ist. 
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iiung  der  einzelnen  Enteignungsobjecte  beobachtet  wurden 
(Art.  14).  —  Was  aber  die  durcli  die  Gesetze  von  1833 
und  1841  eingeführte  Neuerung,  nämlich  die  vorausgehende 
administrative  Untersuchung  über  das  Vorhandensein  des 
Enteignungsfalles,  betrifft,  so  wird  über  die  Beobachtung 
dieser  Vorschriften  den  Gerichten  ein  Prüfungsrecht  nicht 
eingeräumt;  in  Art.  14  fehlt  eine  Bezugnahme  auf  Art,  3. 
Das  Erkenntniss  bezeichnet  speciell  die  zu  enteignenden 
Grundstücke,  ihren  Umfang  und  ihre  Natur,  die  Namen  der 
Eigenthümer  und  enthält  die  Bestellung  eines  Gerichts- 
mitgliedes zum  Vorsitzenden  der  Jury,  nebst  einem  Stell- 
vertreter desselben ;  es  wird  durch  Anschlag  eines  Auszuges 
aus  demselben  in  der  Gemeinde,  wo  die  Enteignungsobjecte 
gelegen  sind ,  ferner  in  einem  Arrondissement-  oder  in  Er- 
mangelung desselben  in  einem  Deparfcemental-Journale  kund- 
gemacht ;  den  Eigenthümern  muss  ein  Auszug  des  Erkennt- 
nisses speciell  zugestellt  werden  (Art.  57),  denn  von  dieser 
Zustellung  an  läuft  die  dreitägige  Frist  für  die  Cassations- 
beschwerde  und  die  achttägige  Frist,  innerhalb  welcher 
die  Eigenthümer  der  Verwaltung  die  Nutzniesser,  Pächter, 
Miether  u.  s.  w.  bekannt  zu  geben  haben  (Art.  20).  Gegen 
das  Enteignungserkenntniss  ist  nur  die  Cassationsbeschwerde 
zulässig  (wegen  Incompetenz ,  Ueberschreitung  der  Gewalt 
oder  Formfehler  des  Erkenntnisses).  (Art.  20  al.  1.)  lUick- 
sichtlich  dieser  Beschwerde  wird  aber  der  Präfect  nicht 
mehr  von  dem  Procurator ,  sondern  von  dem  Unter- 
präfecten  oder  einem  andern  Beamten  vertreten.  Die  Be- 
schwerde steht  auch  jenen  Privaten  zu,  in  Beziehung  auf 
welche  das  Enteignungserkenntniss  gefällt  wurde ,  nicht 
anderen  Interessenten,  z.  B.  Miethern  u.  s.  w.  Der  Cas- 
sationshof  entscheidet  nach  Ablauf  eines  Monates  nach 
Empfang  der  Acten ,  und  zwar  genügt  ein  Contumacial- 
erkenntniss ;  erfolgt  aber  die  Entscheidung  vor  Ablauf  des 
Monates,  so  muss  sie  contradictorisch  erfolgen.  Wird  die 
Cassation  ausgesprochen,  so  ist  Alles,  was  auf  Grund  des 
cassirten  Erkenntnisses  vorgenommen  worden  war,  nichtig. 
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Diese  Nichtigkeit  tritt  aber  nur  zu  (ximsten  des  Cassations- 
werbers  ein  ;  es  erfolgt  nicht  eine  meritorische  Entscheidung, 
sondern  eine  Verweisung  vor  ein  anderes  Grericlit.  Bei  dem 
letzteren  liat  der  Procurator  das  Enteignungserkenntniss 
ohne  Benaclirichtigung  der  Parteien  zu  beantragen.  Das 
Grericht  liat,  wie  das  früliere,  ein  Erkenntniss  zu  fällen  und 
einen  A^orsitzenden  der  Jury,  und  zwar  aus  den  Mitgliedern 
des  forum  rcl  sitae,  zu  bestellen.  Ist  die  Ausführung  des 
öiFentliclien  Werkes  Privaten  (Concessionären)  übertragen, 
so  steht  wohl  diesen  das  Recht  zu ,  mittelst  Gesuches  von 
dem  Gerichte  die  Fällung  des  Enteignungserkenntnisses  zu 
ve'rlangen;  doch  ist  der  Verwaltung  keineswegs  das  Recht 
genommen,  durch  den  Procurator  die  Enteignung  in  eige- 
n  e  m  Namen  zu  verfolgen  (Art.  63). 

In  Belgien  gilt  das  Gesetz  von  181U,  Titel  1  und  2 
Art.  3 — 10.  Sowohl  rücksiclitlich  der  Bestimmung  der  Ter- 
ritorien, als  auch  rücksichtlich  der  Bezeichnung  der  ein- 
zelnen Enteignungsobjecte  kommen  dieselben  Grundsätze 
wie  in  Frankreich  zur  Anwendung.  Der  Detailplan  wird 
an  dem  Orte ,  wo  die  Grundstücke  gelegen  sind ,  im  Ge- 
meindehause während  acht  Tage  niedergelegt;  die  Kund- 
machung erfolgt  durch  öffentlichen  Anschlag.  Die  Commis- 
sion  besteht  in  Folge  der  konigl.  Verordnung  vom  25.  De- 
cember  1816  und  30.  December  1819  an  Stelle  des  Unter- 
präfecten  und  zweier  Mitglieder  des  Arrondissementrathes 
aus  drei  Mitgliedern  der  Deputation  der  Provinzialstände, 
welche  durch  den  Gouverneur  bezeichnet  werden ;  der  letztere 
ernennt  auch  den  Ingenieur.  In  Belgien  fehlt  die  Bestimmung 
des  französischen  Ges.  v.  1841,  dass  die  Interessenten  nicht 
zu  Mitgliedern  der  Commission  ernannt  werden  dürfen.  Als 
fünftes  Mitglied  tritt  in  die  Commission  der  Bürgermeister 
jener  Gemeinde  ein,  auf  deren  Territorium  sich  der  depo- 
nirte  Plan  bezieht ,  oder  ein  anderes  dazu  delegirtes  Mit- 
glied des  Käthes.  Bei  der  Berathung  der  Commission  ist 
die  Anwesenheit  aller  Mitglieder  nothwendig;  Beschlüsse 
werden  mit  Stimmenmehrheit  ß-efasst.     So    viel    Gemeinden 
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betroifen  werden ,    so    viel  Commissionen    sind  einzusetzen. 
Die  Comraission    miiss    einen  Monat  lang  Sitzungen  halten, 
um    die   Einwendungen   der    Interessenten    zu    lilJren;    eine 
Abkürzung    des    Verfahrens  ist,    selbst    wenn    schon    alle 
Eigenthümer    ihre    Einwendungen    erstattet   liaben    sollten, 
unzulässig,    bei  sonstiger  Nichtigkeit.     Der  Gouverneur  ist 
an  die  Anschauung  der  Commission  nicht  gebunden.  Gegen 
die    Entscheidung    des    Gouverneurs    ist    ein  Recurs  an  das 
Ministerium  zulässig,  aber  ohne  Suspensiveifect.    Die  Förm- 
lichkeiten der  Commissionsbildung  fallen  weg  bei  allen  Ent- 
eignungen,   welche    ausschliesslich   im  Interesse    einer  Ge- 
meinde  ausgeführt   werden,    insbesondere   für  Vicinalwege, 
ferner  bei  der  Enteignung  aus  öffentlichen  Gesundheitsrück- 
sichten, wegen    Luftreinigung,     endlich    wegen    Bergbaues. 
Nach  definitiver  Bestimmung  der  Enteignungsobjecte  tritt  in 
Ermangelung  eines  gütlichen  Uebereinkommens  ein  gericht- 
liches Verfahren  ein.     Competent  ist  das  forum  rei  sitae. 
Abweichend   von    dem   französischen  Enteignungsverfahren, 
gemäss  welchem  der  Procurator  für  den  Staat  die  Enteignung 
zu   verlangen   hat,    wird    in  Belgien   die  Staatsverwaltung 
durch  einen  avoiie  vertreten ;  die  Staatsanwaltschaft  schreitet 
ebenfalls    ein,    aber   nur,    um    ihre  Ansicht    auszusprechen. 
Die  Documente  werden  von  dem  Enteigner  in  der  Gerichts- 
schreiberei deponirt.    Das  belgische  Verfahren  ist  von  dem 
französischen  dadurch  wesentlich  verschieden,    dass    es  ein 
contradictorisches  ist.  Am  vierzehnten  Tage  nach  der  Vor- 
ladung   hat    der   Eigenthümer    zu    erscheinen    (der   Terrain 
kann  abgekürzt  werden);    bleibt    der  Eigenthümer  aus,    so 
wird  nur  ein  einziger  neuer  Termin  auf  höchstens  vierzehn 
Tage  festgesetzt,    bei   welchem   alle  Einwendungen  vorge- 
bracht werden  müssen.  Der  Richter  hat  zu  prüfen,  ob  alle 
nothwendigen  Documente  deponirt  wurden.     Wird  eine  ge- 
gründete Einwendung   nicht  vorgebracht,    so  fällt  das  Ge- 
richt das  Enteignungserkenntniss ;     dasselbe    wird  im  Aus- 
zuge   bei    Gericht    bis    zur    Regelung    der  Entschädigung 
angeschlagen.    Was  die  Rechtsmittel  betrifft,  so  ist  das  der 
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Opposition  durch  das  Gesetz  von  18o5  im  Enteignimgs- 
verfaliren  aufgelioben.  Eine  Appellation  ist  zulässig,  aber 
olme  Suspensiveftect ;  sie  muss  innerhalb  vierzehn  Tagen 
eingebracht  werden. 

Tu  Italien  wird  nach  erfolgter  Genehmigungserklä- 
rung  des  Unternehmens  die  Ausarbeitung  von  Detailplänen 
erfordert  (Art.  Iß).  Der  Präfect  ordnet  die  De])onirung 
derselben,  sobald  sie  bestätigt  sind,  an ,  und  zwar  für  jede 
Gemeinde  den  auf  sie  bezüglichen  Plan  durch  vierzehn  Tage 
im  Gemeiudeamte  (Art.  17).  Innerhalb  dieser  vierzehn  Tage, 
welche  von  der  Publication  durch  den  Syndicus  der  Ge- 
meinde und  durch  das  amtliche  Provinz-Journal  zu  laufen 
haben ,  sind  die  Reclamationen  der  Privatinteressenten  an- 
zubringen (Art.  18\  Geschieht  dies  .nicht,  so  hat  der  Prä- 
fect, nachdem  er  sich  von  der  Gesetzmässigkeit  des  Ver- 
fahrens überzeugt  hat,  die  Ausführung  anzuordnen.  Werden 
Peclamationen  gegen  die  Gesetzmässigkeit  des  Verfahrens 
vorgebracht,  so  hat  er  darüber  nach  Anhörung  des  Prä- 
fecturrathes  eine  begründete  Entscheidung  (decreto  moiivato) 
zu  fällen.  Sind  die  Reclamationen  gegen  die  Ausführung 
und  Richtung  des  Unternehmens  gerichtet,  so  kann  sie  der 
Präfect,  wenn  er  sie  für  unbegründet  hält,  nach  Anhörung 
des  Oberingenieurs  und  des  Präfecturrathes  definitiv  zurück- 
weisen ;  ausser  diesem  Ealle  ordnet  er,  wenn  der  Plan  von 
ihm  genehmigt  worden  ist,  die  nothwendigen  Abänderungen 
desselben  an,  oder  er  leitet  das  Ganze  an  die  höhere  Auto- 
rität, wenn  diese  die  Genehmigung  ertheilt  hat  (Art.  19). 
Beziehen  sich  die  Reclamationen  blos  auf  einen  Theil  des 
Unternehmens,  so  kann  der  Präfect  anordnen,  dass  der  Plan 
in  den  anderen  Theilen  sofort  ausgeführt  werde  (Art.  2ü). 
Wird  gleich  anfangs  mit  dem  Gesuche  um  die  Genehmigungs- 
erklärung des  Unternehmens  anstatt  eines  blos  allgemeinen 
Planes  ein  formgerechter  Detailplan  überreicht,  so  ge- 
nügt es ,  wenn  die  Publication  dieses  Detailplanes  vor 
der  Genehmigungserklärung  in  der  in  Art.  17 — 18  vorge- 
schriebenen Weise  voi^genommen  wurde.     In    diesem   Falle 
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erfolgt  die  Entscheidung  über  die  etwa  später  eingebrachten 
Reclamationen  in  der  Genehmigungserklärung  selbst  (Art.  21). 
Das  auf  die  Bestimmung  der  Enteignungsobjeete  folgende 
weitere  Verfahren  ist  mit  dem  Entschädigungsverfahren 
amalgamirt.  Während  das  königliche  Patent  vom  G.  April  183Ü 
einen  doppelten  Versuch  einer  gütlichen  Vereinbarung,  näm- 
lich vor  dem  Syndicus  und  eventuell  vor  dem  Intendanten 
(an  dessen  Stelle  jetzt  derPräfect  getreten  ist)  vorschrieb, 
so  ist  jetzt  ein  solcher  Versuch  überhaupt  nicht  obligato- 
risch (Art.  26).  Nach  erfolgter  Zahlung  oder  Deponirung 
der  Entschädigungssumme  fällt  der  Präfect  das  Enteig- 
nungserkenntniss  und  ermächtigt  zur  Besitznahme  der  ent- 
eigneten Grundstücke  (Art.  48).  Das  Enteignungserkenntniss 
muss  den  Eigenthümern  von  dem  Enteigner  nach  Art  der 
Citationen  intimirt  werden  (Art.  51). 

In  den  deutschen  Gesetzgebungen  finden  sich  nicht 
überall  besondere  Bestimmungen  über  das  Enteignungsver- 
fahren i.  e.  S. ;  so  fehlen  sie  in  dem  p  r  e  u  s  s  i  s  c  h  e n  E  i  s  e n- 
bahngesetze  von  1838,  in  der  österreichischen 
Verordnung  über  Eisenbahnconcessionen  von  1854;  in  bei- 
den wird  nur  vorgeschrieben,  dass  vor  der  Entscheidung 
über  die  zwangsweise  Abtretung  eine  gütliche  Einigung 
versucht  werde.  In  Baiern  wird  von  Seiten  des  Mini- 
steriums des  Innern  die  Weisung  zur  Einleitung  des  Ent- 
eignungsverfahrens ertheilt  (Art.  14)  und  von  der  betreifen- 
den Districts  -  Polizeibehörde  eine  Ladung  an  sämmtliche 
Betheiligte  erlassen  (Art.  15).  Die  auf  diese  Ladung  nicht 
Erscheinenden  werden  zu  einem  zweiten  Termine  unter  dem 
Präjudiz  der  Zustimmung  vorgeladen  (Art.  15).  Kommt  bei 
der  Tagfahrt  eine  gütliche  Einigung  nicht  zu  Stande,  so 
wird  nach  vorgängiger  Instruction  von  Seiten  der  Districts- 
Polizeibehörde  (Art.  17)  durch  die  Kreisregierung,  Kammer 
des  Innern  in  erster,  und  den  Staatsrath  in  zweiter  und  letzter 
Instanz  das  Erkenntniss  über  die  Abtretungspflicht  gefällt. 
Die  anderen  deutschen  Gesetzgebungen,  welche  solche  be- 
sondere Bestimmungen  enthalten,  stimmen  im  Wesentlichen 
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damit  überein.  Nacli  Feststellung  des  Detailplanes  hat  ent- 
weder eine  bestimmte  staatliche  Behörde  oder  eine  eigens 
dazu  eingesetzte  Commission  zu  untersuchen,  ob  rücksicht- 
lich der  bezeichneten  Grruudstücke  die  verlangte  Abtretung 
nothwendig  sei.  Der  Plan  wird  zur  Kenntniss  der  Bethei- 
ligten gebracht  und  diese  werden  zu  einem  Verhandlungs- 
termine vorgeladen ,  bei  welchem  ihre  Bemerkungen  ent- 
gegen genommen  werden.  Erhobene  Einwendungen  sind  zu 
prüfen;  die  Behörde  entscheidet  entweder  selbst  mit  Vor- 
behalt der  Berufung  an  eine  höhere  Instanz,  oder  sie  hat 
nur  die  vorbereitende  Function ,  ein  Gutachten  abzugeben, 
auf  welches  hin  von  einer  höheren  Verwaltungsbehörde  die 
Entscheidung  gefällt  wird.  (Badisches  Gesetz  von  1835 
§§.  4 — 8,  16 — 23;  Kurhessisches  Gesetz  von  1834 
§§,  1() — 17;  Enteignungsgesetz  in  Beziehung  auf  die  AVerra- 
Eisenbahn  Art.  li>,  i'>' — /■*».)  Nach  dem  preussischen 
Entwürfe  fällt  die  Feststellung  des  Objectes  der  Ver- 
waltungsbehörde anheim.  Die  königliche  Verordnung  wird 
in  der  Renel  eine  specielle  Bezeichnung  der  in  Anspruch 
zu  nehmenden  Grundstücke  nicht  enthalten;  geschieht  es 
aber  ausnahmsweise  ,  so  genügt  die  Mittheilung  der  könig- 
lichen Verordnung  an  die  Eigenthümer,  um  sie  auf  die 
darin  bezeichneten  Objecte  anzuwenden.  Enthält  aber  die 
königliche  Verordnung  eine  solche  Bezeichnung  nicht,  so 
müssen  die  Eigenthümer  über  deren  Anwendbarkeit  auf 
ihre  Besitzungen  gehört  werden  (§.  14).  Der  Plan,  welcher 
die  Grundstücke  und  deren  Eigenthümer  gemeinde  weise 
bezeichnet,  muss  von  dem  Unternehmer  bei  der  Bezirks- 
regierung überreicht  werden  (§.  15).  Die  Regierung  hat  nach 
vorgenommener  Vorprüfung  des  Planes  in  bau-,  feuer-  und 
gesundheitspolizeilicher  Beziehung  denselben  in  den  ver- 
schiedenen Gemeindebezirken  durch  ortsübliche  Publication 
zur  Kenntniss  der  betheiligten  Grundeigenthümer  zu  brin- 
gen (§§.  16 — 17);  zur  Geltendmachung  etwaiger  Einreden 
gegen  die  Zweckmässigkeit  des  Planes ,  gegen  die  Anwen- 
dung der  königlichen  Verordnung  auf  die  Grundstücke  eines 
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betheiligten  Grundbesitzers  ist  den  Grundbesitzern  eine 
vierzelintägige  Präclusivfrist  eingeräumt,  innerhalb  deren 
sie  dieselben  entweder  bei  den  Gemeindeverordneten  oder 
bei  der  Bezirksregierung  anzubringen  haben.  Nach  Ablauf 
derselben  und  nach  Beobachtung  dieser  Förmlichkeiten, 
entscheidet  die  Regierung  durch  Beschluss,  sowohl  über  die 
Feststellung  des  Planes  als  auch  über  die  erhobenen  Ein- 
reden; sie  ordnet  eventuell  eine  weitere  Verhandlung  an, 
zu  welcher  sie  die  Unternehmer  und  die  widersprechenden 
Eigenthümer  vorladet,  unter  dem  Präjudiz,  dass  im  Falle 
des  Nichterscheinens  mit  der  Prüfung  der  Einreden  vorge- 
gangen werden  würde.  Soll  der  Plan  geändert  werden, 
oder  sind  die  Förmlichkeiten  nicht  beobachtet,  so  muss 
dasselbe  Verfahren  wiederholt  werden.  Gegen  die  Ent- 
scheidung der  Regierung  ist  binnen  zehn  Tagen  der  Recurs 
an  das  Ministerium  gestattet  (§§.  18 — 20). 

Nach  ungarischem  Enteignungsverfahren  ist  die 
Feststellung  der  Enteignungsobjecte  mit  dem  Enteignungs- 
ausspruche verschmolzen.  Für  jeden  Hotter  ist  in  der 
gesetzlich  vorgeschriebenen  Weise  ein  Parcellenplan  zu 
machen  (§§.  21 — 24).  Zur  Feststellung  des  Enteigmings- 
entwurfes  wird  ein  Verhandlungstermin  vom  Communications- 
minister  oder  in  dessen  Stellvertretung  von  der  Jurisdiction 
anberaumt.  Es  findet  eine  Verhandlung  statt  vor  einer 
Commission,  welche  über  alle  Ansprüche  und  Bemerkungen 
zu  entscheiden  hat.  In  dieser  Commission  sitzen  ein  vom 
Communicationsministerium  oder  von  der  Jurisdiction  dele- 
girter  Beamte  als  Präses  und  zwei  von  der  betreffenden 
Jurisdiction  ausgesendete  Beamte.  Sowohl  der  Communi- 
cationsminister  als  auch  der  Unternehmer  und  die  einzelnen 
Betheiligten  können  sich  durch  Rechtskundige  vertreten 
lassen.  Von  dem  anberaumten  Verhandlungstermine  werden 
sowohl  der  Unternehmer  als  auch  die  Gemeindeobrigkeit 
wenigstens  8  Tage  früher  verständigt.  Die  Gemeindeobrig- 
keit hat  den  Grundbesitzern  in  der  ortsüblichen  Weise 
mitzutheilen,    dass    von  jedem    Gemeindeparcellenplane   bei 
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der  betreffenden  G-emeinde  Einsicht  genommen  und  die 
etwaigen  Bemerkungen  gegen  den  Enteignnngsentwurf  ent- 
weder scliriftlicli  oder  mündlicli  vorgebracht  werden  können ; 
ferner  dass  die  Commission,  auch  wenn  Niemand  erscheinen 
sollte,  über  die  Feststellung  der  Enteignungsobjecte  meri- 
torisch  entscheiden  werde.  Ueber  die  erfolgte  Kundmachung 
muss  eine  amtliche  Bestätigung  den  Acten  beigeschlossen 
werden;  die  Kundmaclmng  liat  aucli  einmal  durch  das 
Amtsblatt  zu  erfolgen.  An  dem  Verhandlungstermine  muss 
die  Gremeindeobrigkeit  die  inzwischen  eingegangenen  Be- 
merkungen der  Commission  übergeben;  für  Abwesende, 
welche  sich  nicht  äussern  konnten,  wird  em  Curator  bestellt. 
Die  Commission  versuclit  zunächst  eine  gütliche  Vereinba- 
rung und  wenn  dies  ohne  Erfolg  ist,  fällt  sie  nach  Ver- 
nehmung der  Parteien  eine  meritorische  Entscheidung  dar- 
über, inwieweit  der  Enteignungsentwurf  bestätigt  oder  einer 
Aenderung  unterworfen  werde  (§.  27).  Gegen  den  Beschluss 
kann  der  Recurs  an  den  Communicationsminister  binnen 
24  Stunden  angemeldet  werden  (§.  28).  Die  Commission 
hat  den  Recurs  sammt  allen  auf  das  Verfahren  bezüglichen 
Schriften  und  Plänen  binnen  drei  Tagen  dem  Communi- 
cationsminister vorzulegen,  welcher  im  Einvernehmen  mit 
dem  Justizminister  endgiltig  entscheidet  (§.  29).  Die 
etwaigen  Veränderungen  sind  im  Enteignungsentwurfe  von 
der  Commission  sogleich  vorzunehmen.  Der  Enteignungs- 
entwurf ist  dem  competenten  Grerichtshofe  zu  übersenden; 
es  beginnt  nun  das  Entschädigungsverfahren. 

Das  schweizerische  Bundesgesetz  bestimmt,  dass 
bei  dem  Gremeinderathe  einer  jeden  Gemeinde,  in  deren 
Gebiet  ein  öffentliches  Werk  ausgeführt  werden  soll,  nach 
vorgenommener  Aussteckung  ein  Plan  eingereicht  werde,  in 
welchem  die  einzelnen  in  der  Gemeinde  befindlichen,  der 
Enteignung  unterworfenen  Grundstücke  genau  bezeichnet 
sind  (Art.  10).  Der  Gemeinderath  muss  sofort  nach  Empfang 
des  Planes  in  üldicher  Weise  öffentlich  bekannt  machen, 
dass  derselbe  während  dreissig  Tagen,  vom  Tage  der  Bekannt- 
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machung  an  gereclinet,  zu  Jedermanns  EinsicM  bereit  liege 
(Art.  11).  Innerhalb  dieser  Frist  müssen  alle  jene,  welche 
gegen  die  in  Folge  der  Ausführung  des  Werkes  für  sie 
gemäss  dem  Plane  entstehende  Verpflichtung  zur  Abtretung 
Einsprache  erheben  zu  können  glauben,  dieselbe  in  schrift- 
licher Eingabe  bei  dem  G-emeinderathe  zu  Händen  des 
Bundesrathes  geltend  machen  (Art.  12  Nr.  1,  Art.  13); 
Streitigkeiten  über  die  Frage,  ob  die  Abtretungspflicht 
begründet  sei  oder  nicht,  entscheidet  der  Bundesrath  als 
die  höchste  Centralverwaltungsbehörde  (Art.  25). 

Das  englische  Enteignungsverfahren  bestimmt,  dass, 
sobald  ein  Project  ausgearbeitet  ist,  welches  die  Enteignung 
von  Grundstücken  zur  Folge  haben  soll,  im  Wege  einer 
einfachen  Petition  von  dem  englischen  Unterhause  die  Er- 
mächtigung zur  Ausführung  verlangt  werden  muss.  Durch 
Kundmachungen  in  den  Journalen  muss  der  Plan  wenig- 
stens ein  Jahr  früher  veröfi'entlicht  und  mit  Angabe  der 
zu  durchschneidenden  Grundstücke  unter  gleichzeitiger  Ver- 
ständigung der  betreff'enden  Grundeigenthümer  in  der 
Gerichtsschreiberei  der  Friedensrichter  der  Grafschaft  nie- 
dergelegt werden.  Hieran  knüpft  sich  dann  eine  langwierige 
und  höchst  kostspielige  Procedur  in  beiden  Kammern;  das 
Begehren  wird  dem  Comite  für  die  i^rivate  hüls  zugewiesen, 
welches  nach  vorgenommener  Prüfung,  ob  die  vorgeschriebe- 
nen Förmlichkeiten  erfüllt  seien,  einen  Bericht  erstattet. 
Auf  diesen  präparatorischen  Bericht  hin  werden  die  Gesuch- 
steller berufen,  in  einer  öffentlichen  und  contradictorischen 
Verhandlung  gegenüber  den  Gegnern  des  Planes  die  Vor- 
theile  desselben  nachzuweisen.  Die  Verhandlung  wird  vor 
dem  Comite  durchgeführt  wie  vor  einem  Gerichtshofe.  Das 
pro  und  contra  wird  von  beiden  Parteien  unter  Zuziehung 
von  Rechtsbeiständen  vorgebracht;  die  Anträge  derselben 
werden  dem  Handelsamte  mitgetheilt,  welches  ebenfalls 
Anträge  stellen  kann;  es  findet  eine  Beweisaufnahme  statt, 
insbesondere  werden  Zeugen  vernommen;  den  Schluss  des 
Verfahrens   bildet   die   Bill,    der  Urtheilsspruch    in    diesem 


—  230   — 

Falle.  Nach  geschlossener  Verhandlung  entwirft  das  Comite 
eine  Bill,  welche  der  Prüfung  der  Kammer  unterworfen 
wird;  in  dieser  Bill  werden  die  Grundstücke,  welche  ent- 
eignet werden  dürfen,  genau  bestimmt;  die  Bill  muss  von 
beiden  Häusern  genehmigt  und  von  der  Krone  sanctionirt 
werden.  Nachdem  in  solcher  Weise  durch  die  Bill,  das 
Specialgesetz,  die  einzelnen  Enteigmingsobjecte  festgestellt 
sind,  bedarf  es  noch  des  Enteignungsausspruches.  Der  Ent- 
eigner muss  zu  diesem  Zwecke  alle  au  den  zu  enteignenden 
Grundstücken  betheiligten  Parteien  oder  ihre  Vertreter, 
soweit  sie  ihm  nach  sorgfältiger  Nachforschung  bekannt 
sind,  davon  verständigen  (notice  to  treat)  und  von  ihnen  die 
näheren  Angaben  über  ihren  Besitz,  ihr  Interesse  an  den 
betreffenden  Grundstücken  und  ihre  diesbezüglichen  An- 
sprüche verlangen.  In  einer  jeden  solchen  Verständigung 
müssen  die  zu  enteignenden  Grundstücke  sowohl  nach  ihrer 
Anzahl  als  auch  nach  ihrer  Lage  genau  angegeben  und 
auch  ausgesprochen  sein,  dass  der  Enteigner  Willens  sei, 
sich  über  die  Entschädigung  in  Verhandlungen  einzulassen. 
Zur  grösseren  Sicherheit  wird  ein  Plan  angeschlossen  oder 
man  bezieht  sich  auf  den  vom  Parlamente  genehmigten 
Plan,  welcher  an  einem  bestimmten  Platze  deponirt  wird. 
In  der  Verständigung  (notice  to  treat)  liegt  der  Enteignungs- 
ausspruch. Dieselbe  Bedeutung,  wie  im  englischen,  kommt 
der  notice  to  treat  im  nordamerikanischen  Enteig- 
nungsrechte zu.  ^) 

cj    Der    Enteignungsausspruch     auf     Verlangen    der    Gruud- 

e  i  g  e  n  t  li  li  m  e  r. 

Sind  die  für  die  öffentliche  Unternehmung  nothwendi- 
gen  und  daher  der  Enteignung  unterworfenen  Objecte  in 
dem  gesetzlich  festgestellten  Enteignungsplane  definitiv 
bezeichnet,  so  tritt  die  Enteignung  aus  dem  Bereiche  der 
blossen   Möglichkeit     und    Wahrscheinlichkeit    heraus    und 


*)  Red  fiel  d  a.  a.  0.  §§.  88—92. 
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beschreitet  das  Stadmm  der  Gewissheit.  Wird  nun  von 
der  Verwaltung  die  wirkliche  Enteignung  durch  den  Ent- 
eignungsausspruch lange  hinausgeschoben,  so  liegt  darin 
eine  ungerechte  Verlängerung  der  ungewissen  Rechtslage  der 
Grrundeigenthümer,  deren  Disposition  über  das  für  die 
öfFentliclie  Unternehmung  bestimmte  Grundstück  häufig 
durch  das  Gesetz,  jedesfalls  aber  durch  die  Thatsache  der 
sicher  bevorstehenden  Enteignung  gänzlich  paralysirt  er- 
scheint. Es  leuchtet  ein,  dass  die  Beendigung  dieser  schädi- 
genden Ungewissheit,  gleichsam  die  Lösung  des  auf  dem 
Grundstücke  lastenden  Bannes,  nicht  von  dem  Belieben  der 
Verwaltung  abhängen  darf,  soüdern  dass  den  Eigen- 
thümern  der  zur  Enteignung  definitiv  bestimm- 
ten Grundstücke  das  Recht  zustehen  muss,  die  wirk- 
liche Enteignung  durch  den  Enteignungsausspruch  zu 
verlangen.  Den  Eigenthümern  soll  dieses  Recht  erst  nach 
Ablauf  eines  nicht  zu  kurz  bemessenen  Zeitraumes  von  der 
Bestimmung  der  einzelnen  Enteignungsobjecte  an  zustehen, 
damit  es  dem  Enteigner  in  der  Zwischenzeit  möglich  sei, 
wenn  etwa  gegen  den  bereits  genehmigten  Plan  des  Unter- 
nehmens Bedenken  rege  werden,  eine  Ueberprüfung  des 
Planes  zu  veranlassen  und  von  der  Enteignung  abzustehen. 
Ist  der  Enteigner  nicht  abgestanden,  so  muss  auf  Verlangen 
der  Grundeigenthümer  der  Enteignungsausspruch  gefällt 
werden.  Soll  aber  dieses  Recht  der  Grundeigenthümer  sich 
als  vollkommen  wirksam  erweisen ,  so  muss  ihnen  das 
weitere  Recht  eingeräumt  werden,  nach  erlangtem  Enteig- 
nungsausspruche die  Regelung  der  Entschädigung  zu  bean- 
spruchen. An  dem  Rückerwerbsrechte  dieser  Grundeigen- 
thümer wird  nichts  geändert ;  denn  wenn  auch  der  Enteig- 
nungsausspruch rücksichtlich  ihrer  Grundstücke  auf  ihr 
Verlangen  gefällt  wurde,  so  ist  dieses  Verlangen  doch  nur 
deshalb  gestellt  worden,  weil  die  Grundstücke  durch  die 
Genehmigung  des  Enteignungsplanes  definitiv  zur  Enteig- 
nung bestimmt  waren. 

Das  französische  Enteignungsrecht  bestimmt,   dass 
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die  Enteignung  auf  Verlangen  des  Eigenthümers  mit  der- 
selben Rechtswirkung,  wie  auf  Verlangen  der  Verwaltung, 
ausgesprochen  werden  kann,  wenn  in  dem  Jahre,  in  welchem 
der  Bescheid  (arrete  motive)  des  Präfecten  gemäss  Art.  10 
erflossen  ist,  das  Enteignungsverfahren  von  der  Verwaltung 
nicht  fortgesetzt  wird  (Art.  14  al.  2).  Jeder  Eigenthümer 
kann  nur  die  Enteignung  seiner  Grundstücke,  nicht  die 
der  anderen  in  dem  Bescheide  des  Präfecten  bezeichneten 
verlangen.  Das  Gericht  lässt  dieses  Gesuch  durch  den 
Staatsanwalt  dem  Präfecten  mittheilen,  welcher  die  Acten 
sobald  als  möglich  (es  besteht  kein  bestimmter  Termin 
dafür)  zurückzuschicken  hat.  Das  Gericht  spricht  innerhalb 
der  drei  auf  die  Einsendung  der  Acten  durch  den  Prä- 
fecten folgenden  Tage  das  Enteignungserkenntniss  aus,  und 
ernennt  einen  Vorsitzenden  der  Jury  nebst  einem  Ersatz- 
manne (Art.  14  al.  1,  2,  3).  Das  Erkenntniss  wird  gemäss 
Art.  15  publicirt  und  dem  Präfecten  bekannt  gegeben, 
welcher  innerhalb  drei  Tagen  ein  Cassationsgesuch  ein- 
bringen kann  (Art.  20).  Der  Eigenthümer  muss  die  von 
ihm  begehrte  Entschädigungssumme  der  Verwaltung  notifi- 
ciren,  und  diese  muss  sich  innerhalb  vierzehn  Tagen  dar- 
über erklären,  auch  den  dritten  Interessenten  ihre  Angebote 
bekannt  geben.  Der  Präfect  kann  sofort  oder  innerhalb 
sechs  Monaten  die  Zusammenberufung  der  Jury  behufs 
Regelung  der  Entschädigung  verlangen  (Art.  53).  Lässt 
die  Verwaltung  sechs  Monate  verstreichen,  ohne  die  Eest- 
stellung  der  Entschädigung  zu  begehren,  so  können  die 
Grundeigenthümer  nach  einer  zuvor  an  den  Präfecten  ge- 
richteten Aufforderung  die  Bezeichnung  der  Entschädi- 
gungsjury verlangen;  den  Grundeigenthümern  liegt  es  ob, 
wie  sonst  dem  Unterpräfecten,  die  Jury  zusammenzuberufen. 
Ort  und  Zeit  der  Versammlung  werden  durch  den  Vor- 
sitzenden der  Jur}^  und  zwar  im  Einverständniss  mit  dem 
Unterpräfecten  angezeigt,  damit  die  Verwaltung  in  der 
Lage  sei,  der  Jury  alle  nothwendigen  Behelfe  zu  liefern. 
Es  folgt  nun,  wie  sonst,  das  Entschädigungsverfahren. 
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§.  11. 
Das  Entschädigungsverfahren. 

Das  Entschädigungsverfahren  enthält  das  System  von 
Formen,  durch  welches  der  Werth  des  enteigneten  Gutes 
festgestellt  und  den  Berechtigten  als  Aequivalent  über- 
geben wird ;  es  zerfällt  in  folgende  Theile : 

a)    Die    Ermittlung    der    En  ts  chädi  gu  ngsb  er  echti  gteu. 

Zur  Regelung  der  Entschädigungsfrage  bedarf  es  vor 
allem  einer  Kenntniss  jener  Personen,  welchen  überhaupt 
Rechtsansprüche  auf  das  enteignete  Grundstück  zustehen; 
es  ist  eine  Forderung  der  Gerechtigkeit,  dass  die  denselben 
geschuldete  Entschädigung  nicht  bestimmt  werde,  ohne 
dass  ihnen  die  Möglichkeit  gegeben  war,  dabei  zu  interve- 
niren.  Der  Enteigner  muss  ihnen  die  von  ihm  als  Entschä- 
digung angebotenen  Summen  bekannt  geben,  und  wenn  sie 
sich  nicht  einigen,  so  ist  die  Entschädigung  durch  die 
gesetzlich  dazu  berufenen  Factoren  festzustellen.  Behufs 
Ermittlung  des  ganzen  Kreises  der  entschädigungsberech- 
tigten Personen  muss  dem  Eigenthümer  des  enteigneten 
Grundstückes  die  Verpflichtung  auferlegt  werden,  alle 
rücksichtlich  desselben  entschädigungsberechtigten  Personen, 
sowohl  die  persönlich  als  auch  die  dinglich  berechtigten, 
soweit  sie  ihm  bekannt  sind,  dem  Enteigner  bekannt  zu 
geben ;  denn  der  Eigenthümer  kennt  am  besten  die  Rechte, 
welche  sein  Eigenthum  belasten.  Insoweit  es  der  Eigen- 
thümer unterlässt,  die  Entschädigungsberechtigten  zu  nennen, 
ist  er  ihnen  selbst  zur  Entschädigung  verpflichtet;  denn 
er  hat  eine  Entschädigung  erhalten,  als  wäre  sein  Grund- 
stück nicht  belastet  gewesen.  Die  von  dem  Eigenthümer 
bekannt  gegebenen  Entschädigungsberechtigten  aber  dürfen 
sich  mit  ihren  Entschädigungsansprüchen  nicht  an  den 
Eigenthümer,  sondern  sie  können  sich  nur  direct  an  den 
Enteigner  halten.  Die  Entschädigungsberechtigten  sind 
öffentlich  aufzufordern,    sich  binnen  einer  bestimmten  Frist 
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zu  melden,  bei  sonstigem  Verluste  ihres  Entschädigungs- 
rechtes.  Der  Eigeuthümer  des  enteigneten  Grrundstückes 
kann,  muss  aber  nicht  die  Entschädigung  für  jene  Be- 
rechtigten liquidiren,  welche  er  dem  Enteigner  bekannt 
gegeben  hat  und  welche  sich  trotz  der  öffentlichen  Auf- 
forderung nicht  gemeldet  haben. 

Nach  den  positiven  Gesetzgebungen  wird  der  Kreis 
der  Entschädigungsberechtigten  in  verschiedener  Weise  fest- 
gestellt. Nach  französischem  Enteignungsrechte  muss 
der  Eigenthümer  oder  Nutzniesser  (Art.  22)  innerhalb  acht 
Tagen  nach  der  Publication  des  Enteignungserkenntnisses 
die'  dem  Enteigner  nicht  schon  ohnehin  bekannten  Pächter, 
Miether,  Nutzniesser,  Wohnungs-  und  Grebrauehs-Berech- 
tigten,  ferner  jene  Servitutberechtigten,  welche  ihre  Eechte 
von  dem  Eigenthümer  ableiten  oder  bei  deren  Constituirung 
der  Eigenthümer  intervenirte,  welche  ihm  also  bekannt 
sein  können,  berufen  und  der  Verwaltung  bekannt  geben, 
bei  sonstiger  eigener  Entschädigungspflicht.  Die  anderen 
Interessenten  ^)  müssen  sich  selbst  innerhalb  dieser  acht 
Tage  anmelden,  bei  sonstigem  Verluste  ihrer  Entschädi- 
gungsrechte, sowohl  dem  Enteigner  als  auch  dem  Eigen- 
thümer gegenüber  (Art.  21). 

Das  belgische  Enteignungsrecht  bestimmt,  dass  der 
Eigenthümer  die  Pächter,  Wohnungs-  oder  Grebrauchsbe- 
rechtigten  vor  der  Fixirung  der  Entschädigung  zu  berufen 
habe,  damit  sie  in  der  Entschädigungsinstanz,  z.  B.  bei 
der  Vornahme  des  Kunstbefundes  über  die  Schätzung,  selbst 
mitwirken  können,  sonst  bleibt  er  ihnen  selbst  zur  Ent- 
schädigung verpflichtet.  Dem  Nutzniesser  liegt  diese  Ver- 
pflichtung zur  Aufforderung  nicht  ob  (Art.  19  Gres.  v.  1835). 
Was    die    übrigen   Entschädigungsberechtigten   betrifft,    so 


')  Hierher  gehören  die  zur  Vindication  berechtigten,  wahren  Eigen- 
thümer, die  Hypothekargläubiger,  andere  als  die  oben  erwähnten  Servitut- 
berechtigten, besonders  jene,  welche  durch  Ersitzung  das  Eecht  der  Dienst- 
barkeit erwarben  u.  s.  w. 
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bedarf  es  keiner  Einladung  zur  Intervention  von  Seite  des 
Eigenthümers  (Art.  21). 

Das  italienische  Enteignungsrecht  kennt  überliaupt 
kein  besonderes  Verfahren  behufs  Ausmittelung  der  Ent- 
schädigungsberechtigten, sondern  begnügt  sich  mit  der 
Publication  des  Enteignungsausspruches  durch  das  amtliche 
Journal,  mit  der  Einschreibung  desselben  im  Hypotheken- 
amte und  mit  der  Vornahme  der  nothwendigen  Verände- 
rungen im  Kataster  (Art.  53).  Die  Entschädigungsberech- 
tigten können  innerhalb  dreissig  Tagen  nach  der  durch  das 
amtliche  Journal  erfolgten  Veröffentlichung  die  Entschädi- 
gung als  ungenügend  anfechten.  Ist  dieser  Termin  abge- 
laufen, ohne  dass  eine  Anfechtung  stattgefunden  hat,  so 
gilt  die  Entschädigung  auch  gegenüber  diesen  dritten  Be- 
rechtigten als  definitiv  bestimmt,  nämlich  in  Höhe  der 
deponirten  Summe  (Art.  54). 

Nach  dem  schweizerischen  Bundesgesetze  haben 
innerhalb  dreissig  Tagen  nach  der  Bekanntmachung,  dass 
der  Plan  bei  dem  Gemeinderathe  zur  Einsicht  bereit  liege, 
alle  Berechtigten  ihre  Rechte  und  Forderungen  genau  und 
vollständig  schriftlich  bei  dem  Gemeinderathe  anzumelden 
(aber  nicht  die  Inhaber  von  Pfandrechten,  Grundzinsen  und 
Zehnten^  (Art.  12,  Nr.  2).  Binnen  sechs  Monaten  nach  Ab- 
lauf dieser  dreissigtägigen  Frist  kann  noch  (auch  ohne 
Meldung)  eine  Entschädigungsforderung  geltend  gemacht 
werden,  wobei  jedoch  der  ehemalige  Inhaber  dieser  Rechte, 
welche  nach  Ablauf  dieser  Frist  an  den  Unternehmer  jedes- 
falls  übergegangen  sind,  in  Beziehung  auf  das  Mass  der 
Entschädigung  dem  Entscheide  der  Schätzungscommission 
sich  ohne  weiters  zu  unterziehen  hat;  wird  auch  innerhalb 
dieser  zweiten  Frist  von  sechs  Monaten  keine  Entschädi- 
gungsforderung geltend  gemacht,  so  erlöschen  alle  dies- 
fälligen  Ansprüche  an  den  Unternehmer,  ausgenommen, 
wenn  erweislich  dem  Abtretungspflichtigen  das  Bestehen 
eines  Rechtes  oder  einer  Last  erst  später  bekannt  geworden 
ist    und   mit   Vorbehalt   der   Entschädigungsforderungen  in 
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Folge  von  Pfandrechten,  Grundzinsen  und  Zehenten,  welche 
auf  dem  Grrundstücke  haften  (Art.  14).  Im  ausserordent- 
lichen Verfahren  soll  der  Eigenthümer  verpflichtet  sein, 
bei  sonstiger  Verantwortlichkeit  den  Realberechtigten  von 
dem  bevorstehenden  Schätzungstermine  rechtzeitig  Kennt- 
niss  zu  geben  (Art,  19). 

Die  deutschen  Gesetzgebungen  verlangen  die  ge- 
hörige Ausmittelung  und  Vorladung  der  Entschädigungs- 
berechtigten von  Amtswegeu,  eventuell  die  Bestellung  von 
Stellvertretern  für  dieselben.  Kurhessisches  Ges.  von 
1834  §.  3;  badisches  Ges.  von  1835  §.  7—13;  baie- 
ri'sches  Ges.  Art.  15;  Enteignungsgesetz  in  Beziehung 
auf  die  Wer ra -Eisenbahn  (Ar.  21).  Der  preussische 
Entwurf  §.  22  verpflichtet  den  Eigenthümer  alle  ihm 
bekannten  Entschädigungsberechtigten  ohne  Ausnahme 
anzuzeigen;  diese  können  auch  freiwillig  interveniren 
und  wird  zu  diesem  Zwecke  der  Termin  zur  Feststel- 
lung der  Liquidation  öffentlich  bekannt  gemacht ;  unter- 
lässt  es  der  Eigenthümer  die  übrigen  Entschädigungs- 
berechtigten anzuzeigen,  so  ist  zwar  die  von  ihm  in  ihrem 
Namen  aufgestellte  und  festgesetzte  Entschädigungssumme 
zwischen  dem  Unternehmer  und  den  übrigen  Entschädigungs- 
berechtigten massgebend  und  daher  von  ihnen  ein  Entschädi- 
gungsanspruch gegen  den  Unternehmer  nicht  geltend  zu 
machen,  wenn  der  Eigenthümer  einen  solchen  für  sie  nicht 
liquidirt  hat.  Der  Eigenthümer  bleibt  aber  alsdann  diesen 
Entschädigungsberechtigten  persönlich  für  den  Entschädi- 
gungsanspruch verantwortlich, 

h)    Die   Feststellung    der   E  n  t  s  c  h  ä  d  i  g  u  n  jr. 

Ist  der  Kreis  der  Entschädigungsberechtigten  ermit- 
telt, so  soll  über  die  Entschädigung  zunächst  eine  gütliche 
Vereinbarung  versucht  werden.  Zu  diesem  Zwecke  liegt 
es  dem  Enteigner  ob,  die  Entschädigungssume  zu  bezeichnen, 
welche  er  jedem  Entschädigungsberechtigten  zu  leisten  be- 
reit ist.     Innerhalb  einer  bestimmten  Frist  haben  die  Ent- 
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scliädigungsberechtigten  sich  auf  das  Angebot  des  Enteigners 
zu  erklären.  Ein  solclier  Versucli  einer  gütlichen  Vereinbarung 
sollte  obligatoriseli  sein  und  erst  wenn  er  gescheitert  ist,  die 
Feststellung  der  Entschädigung  durch  die  Behörde  erfolgen. 
Welche     Behörde     ist     nun    zu    dieser    Function    zu 
berufen?     Dass   die  Regelung  der  Entschädigung  nicht  der 
Verwaltungsbehörde  überlassen  werden   darf,    steht  heutzu- 
tage  ausser   Zweifel ;    es    fehlt    bei   der    Thätigkeit    dieser 
Behörde  an    einer   genügenden   Garantie   für    die   Privaten. 
Dieser   Mangel    fällt    zwar    hinsichtlich    der   gewIJhnlichen 
Grerichte  weg;    allein    es   lässt  sich  in  der  Regel  nicht  an- 
nehmen, dass  die    Gerichte    in   der   Lage    sein    werden,  mit 
der  nöthigen  Genauigkeit  den  Werth  der  enteigneten  Grund- 
stücke   und    Gebäude    festzustellen,    den    schwer    zu    beur- 
theilenden  Einfluss  der  Zerstückelung  des  Grundeigenthums 
ziffermässig  zu   berechnen,    und    die    anderen    einschlägigen 
Fragen,    deren    richtige    Lösung    eine    specielle    Kenntniss 
vieler  localer  Umstände  voraussetzt,   zu  entscheiden.  Durch 
die  einander  gegenüberstehenden  Ansprüche,    die  oft  durch 
eine  grosse  Kluft  geschiedenen  Anerbietungen  auf  der  einen, 
und    Entschädigungsbegehren    auf    der    anderen    Seite     in 
Ungewissheit    und   Schwanken   versetzt,     beschränken     sie 
sich   beinahe   immer    darauf,    das    Gutachten    der    Sachver- 
ständigen als  massgebend  anzusehen,    so    dass  in  Wahrheit 
die  Sachverständigen    die    Richter    über  die  Entschädigung 
sind.    Bedenkt  man  endlich,  dass  in  Folge  der  Anwendung 
der  Processformen ,     der    Ernennung    der    Sachverständigen 
und   des    Instanzenzuges     das    ganze    Verfahren    bedeutend 
verzögert  wird  und  die  Kosten  desselben  beträchtlich  erhöht 
werden,    so   lässt   sich   nicht    verkennen,  dass  die  Gerichte 
zur   Ausführung     der    in    Frage    stehenden    Aufgabe    nicht 
geeignet  sind  und  dass  es  vorzuziehen  ist,  die  Feststellung 
der  Entschädigung  einer  Jury  zu  übertragen,  i)    Die  Ent- 


')  Vgl.  für  die  Jury  Stein  a.  a.  0.  S.  337,  Meyer  a.  a.  0.  S. 
325,  Dernburg  a.  a.  0.  S.  58  Note  14,  Mittermaier  a.  a.  0.  S.  206, 
Treichler  a.  a.  0.  S.  163. 
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Scheidung  wird  liier  einer  Versammlung  von  Sachverständigen 
anvertraut,  welche  vor  den  gewöhnlichen  Sachverständigen 
den  Vorzug  der  vollen  Unabhängigkeit  und  einer  gewissen, 
nicht  gering  anzuschlagenden  Anziehungskraft  in  den  Augen 
der  in  ihnen  eine  ernste  Grarantie  sehenden  Privaten  voraus- 
haben. Aus  dem  Volke  hervorgegangen,  kehren  sie,  sobald 
sie  ihre  Aufgabe  vollzogen  haben,  wieder  in  dasselbe  zurück 
und  stehen  daher  in  der  Regel  weder  unter  dem  Einflüsse 
der  Furcht,  noch  unter  dem  der  Hoffnung.  Die  Grundeigen- 
thümer  unter  den  Mtgliedern  der  Jury  mögen  vielleicht 
als  solche  ein  grosses  Interesse  daran  haben,  die  Entschädi- 
gung so  hoch  als  möglich  festzusetzen,  aber  in  ihrem 
gleichzeitig  bestehenden  Interesse,  dass  die  vielleicht  von 
ihnen  selbst  angeregte  öffentliche  Unternehmung,  von  welcher 
Vortheil  zu  ziehen  sie  gewöhnlich  am  meisten  in  der  Lage 
sind,  rasch  ausgeführt  werde,  ist  ein  genügendes  Gregen- 
gewicht  gelegen.  Bei  der  Entscheidung  durch  eine  Jury 
fallen  die  zahlreichen  Zwischenentscheidungen  fort,  welche 
auf  die  im  allgemeinen  Interesse  gelegene  Beschleunigung 
der  Durchführung  lähmend  einwirken,  ohne  dass  durch  die 
bei  der  Jury  mögliche  Vereinfachung  des  Verfahrens  die 
Grenauigkeit  des  Resultates  irgendwie  geschädigt  würde. 
Die  Jur}'  wird  aber  nur  dann  eine  wirkliche  Grarantie  für 
die  beiden  bei  der  Enteignung  sich  bekämpfenden  Interessen 
bilden,  wenn  das  Volk  zum  Bewusstsein  gekommen  ist, 
dass  das  allgemeine  Interesse  mit  dem  Interesse  der  Ein- 
zelnen harmonirt,  dass  daher  das  erstere  dem  letzteren 
nicht  hintangesetzt  werden  darf.  Auch  muss  man  sich  vor 
einer  fehlerhaften  Zusammensetzung  der  Jury  in  Acht 
nehmen.  "Weder  dürfen  die  Mitglieder  aus  einer  einen  zu 
grossen  örtlichen  Kreis  umfassenden  Liste,  noch  bloss  aus 
den  Personen  des  Ortes  genommen  werden,  da  es  ihnen 
sonst  entweder  an  der  nothwendigen  Localkenntniss  fehlen 
oder  der  Glaube  an  ihre  Unparteilichkeit  erschüttert  werden 
könnte,  so  dass  also  die  beiden  Hauptvorzüge  der  Jury 
auf  das  Spiel  gesetzt  würden.     Dass    in   der   Jury   Grund- 
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eigenthümer  als  Mitglieder  fungiren  müssen,  versteht  sich 
von  selbst;  allein  der  Grundbesitz  darf  nicht  so  vertreten 
sein,  dass  ihm  kein  ausreichendes  Gegengewicht  entgegen- 
gesetzt ist.  In  der  richtigen  Methode  der  Bildung  der  Jury 
liegt  eine  besondere  Schwierigkeit  und  zugleich  eine  Haupt- 
bedingung der  erfolgreichen  Wirksamkeit  dieser  Institution. 
Mit  dem  Systeme,  die  Entschädigung  bei  der  Ent- 
eignung durch  eine  Jury  feststellen  zu  lassen,  wurden  in 
England  und  N  o  r  d  a  m  e  r  i  k  a  die  günstigsten  Erfahrungen 
gemacht.  Nach  den  sachgemässen  Bestimmungen  des  engli- 
schen und  nordamerikanischen  Enteignungsrechtes  kann 
die  Entschädigung  auf  verschiedene  Weise  abgeschätzt 
werden : 

1)  Durch  zwei  Friedensrichter,  wenn  der  An- 
spruch 50  L.  nicht  übersteigt  (Lands  Clauses  ConsoUdation 
Act  8  et  9  Vict.  cap.  18  sect.  22);  dieselbe  Bestimmung 
gilt  gemäss  der  Railway  Clauses  ConsoUdation  Act  (8  et  9 
Vict.  cap.  20  sect.  6)  bei  der  Erbauung  von  Eisenbahnen. 
Pächter,  deren  B.echte  jährlich  kündbar  sind,  müssen  ihre 
Entschädigungsansprüche  jedesfalls  vor  den  Friedensrichtern 
geltend  machen  (8  et  9  Vict.  cap.  18  sect.  121).  Die  Friedens- 
richter müssen  in  der  betreffenden  Grafschaft  oder  Stadt, 
wo  die  Abschätzung  vorgenommen  werden  -soll,  activ  und 
dürfen  nicht  bei  der  Sache  interessirt  sein ;  sie  haben  ledig- 
lich den  Betrag  der  Entschädigung  zu  bestimmen;  sie 
können  ebensowenig,  wie  die  Schiedsrichter  oder  die  Jury, 
über  die  Rechtsfrage  entscheiden.  Der  Entschädigungsan- 
spruch muss  vor  den  Friedensrichtern  innerhalb  sechs 
Kalendermonaten  von  dem  Tage  der  Entstehung  desselben 
erhoben  werden. 

2)  Durch  surveyors  (sachverständige  Feldmesser). 
Wenn  der  Entschädigungsberechtigte  trotz  gehöriger  Ver- 
ständigung bei  der  Verhandlung  vor  der  Jury  nicht  er- 
scheint, oder  aus  dem  Königreiche  abwesend  ist,  oder  trotz 
sorgfältiger  Nachforschung  nicht  aufgefunden  werden  kann, 
so  haben  zwei  Friedensrichter   einen   survryor  zu  ernennen, 
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welclier  die  Abschätzung  vorzunehmen  hat  (^8  et  9  Vict. 
cap.  18  sect.  47)  ;  derselbe  wird  in  Treu  und  Pflicht  ge- 
nommen. Die  Kosten  trägt  der  Enteigner.  Der  Enteignete 
kann  in  einem  solchem  Falle,  wenn  er  mit  der  Schätzung 
unzufrieden  ist,  die  Entscheidung  durch  Schiedsspruch 
verlangen. 

3)  Durch  Schiedsrichter  (arhltrators) .  Jeder  Entschä- 
digungsberechtigte, welcher  einen  50  L.  übersteigenden  Ent- 
schädigungsanspruch erhebt,  hat  die  Wahl,  denselben  durch 
Schiedsrichter  entscheiden  zu  lassen,  doch  muss  er  den  Ent- 
eigner schriftlich  davon  verständigen,  bevor  dieser  von 
dem  SherifF  die  Einberufung  der  Jury  verlangt  hat  und 
sowohl  die  Natur  seines  Entschädigungsanspruches,  als  auch 
die  Höhe  der  von  ihm  begehrten  Entschädigungssumme 
bekannt  geben.  Unterlässt  er  dies  oder  wird  der  Schieds- 
spruch nicht  binnen  drei  Monaten  gefällt,  so  erfolgt  die 
Feststellung  der  Entschädigung  durch  eine  Jury  (8  et  9 
Vict.  cap.  18  sect.  23).  Das  englische  Enteignungsgesetz 
unterzieht  das  Verfahren  vor  dem  Schiedsgerichte  einer 
sehr  sorgfältigen  Regelung  (sect.  25 — 37).  Die  Schiedsrichter 
können  nicht  über  den  Rechtstitel,  sondern  nur  über  den 
Betrag  entscheiden.  Der  schiedsrichterliche  Ausspruch  kann 
nicht  angefochten  werden,  weder  wegen  Rechtsirrthum 
noch  wegen  Thatirrtlmm,  ausser  bei  Collusion  oder  Betrug 
und  wegen  Competenzüberschreitung.  Auf  Grund  des 
Schiedsspruches  kann  geklagt  werden. 

4)  Durch  eine  Jury.  Der  Enteigner  hat  sich,  nach- 
dem er  zehn  Tage  vorher  eine  Entschädigungssumme  ange- 
boten und  seine  Absicht  erklärt  hat,  eine  Jury  berufen  zu 
lassen,  wegen  derselben  an  den  Sheriff  oder,  wenn  dieser 
nicht  unparteiisch  ist,  an  den  Coroner  jener  Grrafschaft 
oder  Stadt  zu  wenden,  in  welcher  die  Grrundstücke  gelegen 
sind,  und  nachzuweisen,  dass  alle  gesetzlich  vorgeschriebenen 
Schritte,  insbesondere  der  Enteignungsausspruch  dui'ch  die 
Benachrichtigung  der  Grundeigenthümer  (notice  to  treat),  die 
Verständigung  von  der  Absicht,  eine  Jury  zu  berufen,  nebst 
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dem  Anerbieten  einer  Entscliädigungssnmme  bereits  zurück- 
gelegt  wurden    (8    et    9  Vict.    cap.  18    sect.  38 — 40).     Der 
Sheriff  verständigt   den    Enteigner   von    der   Zeit  und  dem 
Orte  der  A'^ersammlung  der  Jury  und  diesem  liegt  es  dann 
ob,     die     Grrundeigentliümer    zu     verständigen    (sect.    41). 
Der  SherifF  beruft  24  Grescbworne ;   jeder   von  diesen  kann 
ohne  seine  Zustimmung  nur  ein  Mal  jäbrlicli  berufen  werden 
(sect.  57).     Der  Sberiif  oder  sein  Stellvertreter  führen  bei 
der  Verhandlung  den  Vorsitz.      Der  Entschädigungsberech- 
tigte tritt  als  Kläger  auf  (sect.  43) ;  wenn  er  erscheint,    so 
wird    eine    Jury    von    12    Personen    in    der    gewöhnlichen 
"Weise  zusammengesetzt   (sect.  42) ;    erscheint    er   nicht,    so 
wird  die  Entschädigung    durch    surveyors  (oben  sub  2)  fest- 
gestellt.    Jeder   von   beiden   Theilen  kann  von  dem  Sheriff 
die  Vorladung  von  Zeugen  oder  die  Anordnung  eines  Augen- 
scheines   verlangen   (sect.  43).     Die  Jury    darf  den  ßechts- 
titel  nicht  untersuchen,  sondern  muss  von  der  Voraussetzung 
ausgehen,  dass  der  Ansprecher  auf  die  Entschädigung  wirk- 
lich Anspruch  habe  (sect.  49) ;  ebenso  wenig  darf  sie   oder 
der  Sheriff  untersuchen,    ob    der    Enteignungsausspruch    in 
gesetzliolier  Weise  erfolgt  ist.  Die  Jury  muss  in  dem  Ver- 
dicte  die  Geldsumme,  welche  für  die  Enteignung  der  Grund- 
stücke selbst,    zu    leisten    ist,    von    der  Geldsumme,  welche 
für  die  in  Folge  der  Abtretung  durcli  Zerstückelung  u.  s.  w. 
herbeigefülirten  Schäden  gezahlt    werden    muss ,    gesondert 
bestimmen.  Auf  Grund  des  Verdictes  der  Geschwornen  fällt 
der    Sheriff'    das    Entschädiguugsurtheil    (sect.    50).      Jeder 
von  beiden  Theilen   kann    eine    Speeialjury  verlangen;    der 
Entschädigungsberechtigte    muss  aber  den  Enteigner  davon 
verständigen,  bevor  dies'er  von  dem  Sheriff  die  Einberufung 
der   Jury   verlangt    (sect.  54 — 50).     Gegen    das    Verfahren 
vor  dem    Sheriff'  und    den    Geschw^ornen    sind   Rechtsmittel 
zulässig,    aber    nur    wegen    Tncompetenz    des  Sheriffs  oder 
wegen  Unterschleifs,  dolus,  oder  Parteilichkeit  des  Sheriffs. 
Die  zugesprochene    Entschädigung    kann  nebst  den  Kosten 
des  Verfahrens  mittelst  Klage  eingebracht  werden. 

Grünliut,  Euteignungsreclit.  l(j 
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Auch  das  französische  Enteignungsrecht  überweist 
die  Feststellung  der  Entschädigung  einer  Jury.  Durch  das 
Gesetz  von  1807  war  zu  dieser  Function  noch  die  Ver- 
waltungsbehörde (der  Präfecturrath  und  im  Appellations- 
wege der  Staatsrath  Art.  5G,  57),  durch  das  Gesetz  von 
1810  das  Gericht  berufen;  erst  das  Gesetz  von  1833  führt 
die  Jury  ein.  Die  Geschwornenlisten  werden  alljährlich 
von  dem  Generalrathe  des  Departements  in  seiner  regel- 
mässigen Session  entworfen  und  zwar  für  je  ein  Arrondisse- 
ment  einer  Unterpräfectur  aus  wenigstens  36  und  höchstens 
72  in  diesem  Arrondissement  domicilirenden  Personen;  für 
das  Departement  der  Seine  besteht  eine  einzige  Liste  von 
600  Personen  (Art.  29  Ges.  v.  1841).  Aus  diesen  Listen 
des  Generalrathes  wird  die  Specialjury  von  dem  höchsten 
Gerichtshofe  des  Departements  gebildet,  und  zwar  besteht 
dieselbe  aus  16  Geschwornen  und  4  Ersatzgeschwornen 
(Art.  30  al.   1).  Li  die  Jury  dürfen  nicht  gewählt  werden  : 

1)  die  Eigenthümer,  Pächter  oder  Miether  der  im  Bescheide 
des  Präfecten  gemäss  Art.  11  bezeichneten  und  derzeit  noch 
zur    Enteignung    bestimmten   Grundstücke    und    Gebäude; 

2)  die  auf  diesen  Objecten  eingetragenen  Gläubiger  und  3)  alle 
anderen  Literessenten  (Art.  30).  Diese  Specialjury  soll  nur 
bis  zur  künftigen  Session  des  Generalrathes  functioniren, 
doch  sollen  die  von  einer  Jury  bereits  begonnenen  Operatio- 
nen von  ihr  selbst  zum  definitiven  Abschluss  gebracht 
werden  (Art.  45).  Die  Geschwornenliste  wird  dem  Unter- 
präfecten  zugestellt,  welcher  im  Einvernehmen  mit  dem 
Vorsitzenden  der  Jur}^  die  Geschwornen  und  alle  Interes- 
senten zusammeiiberuft.  Die  Berufung  muss  wenigstens 
acht  Tage  vor  dem  Zusammentritt  erfolgen;  den  Parteien 
müssen  auch  die  iSTamen  der  Geschwornen  bekannt  gegeben 
werden  (Art.  31,  42).  lieber  die  Verhandlungen  vor  der 
Jury  wird  von  dem  Greffier  Protocoll  geführt,  damit  et- 
waige Nichtigkeitsgründe  ersichtlich  seien  (Art.  34).  Sind 
alle  Geschwornen  gehörig  eingeladen  und  doch  nicht  alle 
16  gegenwärtig,    so    darf    der    Vorsitzende    diese  Zahl  aus 
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der  nach  Art.  29  angefertigten  Liste  completiren,  damit 
die  Parteien  in  der  Lage  seien,  ihr  Recusationsrecht  aus- 
zuüben ;  der  Grret'tier  ruft  nach  einander  die  Sachen  auf, 
über  welche  die  Jury  im  Laufe  der  Session  entscheiden 
soll  (Art.  34  al.  1 1.  Für  jedes  enteignete  Grundstück  wird 
eine  besonder  e  Jury  gebildet,  damit  das  Recusationsrecht 
gehörig  ausgeübt  werden  könne  und  nicht  zahlreiche  Ent- 
schädigungsberechtigte gezwungen  seien,  sich  über  die 
beiden  gesetzlich  zustehenden  Recusationen  zu  einigen. 
Die  Namen  der  Geschwornen  werden  in  der  Ordnung  auf- 
gerufen, in  welcher  sie  auf  der  Liste  eingeschrieben  sind. 
Bei  dem  Namensaufrufe  haben  sowohl  der  Enteigner  als 
auch  der  Enteignete  das  Recht,  je  zwei  Geschworne  ohne 
Angabe  von  Gründen  zu  recusiren.  Sind  mehrere  Literes- 
senten in  Ansehung  eines  enteigneten  Grundstückes  da, 
so  sollen  sie  sich  über  das  Recusationsrecht  einigen,  sonst 
entscheidet  das  Los ;  sind  nur  zwei  Literessenten  da,  so 
steht  jedem  das  Recht  zu  einer  Recusation  zu.  Ausserdem 
bestehen  noch  besondere  Recusationsgründe  (zur  Wahrung 
der  Unparteilichkeit).  Die  Erkenntnissjury  muss  immer  aus 
zwölf  Mitgliedern  bestehen  (Art.  34  al.  4).  Sobald  zwölf 
Geschworne  als  Jury  für  eine  Sache  constituirt  sind,  so 
haben  die  Parteien  auf  diese  Jury  ein  erworbenes  Recht. 
Wird  einer  der  Geschwornen  unfähig,  so  können  die  übrigen 
die  Entscheidung  fällen,  vorausgesetzt,  dass  noch  neun 
Geschworne  da  sind.  Die  Verhandlungen  der  Juiy  sind 
öflPentlich  (Art.  37  al.  7),  Jede  Partei  und  deren  Vertreter 
bringen  ihre  Bemerkungen  vor  (Art.  37  al.  4).  Beide  Theile 
dürfen  vor  der  ^iiry  ihr  Angebot ,  resp.  ihr  Begehren 
erhöhen  oder  vermindern.  Die  Jury  darf  alle  Personen 
vernehmen,  von  denen  sie  Aufklärungen  erwarten  zu  können 
glaubt  (Art.  37  al.  5) ;  sie  kann  einen  Localaugenschein 
vornehmen  oder  zu  diesem  Zwecke  eines  oder  mehrere 
ihrer  Mitglieder  delegiren  (Art.  37  al.  6).  Die  Jury  darf 
wohl  Sachverständige  zu  ihrer  Aufklärung  vernehmen,  nicht 
aber    einen    eigentlichen    Kunstbefund    anordnen,    noch    die 
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Sachverständigen  über  die  Höhe  der  zu  bewilligenden  Ent- 
schädigung befragen.  Die  Verhandlung  kann  in  einer  fol- 
genden Sitzung  fortgesetzt  werden  (Art,  BT  al.  7).  Der 
Vorsitzende,  welchem  die  ganze  Leitung  des  Verfahrens 
zusteht,  hat  an  die  Jury  solche  Fragen  zu  richten,  dass 
sie  dieselben  mit  der  Fixirung  einer  Entschädigungssumme 
beantworten  kann.  Die  Parteien  sollen  über  die  Fragen 
gehört  werden.  Die  Fragen  müssen  der  Jury  schriftlich 
übergeljen  und  dem  Protocolle  ebenso  wie  der  Entscheidung 
der  Jury  angeschlossen  werden.  Die  Jury  muss  auf  alle 
Fragen  antworten  und  darf  keine  anderen  substituiren, 
Nacli  geschlossener  Verhandlung  zieht  sich  die  Jur}'  zur 
Berathung  zurück  ;  sie  entscheidet  mit  Majorität ;  im  Zweifel 
entscheidet  der  Obmann  (Art.  38}.  lieber  Aufforderung  der 
Jury  darf  der  Vorsitzende  an  ihrer  Berathung,  in  keinem 
Falle  aber  an  ihren  Abstimmungen  Theil  nehmen.  Die 
von  der  Jury  zuerkannte  Entschädigung  darf  niemals 
niedriger  als  das  Angebot  des  Enteigners  und  niemals 
höher  als  das  Begehren  der  Entschädigungsberechtigten 
sein  (Art.  39  al,  5).  Die  Jury  hat  nur  über  die  Höhe  der 
Entschädigung  zu  entscheiden,  nicht  aber  über  das  Recht 
der  die  Entschädigung  in  Anspruch  nehmenden  Personen, 
Hat  der  Vorsitzende  die  Entscheidung  der  Jury  für  gesetz- 
mässig  erkannt,  so  soll  er  dieselbe  noch  in  Gregenwart  der 
Jury,  der  Parteien  und  des  Publicums  mit  der  Executions- 
clausel  versehen,  auch  über  den  Kostenpunct  entscheiden 
und  den  Zeitpunct  der  Besitzergreifung  angeben.  In  letzterer 
Beziehung  hat  er  sich  an  den  von  dem  Präfecten  gemäss 
Art.  11  angegebenen  Zeitpunct  zu  halten;  wäre  derselbe 
bereits  verstrichen,  so  soll  die  Besitzergreifung  sofort  nach 
der  ßezalüung  oder  Depoiiirung  der  Entschädigungssumme 
erfolgen.  Der  Vorsitzende  der  Jury  soll  aber  jedes- 
falls  den  Enteigner  in  den  Besitz  setzen,  auch  wenn  dieser 
schon  früher  mit  Zustimmung  des  Eigenthümers  den  Besitz 
ergriffen  hätte.  Gegen  die  Entscheidung  der  Jury  und  des 
Vorsitzenden    besteht    kein     anderes    Rechtsmittel    als    die 
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Cassationsbeschwerde  (wegen  Uebersehreituiig  der  Amts- 
gewalt, Incompetenz  oder  Verweigerung  der  Erfiilhmg  der 
gesetzlichen  Aufgabe ,  ferner  wegen  Verletzung  anderer 
Gesetze  als  des  Gresetzes  von  1841,  so  des  Ges.  v.  1807, 
1810  u.  s.  w.)  (Art.  42  al.  1).  Dieselbe  muss  innerbalb 
vierzehn  Tagen  überreicht,  innerhalb  weiterer  acht  Tage 
der  Gegenpartei  bekannt  gegeben  werden  und  hat  keinen 
Suspensiveifect.  Die  Civilkammer  des  Cassationshofes  soll 
in  dem  darauf  folgenden  Monate  darüber  entscheiden.  Im 
Falle  der  Cassation  wird  die  Sache  vor  eine  neue,  in  dem- 
selben Arrondissement  gemäss  Art.  30  gewählte  Jury,  also 
vor  andere  Geschworne  verwiesen.  Der  Cassationshof  kann 
von  Amtswegen,  wenn  die  Jury  des  Arrondissements  der 
rei  sitae  aus  localen  Eintlüssen  befangen  scheint,  die  Fest- 
stellung der  Entschädigung  der  Jury  eines  benachbarten 
Arrondissements  übertragen  (Art.  43  al.  2\         \  ha;/  ..-nt 

Dem  französischen  ist  das  Verfahren  des  Frank- 
furter Gesetzes  von  1856  streng  nachgebildet.  Angefertigt 
wird  eine-  dreijährige  Hauptliste,  bestehend  aus  88  Per- 
sonen, 77  aus  der  Stadt,  11  aus  den  Landgemeinden;  aus 
diesen  lost  der  Commissär  des  Stadtgerichtes  18  aus; 
Jede  von  beiden  Parteien  darf  zwei  recusiren.  Die  ersten 
zwölf  sind  die  Geschwornen,  die  beiden  letzteren  die  Ersatzv 
männer.  Zur  Giltigkeit  der  Beschlüsse  der  Geschwornen 
über  den  Entschädigungsbetrag  ist  Anwesenheit  all  et 
erforderlich. 

Auch  das  durch  das  Enteignungsgesetz  für  das  Weichbild 
der  Städte  P  es  t-Ofen  LVI.  Ges.-Art.  normii'te  Entschädi- 
gungsverfahren schliesst  sich  an  das  französische  Vorbild  an. 
Aus  der  durch  die  Stadtrepräsentenz  gewählten  Jabresliste 
von  500  werden  durch  das  Los  54  Geschworne,  nämlich  36 
als  ordentliche,  18  als  Ersatzgeschworne  für  das  erste 
Vierteljahr  gewählt;  wenigstens  drei  Tage  vor  Ablauf 
dieses  Vierteljahres  wird  für  das  nächste  Vierteljahr  eine 
ebensogrosse  Anzahl  aus  der  Jahresliste  durch  das  Los 
gewählt.      Nach   Ueberreichung    der   Klage   von   Seite    der 
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Verwaltungsbehörde  aui'  Feststellung  des  Entsehädigungs- 
betrages  durcb  das  Gescbwornengericlit  wird  ein  Verhand- 
lungstermin auf  längstens  acht  Tage  bestimmt.  An  dem 
Verhandlungstage  müssen  36  Greschworne  gegenwärtig  sein. 
Die  Namen  derselben  werden  aus  einer  Urne  gezogen. 
Sowohl  die  Verwaltung  als  auch  die  Interessenten  können 
je  zwölf  Geschworne  recusiren.  Ueber  die  Entschädigungs- 
beträge müssen  zwölf  Geschworne  entscheiden.  Gegen  das 
Erkenntniss  des  Geschwornengerichtes  ist  eine  Nichtig- 
keitsbeschwerde ohne  SuspensivefFect  innerhalb  drei 
Tagen  zulässig;  im  Falle  der  Cassation  ist  die  Sache 
vor  einem  anderen  Geschwornengerichte  zu  verhandeln 
(§§.  40—82). 

Nach  belgischem  Enteignungsrechte  wird  dagegen 
die  Feststellung  der  Entschädigung  von  Seit «^  des  Gerich- 
te s ,  und  zwar,  wenn  möglich,  in  Verbindung  mit  dem  Ent- 
eignungserkenntnisse vorgenommen.  Konnte  das  Gericht  die 
Höhe  der  Entschädigung  in  dem  Enteignungserkenntnisse 
noch  nicht  bestimmen  und  wird  ein  Sachverständigenbefund 
angeordnet,  so  bezeichnet  das  Gericht  in  dem  Enteignungs- 
erkenntnisse die,  sei  es  einverständlich  von  den  Parteien, 
sei  es  von  Amtswegen  durch  das  Gericht  selbst  ernannten 
Sachverständigen  und  zugleich  einen  Richter  als  Vor- 
sitzenden. Erfolgt  die  Ernennung  der  Sachverständigen  von 
Amts  wegen,  so  hat  das  Gericht  drei  zu  ernennen  (Art.  7 
des  Ges.  v.  1835).  Die  Parteien  können  sich  aber  über  die 
Sachverständigen  einigen  und  auch  darüber,  dass  nur  ein 
Sachverständiger  ernannt  werden  soll.  Innerhalb  der  darauf 
folgenden  sechs  Tage  sind  die  Sachverständigen  von  dem 
Enteigner  oder  dem  Enteigneten  aufzufordern,  den  Befund 
vorzunehmen.  Die  Sachverständigen  begeben  sich  an  Ort  und 
Stelle  mit  dem  Vorsitzenden  Richter,  welcher  ermächtigt 
ist,  die  ausbleibenden  Sachverständigen  oder  jene,  gegen 
welche  genügende  Recusationsgründe  vorgebracht  werden, 
durch  andere  zu  ersetzen.  Die  Interessenten  können  bei 
dem  Befunde  interveniren.    Kann  das  Gutachten  der  Sach- 
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verständigen  nicht  sofort  abgegeben  werden,  so  darf  der 
Ricliter  einen  Aufschub  von  bestimmter  Dauer  gewähren. 
Wollen  die  Sachverständigen  noch  einmal  auf  das  Grund- 
stück zurückkehren,  so  bedarf  es  weder  einer  Verständigung 
der  Parteien,  noch  braucht  auch  der  Richter  wieder  mitzu- 
gehen. Nach  beendetem  Kunstbefunde  wird  das  darüber 
aufgenommene  ProtocoU  und  das  Grutachten  in  der  Gerichts- 
schreiberei niedergelegt  und  ein  Tag  für  die  Verhandlung 
angeordnet.  Bei  dieser  Verhandlung  besteht  der  Bericht 
des  Vorsitzenden  Richters  in  der  einfachen  Vorlesung  des 
Protocolles  und  des  Gutachtens ;  das  letztere  dient  ledig- 
lich als  Belehrung  für  das  Gericht,  es  ist  für  dasselbe 
nicht  bindend.  Die  Parteien  werden  gehört,  ebenso  der 
Staatsanwalt;  das  Urtheil  über  die  Entschädigung  muss 
innerhalb  zehn  Tagen  gefällt  werden  (Art.  9,  11,  17).  Die 
Entschädigungssumme  kann  deponirt  werden  und  die  Ent- 
eigner können  dann  sofort  auf  Grund  einer  Verordnung 
des  Gerichtspräsidenten  Besitz  ergreifen.  Diese  Verordnung 
ist  executionsfähig,  trotz  Opposition  und  Appellation  und 
ohne  dass  es  einer  Caution  bedarf  (eine  durch  Art.  12  des 
Ges.  V.  1835  eingeführte  Neuerung).  "Wird  die  Entschädigung 
in  der  Appellationsinstanz  erhöht,  so  muss  der  Enteigner 
die  ergänzende  Summe  innerhalb  acht  Tagen  deponiren, 
sonst  kann  sich  der  Enteignete  der  Fortsetzung  der  Arbeiten, 
aber  nur  auf  seinem  Grunde  und  Boden,  widersetzen  (eben- 
falls eine  Neuerung  des  Ges.  v.  1835  Art.  18;  früher  bestand 
für  die  Bezahlung  der  Entschädigung  ein  Zeitraum  von 
drei  Jahren  nach  der  Besitznahme).  Gegen  das  Entschädi- 
gungserkenntniss  kann  innerhalb  drei  Mopaten  Appellation 
eingebracht  werden.  Enthält  das  Enteignungserkenntniss 
zugleich  den  Ausspruch  über  die  Entschädigungssumme,  so 
besteht  gegen  den  einen  Theil  des  Erkenntnisses  eine 
vierzehntägige,  gegen  das  Entschädigungserkenntniss  eine 
dreimonatliche  Appellationsfrist.  Wird  die  Entschädigung 
in  der  Appellationsinstanz  vermindert,  so  muss  der  Ent- 
eignete   den    empfangenen    Mehrbetrag    sammt   den   Zinsen 
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herausgeben.  In  der  Appellationsins.tanz  kann  die  Ent- 
schädigung nicht  blos  in  den  durch  das  Enteignungsrecht 
eingeführten,  sondern  auch  in  den  gewöhnlichen  Formen 
des  Verfahrens  festgestellt  werden,  da  hier  eine  besondere 
Dringlichkeit  in  der  Regel  nicht  mehr  vorhanden  ist.  In 
Ansehung  der  ausserordentlichen  Rechtsmittel  gilt  das 
oben  in  Beziehung  aaf  das  Enteignungserkenntniss  Bemerkte. 
An  das  belgische  schliesst  sich  das  durch  das  allge- 
meine ungarische  Enteignungsgesetz  von  1868,  LV. 
Ges. -Art.,  eingeführte  Entschädigungs verfahren ;  Die  Ent- 
schädigungssumme ist,  wenn  eine  gütliche  -Vereinbarung 
nicht  zu  Stande  kommt,  auf  Grund  eines  Sachverständigen- 
Ausspruches  immer  vom  (lerichte  (der  Realinstanz)  fest- 
zustellen (§.  a4).  Sobald  der  Enteignungsplan  an  das 
Gericht  gelangt  ist,  so  hat  dieses  eine  Tagsatziuig  an  Ort 
und  Stelle  anzuberaumen,  zu  welcher  der  Enteigner  und 
die  Enteigneten  resp.  deren  Vertreter  vorzuladen  sind 
(§.  42).  In  Ermangelung  einer  gütlichen  Vereinbarung 
ergeht  die  Aufforderung  an  die  Parteien,  Sachverständige 
zu  bestimmen.  Die  gleichmässig  interessirten  Grundbesitzer 
einer  und  derselben  Gemeinde  wählen  zusammen  je  einen 
Sachverständigen ;  im  Falle  der  Nichteinigung  entscheidet 
die  relative  Majorität,  bei  gleicher  Stimmenzahl  d;is  Los. 
Weigert  sich  eine  Partei,  einen  Sachverständigen  zu  wäh- 
len, so  erfolgt  richterliche  Bestellung.  Zu  jeder  Sachver- 
ständigencommission  ernennt  der  Richter  einen  dritten 
Sachverständigen  als  Vorsitzenden.  Der  Richter  fordert 
die  Parteien  auf,  ihre  Wünsche  bekannt  zu  gebpii,  nimmt 
die  wesentlichen  Wünsche  zu  Protocoll,  stellt  eine  Instruction 
für  die  Schätzungscommission  fest  und  ordnet  einen  Termin 
für  den  Schätzungsvollzug  an.  An  dem  Tage  der  Schätzung 
werden  die  Sachverständigen  beeidigt.  Das  Schätzungs- 
protocoU  wird  von  der  Gerichtscommission  dem  Gerichts- 
hofe vorgelegt ,  welcher  dasselbe  längstens  binnen  acht 
Tagen  erledigt.  Das  Gericht  entscheidet  über  die  Entschädi- 
gungsfrage   auf    Grund  der  geschlossenen  Vergleiche,  resp. 
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der  Schätzung  der  Sachverständigen,  oder  annullirt  das 
Verfahren  ganz  oder  theilweise  und  ordnet  ein  neues  an. 
Innerhalb  drei  Tagen  nach  der  Zustellung  des  meritorischen 
Bescheides  ist  eine  Nullitätsbeschwerde  an  den  Cassations- 
hof  zulässig  (wegen  Verletzung  der  Formen  des  Verfahrens 
und  der  Gerichtsordnung).  Nach  eingetretener  Rechtskraft 
des  Entscliädigungserkenntnisses  kann  der  Enteigner  so- 
gleich factisch  Besitz  nehmen. 

In  Italien  hat  in  Ermangelung  einer  gütliclien  Ver- 
einbarung über  die  Entschädigungssumme  der  Präfect  ein 
Verzeichniss  jener  Grundeigenthümer  zu  macheu ,  welche 
die  angebotene  Entschädigung  nicht  annalimen,  und  i03er- 
gibt  dieses  Verzeichniss  mit  dem  Plane  und  den  anderen 
Documenten  dem  Präsidenten  des  Gerichtes  der  gelegenen 
Sache  (Art.  31  \  Das  Gericht  ernennt  innerhalb  der  unmit- 
telbar darauf  folgenden  drei  Tage  mit  einfachem  Decrete 
ohne  Vorladung  der  Parteien  einen  oder  drei  Sachver- 
ständige ,  mit  der  Vf rpflichtung,  die  Grundstücke  abzu- 
schätzen und  unter  Angabe  eines  Termines,  innerhalb  dessen 
das  Gutachten  zu  er.statten  ist  (Art.  o2).  Gegen  das 
die  Sachverständigen  ernennende  Beeret  besteht  kein  Rechts- 
mittel mit  Suspensiveffect  (Art.  35).  Die  Interessenten 
brauchen  zum  Sachverständigenbefunde  nicht  berufen  zu 
\verden,  doch  muss  in  jeder  Gemeinde  eine  Anzeige  der 
Tage  verötf entlicht  werden,  an  welchen"  -sie  mit  der 
Schätzung  eines  jeden  Grundstückes  vorgehen  werden,  und 
zwar  wenigstens  drei  Tage  vor  der  wirkliehen  Vornahme 
der  Schätzung  (Art.  3G).  lieber  den  Saehverständigenbefund 
wird  nach  den  Vorschriften  des  Gerichtsverfahrens  Bericht 
erstattet  (Art.  ?>><).  Das  Gütachten  der  Sachverständigen 
wird  mit  allen  Belegen  von  dem  Präsidenten  des  Gerichtes 
dem  Präfecten  übergeben  (Art.  47).  Nach  Empfang  des 
Sachverständigenbefundes  trägt  der  Präfect  dem  Enteigner 
die  Zahlung  oder  Deponirung  der  Schätzsumme  auf,  spricht 
hierauf  die  wirkliche  Enteignung  aus  und  ermäclitigt  zur 
Occupatiün  der  enteigneten  Grundstücke    ^ Art.  48).     Jeder 
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Enteignete  kann  innerhalb  dreissig  Tagen  nach  Zustellung 
dieses  Erkenntnisses  vor  der  competenten,  richterlichen 
Autorität  gegen  die  von  den  Sachverständigen  gemachte 
Schätzung  eine  Beschwerde  vorbringen.  Ist  dieselbe  darauf 
gegründet,  dass  ein  Irrthum  in  dem  Ausmasse,  in  der 
Culturart  u.  s.  w.  unterlief,  so  soll  das  Grericht  einen 
neuen  Sachverständigenbefund  anordnen.  Nur  der  Ent- 
eignete, nicht  der  Enteigner  ist  berechtigt,  die  Höhe 
der  von  den  Sachverständigen  fixirten  Entschädigungssumme 
anzufechten.  Das  Grericht  kann  die  Entschädigungssumme 
erhöhen,  niemals  vermindern. 

Das  schweizerische  Bundesgesetz  bestimmt,  dass, 
wenn  eine  gütliche  Vereinbarung  nicht  zu  Stande  kommt,  der 
Entschädigungsbetrag  von  einer  Schätzungscommission 
ausgemittelt  werde  (Art.  26).  Das  Bundesgericht  ernennt 
einen,  der  Bundesrath  einen  zweiten,  die  betreffende  Can- 
tonalregierung  für  die  in  ihrem  Bezirke  befindlichen  Liegen- 
schaften einen  dritten  Sachverständigen.  Für  jedes  Mitglied 
werden  auch  zwei  Ersatzmänner  bezeichnet  (Art.  27).  Die 
Schätzungscommission  steht  unter  der  Aufsicht  des  Bundes- 
gerichtes (Art.  28) ;  sie  ladet  die  Betheiligten  sieben  Tage 
vor  der  Verhandlung  vor  (Art.  32)  und  ist  befugt,  Abge- 
ordnete des  Gremeinderathes,  oder  besondere  Sachverständige 
zu  Rathe  zu  ziehen ;  sie  nimmt  die  Schätzung  auch  rück- 
sichtlich jener  Rechte  vor,  in  Beziehung  auf  welche  die 
Abtretungspflicht  bestritten  ist  (Art.  34).  Die  Entscheidung 
ist  sämmtlichen  Betheiligten  schriftlich  mitzutheilen.  Inner- 
halb dreissig  Tagen  ist  jeder  Betheiligte,  auch  derjenige, 
welcher  seine  Abtretungspflicht  überhaupt  bestreitet  (Art.36), 
berechtigt,  bei  dem  Bundesgerichte  Beschwerde  zu  führen, 
und  diesem  steht  das  Entscheidungsrecht  zu  (Art.  35). 
Der  Präsident  des  Bundesgerichtes  kann  nach  Eingang 
einer  Beschwerde  gegen  die  Entscheidung  der  Schätzungs- 
commission entweder  einen  Instructionsrichter ,  oder  in 
wichtigeren  Fällen,  oder  auf  Begehren  einer  Partei  eine 
Instructionscommission    von    zwei   bis  drei  Mitgliedern  aus 
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der  Mitte  des  Bmidesgerichtes  ^)  zur  weiteren  Leitung  des 
Processes  bezeiclmen.  Sobald  die  Entscheidiing  der  Schät- 
zungscommission  oder  das  bundesgericlitlielie  Urtheil  rechts- 
kräftig geworden  ist,  so  kann  die  Erfüllung  der  Verpflich- 
tung gefordert  werden  (Art.  42).  Das  Verfabren  vor  der 
Scbätzungscommission  ist  durch  ein  besonderes,  von  dem 
Bundesgerichte  entworfenes  Eeglenient  A'om  22.  April  1854 
in  29  Artikeln  geregelt. 

Was  die  deuts  cli  en  Gesetzgebungen  betrifft,  so  soll 
nach  dem  preussischen  Landrecht  I.  11  §§.  8,  9,  11 
in  Ermangelung  einer  gütlichen  Vereinbarung  eine  Ab- 
schätzung durch  vereidete  Taxatoren  stattfinden.  Will  sich 
eine  von  beiden  Parteien  dabei  nicht  beruhigen,  so  ist 
Provocation  auf  gerichtliches  Grehör  zulässig.  Die  spätere 
preussische  Gresetzgebung  (§.  1 1  des  Eisenbahn gesetzes 
von  1838)  hat  die  vorläufige  Feststellung  der  Entschädigung 
den  administrativen  Behörden  übertragen ;  die  Re- 
gierung ernennt  die  Taxatoren  und  leitet  unter  Zuziehung 
beider  Theile  das  Abscliätzungsverfahren.  Doch  bleibt  nur 
dem  Enteigneten,  nicht  dem  Enteigner,  wenn  er  mit  der 
Schätzung  der  Taxatoren  unzufrieden  ist,  der  Rechtsweg 
vorbehalten.  Im  Anschluss  hieran  soll  nach  dem  p  r  e  u  s  s. 
Entw.  §§.  23 — 27  in  Ermangelung  einer  gütlichen  Verein- 
barung zunächst  eine  Feststellung  der  Entschädigung  durch 
die  administrativen  Behörden  stattfinden.  Als  Basis  für 
das  Ermessen  dieser  Behörden  soll  das  Grutachten  von 
Sachverständigen  dienen.  Die  Parteien  können  sich  über 
einen  Sachverständigen  einigen,  ausserdem  erfolgt  die 
Abschätzung  durch  drei  Sachverständige,  von  denen  jede 
Partei  einen,  der  von  der  betrefi'enden  Bezirksregierung  zur 
Leitung  des  Ganzen  zu  ernennende  Commissarius  den  dritten 
ernennt.  Mehrere  bei  demselben  Objecte  lietheiligte  Literes- 
senten sind  verpflichtet,    sich    über    einen  von  ihnen  vorzu- 

^)  Dieses  ist  eine  durch  das  Bandesgesetz  von  1857  erfolgte  Ab- 
änderung. 
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schlagenden  Sachverständigen  zu  einigen,  und  wenn  dies 
nicht  geschieht,  das  Los  entscheiden  zu  lassen.  Für  die 
ausbleibenden  Interessenten  kann  der  Commissär  die  Sach- 
verständigen wählen.  Die  Sachverständigen  müssen  vereidet 
werden.  Ueber  die  Gutachten  derselben,  welche  schriftlich 
oder  mündlich  abgegeben  werden  können,  sind  die  Parteien 
mit  ihren  Erinnerungen  binnen  acht  Tagen  zu  hören.  Die 
Regierung  entscheidet  nach  freiem  Ermessen  über  die 
Höhe  der  Entschädigung  und  bestimmt,  dass  der  Unternehmer 
gegen  Zahlung  oder  Deposition  der  Entschädigungssumme 
in  den  Besitz  der  Grundstücke  zu  setzen  sei.  Gegen  die 
Entscheidung  der  Regierung  über  die  Höhe  der  Entschädi- 
gung steht  beiden  T  heilen  das  Recht  zu,  innerhalb 
drei  Monaten  nach  dem  Zeitpuncte  der  Einweisung  des 
Unternehmers  in  den  Besitz  die  gerichtliche  Feststellung 
der  Entschädigung  zu  verlangen.  Das  Gericht  entscheidet 
nach  f  r  e  i  e  m  E  r  m  essen  (§.  27).  In  ähnlicher  Weise  erfolgt 
die  Feststellung  der  Entschädigung  nach  dem  sächsischen 
Enteignungsgesetze  für  Eisenbahnen  vom  B.Juli  1835,  §.6 
(nur  dem  Eigenthümer  ist  in  §.  6  das  Recht  gegeben,  gegen 
die  Höhe  der  ausgeworfenen  Entschädigung  den  Rechtsweg 
zu  betreten),  ferner  nach  dem '  Enteignungsgesetze  in  Be- 
ziehung auf  die  W  e  r  r  a-Eisenbahn  Art.  22  u.  s.  w.  (mit 
dem  Unterschiede,  dass  hier  die  Beschreitung  des  Rechts- 
weges überhaupt  ausgeschlossen  ist,  da  das  Staatsministerium 
in  letzter  Instanz  zu  entscheiden  hat,  Art.  35).  InBaiern 
sind  in  Ermangelung  gütlicher  Uebereinkunft  die  Gerichte 
zur  Bestimmung  der  Entschädigung  competent.  (Einf.-Ges. 
zur  neuen  Processordnung  vom  2'J.  April  1869  Art.  6.) 
Auch  nach  dem  früheren  Rechte  (Art.  20  Ges.  v.  1837) 
war  die  Entsclieidung  eine  gerichtliche.  Die  Feststellung 
der  Entschädigung  erfolgt  auf  Klage  eines  Betheiligten 
vor  dem  Bezirksgerichte,  in  dessen  Sprengel  das  abzutre- 
tende oder  zu  belastende  Grundeigenthum  liegt.  Bezüglich 
des  Verfahrens  und  der  Rechtsmittel  kommen  die  Be- 
stimmungen   der    neuen    Processordnung     zur    Anwendung. 
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Ebenso  haben  die  Gericbte  nach  dem  grossh erzog  1. 
hessischen  (Art.  8 — 12),  kurhessischen  (§§.  17 — 20), 
badischen  (§.  1^-8)  und  hamburg'schen  (§.  2,  18) Ent- 
eignungsgesetze über  die  Entschädigung  zu  entscheiden. 

Die  österreichische  Verordnung  vom  14.  Sept. 
1854  bestimmt,  dass  die  Eisenbahnunternehmung  nach  der 
Rechtskraft  des  Enteignungserkenntnisses  eine  gerichtliche 
Schätzung  des  enteigneten  Grundes  bei  der  Realinstanz  zu 
bewirken  und  den  durch  diese  Schätzung  festgesetzten 
Betrag  zu  bezahlen  oder  zu  deponiren  hat.  Gegen  die 
gerichtliche  Bewilligung  der  Schätzung  sowie  gegen  alle 
zum  Zwecke  der  Vornahme  derselben  ergangenen  gericht- 
lichen Verfügungen  findet  ein  selbständiger  Recurs  nicht 
statt ;  Beschwerden  dagegen  können  in  dem  Recurse  gegen 
den  beiden  Theilen  von  Amtswegen  zuzustellenden  Bescheid, 
durch  welchen  die  vollzogene  Schätzung  zu  Gericht  ange- 
genommen wird,  geltend  gemacht  werden.  Der  Enteigner 
hat  sich  durch  acht  Tage  nach  der  Zustellung  dieses  Be- 
scheides an  den  Enteigneten  jeder  Aenderung  an  dem 
Enteignungsobjecte  zu  enthalten.  Wird  vor  Ablauf  dieser 
Frist  um  eine  Beweisaufnahme  zum  ewigen  Gedächtnisse 
über  den  Zustand  des  Enteignungsobjectes  angesucht,  so 
ist  über  dieses  Ansuchen  sofort  zu  entscheiden  und  im 
Falle  der  Bewilligung  der  Beweisaufnahme  auf  Begehren 
der  ansuchenden  Partei  dem  Enteigner  jede  Aenderung  des 
durch  die  Beweisaufnahme  darzuthuenden  Zustandes  bis 
zur  Beendigung  der  mit  grösster  Beschleunigung  durchzu- 
führenden Beweisaufnahme  zu  untersagen.  Ein  gegen  die 
Bewilligung  der  Beweisaufnahme  oder  gegen  das  Verbot 
von  Aenderungen  ergriffener  Recurs  hat  keine  aufschiebende 
Wirkung  (Ges.  v.  29.  März  1872  §§.  2—3).  Sind  bei  der 
Schätzung  nicht  alle  Vorschriften  über  den  gerichtlichen 
Kunstbefnnd  beobachtet  worden,  so  bleibt  demjenigen, 
welcher  auf  eine  höhere  Entschädigung  Anspruch  '  zu 
haben  glaubt,  in  dieser  Beziehung  der  Rechtsweg  vor- 
behalten.       Nach    Leistung    oder     Erlag     des     ermittelten 
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Entschädigungsbetrages  kann  die  in  Vollstreckung  des 
Enteignnngsei'kenntnisses  erfolgende  Einsetzung  in  den 
Besitz  oder  die  Benützung  des  Enteigriungsobjectes  weder 
durch  Anfechtung  der  Schätzung  im  Instanzenzuge,  noch 
durch  Betreten  des  Processweges  aufgehalten  werden  (Ges. 
V.  29.  März  1872  §.  l). 

(■)   Die    Leistung   der   Enti^ehädigung. 

Eine  wichtige  (Garantie  für  den  Eigenthümer  wird 
mit  Recht  darin  gesehen,  dass  die  Bezahlung  der  Entschädi- 
gilng  der  Entziehung  des  Besitzes  vorauszugehen  hat. 
Darin  liegt  ein  Compelle  für  den  Enteigner,  die  Entschädi- 
gung so  bald  als  möglich  zu  bezahlen,  wenn  er  die  ent- 
eigneten Grrundstücke  sobald  als  möglich  in  Besitz  nehmen 
will.  Es  kann  aber  sein,  dass  der  Entfigner  die  Ausführung 
der  Unternehmung  überhaupt  aufgibt,  oder  mit  derselben 
zögert  und  in  Folge  davon  die  Besitznahme  der  enteigneten 
Objecte  und  die  Bezahlung  der  Entschädigung  unterlässt. 
Allerdings  bleibt  der  Enteignete  bis  zur  Bezahlung  der 
Entschädigving  im  Besitze;  allein  da  in  solchen  Fällen 
das  Damoclesschwert  der  Besitzentziehung,  welche  ja  eben- 
sowohl sofort  erfolgen,  als  auf  längere  Zeit  vertagt  sein 
kann,  fortwährend  über  dem  Enteigneten  schwebt,  so  ist 
derselbe  nicht  in  der  Lage,  aus  dem  in  seinem  Besitze 
gebliebenen  Enteignungsobjecte  die  entsprechenden  Vortheile 
zu  ziehen;  es  bedarf  daher  gesetzlicher  Vorsichtsmassregelu, 
um  zu  verhüten,  dass  der  Enteignete  längere  Zeit  in  einem 
solchen  precären  Zustande  gelassen  werde.  Die  blosse 
Verpflichtung  des  Enteigners  zur  Zahlung  von  Verzugs- 
zinsen reicht  zum  Schutze  des  Enteigneten  nicht  aus;  es 
dürfte  sich  vielmehr  empfehlen,  in  dem  Falle,  dass  der 
Enteigner  über  eine  gewisse,  gesetzlich  näher  bestimmte 
Zeitgrenze  hinaus  die  Besitzergreifung  resp.  die  Bezahlung 
der  Entschädigung  unterlässt,  dem  Enteigneten  das  Recht 
zu  geben,  die  Enteignung  zu    rescindiren.     In    den    Fällen, 
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in  welchen  die  Zahlung  an  den  enteigneten  Grundeigen- 
thümer  nicht,  oder  nicht  mit  Sicherheit  erfolgen  kann, 
steht  der  Zahlung  die  Deponirung  gleich. 

Die  von  dem  Enteigner  geleistete  Entschädigung  muss 
unter  den  verschiedenen  Entschädigungsberechtigten  ver- 
theilt  werden;  diese  Vertheilung  kann,  wenn  die  einzelnen 
Antheile  durch  das  Entschädigungserkenntniss  nicht  näher 
bestimmt  wurden ,  mannigfache  Schwierigkeiten  bieten ; 
allein  der  Enteigner  wird  dadurch  nicht  weiter  berührt. 
Die  sich  ergebenden  Differenzen  sind  zwischen  den  Be- 
theiligten allein  auszutragen. 

In  Frankreich  ist  der  Grundsatz  der  vorgängigen 
Entschädigung  durch  die  Enteignungsgesetze  von  1833  und 
1841  (Art.  53)  festgehalten  worden.  Die  Verpflichtung 
erstreckt  sich  sowohl  auf  das  Capital,  als  auch  auf  die 
Zinsen  und  Kosten.  Innerhalb  sechs  Monaten  nach  der 
Entscheidung  der  Jury  muss  die  Entschädigung  flüssig  ge- 
macht werden ;  sonst  besteht  die  Verpflichtung  zur  Zahlung- 
gesetzlicher  Zinsen.  Die  Besitznahme  kann  eventuell  nach 
erfolgter  ßealoblation  und  Deponirung  vor  sich  gehen 
(Art.  53  al.  2) ;  einer  Realoblation  bedarf  es  nicht,  sobald 
Pfandforderungen  auf  dem  enteigneten  Grundstücke  oder 
andere  Hindernisse  der  Auszahlung  an  den  Entschädigungs- 
berechtigten existiren  (Art.  54).  Wurde  eine  Resolutiv-, 
eine  Vindications-  oder  ähnliche  Klage  der  Verwaltung- 
bekannt  gegeben,  so  muss  Deposition  erfolgen  (Art.  18). 
Die  Quittung  des  Depositenamtes  genügt  zur  Befreiung 
des  Enteigners, 

Kach  dem  belgischen  Enteignungsgesetze  von  1835 
soll  die  Entschädigungssumme  immer  in  die  Depositencasse 
gezahlt  werden  und  nur  nach  ausgewiesener  Deponirung 
ertheilt  der  Präsident  des  Gerichtes  die  Besitzeinweisungs- 
verordnung (Art.  12).  Die  Deponirung  muss  die  ganze, 
zugesprochene  Entschädigungssumme  umfassen,  sonst  sind 
dem  Enteigneten  die  ordentlichen  Rechtsmittel  gegen  die 
Besitzeinweisungsverordnung  gegeben;  diese  kann  annuUirt 
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und  dem  Enteigner  der  Besitz  bis  zur  vollständigen  Depo- 
nirung  wieder  genommen  werden.  Dem  Depositenamte  muss 
ein  Auszug  des  Enteignungs-  und  Entscliädigungserkennt- 
nisses  vorgewiesen  werden.  Die  deponirte  Summe  darf  an 
die  EntscLädigungsberechtigten  nicht  früher  hinausgegeben 
werden,  als  nach  Ablauf  von  vierzehn  Tagen  nach  dem 
Anschlag  des  Erkenntnisses  im  Audienzsaale  des  Ge- 
richtshofes. 

Nach  dem  italienischen  Enteignungsgesetze  (Art.48) 
trägt  der  Präfect,  sobald  er  den  Rachverständigenbefund 
empfangen  liat,  dem  Enteigner  auf,  die  Schätzsunime  in 
die  Depositencassa  zu  bezahlen,  oder  er  ermächtigt  zur 
directen  Zalilung  der  ganzen  •  oder  tlieilweisen  Entschädi- 
gung gemäss  Art.  30.  Sobald  die  Beweisdocumente  über 
die  ausgeführte  Deponirung  oder  Bezahlung  beigebracht 
werden,  spricht  der  Präfect  die  Enteignung  aus  und  er- 
mächtigt zur  Besitznahme  der  Enteignungsobjecte,  Die 
Deponirung  der  Entschädigung  wird  als  für  Rechnung  des 
Enteigneten  geschehen  angesehen;  dieser  hat  das  Recht, 
zu  verlangen,  dass  die  deponirte  oder  zu  deponirende 
Summe  in  öffentlichen  Schuldtiteln  angelegt  werde  (Art.  49). 
Ist  die  Bestimmung  der  Höhe  der  Entschädigung  in  Be- 
ziehung auf  alle  Berechtigten  eine  definitive  geworden  und 
der  Termin  für  die  Eintragung  der  dinglichen  Rechte  ver- 
strichen, so  ermächtigt  der  Präfect  nach  Anliörung  des 
Präfecturrathes,  wenn  ein  fremdes  dingliches  Recht  an  dem 
enteigneten  Grundstücke  nicht  existirt,  oder  wenn  sich 
alle  Parteien  über  die  Art  der  Vertheilung  der  Entschädi- 
gung gütlich  geeinigt  haben,  oder  gegen  die  Auszahlung 
derselben  eine  Einwendung  nicht  erhoben  wurde,  zur  Aus- 
zahlung der  deponirten  Summe  an  die  Entschädigungs- 
berechtigten (Art.  55);  sind  diese  Voraussetzungen  nicht 
vorhanden,  so  muss  das  competente  Gericht  nach  den 
Civil gesetzen  entscheiden  (Art.  50). 

Das  schweizerische  Bundesgesetz  bestimmt,  dass 
die  Bezahlung   der   Entschädigungssumme    an    die    Berech- 
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tigten  (lurcli  dif  Vermittlniig  der  Regierung  des  Cantons, 
in  welchem  das  Grrundstüek  liegt,  mit  Beziehung  auf  wel- 
ches Rechte  abgetreten  worden  sind,  zu  geschehen  liabe. 
Diese  letztere  hat  dafür  zu  sorgen,  dass,  wo  es  sich  um 
die  Entschädigung  für  abgetretenes  Eigenthuni  handelt,  den 
Inhabern  der  darauf  lastenden  dinglichen  Rechte,  wie  z.  B, 
Pfandrechte,  Grundzinsen  u.  s.  w.  die  Entschädigung  für 
ihre  Ansprüche  zukomme  (Art.  43j. 

Das  ungarische  Enteignungsrecht  lässt  die  Besitz- 
ergreifung nach  erfolgter  Ausbezahlung  resp.  gerichtlicher 
Hinterlegung  des  Entschädigungsbetrages  vornehmen.  Von 
dem  Zeitpunkte  der  rechtskräftigen  Festsetzung  der  Ent- 
schädigungssumme angefangen  sind  bis  zur  Auszahlung  oder 
Deponirung  auch  5*^/^  Verzugszinsen  zu  bezahlen,  ausser 
wenn  der  Enteignete  die  Benützung  des  enteigneten  Ob- 
jectes  bis  zur  factischen  TJebernahme  durch  den  Enteigner 
fortsetzen  sollte.  (§.  4(3  LV.  Ges.-Art.  v.  J.  1868.)  In  dem 
besonderen  Enteignungsgesetze  für  die  Städte  Ofen-Pest 
(LVI.  Gres.-Art.  v.  J.  1868)  findet  sich  die  Bestimmung 
(§.  '.)i>).  dass,  wenn  die  Entschädigungssumme  nicht  binnen 
6  Monaten,  von  eingetretener  Rechtskraft  des  Enteignungs- 
erkenntnisses an  gerechnet,  von  dem  Enteigner  bezahlt  oder 
deponirt  wird,  das  Enteignungsrecht  verjährt  sei. 

Auch  in  den  deutschen  G-esetzgebungen  gilt  der 
Grundsatz  der  vorgängigen  Entschädigung,  so  in  dem 
baierischen  Enteignungsgesetze  Art.  20,  badischen 
Ges.  §.  1,  83  (Leistung  der  Entschädigung  innerhalb  drei 
Wochen  nach  rechtskräftiger  Feststellung  derselben,  bei 
sonstiger  Wirkungslosigkeit  des  Entschädigungsurtheiles, 
ausgenommen  rücksichtlich  der Processkosten)  in  dem  kur- 
hessischen Ges.  V.  1834  §.  9,  10,  dem  Frankfurter 
Enteignungsges.  §.  41,  dem  preussischen  Eisenbahnges. 
§.  11,  dem  Enteignungsges.  in  Beziehung  auf  die  Werra- 
Eisenbahn  Art.  39 — 42,  in  der  österreichischen  Ver- 
ordnung V.  1854  §.  9.  Die  Entschädigungssumme  wird  an 
den    früheren    Eigenthümer    und    an    die    anderen    Berech- 

Gi'üuhut,  EuleigaungsrecLt.  17 
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tigten,  welche  sicli  gemeldet  liaben,  aiisbezalilt.  Wenn  noch 
niclit  liquide  Ansprüche  dritter  Personen  oder  Hypotheken 
auf  dem  enteigneten  Grundstücke  lasten,  oder  die  Zahlung 
überhaupt  nicht  mit  Sicherheit  erfolgen  kann,  so  steht  der 
Zahlung  die  Deponirung  gleich.  Der  preuss.  Entw. 
§.  33  bestimmt,  dass  eine  stillscliweigende  Einwilligung 
der  Realberechtigten  und  Hypothekargläubiger  in  die  Aus- 
zahlung an  den  enteigneten  Grundeigenthümer  anzunehmen 
sei,  wenn  sie  auf  eine  diesfällige  Aufforderung  sich  nicht 
binnen  6  Wochen  erklären. 

iS[ach  englischeifi  Enteignungsrechte  soll  der  Ent- 
eigner nicht  früher  das  enteignete  Grundstück  in  Besitz 
nehmen,  als  bis  er  entweder  einem  jeden  Entschädigungs- 
berechtigten die  vereinbarte  oder  die  zugesprochene  Entschädi- 
gungssumme bezahlt,  oder  für  denselben  in  der  Bank  deponirt 
hat,  (Lands  Clauses  ConsoUdoiion  Act  8  et  9  Vict.  cap.  18.  Sect. 
84.)  —  Eine  solche  Deponirung  ist  zulässig,  wenn  die  Ent- 
schädigungsberechtigten die  Annahme  der  vereinbarten  oder 
schiedsrichterlich  bestimmten  Entschädigungssumme  ver- 
weigern, wenn  sie  einen  in  den  Augen  des  Enteigners 
genügenden  Rechtstitel  auf  das  Grundstück  nicht  vor- 
bringen können,  wenn  sie  sich  weigern,  die  Grundstücke 
nach  dem  Willen  des  Enteigners  zu  übertragen  oder  auf- 
zugeben, wenn  sie  aus  dem  Königreiche  abwesend  sind  oder 
nach  sorgfältiger  Nachforschung  nicht  aufgefunden  werden 
können  oder  vor  der  Jury  zu  erscheinen  unterlassen  (sect.  76j. 
Der  Cassier  der  Bank  muss  dem  Enteigner  über  die  depo- 
nirte  Summe  eine  Quittung  ausstellen  nebst  genauer  An- 
gabe der  Ursache  und  des  Zweckes  der  Deponirung  und 
auch  der  Enteigner  hat  dann  eine  Urkunde  mit  einem  Ver- 
zeichnisse aller  Grundstücke,  hinsichtlich  welcher,  und  einer 
Darstellung  der  Umstände,  unter  welchen  die  Deponirung 
erfolgt  ist,  auszustellen.  Der  Enteigner  ist  dann  zur  un- 
mittelbaren Besitzergreifung  jjereclitigt  (sect.  77),  und  wird, 
wenn  sich  die  Partei  den  Besitz  zu  übergeben  weigert, 
durch  den  Sheriff  eingeführt  (sect,  91). 
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§.  1^. 

Die  Kosten  des  Enteignungsverfahrens. 

Bei  der  Beantwortung  der  Frage,  wer  die  Kosten  des 
Enteignungsverfahrens  zu  tragen  habe,  muss  zwischen  dem 
Enteignungsvertahren  i.  e.  S.  und  dem  Entscliädigungs- 
verfahren  unterschieden  werden.  Die  bis  z  u  r  F  ä  1 1  u  n  g  des 
E  nteignungsausspru  che  s  aufgelaufenen  Kosten  sind 
dem  Enteigne  r  zur  Last  zu  legen  ;  denn  diese  ganze  Phase 
des  Verfahrens  ist  einerseits  die  unvermeidliche  Folge  des  von 
dem  Ent'^igner  gestellten  Enteignungsbegehrens  und  anderer- 
seits das  nothwendige  Mittel  zur  Geltendmachung  seines 
Enteignungsrechtes.  Nur  jene  besonderen  Kosten  des  Ent- 
eignungsverfahrens i.  e.  S.  hat  der  Enteignete  nach  all- 
gemeinen liechtsgrundsatzen  zu  tragen,  welche  er  dadurch 
verursachte,  dass  er  demselben  ganz  unbegründete  Schwierig- 
keiten muthwilliger  Weise  in  den  Weg  legte.  Die  Kosten  des 
E  n  t  s  c  h  ä  d  i  g  u  n  g  s  V  e  r  f  a  h  r  e  n  s  dagegen  sind  dem  E  n  t  - 
eigner  nur  dann  unbedingt  aufzuerlegen,  wenn  er  ein  Entschä- 
digungsangebot überliaupt  nicht  gemacht  liat ;  denn  es  ist  die 
Pflicht  des  Enteigners,  welcher  die  Entschädigung  schuldet, 
durch  ein  Entschädigungsangebot  einen  festen  AnhaltsiDunkt 
für  das  Entschädigungsverfahren  zu  schaifen.  Hat  er  diese 
Piiicht  erfüllt  und  hat  der  Enteignete  das  Entschädigungs- 
angebot zurückgewiesen,  so  muss  dieser  für  die  Kosten  auf- 
kommen, wenn  sich  aus  dem  Entschädigungsverfaliren  ergibt, 
dass  das  Entschädigungsangebot  des  Enteigners  ein  ge- 
nügendes war.  Es  trägt  wesentlich  zur  Vereinfachung  des 
ganzen  Verfahrens  bei,  wenn  der  Enteignete  die  Folgen 
übertriebener  Ansprüche  und  die  durch  eine  ungerechtfertigte 
Zurückweisung  des  Entschädigungsangebotes  verursachten 
Kosten  zu  tragen  hat;  auch  wird  durch  eine  solche  Regelung 
der  Kostenersatzfrage  für  den  Enteigner  ein  Motiv  ge- 
schaifen,  eine  vollkommen  genügende  Entschädigung  anzu- 
bieten, da  er  weiss,  dass  er  dadurch  die  Tragung  der 
Kosten  des  Entschädiguno-sverfahrens  vermeiden  kann. 
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Nacli  franzüsiscliem  Enteignungsreclite  sind  die 
Kosten  von  dem  Enteigneten  zn  tragen,  wenn  er  das  Ent- 
scliädigungsangebot  des  Enteigners  zniniolvgewiesen  Lat  und 
die  von  der  dnry  festgestellte  Entscliädigung  dieses  An- 
gebot nicht  erreicht.  Wird  eine  dem  Entschädigungs- 
begehren des  Enteigneten  gleichkommende  Entschädigung 
zuerkannt,  so  wird  der  Enteigner  in  die  Kosten  verurtheilt ; 
ist  die  zuerkannte  Entschädigung  höher  als  das  Entschä- 
digungsangebot des  Enteigners  und  niedriger  als  das  Ent- 
schädigungsbegehren des  Enteigneten,  so  sind  die  Kosten 
von  dem  Enteigneten  und  dem  Enteigner  gemeinschaftlich 
zu  'tragen,  je  nach  dem  Verhältniss  des  Entschädigungs- 
angebotes oder  Entschädigungsbegehrens  zu  der  durch  die 
Jury  festgestellten  Entschädigung.  Der  Entschädigungs- 
berechtigte, welcher  weder  das  Entschädigungsangebot  des 
Enteigners  angenommen,  noch  die  Höhe  seines  Entschädigungs- 
begehrens  bekannt  gegeben  hat,  ist  stets  in  die  Kosten  zu 
verurtheilen.  (Art.  40  Gres.  v.  1841.)  Der  Vorsitzende  der 
Jury  bestimmt  die  Kosten  (Art.  41  al.  2).  Die  Verpflich- 
tung zum  Kostenersatze  erstreckt  sich  übrigens  nur  auf  die 
nach  dem  Entschädigungsangebote  des  Enteigners  vorge- 
nommenen Schritte;  die  Kosten  der  früheren  Stadien  des 
Verfahrens  sind  unter  allen  Umständen  von  dem  Enteigner 
zu  tragen. 

In  Belgien  werden  dem  Enteigneten,  welcher  mit  Un- 
recht die  Nichterfüllung  der  Förmlichkeiten  des  Abtretungs- 
verfahrens behauptet  hat,  die  Kosten  des  Enteignungs- 
erkenntnisses auferlegt.  Hat  der  Enteignete  eine  von  dem 
Enteigner  vor  dem  Sachverständigenbefunde  angebotene 
Entschädigung  zurückgewiesen,  und  wird  von  dem  Gerichte 
nach  vorgenommenem  Sachverständigenbefunde  eine  jenes 
Anerbieten  nicht  übersteigende  Entschädigung  zuerkannt, 
so  hat  der  Enteignete  die  Kosten  des  Entschädigungsver- 
fahrens zu  tragen. 

Nach  italienischem  Enteignungsrechte  lallen 
die  durch    die  Ernennung    der   Sachverständigen    und    den 
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Kimsthefund  hervorg-erutenen  Kosten  dem  Enteigner  zur 
Last,  dem  Enteigneten  nur  dann,  wenn  die  Abschätzung  gerin- 
ger ausfällt  als  die  von  dem  Enteigner  gemäss  Art.  24  ange- 
botene Entschädigungssumme.  Beiden  gemeinschaftlich  wer- 
den die  Kosten  auferlegt,  wenn  die  Differenz  zwischen  dem 
Schätzpreise  und  dem  Entschädigungsangebote  nicht  grösser 
als  ein  Zehntel  ist  (Art.  37). 

Das  schweizerische  Bnndesgesetz  bestimmt,  dass 
die  Kosten  der  im  Art.  11  vorgeschriebenen  öffentlichen 
Bekanntmachung,  der  laut  Art.  18  erforderlichen  Anzeigen, 
des  gesammten  Schätzungsverfahrens,  der  Auszahlung  der 
Entschädigungssummen  (Art.  43),  der  Hinterlegung  von 
Cautionen  (Art.  46)  in  allen  Fällen  durch  den  Bauunter- 
nehmer zu  tragen  sind  (Art.  48).  In  Beziehung  auf  die 
Auferlegung  der  Kosten,  welche  durch  bundesgerichtliches 
Verfahren  entstehen,  sowie  jener,  welche  durch  Bestreitung 
der  Abtretungspflicht  veranlasst  werden,  sollen  die  allgemei- 
nen gesetzlichen  Bestimmungen  Anwendung  finden  (Art.  49). 

Nach  ungarischem  Enteignungsrechte  hat  der 
Enteigner  die  im  Verlaufe  des  Enteignungsverfahrens  er- 
wachsenden, gerichtlich  festzustellenden  Kosten  zu  tragen 
resp.  vorzuschiessen  (§.  74  Ges. -Art.  LV.  von  1868,  §.  98 
Ges.-Art.  LVI.  von  1868). 

Die  deutschen  Gesetzgebungen  lassen  im  Allgemeinen 
die  Regeln  des  gemeinen  Civilprocesses  entscheiden.  Der 
Enteigner  trägt  die  Kosten  des  ganzen  Verfahrens,  so- 
weit er  sie  verursacht  hat ;  die  Kosten  des  Entschädigungs- 
verfahrens werden  dem  Enteigneten  auferlegt,  insoferne  der- 
selbe durch  übermässige  Entschädigungsforderungen  diese 
Kosten  herbeigeführt  hat.  (Baierisches  Ges.  Art.  21; 
Badisches  Ges.  §.  83 — 91;  Kur  hessisches  Ges.  §.  30.) 
Der  preuss.  Entw.  bestimmt,  dass  die  Kosten  des  Ent- 
eignungsverfahrens i.  e.  S.  von  dem  Enteigner  zu  tragen 
seien  und  dass  die  Entscheidung  über  die  Kosten  des  ge- 
richtlichen Entschädigungsverfahrens  sich  nach  den  all- 
gemeinen Processvorschriften   zu   richten    habe  (ß,  27 — 34). 
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Nach  englischem  Enteignungsreclite  werden  die 
Kosten  des  Entschädigungsverfalirens  von  dem  Enteigner 
getragen,  wenn  die  von  der  Jury  zuerkannte  Entschädigungs- 
summe grösser  ist,  als  die  von  dem  Enteigner  angebotene ; 
ist  die  von  der  Jury  zuerkannte  Summe  eben  so  gross  oder 
geringer  als  die  vom  Enteigner  angebotene  oder  unterlässt 
es  der  Enteignete  trotz  gehöriger  Verständigung  bei  der 
Verhandlung  vor  der  Jury  zu  erscheinen  (sect.  46),  so 
werden  die  auf  Verlangen  eines  jeden  Theiles  gerichtlich  zu 
bestimmenden  Kosten  des  Entschädigungsverfahrens  beiden 
Theilen  zur  Hälfte  auferlegt  (Lands  Clauses  GonsoUdation 
Act'^  et  U  Vict.  cap.  18  sect.  51—53). 


ZWEITER    ABSCHNITT. 

§.  13. 

Das  ausserordentliche   Enteignungsverfahren. 

Die  Achtung  vor  dem  Privatrechte  zwingt  den  Ge- 
setzgeber, die  Enteignung  mit  vielen  Förmlichkeiten  zu 
umgeben,  welche  ebensoviele  Garantien  für  den  Berech- 
tigten bilden  sollen.  Die  genaue  Beobachtung  dieser  Förm- 
lichkeiten hat  aber  nothwendig  eine  gewisse  Verzögerung 
des  Verfahrens  zur  Folge,  durch  welche  unter  Umständen 
wiclitige  allgemeine  Interessen  gefährdet  sein  können.  Eine 
solche  verderbliche  Verzögerung  kann  die  Verwaltung  nicht 
gestatten ;  das  Gesetz  muss  ihr  deshalb  ein  Mittel  geben, 
in  diesen  Fällen  eine  Beschleunigung  des  Enteignungsver- 
fahrens herbeizuführen.  Dabei  muss  zwischen  den  eigent- 
lichen Nothfällen  und  den  Fällen  einer  besonderen  Dring- 
lichkeit unterschieden  werden. 
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o)  in  Noth  fällen. 
Zu  den  Notlifällen  gehören  jene  in  Folge  von  öffent- 
lichen Calamitjiten  eingetretenen  Fälle,  in  denen  „die  plötz- 
liche Gefährdung  des  Staates  und  seiner  organischen 
Function  das  Eintreten  eines  regelmässigen  Enteignungs- 
verfahrens nicht  ziilässt",  ^)  oder  in  denen  eine  ausser- 
ordentliche Anordnung  der  öffentlichen  Gewalt  durch  eine 
„unzweifelhafte  dringende  Noth,  insbesondere  durch  die 
Pflicht  der  Selbsterhaltung"  -)  begründet  ist.  Für  solche 
Fälle,  in  welchen  das  Nothrecht  der  Staatsgewalt  (jus 
extremae  necessitatis,  jus  eviinens)  zur  Wirksamkeit  gelangt  und 
soweit  die  Nothwendigkeit  reicht,  alle  Ansnahms- 
massregeln  rechtfertigt,  lassen  sich  bestimmte  gesetzliche  Re- 
geln überhaupt  nicht  vorzeichnen. 3)  Vor  der  Nothwendigkeit, 
dem  zwingendsten  aller  Gesetze,  treten  sowohl  das  mate- 
rielle Enteignungsrecht  als  auch  das  gesetzlich 
geregelte  Enteignungsverfahren  in  den  Hinter- 
grund; der  Schutz  des  Privatrechtes  kann  nicht  dadurch 
erkauft  werden,  dass  der  Gesammtheit  unheilbare  Wunden 
geschlagen  werden.  Die  Gesetzgebung  kann  sich  nur 
darauf  beschränken,  den  Grundsatz  aufzustellen,  dass  die 
Ausübung  des  Nothrechtes  nicht  weiter  gehen  darf,  als 
die  Nothwendigkeit  reicht,  dass  daher,  soweit  eine  vor- 
übergehende Besitzergreifung  genügt,  nur  diese  und 
nicht  eine  definitive  Entziehung  des  Eigenthums  stattzu- 
finden hat  und  dass  der  in  Folge  der  Ausübung  des  Noth- 
rechtes Enteignete  nachträglich  unter  Beobachtung  der 
Bestimmungen  des  Enteignungsrechtes,  soweit  eine  solche 
Beobachtung  noch  möglich  ist,  entschädigt  werden  muss 
Die  freie  Bewegung  der  Staatsgewalt  in  solchen  Nothfällen 
darf  durch  einengende  Vorschriften  über  das  Verfahren 
nicht  gehemmt  werden ;  jede  solche  gesetzliche  Regel  wüi'de 
sich  übrigens  eintretendes  Falles  als  ohnmächtig  erweisen. 

1)  So  stein  a.  a.  0.  S.  345. 
-)  Roesler  a.  a.  0.  §.  201. 
^)  Necesaitas  cofjit  lefjem. 
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b)    lu    Fällen    der   Dringlichkeit. 

Nicht  um  die  der  gesetzliclien  Norm  sich  entziehenden 
Nothfälle  handelt  es  sich  hier,  sondern  um  jene  Fälle,  in 
welchen  aus  besonderen  Grründen  eine  schleunige  Aus- 
führung des  öffentlichen  Unternehmens  durch  das  allge- 
meine Interesse  geboten  scheint,  ohne  dass  die  Grenzen 
des  Enteignungsrechtes  irgendwie  überschrit- 
ten werden  dürfen.^)  Wenn  die  Eigenthümer  der 
Enteignungsobjecte,  vielleicht  durch  Habsucht  verblendet, 
die  schwierige  Lage  der  Verwaltung  auszubeuten  und  alle 
Anstrengungen  derselben  in  Beziehung  auf  die  schleunige 
Ausführung  der  öffentlichen  Unternehmung  dadurch  zu 
paralj^siren  suchen,  dass  sie  der  Enteignung  einen  hart- 
näckigen Widerstand  entgegensetzen,  so  kann  die  Verwal- 
tung ein  gesetzlich  geregeltes  ausserordentliches 
Enteignungsverfahren  einschlagen,  um  der  Zwangslage  zu 
entgehen,  jede  von  den  Eigenthümern  dictirte  Entschädigung 
leisten  zu  müssen  und  diuxdi  übermässige  Opfer  die  noth- 
wendig  gewordene  Erwerbung  der  Enteignungsobjecte  zu 
erzielen.  Ob  ein  Fall  vorliegt,  in  welchem  die  Verwaltung 
zu  dem  ausserordentlichen  Enteignungsverfahren  greifen 
darf,  ist  von  der  obersten  Verwaltungsbehörde  unter  ihrer 
Verantwortlichkeit  zu  entscheiden. 

Das  ausserordentliche  Enteignungsverfahren  muss 
unter  Beseitigung  der  für  die  Verwaltung  bestehenden 
Zwangslage  geeignet  sein,  einerseits  die  rasche  Ausführung 
der  öffentlichen  Unternehmung  zu  befördern,  andererseits 
das  berechtigte  Interesse  der  Einzelnen  zu  beschützen. 
Schon  der  Umstand  an  und  für  sich,  dass  ein  solches 
ausserordentliches  Enteignungsverfahren  überhaupt  gesetz- 
lich anerkannt  ist,  wird  sich  als  genügend  erweisen,  um 
die  gewöhnlich  aus  unlauteren  Motiven  hervorgehende 
Hartnäckigkeit    der    Eigenthümer    der    Enteignungsobjecte 


')  Der  Fall,    dass    es   sich   um   Enteignungen   l'ur  Militär  zwecke 
bandelt,  ist  nicht  der  einzige  und  auch  nicht  der  Hanptfall. 
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zu  brechen,  da  ihnen  nunmehr  bekannt  ist,  dass  die  Ver- 
waltung ein  Mittel  besitzt,  um  eventuell  die  einer  dringend 
nothwendigen  Enteignung  in  den  Weg  gelegten  Hinder- 
nisse zu  überwinden.  Bei  der  Regelung  dieses  ausseror- 
dentlichen Enteignungsverfahrens  muss  zwischen  den  beiden 
Phasen  des  regelmässigen  Enteignungsverfahrens  unterschie- 
den werden.  Nur  die  erste  Phase  des  Verfahrens,  das  Ent- 
eignung s  v  e  r  fa  h  r  e  n  i.  e.  S.  muss  in  summarische,  mit  der 
Nothlage  der  Verwaltung  in  Einklang  stehende  Formen 
umgewandelt  werden.  Dagegen  sind  alle  für  die  zweite 
Phase  des  Verfahrens,  für  die  definitive  Feststellung  der 
Entschädigung  aufgestellten  Formen  des  regelmässigen 
Enteignungs^'erfahrens  auch  bei  der  Anwendung  des  ausser- 
ordentlichen Enteignungsverfahrens  aufrecht  zu  erhalten. 
Zwischen  diesen  beiden  Phasen  des  Verfahrens  ist  aber 
noch  ein  Mittelglied  einzuschieben.  Die  Verwaltung,  welcher 
es  nach  dem  Enteignungsausspruche  um  die  factische  Be- 
sitznahme dringend  zu  thun  ist,  muss  vor  der  doch  eine 
längere  Zeit  erfordernden  definitiven  Feststellung  der  Ent- 
schädigung gegen  gerichtliche  Deponirung  einer  zunächst 
provisorisch  zu  ermittelnden  Entschädigung  als  Caution 
in  den  definitiven  Besitz  der  enteigneten  Objecte  gesetzt 
werden.  An  Stelle  der  in  dem  regelmässigen  Verfahren 
der  Besitzentziehung  vorausgehenden  Entschädigungsleistnng 
tritt  die  vorausgeheiule  Deponirung  einer  Caution,  über 
deren  Höhe  die  Entschädigungsberechtigten  einzuvernehmen 
sind.  Den  letzteren  ist  nun  die  Garantie  gegeben,  dass 
die  Entschädigung,  sobald  die  definitive  Feststellung  der- 
selben in  den  regelmässigen  Formen  nachgeholt  ist,  rasch 
und  sicher  ausbezahlt  werden  wird. 

Durch  diese  Gestaltung  des  ausserordentlichen  Ent- 
eignungsverfahrens ist  demnach  einerseits  der  Nothlage 
der  Verwaltung  abgeholfen ;  denn  sie  kann  mit  der  Aus- 
führung der  öifentlichen  Arbeit  auf  den  enteigneten  und 
von  ihr  schon  definitiv  in  Besitz  genommenen  Objecten 
ohne  Aufschub  beginnen;  andererseits  ist  auch  den  Privat- 
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Interessen  ein  genügender  Schutz  gewährt,  denn  die 
künftige  Leistung  der  definitiv  festgestellten  Entschädi- 
gung ist  gesichert  und  die  Grundsätze  des  materiel- 
len Enteignungsrechtes  können  und  müssen 
in  jeder  Beziehung  genau  beobachtet  werden. 
Beiden  Theilen  steht  es  nunmehr  frei,  die  definitive  Fest- 
stellung der  Entschädigung  in  den  regelmässigen  Formen 
des  Entschädigungsverfahrens  zu  verlangen.  Ist  die  depo- 
nirte  Summe  geringer  als  die  hinterher  zuerkannte  defini- 
tive Entschädigung,  so  muss  die  Verwaltung  binnen  einer 
gesetzlich  bestimmten  kurzen  Frist,  bei  sonstiger  Suspension 
ihrer  Arbeiten,  die  Nachzahlung  leisten. 

Ein  solches  ausserordentliches  Enteignungsverfahren 
findet  sich  in  dem  neuesten  französischen  Enteignungs- 
rechte (Art.  65 — 74  Ges.  v.  1841);')  dasselbe  kommt  nur 
für  unbebaute  Grundstücke  zur  Anwendung.  ^)  Dass  das 
Enteignungsnothverfahren  im  einzelnen  Falle  anwendbar 
sei ,  wird  durch  eiue  Verordnung  des  Staatsoberhauptes  ^) 
erklärt.  Diese  Verordnung  kann  in  jedem  Stadium  des  Ver- 
fahrens erlassen,  sie  darf  aber  erst  nach  dem  Enteig- 
nungerkenntniss  gebraucht  werden.   Das  Enteignungs- 


*)  Diese  Bestimmungen  felilten  noch  in  dem  Gesetze  von  1833;  sie 
sind  Avesentlicli  verschieden  von  den  Bestimmungen  des  Gesetzes  von  1831 
über  dringende  militärische  Fortiticationsarbeiten.  Nach  dem  letzteren 
Gesetze  bestimmt  das  Gericht  eine  defiuiti  ve  Entschädigungssumme,  Avelchc 
den  Eigenthümern  auf  Verlangen  nach  dem  für  die  Löschung  der  Hypo- 
theken nothweudigen  Zeiträume  bezahlt  werden  muss.  Wegen  der  detini- 
tiven  Xatur  der  Entschädigung  bedarf  es  auch  eines  viel  eingehenderen 
Verfahrens  bei  der  von  den  Gerichten  zu  machenden  Abschätzung.  Nach 
dem  Gesetze  von  1811  bestimmt  das  Gericht  nur  die  Summe,  welche  die 
Verwaltung  als  Caution  für  die  Eutschädigungsberechtigten  deponiren 
muss;  diese  gerichtliche  Bestimmung  der  Caution  hat  durchaus  keinen 
EinHuss  auf  die  spätere  Regelung  der  Entschädiguugsfrage  durch  die 
Jury ;  denn  die  letztere  kann  eine  geringere  oder  grössere  Entschädigungs- 
summe als  die  Caution  zuerkennen. 

-')  Der  dem  Gesetze  von  1841  zu  Grunde  liegende  Entwurf  erstreckte 
das  ausserordentliche  Enteignungsverfahren  auch  auf  Gebäude. 

')  Nach  dem  Gesetzentwürfe  sollte  einDecret  des  Präfecten  genügen. 
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erkenntniss  wird  mit  der  Verordnung  den  Besitzern  bekannt 
gegeben  und  zwar  gleichzeitig  mit  der  Vorladung  vor  das  Civil- 
gericlit  des  Arrondissements  (Art.  G6).  Die  Vorladung  muss 
wenigstens  3  Tage  vor  dem  anberaumten  Termine  erfolgen 
und  hat  die  von  der  Verwaltung  als  Entschädigung  ange- 
botene Summe  zu  bezeichnen.  An  dem  in  der  Vorladung 
bestimmten  Tage  müssen  die  Enteigneten  die  Summe,  deren 
Deponirung  als  Caution  sie  verlangen,  nicht  aber  die  von 
ihnen  beanspruchte  Entschädigungssumme  angeben  (Art. 
67) ;  im  Falle  ihres  Ausbleibens  wird  in  ihrer  Abwesenheit 
vorgegangen  (Art.  67).  Das  Plenum  des  Gerichtes  bestimmt 
den  als  Caution  zu  deponirenden  Betrag  (Art.  68") ;  um  keine 
Verzögerung  herbeizuführen,  bedarf  es  zu  diesem  Zwecke 
nicht  der  Zuziehung  von  Sachverständigen.  Das  Erkennt- 
niss kann  weder  durch  Aj)pellation  noch  durch  Ojjposition 
angefochten  werden  (Art.  71).  Die  Deponirung  muss  ausser 
dem  Capital  auch  die  5'Vo  Zinsen  für  2  Jahre  umfassen 
(Art.  69\  Die  Verwaltung  lässt  den  Enteigneten  eine  neue 
Vorladung  zukommen,  mit  wenigstens  2tägiger  Frist,  um 
vor  dem  Präsidenten  des  Gerichtes  zu  erscheinen,  welcher 
nach  Bescheinigung  der  Deponirung  die  Besitznahme  an- 
ordnet (Art.  70).  Der  Präsident  bestimmt  die  Kosten, 
welche  von  der  Verwaltung  zu  tragen  sind  (Art.  72). 
Gegen  das  Erkenntniss  des  Gerichtes  (Art,  68)  und 
die  Besitzeinweisung  des  Präsidenten  (Art.  76)  ist  weder 
Appellation  noch  Opposition  zulässig,  sondern  nur  Cas- 
sationsrecurs  ohne  Suspensiveflfect.  Die  definitive  Rege- 
lung der  Entschädigung  gemäss  den  Vorschriften  des 
4.  Titels  kann  entweder  von  der  A^erwaltung  oder  von  den 
Entschädigungsberechtigten  verlangt  werden.  Ist  die  von 
der  Jur}^  ausgesprochene  Entschädigung  geringer,  als  die 
deponirte  Caution,  so  verordnet  der  Vorsitzende  der  Jury, 
dass  der  Ueberschuss  der  Verwaltung  zurückzugeben  sei, 
im  umgekehrten  Falle  muss  die  Verwaltung  innerhalb  14  Ta- 
gen von  der  Publication  der  Entscheidung  der  Jury  die 
Summe  ergänzen,  sonst  kann  sich  der  Enteignete  mit  Hilfe 
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des  Greric'htes  der  Fortsetzung  der  Arbeiten  widersetzen 
fArt.  74  .  Für  das  Verfahren  bei  Enteignungen  zu  Militär- 
zwecken bestehen  besondere  Bestimmungen  (Art.  75 — 76 
Gres.  V.   1841  und  Ges.  v.  30.  März  1831). 

Dem  belgischen  Enteignungsrechte  ist  ein  solches 
ausserordentliches  Enteignungsverfahren  unbekannt. 

Das  italienische  Enteignungsgesetz  enthält  Be- 
stimmungen über  ein  ausserordentliches  Verfahren  sowohl 
zum  Zwecke  der  vorübergehenden  Besitznahme  in  den 
Fällen  einer  vis  viajor  oder  al)soluten  Dringlichkeit  (Art. 
71 — 73),  als  auch  zu  militärischen  Zwecken  (Art.  74-76). 
Dei'  Präfect  oder  der  Unterpräfect,  bei  besonderer  Dring- 
lichkeit der  Syndicus,  welcher  dann  sofort  den  Unter- 
prätecten  davon  zu  verständigen  hat,  können  nach  vorher- 
gegangener Feststellung  des  Zustandes  der  Grrundstücke 
die  V  0  r  ü  b  e  r  g  e  h  e  n  d  e  Besitznahme  derselben  anordnen, 
wenn  sie  zur  Ausführung  der  durch  Dammbrüche,  Brücken- 
einsturz oder  durch  ähnliche  Fälle  einer  m-  major  oder 
absoluten  Dringlichkeit  noth wendig  gewordenen  Arbeiten 
erforderlich  ist  (Art.  71).  Der  Präfect  bestimmt  provisorisch 
die  den  Eigenthümern  zu  leistende  Entschädigung;  wird 
diese  von  denselben  nicht  angenommen,  so  ist  die  Ent- 
schädigungssumme gerichtlich  zu  deponiren  und  es  hat 
später  die  definitive  Bestimmung  der  Entschädigung  durch 
das  Gericht  zu  erfolgen.  Hinsichtlich  des  Entschädigungs- 
angebotes und  der  Annahme  desselben,  der  Reclamationen 
vor  dem  competenten  Gerichtshofe  und  der  Bestimmung  der 
Höhe  der  Entschädigung  gelten  die  Grundsätze  des  regel- 
mässigen Enteignungsn^erfahrens  (Art.  72).  Die  vorüber- 
gehende Besitznahme  darf  keineswegs  über  den  Zeitraum 
von  2  Jahren  hinaus  erstreckt  werden ;  soll  die  Besitz- 
ergreifung eine  definitive  sein,  so  bedarf  es  des  regel- 
mässigen Enteignungs Verfahrens  (Art.  73).  Das  Verfahren 
bei  der  Enteignung  für  militärische  Arbeiten  unter- 
scheidet sich  von  dem  regelmässigen  Enteignuugsverfahren 
dadurch,  dass  bei  dem  ersteren  die  Kundmachung  des  Ent- 
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eignungsdetailplanes  unterbleibt  iintl  Jass  gegen  die  Fest- 
stellnng  der  Enteignuugsobjeete  durch  den  Kriegs-  oder 
Marlneiuiiiister  eine  Reelamation  niclit  zulässig  ist  (Art.  74). 

AVas  die  deutsche  n  Gesetzgebungen  betrifft,  so  ist 
nacli  b  a d  i  s  c h  e m  Ges.  §.  8,  69 — 73,  94,  grossherz.  bess. 
Ges.  Art.  Di — 15,  kurhess.  Ges.  §.  21,  hamburg.  §.  34, 
36,  baieriscbem  Ges.  Art,  I  ein  ausserordentliches  Ent- 
eignungsverfahren  zulässig.  Der  preuss.  Entw.  bestimmt 
in  y<.  28,  dass  die  Bezirlcsregierung  in  besonders  dringenden 
Fällen  die  Ermittelung  der  Entschädigung  gleichzeitig 
mit  dem  Verfahren  über  die  Feststellung  des  Planes  ver- 
ordnen, auch  die  diesfalls  bestimmten  Fristen  abkürzen 
kann.  Eines  förmlich  zu  publicirenden  Beschlusses  dazu 
bedarf  es  nicht.  In  §.  37 — 45  ist  ein  besonderes  Verfahren 
für  die  Besitzergreifung  zu  Militärzwecken  normirt. 

Nach  ungarischem  Enteignungsrechte  können  die 
Bauarbeiten  auch  vor  dem  gerichtlichen  Verfahren  auf 
Grund  des  festgestellten  Enteignungsplanes  auf  dem  in 
jenem  aufgenommenen  Terrain  begonnen  werden,  wenn  der 
Communicatiousminister  dies  für  dringend  nothwendig  er- 
klärt, jedoch  nur  unter  den  folgenden  Bedingungen :  a)  kann 
der  Bauunternehmer  an  den  auf  diesem  Terrain  befindlichen 
Gebäuden  vor  Beendigung  de*'  Enteignung  derselben  nichts 
verändern ;  b)  wenn  bezüglich  der  Entschädigung  zwischen 
dem  Enteigner  und  dem  Enteigneten  eine  gütliche  Ver- 
einbarung zu  Stande  gekommen  ist  und  auf  der  enteigneten 
Realität  grundbücherlicli  einverleibte  Lasten  oder  vor- 
gemerkte Ansprüche  nicht  haften,  so  hat  der  Enteigner 
dem  Enteigneten  die  ganze  Entschädigung  sogleicli  aus- 
zuzahlen ;  c )  wenn  aber  bezüglich  der  Entschädigung  eine 
gütliche  Vereinbahrung  nicht  getroifen  ist,  oder  die  ent- 
eignete Realität  mit  angemerkten  Ansprüchen  oder  einver- 
leibten Forderungen  belastet  ist,  so  ist  der  Enteigner  ver- 
pflichtet, bevor  er  die  Bauarbeiten  in  Angriff  nimmt,  den 
dreissigfachen  Betrag  des  im  Steuerbuche  in  Beziehung  auf 
die  enteignete  Realität  angenommenen  Reinerträgnisses  in  der 
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Depositencassa  jener  Jurisdiction  zu  hinterlegen,  auf  deren 
Gebiete  die  enteignete  Realität  sicli  befindet  {§.  30  LV. 
G-es.-Art.). 

Das  seil  weizeris  eil e  Bundesgesetz  normirt  ein 
ausserordentliches  Enteignungsverfahren  in  Art.  17 — 21; 
der  Bundesratli  entscheidet  darüber,  ob  dasselbe  in  An- 
wendung zu  bringen  sei  (Art.  22).  Gemäss  Art.  17  findet 
das  ausserordentliche  Verfahren  statt:  1)  wenn  die  Ab- 
tretung eine  blos  zeitweise  sein  sollj  2)  wenn  dieselbe 
zum  Zwecke  der  HerbeischafFimg  oder  Ablagerung  von 
Material  verlangt  wird;  o)  wenn  es  sicli  um  Abtretung 
zum  Zwecke  der  Unterhaltung  oder  des  Betriebes  eines 
öffentlichen  Werkes,  oder  4)  zum  Behufe  unwesentlicher 
Veränderungen  oder  Erweiterungen  desselben  handelt ; 
5)  wenn  Rechte  abgetreten  werden  sollen,  um  die  in  Ai't. 
6 — 7  1)  enthaltenen  Verbindlichkeiten  zu  erfüllen.  Der  Bau- 
unternehmer hat  die  Entschädigungsberechtigten  so  schleunig 
als  möglich  zu  ermitteln ;  er  wendet  sich  an  die  Eigen- 
thümer  und  diese  haben  den  Interessenten  von  der  Ab- 
tretungsforderung rechtzeitig  Kenntniss  zu  geben,  so  dass 
sie  innerhalb  der  oOtägigen  Frist,  von  dem  Tage  der  Mit- 
theilung des  Bauunternehmers  an  gerechnet,  die  Abtretungs- 
pflicht  bestreiten  können ;  später  ist  dies  nicht  mehr  zu- 
lässig. Innerhalb  dieser  Frist  von  3'>)  Tagen  hat  ausserdem 
der  Eigenthümer,  mag  nun  die  Abtretungspflicht  bestritten 
werden  oder  nicht,  alle  Rechte,  welche  durch  die  Abtretungs- 
erklärung berührt  werden,  mit  Ausnahme  von  Pfandrechten, 
Grundzinsen  und  Zehntforderungen,  bei  dem  Gemeinderathe 
zu  Händen  des  Bauunternehmers  anzumelden.  Für  den  Fall 
der  Unterlassung  treten    dieselben  Folgen,    wie    im  ordent- 


^)  Art.  G — 7  ]ie^;tiiiimeii  ,  dass  der  Unteriiclmier  eines  öflentlicUen 
Werkes  zur  Ansfülirmig  aller  lielnifs  Erhaltung  ungestörter  (^omnmnicatio- 
nen  nothwendlgeii  Bauten,  sowie  der  im  Interesse  der  öftentliclieu  Sicher- 
heit oder  der  Sieherlieit  der  Einzelnen  erforderlicheu  Vorrichtuugeu  ver- 
liüiehtet  ist. 


liehen  Verfahren  (Art.  14)  ein.  Das  weitere  Verfahren  ist 
gemäss  Art.  22  mit  dem  ordentlichen  Verfahren  überein- 
stimmend. Das  Gresetz  unterscheidet  zwischen  diesem  ausser- 
ordentlichen Verfahren  und  dem  Verfahren  in  Nothfällen 
(Art,  2oj,  ohne  aber  über  das  letztere  nähere  Bestimmungen 
zu  treffen. 

Auch  nach  englischem  Enteignungsrechte  Lauch 
Cl.auses  ConsoUdafion  Act  S  et  9  Vict.  cap.  18  kann  in  dringen- 
den Fällen  eine  unmittelbare  Besitzergreifung  der  ent- 
eigneten Grrundstücke  stattfinden,  bevor  noch  die  Entschä- 
digung, sei  es  im  Wege  der  freien  Vereinbarung  oder  des 
gesetzlichen  Entschädigungsverfahrens,  bestimmt  wurde. 
Bedingung  dieser  Besitzergreifung  ist,  dass  der  Enteigner 
entweder  den  von  den  Entschädigungsberechtigten  in  An- 
spruch genommenen  Entschädigungsbetrag  oder  eine  von  einem 
durch  das  Handelsamt  (früher  durch  zwei  Friedensrichter) 
bestellten  suroeyor  als  Werth  angegebene  Summe  als  Sicher- 
heit in  der  englischen  Bank  deponirtund  in  Beziehung  auf  die 
Entschädigung  eine  Schuldverschreibung  mit  seinem  Siegel 
and  unter  Stellung  zweier  Bürgen,  deren  Tauglichkeit  in 
Ermangelung  einer  Uebereinstimmung  durch  das  Handels- 
amt (früher  durch  zwei  Friedensrichter)  ausgesprochen  werden 
muss,  übergibt  (sect.  85),  Dieses  Depot  dient  den  zu  ent- 
schädigenden Parteien  als  Caution  dafür,  dass  der  Inhalt 
der  Schuldverschreibung  genau  erfüllt  werden  wird.  Ist 
letzteres  geschehen,  so  wird  das  Depot  dem  Enteigner  zu- 
rückgegeben, sonst  wird  es  zur  Befriedigung  der  Parteien 
verwendet  (sect.  83,  87).  Wenn  der  Enteigner  ohne  Ein- 
willigung des  Enteigneten  gemäss  sect.  85  die  Grundstücke 
in  Besitz  nimmt,  so  kann  der  Enteignete  die  Initiative 
zur  Einleitung  des  Abschätzungsverfahrens  ergreifen ;  er 
kann  gemäss  sect.  68  seinen  Entschädigungsansj)rucli  er- 
heben ;  kommt  eine  gütliche  Vereinbarung  über  die  Ent- 
schädigung nicht  zu  Stande,  so  muss  der  Enteigner,  wenn 
er  sich  nicht  über  ein  Schiedsgericht  einigt,  oder  innerhalb 
21  Tagen  eine  Jury  einberuft,  die  in  Anspruch  genommene 
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Entschädigungssumme  nebst  den  Kosten  des  Verfalirens 
bezahlen;  erfolgt  die  Besitznahme  in  mala  fiile  ohne  Ein- 
willigung des  Enteigneten  und  ohne  vorausgegangene  Be- 
zahlung resp.  Deponirung  der  Entschädigung,  so  muss  der 
Enteigner  ausser  dem  Schadenersatze  in  Folge  der  eigenmäch- 
tigen Besitzergreifung  eine  Strafe  von  10  Pfd.  an  den  Be- 
sitzer bezahlen,  bei  Fortsetzung  des  ungerechten  Besitzes 
trotz  der  Verurtheilung  zu  dieser  Strafe  eine  Strafe  von 
25  Pfd.  für  jeden  Tag  der  weiteren  ungesetzlichen  Inne- 
habung  (seet.  89i.  Sind  die  Bedingungen  der  Besitz- 
ergreifung erfüllt  und  die  Partei  weigert  sich  den  Besitz 
zu  übergeben,  so  wird  der  Enteigner  durch  den  Sheriff  ein- 
geführt (sect.  91). 


ZvL^a>t,X, 


Ad  S.  222:  Das  belgische  Gesetz  vom  27.  Mai  1870 
verschmilzt  das  Verfahren  für  die  vorgängige  Untersuchung 
(enquete)  A^or  der  Feststellung  des  Enteignungsfalles ,  wenn 
diese  durch  eine  königliche  Verordnung  erfolgt,  mit  dem 
Verfahren  für  die  Bestimmung  der  einzelnen  Enteignungs- 
objecte  und  setzt  die  Titel  1  und  2  des  Ges.  v.  ISIU  ausser 
Wirksamkeit.  Von  der  erfolgten  Deponirung  des  Detail - 
planes  im  Gemeindehause  sind  die  Eigenthümer  der  in  den 
betreffenden  Territorien  gelegenen  Grundstücke  ausser  durch 
allgemeine ,  ofticielle  Kundmachung  auch  noch  individuell 
schriftlich  zu  verständigen ,  bei  sonstiger  Nichtigkeit  des 
Verfahrens ;  die  Frist  für  diese  Deponirung  ist  auf  vierzehn 
Tag'e  erweitert  und  beginnt  von  dem  Zeitpunkte  der  allge- 
meinen und  individuellen  Verständigung.  Innerhalb  dieser 
Frist  werden  die  Reclamationen  mündlich  oder  schriftlich 
von  dem  Gemeinderathscollegium  entgegen  genommen. 
Handelt  es  sich  um  eine  Unternehmung  zu  Gunsten  einer 
Gemeinde  oder  Provinz ,  so  hat  der  Gemeinderath ,  resp. 
die  Provincialdeputation  über  die  eingegangenen  Recla- 
mationen  ein  begründetes  Gutachten  abzugeben.  Das  wei- 
tere Verfahren  bleibt  ungeändert. 


Giünliut,  EnteignuTiKsieclit. 
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